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Einleitung
»,Das Gesetz zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin ist mit Art. 74 Absatz 1 Nr. 1 in Verbin-

dung mit Art. 72 Absatz 1 GG unvereinbar und nichtig.

Das Grundgesetz geht von einer in aller Regel abschlieRenden Verteilung der Gesetzgebungskompeten-

zen zwischen Bund und Landern aus.

Regelungen zur Miethdhe fiir frei finanzierten Wohnraum, der auf dem freien Wohnungsmarkt angebo-
ten werden kann (im Folgenden ungebundener Wohnraum), fallen als Teil des sozialen Mietrechts in die
konkurrierende Gesetzgebungszustandigkeit flir das birgerliche Recht im Sinne von Art. 74 Absatz 1 Nr.
1 GG (1.). Mit den §§ 556 bis 561 BGB hat der Bundesgesetzgeber von der konkurrierenden Zustandig-
keit fir das Mietpreisrecht als Teil des birgerlichen Rechts abschlieRend Gebrauch gemacht (2.). Auf-
grund der hierdurch eingetretenen Sperrwirkung verbleibt fiir die Regelungen zur Miethohe in § 1 in
Verbindung mit § 3, § 4, § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1 bis Absatz 4, § 7 MietenWoG BIn kein Raum (3.). Die
Vorschriften lassen sich zudem weder auf den Kompetenztitel ,Recht der Wirtschaft” (Art. 74 Absatz 1

Nr. 11 GG) noch auf Art. 70 GG stiitzen (4.).“*

Mit Beschluss vom 25.03.2021 erklarte das BVerfG den am 23.02.2020 in Kraft getretenen

,Berliner Mietendeckel” fur nichtig.? Dieser hatte die Mietzinse fir ungebundenen Wohn-

raum zum Stichtag 18.06.2019, fiir bis zu zwei Jahre riickwirkend, eingefroren. Anlass fir die

landesrechtliche Regelung waren stark steigende Mietzinse.

In seinem Beschluss vertritt das BVerfG die Ansicht, der Bund habe die konkurrierende

Gesetzgebungskompetenz fiir das Birgerliche Recht, einschlieBlich Regelungen liber den

Mietzins, abschlieRend genutzt.® Hiervon abweichende landesrechtliche Regelungen seien

verfassungswidrig. Diese Entscheidung klart das Kompetenzgefiige zwischen Bund und Land.

Wie sich gegensatzliche Interessen von Mietern und Vermietern in der Praxis ausgleichen las-

sen, bleibt hingegen unbeantwortet.*

A W N P

BVerfG 2 BvF 1/20.
Eingeflihrt durch das MietenWoG BIn.
Wissenschaftlicher Dienst, Gesetzgebungskompetenz.

Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Dissertation die Sprachform des generischen Maskulinums verwen-
det.
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Nachdem der Berliner Mietendeckel gescheitert war, erregte der Berliner Volksentscheid
zur Vergesellschaftung der Wohnungsbestiande groRer Wohnungsunternehmen Aufsehen.®
Parallel stellen Mieterverbdande die Wirksamkeit der Mietpreisbremse infrage und fordern
Nachbesserungen.® Zugleich fiihre die Méglichkeit, Modernisierungskosten auf den Bestands-
mietzins umzulegen, zu ,vollig lUberzogenen Mietpreissteigerungen” und miusse einge-
schrankt werden.’

Andererseits fordern Vermieterverbdande aufgrund des konflikttrachtigen gesetzlichen
Mieterhohungsmechanismus flachendeckend einfache Mietspiegel einzufiihren. Diese Forde-
rung entspricht den Inhalten des am 17.08.2021 im Bundesgesetzblatt veréffentlichten und
am 01.07.2022 in Kraft getretenen Gesetzes liber die Reform des Mietspiegels (MsRG). Hier-
nach missen Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern kiinftig einen Mietspiegel erstel-
len.® SchlieRlich seien die das Eigentumsrecht stark einschrankende Mietpreisbremse und die
Vermutungswirkung des qualifizierten Mietspiegels abzuschaffen.?

Diese Regulierung konnte die jahrliche Umzugsquote von Mietern senken. Bei fiktiv gleich-
bleibender Zahl an Anlassen fur Umziige (z.B. Jobwechsel, neue Partnerschaft und Familien-
zuwachs) missten andere Griinde ursachlich sein. Die Entscheidung fiir einen Umzug beein-
flussen unterschiedliche Parameter, beispielsweise gednderte Bedarfe und wirtschaftliche As-
pekte (z.B. hdherer neuer Mietzins). Uberwiegen die aus einem angedachten Umzug resultie-
renden Nachteile die erwarteten Vorteile, diirfte die Umzugsbereitschaft sinken. Demgemaf
konnten sich im Vergleich zu Bestandsmietzinsen héhere Anfangsmietzinse negativ auf die
Umzugsbereitschaft von Mietern auswirken.

Die Regulierung des Mietzinses betrifft nicht nur deutsche Blirger. Etwa ein Drittel der EU-
Blrger decken ihren Bedarf an Wohnraum durch Mietverhaltnisse. Mietrecht beeinflusst also

die Wohnumstinde vieler EU-Biirger.'° Vor diesem Hintergrund ist iberraschend, dass es zum

5 »,Volksentscheid liber einen Beschluss zur Erarbeitung eines Gesetzentwurfs durch den Senat zur Vergesell-
schaftung der Wohnungsbestinde groRer Wohnungsunternehmen®, abrufbar unter: https://www.ber-
lin.de/wahlen/abstimmungen/deutsche-wohnen-und-co-enteignen/artikel.1040424.php (letzter Zugriff
14.02.2023).

6 Gesetzesantrag des Landes Berlin, BR-Drs. 327/16; DIW, Evaluierung der Mietpreisbremse; Deutscher
Mieterbund, S. 5, DGB.

Deutscher Mieterbund, S. 5-6; DGB.

Art. 1 Ziff. 1 c) bb), Art. 2 Ziff. 1 MsRG (kiinftig § 558c Abs. 4 Satz 2 BGB, § 62 EGBGB); flir mehr Details s.
Landerbericht Deutschland.

9  Haus & Grund, https://www.hausundgrund.de/miet-und-weg-recht (letzter Zugriff 14.02.2023).

10 Der Begriff ,,Mietrecht” wird im Rahmen dieser Arbeit synonym mit ,, Wohnraummietrecht” genutzt.
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einen kein harmonisiertes EU-Mietrecht gibt und zum anderen nur wenige vergleichende Un-
tersuchungen und Koordinierungsansatze in Bezug auf die mitgliedstaatlichen Regelungen
existieren.! Die vorliegende vergleichende Untersuchung im Rahmen des EU-Forschungspro-
jektes ,TENLAW: Tenancy Law and Housing Policy in Multi-level Europe” am Zentrum fiir Eu-
ropaische Rechtspolitik an der Universitit Bremen soll das bestehende Bild ergdnzen.? Ein
Blick in die Vergangenheit und in andere Rechtsordnungen soll Erkenntnisse dartiber liefern,
wie und warum sich bestimmte Regelungen entwickelt haben. Dabei wird versucht zu bewer-

ten, ob sich diese bewahrt haben (best oder bad practices3).
A.l Einfiihrung in die Problematik und Zielsetzung

Jeder Mensch benétigt als Grundlage seines ,Seins” einen (Wohn-)Raum, wo er sich zu-
rickziehen, schlafen, essen, leben und entfalten kann. EU-Blrger decken ihren Bedarf an
Wohnraum vornehmlich, indem sie Eigenheime erwerben (Hauser oder Wohnungen) oder
Wohnraum mieten.

Mietverhaltnisse sind verschiedenen , Mietsektoren” zuzuordnen. Die Mietsektoren sind
in den untersuchten Landern voneinander abweichend eingeteilt. Teilweise sind zwei, in man-
chen Landern auch drei Mietsektoren vorzufinden. Rechtsordnungen mit Dreiteilung differen-
zieren zwischen privatem, 6ffentlichem und sozialem Mietsektor. Gelten fiir den 6ffentlichen
und den sozialen Mietsektor dieselben Regelungen, werden sie als einheitlicher Mietsektor
betrachtet. In dieser Konstellation sind die Mietsektoren zweigeteilt in einen privaten und ei-
nen einheitlichen 6ffentlichen/sozialen Mietsektor.

Auf dem privaten Mietsektor offerieren Privatpersonen oder 6ffentliche/soziale Vermieter,
die keine Forderung in Anspruch genommen haben, Wohnraum zu wettbewerblichen Miet-
zinsen (Marktmiete). Auf dem o6ffentlichen bzw. sozialen Mietsektor agieren 6ffentliche und
private (soziale oder bei der Errichtung von Wohnraum finanziell geforderte) Vermieter. Der
vereinbarte Mietzins liegt unter der Marktmiete. Diese Mietsektoren dienen der Wohnraum-
versorgung sozial schwacher Mieter.

Jedem Mietverhaltnis liegt ein Mietvertrag zugrunde. Dieser regelt die zwischen den Par-

teien vereinbarten Rechte und Pflichten, beispielsweise den Mietzins, die Vertragslaufzeit,

11 Introduction zum TENLAW Project, https://www.uni-bremen.de/jura/tenlaw-tenancy-law-and-housing-po-
licy-in-multi-level-europe/ (letzter Zugriff 14.02.2023).

12 TENLAW Project, http://www.tenlaw.uni-bremen.de/ (letzter Zugriff 12.02.2023).
13 Vgl. Wertungsskala.



Kindigungsmoglichkeiten. Die Hauptleistungspflichten im Mietvertrag sind die zeitweise Ge-
brauchsiberlassung der Wohnung gegen die Zahlung eines Entgelts (Mietzins). Gleich starke
Vertragspartner wirden i.d.R. einen die gegenldufigen Interessen angemessen berlicksichti-
genden Mietzins vereinbaren. Ist die Vertragsparitat gestort, begiinstigt dies nachteilige Ver-
einbarungen zulasten der schwacheren Vertragspartei. Die starkere Vertragspartei kdnnte
sich bevorzugende Regelungen durchsetzen.

Abweichende Verhandlungsstarken wiirden sich auf einem ,,idealen Markt” selbst korri-
gieren. Auf dem idealen Markt beeinflussen Angebot und Nachfrage reziprok den Preis fir
eine Ware: Steigt das Angebot, sinkt der Preis. Sinkt der Preis, steigt die Nachfrage. Steigt die
Nachfrage, steigt der Preis. Steigt der Preis, sinkt die Nachfrage. Sinkt die Nachfrage, steigt das
Angebot. Diese idealtypische Selbstkorrekturfunktion ist auf dem Mietwohnungsmarkt ge-
stort. Angebot, Nachfrage und Preis sind nur bedingt kausal zueinander. Die Nachfrage nach
Mietwohnungen sinkt mit steigenden Preisen kaum. Ausweichmaoglichkeiten fir Mieter be-
stehen nur eingeschrankt (z.B. Eigenheim, Wohngemeinschaften, GroRfamilien in einer Woh-
nung, soziale Vermietung).* Infolgedessen kénnte der Vermieter grundsatzlich eine starkere
Verhandlungsposition haben. Der Mieter bendétigt, auch zu Gberhéhten Mietzinsen, einen
Wohnraum als Lebensgrundlage. Zwar ist auch ein Wohnraumiiberschuss moglich, insbeson-
dere in Ballungsgebieten ist die Nachfrage bei gleichzeitig geringem Angebot jedoch grund-
satzlich hoch.

Gesetzgeber greifen vielfach in das Marktgeschehen ein und reglementieren den Mietzins.
Alle Vorgaben flur den Anfangs-/Bestandsmietzins werden in dieser Arbeit als ,Mieterho-
hungsmechanismen” verstanden. Mieterhéhungsmechanismen wurden erstmals eingefiihrt,
als sich die Vertragsparitat historisch bedingt massiv und einseitig zugunsten der Vermieter
verschob. Die vor diesem Hintergrund zunéchst stark einseitig mieterschiitzenden Regelungen
bedingten ihrerseits ein Ungleichgewicht, das seinerseits Vermieterinteressen schiitzende Re-
gelungen hervorbrachte.

Der Versuch, die Verhandlungsstarken der Vertragsparteien auszugleichen, dient keinem
Selbstzweck. Beim Abschluss von Mietvertrdagen sind auf Seiten beider Vertragsparteien

gleichrangige Rechtsgiter betroffen (z.B. Eigentum (Art. 14 GG), Recht zur freien Entfaltung

14 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Teil 1 Kapitel 1 Rn. 1.
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der Personlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG)). Im Sinne der praktischen Konkordanz sind diese grund-
rechtlich geschiitzten Rechtsgiiter wechselseitig zu beschrianken, um den gegensétzlichen In-
teressen jeweils zur optimalen Geltung zu verhelfen.

Dementsprechend erscheint es sinnvoll, die gesetzlichen Regelungen vorrangig anhand
der (gegenlaufigen) Parteiinteressen zu bewerten. Die Parteiinteressen dirften sich bei Ver-
einbarungen liber den Mietzins besonders deutlich zeigen. Vereinbarungen tGber den Mietzins
regeln den Anfangsmietzins und/oder Anpassungen des Bestandsmietzinses. Hieran anknlp-
fend lautet das erste Ziel dieser Arbeit:

1. Identifizieren, vergleichen und bewerten von Mieterhdhungsmechanismen. Die Er-
kenntnisse aus dem Vergleich der nationalstaatlichen Regelungen der Lander
Deutschland, Osterreich, England und Schottland sollen als Grundlage fiir Eckpunkte
zur Verbesserung von deutschen bad practice-Mieterhéhungsmechanismen dienen.

Die vorgefundenen Regelungen kdnnten landerspezifische, kulturelle und politische Be-
sonderheiten widerspiegeln. Diese blieben bei einer Harmonisierung (Angleichung der Rege-
lungen in den unterschiedlichen Rechtsordnungen) des Mietrechts unbericksichtigt. Deswe-
gen knipft diese Arbeit an die Uberlegung an, dass eine Harmonisierung weder politisch ge-
wollt noch opportun ware und daher auf Basis von best practices Empfehlungen formuliert
werden sollten, die [anderspezifische Besonderheiten berlicksichtigen und ein regulatorisches
Gleichgewicht fordern kénnten.® Korrespondierend mit der europaweit immensen Bedeu-
tung des Mietrechts erweitert die zweite Frage die Perspektive dieser Arbeit:

2. Anhand der Ergebnisse des Vergleichs wird untersucht, ob die in den unterschiedlichen
Rechtsordnungen vorgefundenen Regelungen einer an best practices orientierten Wei-

terentwicklung des Mietrechts auf europdischer Ebene entgegenstehen kdnnten. Im
Fokus steht nicht mehr die Frage, wie sich das deutsche Recht konkret verbessern ldsst,
sondern ob zwischen den Rechtsordnungen Inkompatibilitaten bestehen, die einen ge-

steuerten Prozess der wechselseitigen Orientierung ausschliel3en.

15 Dass England und Schottland mittlerweile nicht mehr der EU angehoren, beeintrachtigt die Untersuchung
der Rechtsordnungen in dieser Arbeit nicht. Wie dargestellt, ist das Mietrecht nicht EU-gepragt. Durch den
Austritt Englands und Schottlands aus der EU hat sich an dem dort geltenden Mietrecht daher nichts ver-
andert. In dieser Arbeit wird aus Griinden der besseren Lesbarkeit vielfach von ,mitgliedsstaatlichen Rege-
lungen” oder ,EU-Mitgliedsstaaten” gesprochen, die englische und schottische Rechtsordnung sind mitge-
meint.

16 Schmid, Tenancy Law, S. 18.



All Gang der Untersuchung

Diese Arbeit vergleicht und bewertet die mitgliedsstaatlichen Regelungen. An dieser Ziel-
setzung orientiert sich ihr Aufbau in vier Hauptteilen:

Der erste Teil stellt die methodischen Grundlagen fiir einen funktionalen Vergleich der na-
tionalstaatlichen Regelungen vor (B.). Hierbei wird auch die Auswahl des Untersuchungsge-
genstands und der betrachteten Linder, Deutschland, Osterreich, England und Schottland er-
ldutert. Das anschlieend entwickelte Wertungssystem dient dazu, die mitgliedsstaatlichen
Regelungen zu vergleichen und als best oder bad practices einzuordnen. SchlieRlich wird das
Wertungssystem fiir den funktionalen Vergleich entwickelt.

Der zweite Teil dieser Arbeit enthilt vier einheitlich gegliederte Landerberichte (C.). Die
Landerberichte bilden die Grundlage fiir den Vergleich im dritten Teil:

Der erste Abschnitt ordnet die Rechtsordnungen aus historischer Perspektive Rechtskrei-
sen zu und skizziert deren Besonderheiten (1). Ob und welche Bedeutung den Rechtskreisen
tatsachlich zukommt, kdnnte sich bei naherer Analyse im dritten Teil zeigen. Diese Einordnung
konnte dazu beitragen, die Entwicklung von Regelungen zu verstehen. Die Zuordnung zu ei-
nem Rechtskreis kdnnte auch relevant dafiir sein, ob sich best practices aus einer Rechtsord-
nung in eine einem anderen Rechtskreis zugehorige Rechtsordnung tibertragen lassen.

AnschlieRend wird das Mieterbesitzrecht dargestellt (2). Es konnte Erkenntnisse dariber
liefern, wie der Gesetzgeber die Rechtspositionen der Mietvertragsparteien zueinander ge-
wichtet. Moglicherweise zeigt sich, welchen Interessen der Gesetzgeber bei widerstreitenden
Positionen grundsatzlich den Vorrang einrdumt. Die gesetzgeberische Wertung kénnte Riick-
schlisse darauf zulassen, wieso der Gesetzgeber Regelungen auf die jeweils konkrete Art und
Weise erlie8 und ob sie auf die deutsche Rechtsordnung libertragbar sind.

Die historische Entwicklung des Mietrechts verdeutlicht Verknipfungen zwischen ge-
schichtlichen Ereignissen und der Gesetzgebung (3). Erst die Kenntnis dieser Zusammenhange
ermoglicht den funktionalen Vergleich. Beispielsweise bestehen zwischen den Vertragspar-
teien strukturelle Unterschiede, die regional voneinander abweichen und sich im Laufe der
Zeit dynamisch verdndern (z.B. groBe Wohnungsknappheit aufgrund von Kriegen, Organisa-
tion einer Mietvertragspartei in Verbanden). Ehemalige best practices konnten sich aufgrund
dieser Veranderungen zu bad practices wandeln. Hieraus konnten Handlungsbedarfe folgen.
Die Darstellung beschrinkt sich auf eine nicht abschlieBende Ubersicht der fiir Mieterhdhun-

gen maRgeblichen Regelungen. Das ,moderne Mietrecht” entwickelt sich in den untersuchten
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Landern seit Beginn des 20. Jahrhunderts, hieran orientiert sich die Darstellung. Die Industri-
alisierung und die durch den Beginn des 1. Weltkriegs hervorgerufene Wohnungsknappheit
verursachten diese nahezu simultane Entwicklung.

Die untersuchten Rechtsordnungen differenzieren zwei, bzw. drei Mietsektoren (4). Auf
diesen gelten unterschiedliche gesetzliche Regelungen. Die Einteilung der Mietsektoren
weicht voneinander ab. Erst die differenzierte Betrachtung der jeweiligen Anwendungsberei-
che und Rechtsgrundlagen ermdoglicht es, die Regelungen miteinander zu vergleichen.

Ausfiihrungen zu materiell-mietrechtlichen Regelungen schlieBen sich an (5). Dieser Ab-
schnitt kategorisiert anhand der fiir den privaten (preisfreien) und offentlichen/sozialen
(preisgebundenen) Mietsektor geltenden Vorschriften die unterschiedlichen Mietvertragsar-
ten. Dies sich entsprechenden Rechtsinstitute vergleicht der dritte Teil miteinander.

Die Darstellung der Mieterh6hungsmechanismen unterscheidet zwischen Anfangs- und
Bestandsmietzinsen (6).

Diese Mieterhéhungsmechanismen sollen auch danach bewertet werden, wie effektiv sie
sind. Dies konnte sich insbesondere daran zeigen, ob und wie der Mieter gegen eine (unbe-
rechtigte) Mieterh6hung intervenieren oder der Vermieter eine (berechtigte) Mieterhohung
auch gegen den Willen des Mieters durchsetzen kann (7). Um diese Frage zu beantworten,
liegt fir die untersuchten Lander unterschiedlich viel Material vor.

Der letzte Abschnitt der Landerberichte fasst deren Ergebnisse zusammen und hebt die
Besonderheiten hervor (8).

Im dritten Teil (D.) dienen die Erkenntnisse aus den Landerberichten als Grundlage fur den
funktionalen Vergleich. Hierbei arbeitet der Vergleich die unterschiedlichen Entwicklungen
und Regelungen ebenso wie ggf. bestehende Gemeinsamkeiten heraus. Das im ersten Teil
entwickelte Wertungssystem dient dazu, die identifizierten Unterschiede und Gemeinsamkei-
ten zu beurteilen.

Der vierte Teil (E.) formuliert Eckpunkte um deutsche bad practice-Mieterhohungsmecha-
nismen zu verbessern. Soweit moglich sollen als Grundlage hierzu good und best practices der
anderen Rechtsordnungen dienen.

Die Ergebnisse des Vergleichs werden darauf untersucht, ob sie einer europdisch orientierten
Weiterentwicklung von Mieterh6hungsmechanismen entgegenstehen. Die begrenzte Lander-

auswabhl in dieser Arbeit erméglicht jedoch keine abschlieBRende Bewertung.



Die Arbeit fasst die Ergebnisse des Vergleichs sowie die daraus entwickelten Empfehlun-

gen und identifizierten Hindernisse abschlieBend zusammen.



B Methodische Grundlagen der Untersuchung

Die Untersuchung nutzt die Methode der funktionalen Rechtsvergleichung.'’” ,Die funkti-
onelle Rechtsvergleichung knlpft an ein gesellschaftliches Problem an und vergleicht die ver-
schiedenen Lésungen in den Lindern sowie deren Wirksamkeit miteinander”.'® Ankniipfungs-
punkt fir den funktionalen Vergleich sind die ,verschiedenen Lésungen” der Lander Deutsch-
land, Osterreich, England und Schottland zu dem ,,gesellschaftlichen Problem" der Mieterhd-
hungsmechanismen im Wohnraummietrecht. Der Vergleich dient dazu, in den untersuchten
Ldndern vorhandenes Wissen zu identifizieren und dieses zur Verbesserung des deutschen
Mietrechts zu nutzen.

Aussagekraftige Erkenntnisse ermoglicht ein funktionaler Rechtsvergleich nur, wenn das
zu untersuchende Problem klar definiert ist (). Die zu untersuchenden Rechtsordnungen sind
abhangig von der verfolgten Zielsetzung zu wahlen (l1). Fur die Aussagekraft der Untersuchung
ist auch das genutzte Wertungssystem essentiell. Dieses muss koharent und transparent sein.
Einen absoluten MaRstab wie in der Mathematik gibt es nicht, daher ist ein subjektiv gepragter,

gleichwohl am Ziel wissenschaftlicher Objektivitdt ausgerichteter MaRstab zu entwickeln (lIl).
B.I Definition und Auswahl des untersuchten Problems

Dasselbe ,,Problem” muss in allen untersuchten Rechtsordnungen existieren. Unterschied-
liche Gesetzessystematiken und Terminologien erh6hen das Risiko, versehentlich Normen zu
vergleichen, die voneinander abweichende Sachverhalte regeln. Dieses Risiko versucht die Ar-
beit zu reduzieren, indem sie sich auf einen zentralen Punkt des Mietervertrags konzentriert.
In allen vier Landern existieren Mietverhaltnisse iber Wohnraum und damit die mieterseitige
Hauptflicht zur Zahlung des Mietzinses. Mietverhaltnisse bestehen nicht aus einem einzelnen
Rechte-Pflichten-Verhaltnis. Vielmehr bildet das Mietrecht insgesamt ein zusammenhangen-
des Regelwerk. Beispielsweise besteht eine enge Verkniipfung zwischen gesetzlichen Mieter-
héhungsmechanismen und dem Kiindigungsrecht des Vermieters. Es erscheint daher nicht
sinnvoll, Mieterhohungsmechanismen isoliert von den Ubrigen vertraglichen Regelungen zu

betrachten.

17 Rusch, Ziele der Rechtsvergleichung, S. 1-2.
18 Rusch, Ziele der Rechtsvergleichung, S. 1.



Die Mieterhéhungsmechanismen dirften fiir sich fir eine vergleichende Untersuchung
besonders eignen, da an ihnen die gegenlaufigen Interessen der Mietvertragsparteien beson-
ders deutlich hervortreten dirften. Zugleich existieren Regelungen hierzu auf allen Mietsek-
toren gleichermalRen. Hierdurch ist die Grundbedingung fiir einen ldnderibergreifenden Ver-

gleich der unterschiedlichen Mietsektoren erfllt.
B.II Die Auswahl der untersuchten Linder

Die Empfehlungen zur Verbesserung deutscher Mieterhéhungsmechanismen soll sich an
good und best practices der verglichenen Rechtsordnungen orientieren. Ein moglichst breites
Spektrum an Lo6sungsmoglichkeiten soll die Arbeit dadurch untersuchen, dass sie mutmalflich
dhnliche bzw. divergierende Rechtsordnungen darauf untersucht, wie diese denselben Sach-
verhalt regeln. Unter dieser Pramisse fiel die Wahl auf Deutschland und Osterreich als Vertre-
ter des kontinentaleuropdischen Rechtskreises, England als Vertreter des common law und
Schottland als ,Zwitter” zwischen dem kontinentaleuropdischen Rechtskreis und dem com-
mon law (sog. mixed jurisdiction).

Dieser Landerauswahl liegt die Annahme zugrunde, dass demselben Rechtskreis angeho-
rende Rechtsordnungen dhnliche und unterschiedlichen Rechtskreisen zuzuordnende Rechts-
ordnungen divergierende Regelungen begiinstigen. Trafe dies wie vermutet zu, wichen die
Regelungen von England und Schottland in groRerem Umfang voneinander ab als die Rege-
lungen von Deutschland und Osterreich. Die deutschen und 6sterreichischen Regelungen un-
terschieden sich ihrerseits starker von den englischen als von den schottischen Regelungen.
Einerseits Deutschland und Osterreich andererseits England und Schottland verbindet eine
zeitweise gemeinsame Entwicklung der Rechtssysteme. Besonders interessant erscheint zu
betrachten, wie die Gesetzgeber auf dhnliche Herausforderungen wahrend der gemeinsamen
Entwicklungszeit bzw. seit der Trennung mit gleichen oder unterschiedlichen Losungen rea-
gierten.

Die Regelungen von Deutschland und Osterreich entwickelten sich nur wenige Jahre wih-
rend des sogenannten Dritten Reichs gemeinsam. Dies liegt bereits tiber 70 Jahre zurlick.
Wenn der dhnliche gesetzgeberische Umgang mit Sachverhalten vom Rechtskreis abhinge,
kénnte man annehmen, dass sich die Regelungen in Deutschland und Osterreich seit Ende des
sogenannten Dritten Reichs vergleichbar fortentwickelt haben missten.

England und Schottland als Mitglieder von GroRbritannien teilten sich seit Beginn des

18. Jahrhunderts ein gemeinsames Parlament. Dieses hatte bis Ende des 20. Jahrhunderts die
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Gesetzgebungskompetenz fir das Mietrecht. Erst seit gut 20 Jahren entwickelt sich das Miet-
recht in den beiden Landern eigenstandig. Die schottischen Regelungen sind fiir die Untersu-
chung gerade aufgrund der ,Zwitterstellung” der Rechtsordnung besonders interessant. Die
sich diesbezliglich stellenden Fragen sind: Hat Schottland gegeniiber den anderen Landern ei-
nen Vorteil, weil es zwei Rechtskreisen angehort? Hat der schottische Gesetzgeber in der
schottischen Rechtsordnung, die (iber viele Jahrhunderte durch ein Zusammenspiel zweier
Rechtskreise wuchs, die der Denkweise eines Rechtskreises entspringenden bad practices be-

reits identifiziert und ersetzt?
B.1l Wertungssystem

Die Mieterhéhungsmechanismen sind mithilfe eines Wertungssystems zu beurteilen. Die-
ses Wertungssystem muss zum einen Wertungskriterien bereitstellen, um die nationalstaatli-
chen Regelungen funktional miteinander zu vergleichen und zum anderen mittels Wertungs-

skala die unterschiedlichen ,Zielerreichungsgrade” abbilden.
B.lll.1 Wertungskriterien

Ein Mietvertrag ist ein zweiseitiges Rechtsgeschaft. Hieraus ergeben sich zwei unterschied-
liche Interessenlagen. Den beiderseits gleichermalien berechtigten Interessen hat der deut-
sche Gesetzgeber im Wege der praktischen Konkordanz jeweils zur optimalen Geltung zu ver-
helfen.'? Die in dieser Arbeit zugrunde gelegten (gegenlaufigen) Parteiinteressen und die da-
raus abgeleiteten Bewertungskriterien lauten:

Rechtssicherheit: Beide Vertragsparteien dirften ibereinstimmend ein grof3es Interesse
an Rechtssicherheit haben. Eine klare, vorhersehbare und bestdndige Rechtslage fordert
Rechtssicherheit. Hieran ankniipfend untersucht die Arbeit, ob gesetzliche Mieterh6hungsme-
chanismen einen addaquaten Anwendungsbereich haben. Der Anwendungsbereich wird als
adaquat betrachtet, wenn er anhand sachlicher Griinde das anwendbare Recht differenziert
und dieselben Regelungen gelten, soweit solche Griinde fehlen. In die Bewertung flieBt ein,
ob in zeitlicher Hinsicht oder fir unterschiedliche Wohnraumtypen einheitliche Regelungen
existieren. Einfluss auf die Rechtssicherheit dirfte auch haben, inwieweit die Regelungen dis-
positiv sind. Dispositive Regelungen kdnnen ambivalent wirken. Je flexibler der gesetzliche

Rahmen ist, desto umfangreicher konnte die starkere Vertragspartei sich selbst beglinstigende

19 In Deutschland regelt Art. 3 Absatz 1 GG, dass vor dem Gesetz alle gleich sind.
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Regelungen durchsetzen. Auf der anderen Seite kdnnte ein flexibler Rahmen bedarfsorien-
tierte, individuelle Gestaltungsmoglichkeiten ermoglichen. Bei der Bewertung ist zu berlick-
sichtigen, ob die Dispositivitat den beiderseitigen Parteiinteressen dient oder droht die schwa-
chere Mietvertragspartei einseitig zu belasten. SchlieRlich diirfte die bestdandigste Rechtslage
den Beteiligten nur dann Rechtssicherheit vermitteln kdnnen, wenn sie praktikabel ist. Fir die
Parteien auffindbare, transparente und verstandliche gesetzliche Grundlagen diirften beson-
ders praktikabel sein.

Hieran orientiert sich das Bewertungskriterium: Sind die gesetzlichen Mieterh6hungsme-
chanismen rechtssicher? Sind einheitliche/addaquate gesetzliche Regelungen vorhanden?
Kann der einzelne Rechtsanwender iberblicken, welche Rechte und Pflichten er hat? Sind die
gesetzlichen Regelungen angemessen dispositiv (Uberschneidung mit ,,Flexibilitdt“ aus Punkt

2.)? Wessen Vorteil dient die Dispositivitat?

Kriterium: Rechtssicherheit

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden?

Ist der sachliche Anwendungsbereich addquat?

Sind die Regelungen angemessen dispositiv?

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver-

standlich)

Ausbalancierte Regelung auf dem privaten Mietsektor: Der Vermieter diirfte grundsatz-
lich ein Interesse daran haben, sein Eigentum zur Vermdégensmehrung einzusetzen. Entspre-
chend will er durch vermieteten Wohnraum i.d.R. einen moglichst hohen Gewinn erzielen (un-
mittelbare Folge).2° Kann er einen solchen nicht im gewiinschten MaRe realisieren, sinkt fur
ihn der Anreiz zu vermieten. Zugleich dirfte der Vermieter flexibel Gber sein Eigentum verfi-
gen wollen, beispielsweise, wenn er einen wirtschaftlich vorteilhafteren Vertrag abschlieRen
konnte oder er sich mit dem Mieter streitet. Zur Gewinnmaximierung wahrend insbesondere
langjahrigen Mietverhaltnissen, kommt es dem Vermieter entgegen, den Mietzins an gean-
derte Marktverhaltnisse anpassen zu kdnnen. RegelmaRig dirfte der Vermieter zudem ein In-
teresse daran haben, sein Eigentum in einem guten Zustand zu erhalten. Von Modernisie-
rungsmaBnahmen hat er hingen keinen unmittelbaren Nutzen, da er den Wohnraum nicht

selbst bewohnt. Anreize dafiir Instandhaltungs- und/oder ModernisierungsmalRnahmen

20 Schmid, Tenancy Law, S. 10.
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durchzufiihren, kénnte es bieten, wenn der Vermieter die Kosten auf den Mietzins umlegen
dirfte.

Die sich aus der Vermietung ergebenden Vorteile fir den Vermieter kénnen sich auch aus
mittelbaren Folgen (z.B. steuerlichen Beglinstigungen) ergeben. Mittelbarer Nutzen von Mo-
dernisierungsmallinahmen kénnte zudem sein, dass der Vermieter zuverlassigere und langfris-
tigere Mieter findet, wenn er einen gewissen Wohnstandard bietet oder dass er bei Neuab-
schluss von Mietvertragen héhere Mietzinse fordern kann. Jede Untersuchung eines Themen-
gebietes erfordert jedoch, sich inhaltlich auf bestimmte Aspekte zu beschrdanken. Mittelbare
Folgen sind daher nicht Gegenstand dieser Arbeit.

Die Interessen des Mieters dirften denen des Vermieters vielfach diametral entgegenste-
hen. Er durfte besonders an einem niedrigen Mietzins interessiert sein. Daneben kénnte fir
ihn eine gewisse Qualitat des Wohnraums bzw. das Preis-Leistungs-Verhadltnis relevant sein.
Anders als der Vermieter kann sich der Mieter nicht ohne Weiteres vom Mietmarkt zurlickzie-
hen. SchlielRlich dirfte der Mieter an Planungssicherheit (z.B. gleichbleibender Mietzins und
Kindigungsschutz) interessiert sein. Er trifft im Hinblick auf seine Wohnung i.d.R. viele Dispo-
sitionen (z.B. Anschaffungen, Arbeitsstelle, Freunde und Mitgliedschaften). Ohne gesetzlichen
Rahmen bestiinde das Risiko, dass der Vermieter den Mietzins auf einen Betrag anhobe, wel-
chen der Mieter lediglich aufgrund seiner sozialen oder beruflichen Bindung zahlen wiirde.?!

Diese gegenlaufigen Interessen skizzieren die enge Verkniipfung von Kiindigungsschutz
und Mieterhdhungsmechanismen. Bestiinde kein Kiindigungsschutz, kdnnte der Vermieter
den Mietvertrag schrankenlos kiindigen und Mieterhéhungen mittels eines neu angebotenen
Mietvertrags zu gednderten Konditionen durchsetzen.

Neben den Bestandsmietern gibt es auch Neumieter. Diese dirften ein Interesse daran
haben, vor willklrlich hoch festgelegten Anfangsmietzinsen geschiitzt zu werden. Sie haben
zwar noch keine Dispositionen fiir eine konkrete Wohnung getroffen, vielfach bestehen je-
doch faktische Zwéange, in eine bestimmte Region zu ziehen. Insbesondere in Ballungsgebieten,
in denen fir viele potentielle Neumieter wenige Wohnungen verfugbar sind, kénnten Vermie-
ter ihre starke Verhandlungsposition ausnutzen.

Auch zwischen Neu- und Bestandsmietern besteht ein Spannungsfeld. Ein starker Be-

standsmieterschutz konnte negative Folgen fir potentielle Neumieter haben. Bestandsmieter,

21 Vgl. zum gesamten Absatz Blank/Borstinghaus, Vorb. §§ 557-561 Rn. 2.
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die vor Mieterhohungen und vermieterseitigen Kiindigungen gut geschiitzt sind, kdnnten an-
statt umzuziehen beispielsweise lange Arbeitswege akzeptieren, um diese glinstigen Konditi-
onen zu behalten. Dies konnte das Angebot an Wohnraum in bestimmten Regionen verknap-
pen, was hohere Mietzinse fir Neuvertrdge bedingen konnte. Stark eingeschrankte Moglich-
keiten den Bestandsmietzins zu erhohen kdnnten zudem dazu fihren, dass Vermieter den An-
fangsmietzins besonders hoch ansetzen, um spatere Erhohungen vorwegzunehmen.

Der Vergleich untersucht, ob alle Mieter gleichwertigen Schutz genieBen und ob die Rege-
lungen zwischen verschiedenen Mietergruppen sachgerecht differenzieren (z.B. Neu- und Be-
standsmieter oder Mieter, welche zu unterschiedlichen Zeitpunkten Mietvertrage geschlos-
sen haben).

Hieran orientiert sich das Bewertungskriterium: Sind die gesetzlichen Mieterh6hungsme-
chanismen im privaten Mietsektor ausbalanciert? Verhelfen diese den berechtigten Interes-
sen der Beteiligten (Vermieter, Neu- und Bestandsmieter, Mietvertragsabschluss zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten) angemessen zur Geltung? Die Arbeit betrachtet diese Frage sowohl
in Bezug auf die Erzielung des maximalen Gewinns bzw. die Aussicht auf bezahlbaren Wohn-
raum (Preis-Leistungs-Verhaltnis, die Hohe des Anfangs- und Bestandmietzinses) als auch in
Bezug auf die Flexibilitat (bezlglich der gesetzlichen Regelungen bzw. Parteivereinbarungen,
Modernisierungszuschldage, Anpassung des Mietzinses an gednderte Umstiande) und die Si-
cherheit vor willkiirlichen Mieterhohungen und Kiindigungen (Durchsetzbarkeit von berech-

tigten und Schutz vor unberechtigten Mieterhohungen).

Kriterium: Ausbalancierte Regelung

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenldufiger Interessen? (bezogen auf den Anfangs-

/Bestandsmietzins, Marktorientierung, Qualitat der Wohneinheit)

Bieten die Regelungen die erforderliche Flexibilitat? (Modernisierung, Neubau)

Besteht fir beide Vertragsparteien ausreichend Planungssicherheit?

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern angemessen beriicksichtigt?

Besondere Mieterschutzregelungen im sozialen/6ffentlichen Mietsektor: Nicht alle Mie-
ter kdnnen sich Wohnraum auf dem privaten Mietsektor leisten. Untersucht wird, ob die na-
tionalstaatlichen Regelungen o6ffentliche/soziale Mietsektoren mit besonderen Mieterschutz-
regelungen vorsehen. Die Versorgung der Mietergruppe nicht allein der 6ffentlichen Hand (6f-

fentlicher Mietsektor) aufzuerlegen, erscheint zielfihrend. Auch soziale Private (sozialer Miet-
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sektor) und kommerzielle Private, die sich im Gegenzug fiir Forderungen zeitweise einer Preis-
bindung unterwerfen, diirften sich positiv auswirken. Mietangebote auf unterschiedlichen
Mietsektoren berlicksichtigen die Bedarfe der Mietergruppe mutmaRlich flexibler. Zudem
dirften staatliche Forderungen Investitionen Privater in den Wohnungsbau anregen, was ein
grofReres Wohnungsangebot fordern kdnnte.

Der oOffentliche/soziale Mietsektor ist den Marktkrdften nur eingeschrankt ausgesetzt.
Dies gilt insbesondere fiir das i.d.R. bestehende Vermieterinteresse an einem maoglichst gro-
Ben Gewinn. Im Vordergrund steht vielmehr die besondere Schutzbedirftigkeit der Mieter.
Die Vermieterinteressen stehen hierhinter grundsatzlich zurtick. Vor diesem Hintergrund ist
es von besonderem Interesse, ob und wie sich die Mieterh6hungsmechanismen zwischen den
Mietsektoren unterscheiden.

Hieran orientiert sich das Bewertungskriterium: Gewadhrt ein subventionierter Mietsektor
»Schwachen Mietern“ besonderen Schutz? Erhalten schwache Mieter Wohnraum zu unter
der Marktmiete liegenden Mietzinsen? Berlicksichtigen Mieterhéhungsmechanismen in die-
sem Mietsektor die besondere Schutzbedirftigkeit der Mieter? Zeigt sich die besondere
Schutzbedirftigkeit der Mietergruppe auch in den librigen Regelungen des Mietvertrags? Be-
stehen auch fir private Vermieter Anreize, auf diesem Mietsektor zu agieren? Lassen sich

good oder best practices aus diesem Mietsektor auf den privaten Mietsektor lGbertragen?

Kriterium: Besondere Mieterschutzregelungen (sozialer/offentlicher/preisgebundener

Mietsektor)

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden?

Ist der sachliche Anwendungsbereich addquat?

Sind die Regelungen angemessen dispositiv?

Bieten die Regelungen Anreize flr private Vermieter auf dem sozialen Mietsektor zu agie-

ren?

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, verstandlich)

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger Interessen unter besonderer Beriick-
sichtigung des Mieterschutzes? (Hohe des Mietzinses, Marktorientierung, Qualitdt der

Wohneinheit)

Besteht fir beide Vertragsparteien ausreichend Planungssicherheit?

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern angemessen beriicksichtigt?
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Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, erkennbar abweichende praktische

Bediirfnisse, Probleme der Dispositivitat)

Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz: Die ersten drei Wertungskriterien betrachten
den gesetzlichen Rahmen. AnschlieBend wird analysiert, ob sich die Praxis innerhalb des ge-
setzlichen Rahmens bewegt. Die ausbalanciertesten Regelungen bieten den Beteiligten keinen
Vorteil, wenn sie diese faktisch nicht beachten. Die Arbeit untersucht daher, ob schwerwie-
gende Theorie-Praxis-Abweichungen (Soll-Ist-Relation) bestehen. Es wird versucht nachzuvoll-
ziehen, wie sich etwaige Abweichungen entwickelt haben sowie welche Konsequenzen hie-
raus fur die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien resultieren. Folgen Theorie-Praxis-Ab-
weichungen praktischen Bediirfnissen? Beispielsweise kdnnte ein fehlender Mieterh6hungs-
mechanismus dazu fiihren, eine Mieterh6hung durch eine méglicherweise zulissige Ande-
rungskiindigung zu kompensieren. Andererseits kdnnten Vermieter bestehende Regelungen
umgehen, wenn zwar Mieterhéhungsmechanismen bestehen, parallel aber Anderungskiindi-
gungen zuldssig wadren. Existieren gesetzliche Regelungen, sind diese jedoch vollsténdig dis-
positiv, konnte die stdrkere Partei siebevorzugende Regelungen diktieren. Um Rechte und
Pflichten durchzusetzen, bedarf es eines effektiven Rechtsschutzes. Soll-Ist-Abweichungen
dirften insbesondere dann entstehen, wenn eine Partei die ihr zustehenden Rechte nicht
wirksam durchsetzen kann.

Hieran orientiert sich das Bewertungskriterium: Liegt eine Soll-Ist-Abweichung zwischen
Theorie (Soll) und Praxis (Ist) vor? Wird die Zielsetzung des Gesetzes erreicht oder umgangen?
Wie beeintrachtigt dies die Rechtsstellung der Betroffenen? Darliber hinaus untersucht die
Arbeit, ob die Abweichungen aus der fehlenden Vertragsparitat, aus durch den Gesetzgeber

Ubersehenen praktischen Bediirfnissen oder einem unwirksamen Rechtschutz resultieren.

Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz

Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, erkennbar abweichende praktische

Bedurfnisse, Probleme der Dispositivitat)

Bestehen wirksame Rechtsschutzmoglichkeiten? (Schutz vor Willkiir)

B.lll.2 Wertungsskala

Fiir beide Vertragsparteien ausgeglichene Vertrage kommen auf einem freien Markt

grundsatzlich nur zustande, wenn die Vertragsparteien gleichstark sind. Um den jeweiligen
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Interessen optimal zur Geltung zu verhelfen, sind die mietrechtlichen Regelungen so auszuba-
lancieren, dass sie die Schwéache einer Mietvertragspartei ausgleichen. Die Gesetzgeber der
untersuchten Mitgliedsstaaten durften die jeweils bestehenden Interessenlagen ihrerseits be-
wertet haben und das Ergebnis dieser Bewertung diirfte sich in den nationalstaatlichen Rege-
lungen wiederfinden.

Doch auch die teleologisch und grammatikalisch betrachtet ausgewogensten mietrechtli-
chen Regelungen kdnnen nur dann zur Vertragsparitat beitragen, wenn sie wirksam sind. Um
die ,,Wirksamkeit” der mietrechtlichen Regelungen untersuchen zu kdnnen, ist dieser unbe-
stimmte Begriff zu definieren: (Formal) wirksam ist ein Gesetz, welches ab dem Zeitpunkt sei-
nes Inkrafttretens gilt. Es kann jedoch, obwohl es formal wirksam ist, faktisch wirkungslos blei-
ben. Es ist wirkungslos, wenn es den von ihm erfassten Sachverhalt nicht nach Vorstellung des
Gesetzgebers |6st, etwa, weil es die intendierten (Rechts-)Folgen faktisch nicht herbeifihrt.
Eine solche Regelung ist nach dem Verstandnis dieser Arbeit nicht wirksam. Als wirksam (ef-
fektiv) wird ein Gesetz verstanden, welches tatsdchlich geeignet ist oder dazu beitragt, das mit

|ll

ihm verfolgte Ziel zu erreichen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass das jeweilige ,Ziel” weder
absolut noch unverriickbar ist. Zwar sind den Gesetzesbegriindungen Erwagungsgrinde zu
entnehmen, diese sind jedoch landerspezifisch gepragt und orientieren sich an keinem ein-
heitlichen, objektiven Malstab.

Diese Arbeit bewertet die unterschiedlichen ,Zielerreichungsgrade” aller Regelungen an-
hand eines einheitlichen MaRstabs. Dieser Mal3stab soll transparent machen, warum eine Re-

gelung als best oder bad practice anzusehen ist und inwiefern eine Mehrbericksichtigung der

einen oder anderen Interessenlage die Einordnung beeinflussen konnte.

Wertungsstufen | Erlauterung

bad practice Eine gesetzliche Regelung ist nicht vorhanden oder intransparent und
tragt nicht erkennbar zum angemessenen Ausgleich der betroffenen In-
=0 teressen bei. Sie steht in keinem sachlichen Zusammenhang mit aktuel-
len tatsachlichen Gegebenheiten oder entfaltet keinerlei praktische Wir-
kung, da das ,Ist” erheblich vom ,Soll“ abweicht oder sie nicht durch-

setzbar ist.

minimum level Die gesetzliche Regelung soll erkennbar zum Ausgleich der betroffenen
Interessen beitragen. Dies gelingt jedoch nur mit Einschrankungen. Die

=1 Regelung ist wenig transparent, sehr einseitig schiitzend, obwohl dies
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nicht erforderlich ist oder entfaltet nur in geringem MaR praktische Wir-

|ll

kung, da das , Ist” teilweise vom ,Soll“ abweicht oder die tatsachliche

Durchsetzung nur eingeschrankt moglich ist.

good practice Die gesetzliche Regelung ist transparent, tragt erkennbar und nachvoll-
ziehbar zum angemessenen Ausgleich der Interessen bei. Die Regelung
=2 steht in erkennbarem Zusammenhang mit einer identifizierten Problem-
lage und I6st diese auf, ohne hierdurch unangemessen in anderweitige
Interessen einzugreifen. Der jeweils in seinen Rechten Beeintrachtigte

kann diese durchsetzen.

best practice Die gesetzliche Regelung ist der Zielerreichung in besonderer Weise
dienlich. Die Regelung ist transparent, tragt erkennbar und nachvollzieh-
=3 bar zum angemessenen Ausgleich der Interessen bei. Die Regelung steht
in erkennbarem Zusammenhang mit einer identifizierten Problemlage
und I6st diese auf, ohne hierdurch unangemessen in anderweitige Inte-
ressen einzugreifen. Der jeweils in seinen Rechten Beeintrachtigte kann
diese durchsetzen. Darlber hinaus ermdéglicht die Regelung eine flexible

Reaktion auf sich andernde tatsachliche Umstande.

Die Wertungskriterien sind nicht allgemeingiiltig. Sie sind zwar sachlich begriindet (Ver-
such der Objektivierung), aber gleichwohl subjektiv gewahlt. Denkbar waren auch andere Kri-
terien. Insbesondere vor dem Hintergrund abweichender gesellschaftlicher, politischer und
kultureller Gegebenheiten und Traditionen diirften die Kriterien und ihre Gewichtung unter-
schiedlich ausfallen. Auch eine Bewertung erfolgt immer aus einer spezifisch gepragten Per-
spektive. Zu bewerten, ob eine Regelung ausgeglichen ist, kann daher immer nur der Versuch

sein, abstrakt und objektiv festzustellen, ob diese gegenlaufige Interessen ausbalanciert.
B.IV Zugrunde gelegtes Material und Stand der Wissenschaft

Trotz der skizzierten Relevanz existieren bisher nur wenige vergleichende Untersuchungen
im Bereich des europaischen (Wohnraum-)Mietrechts.

Basis dieser Arbeit sind die im Rahmen des Projektes TENLAW erstellten Landerberichte,
Untersuchungen der Struktur nationaler Wohnungsmarkte und Regelungen sowie Literatur

zur Entwicklung der nationalen Mietrechte.
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Vielfach stellen die vorgefundenen Materialien die Entwicklung der tatsachlichen Verhilt-
nisse (z.B. Statistiken von Regierungsorganisationen, Forschungsinstituten oder privatwirt-
schaftlichen Unternehmen) und die jeweilige Rechtslage lediglich deskriptiv dar (z.B. Kom-
mentare oder Broschiiren von Regierungsorganisationen und Interessensverbinden).

Diskussionspapiere und Presseartikel beziehen sich ebenfalls auf nationale Besonderhei-
ten. Soweit vorhanden, wurden Gesetzesmaterialien genutzt.

Rechtsvergleichende Untersuchungen der Mieterhéhungsmechanismen im Wohnraum-
mietrecht gibt es weder im vorliegenden Umfang und Tiefe noch im Hinblick auf die in dieser
Arbeit untersuchten Lander und Schwerpunkte. Die wenigen gegenliberstellenden Untersu-
chungen vergleichen abstrakt die Struktur der Mieterhohungsmechanismen, ohne hierbei die
tatsachlich geltenden Regelungen im Einzelnen zu betrachten. Diese Untersuchungen berih-
ren zudem meist nur Teilaspekte dieser Arbeit (z.B. das Besitzrecht, die Abgrenzung und Un-
terschiede der Mietsektoren zueinander) oder des Mietwohnungsmarktes im Allgemeinen
(z.B. 6konomische Aspekte von Mietregulierungen, abgeleitete Auswirkungen auf die GroRRe
des Mietsektors). Sie haben mehrheitlich zum Ziel, kausale Verkniipfungen zwischen der fluk-
tuierenden GrolRRe der Mietsektoren und der Regelungsdichte zu identifizieren und zu erklaren,
wieso historische Herausforderungen ahnliche bzw. unterschiedliche Auswirkungen hatten.
Hierzu gehort unter anderem der Buchband ,, Tenancy Law and Housing Policy in Europe”, wel-
cher die vielfdltige und komplexe Verankerung der Wohnungspolitik, der Wohnungsmarkte
und ihrer rechtlichen Regulierung in ganz Europa betrachtet.??

Die wissenschaftliche Diskussion findet bisher haufig zwischen zwei Standpunkten statt:
Regulierung ja oder nein. Diese rein abstrakte und dualistische Betrachtung erscheint jedoch
wenig zielfihrend. Denn eine bestimmte Regulierungsdichte ist kein Indikator fir Nachteile
einer Mietvertragspartei. Auch wenige bad practices konnen die Interessen einer Vertragspar-
tei stark beeintrachtigen.

Deswegen stehen in dieser Arbeit die Interessen der Vertragsparteien im Vordergrund. Sie
bilden den Ausgangspunkt fiir die vorgeschlagenen Eckpunkte zur Verbesserung des deut-
schen Mietrechts. Statt weitere Argumente fiir oder gegen mietrechtliche Regulierungen auf-
zuzeigen, soll auf der Grundlage von best und good practices ein adaquater Interessensaus-

gleich zwischen den Parteien erreicht werden.

22 Schmid, Tenancy Law.
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o Landerberichte
Die folgenden vier Landerberichte strukturieren die rechtlichen Grundlagen fiir die ver-
gleichende Untersuchung der Mieterhéhungsmechanismen in den Lindern Deutschland, Os-

terreich, England und Schottland.
C.l Deutschland
C.l.1 Rechtskreis

Die deutsche Rechtsordnung gehort dem kontinentaleuropéischen Rechtskreis an.?® Bis
zur Einfihrung der Zivilrechtskodifikationen im 18. und 19. Jahrhundert galt in Deutschland
das dem rémischen Recht entstammende ius commune.?* Dieses pragten seinerseits sowohl
das romische als auch das germanische Recht.?> Bei der Rezeption in deutsches Recht beein-
flussten sich diese Strémungen reziprok.2®

Typisch fur den kontinentaleuropdischen Rechtskreis sind kodifikatorische Regelungen
abstrakter Sachverhalte.?” In Deutschland bedarf jeder Eingriff in die Rechtssphire eines Biir-
gers einer gesetzlichen Ermachtigungsgrundlage (Vorbehalt des Gesetzes). Uber sogenannte
Generalklauseln konnen die Gerichte, das Recht auf konkrete Sachverhalte flexibel anwenden.
Bei der Rechtsanwendung sind die Gerichte durch vorangegangene Entscheidungen grund-
satzlich nicht gebunden. Sie konnen ihre Rechtsansicht mithin andern. Eine Bindungswirkung
entfalten ausnahmsweise verbindliche Vorgaben fiir die Auslegung einfachen (nicht verfas-
sungsrechtlichen) Rechts enthaltende Entscheidungen des BVerfG.28 Dariiber hinaus beein-
flusst die Rechtsprechung hoéherinstanzlicher Gerichte die Entscheidungen untergeordneter
Gerichte. Diese orientieren sich im Falle des Mietrechts vorzugsweise an der Rechtsprechung
des BGH. Dieser Mechanismus fordert Rechtssicherheit. Die Prozessparteien kdnnen sich
grundsatzlich darauf verlassen, dass Gerichte erneut im bereits abgeurteilten Sinne entschei-

den. Dariiber hinaus steht den Parteien der Instanzenzug offen und sofern nicht malRgebliche

23 Teilweise auch als ,Rechtsfamilie” bezeichnet.

24 Bayern (Codex Maximillianeus Bavaricus Civilis, 1756), PreuRen (Allgemeines Landrecht flr die PreuRischen
Staaten, 1794), Sachsen (Sachsisches Burgerliches Gesetzbuch, 1863), Cornelius/Rzeznik, Report Germany,
S. 78.

25 Weber, Rechtstraditionen, S. 6-7.
26 Quaisser, Mietrecht im 19. Jahrhundert, S. 80; Weber, Rechtstraditionen, S. 6-7.
27 Weber, Rechtstraditionen, S. 6-7.

28 BVerfGE 40, 88.
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Abweichungen vorliegen, entscheidet jedenfalls der BGH grundsatzlich im Sinne seiner bishe-
rigen Rechtsprechung. SchlieBlich tragt auch eine gewohnheitsrechtliche Selbstbindung der
Gerichte zur Rechtssicherheit bei. Hat sich eine bestimmte Rechtsprechung verfestigt, diirfen

Gerichte nicht willkirlich von dieser abweichen.??
C.l1.2 Besitzrecht der Mieter

Im romischen Recht war der Besitz nicht in mehrere (Teil-)Besitzrechte aufgespalten. Ein
Mieter hatte keine Besitzschutzrechte an der Mietsache.3 Diese standen ausschlieRlich dem
Eigentlimer zu. Einflisse des germanischen Rechts fiihrten zu der Aufteilung des Besitzrechts
in mittelbaren und unmittelbaren Besitz.3! Fiir beide Formen des Besitzes normiert das BGB
Schutzrechte.

Nach heutigem kontinentaleuropdischem Rechtsverstandnis ist das Eigentumsrecht teil-
bar. Nicht méglich ist hingegen unterschiedliche Eigentumsrechte aufzuspalten.3? So kann
Bruchteileigentum oder Gesamthandeigentum mehrerer Personen an einer Sache bestehen.
Nicht moglich ist hingegen, Volleigentum mehrerer Personen an derselben Sache. Besitz be-
griindet kein Eigentumsrecht. Der Mietvertrag vermittelt dem Mieter fir die Dauer des Miet-
verhiltnisses lediglich einen schuldrechtlichen Anspruch auf Ubergabe der Mietsache.3? Das
Recht auf Besitz an der Mietsache besteht erst ab Ubergabe.3* Hierfiir steht auch der Termi-
nus der ,,Verdinglichung’ obligatorischer Besitzrechte durch Besitzerlangung seitens des Be-
rechtigten”.3®

Obwohl das Recht des Mieters ausschlieBlich schuldrechtlich ist, gilt es auch gegeniiber
einem Erwerber von vermietetem Wohnraum.3® Der Erwerber des Wohnraums tritt im Rah-
men der Einzelrechtsnachfolge in die Rechte und Pflichten des bisherigen Eigentlimers ein.
Der Mietvertrag bindet ihn, wie seinen Rechtsvorganger. Einer dinglichen Berechtigung des

Mieters bedarf es aus diesem Grund nicht.

29 Art. 3 Absatz 1 GG.

30 Quaisser, Mietrecht im 19. Jahrhundert, S. 74, 79.
31 Quaisser, Mietrecht im 19. Jahrhundert, S. 79.

32 Schmid/Hertel, Real Property Law, S. 12.

33 Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 17.

34 §§ 858 ff. BGB.

35 Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 18.

36 §566 BGB.
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Allerdings ist eine Tendenz zur ,Verdinglichung” des Mietrechts im Wohnraummietrecht
sowohl in der Rechtsprechung des BVerfG, welche die Miete als ,,Eigentum® im Sinne des Art.
14 GG bezeichnet, als auch vor dem Hintergrund der streng limitierten vermieterseitigen Kiin-
digung von Wohnraummietvertrigen erkennbar.3” Dem Mieter ist die Wohnung als vermé-
genswertes Recht ,ebenso ausschliellich wie Sacheigentum zur privaten Nutzung und zur
freien Verfligung zugeordnet”.38 Diese besonders starke rechtliche Stellung zeigt sich daran,
dass die Besitzschutzanspriiche des Mieters auch gegenliber dem dinglich berechtigten Eigen-

timer (Vermieter) gelten.?®
C.l.3 Historische Entwicklung des Mietrechts

Die Entwicklung von Kindigungsschutz- und Mieterh6hungsmechanismen ist eng mitei-
nander verknupft. Nach Einflhrung einer gesetzlichen Kiindigungsfrist fir Wohnraummietver-
trage im Jahr 1812 im Allgemeinen PreuRischen Landrecht entwickelte sich die Anderungskiin-
digung zum faktisch genutzten Mieterhéhungsmechanismus.“° Regelungen, um den Be-
standsmietzinses zu erhdhen, existierten nicht. Deswegen setzten Vermieter Mietvertrage zu
geanderten Konditionen mittels (Anderungs-)Kiindigung durch.

Ende des 19. Jahrhunderts reglementierten der Mietwuchertatbestand bzw. der allge-
meine Wuchertatbestand im BGB vom 01.01.1900 erstmals den Mietzins. ! Dies dnderte
nichts an den insgesamt vermieterfreundlichen Regelungen des BGB. Die schwer feststellba-
ren Voraussetzungen der Wuchertatbestiande und deren zugleich zuriickhaltende Anwendung
durch die Gerichte schitzten Mieter nur wenig.*?

Die mietrechtlichen Regelungen des BGB waren liberwiegend dispositiv.*® Dies nutzten
sich in Hausbesitzervereinigungen organisierende Vermieter, indem sie Mieterrechte in For-

mular-Mietvertragen soweit wie moglich begrenzten.** Die wegen der zunehmenden Indust-

37 BVerfGE 89, 1, 5ff; BVerfG NZM 2000, 539; NJW.RR 2004, 440; NJW 2006, 220; 2009, 1200; Staudinger/Em-
merich, Vorb. § 535 Rn. 17.

38 BVerfG NJW 1993, 2035.
39 BVerfG NJW 1993, 2035 [2036].
40 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 2.

41 §302e StGB, Gesetz vom 24.6.1883, RGBI. 1883, 197; § 138 BGB; Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapi-
tel 1, Rn. 4.

42  Fuld, Mietrecht fur das Deutsche Reich, S.251.
43  Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 2.

44  Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 2.
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rialisierung stattfindende demographische Entwicklung, der Riickgang des Mietwohnungs-
baus ab 1916 und der damit verbundene Riickgang im Wohnungsangebot schwéachten die Po-
sition der Mieter weiter.* Hierdurch geriet die Verhandlungsstarke der Parteien zunehmend
ins Ungleichgewicht.

Dieses Ungleichgewicht zeigte sich in Stadten der Kriegsindustrie am deutlichsten. Die
Reichskriegshafen Kiel und Wilhelmshaven regulierten aufgrund knappen Wohnraums und
ansteigender Mietzinse 1916 erstmals dessen Hohe.*® Seit dem Stichtag 01.03.1916 durften
Vermieter den Mietzins nicht mehr anheben.*’ Fir zum Stichtag unvermietete Objekte muss-
ten Vermieter die zuldssige Vergleichsmiete bestimmen lassen.*® Seither existiert im deut-
schen Mietrecht der Begriff der ,Vergleichsmiete”. Das Verbot von Mieterh6hungen wirkte
jedoch nicht, da Anderungskiindigungen méglich blieben. Dies dnderte sich 1917 erst durch
eine weitere Verordnung, die Kiindigungen nur noch aus wichtigem Grund zulieR.%°

Ein Bauverbot und in Zentren der Kriegsindustrie ziehende Arbeiter verstarkten die Woh-
nungsnot in der Kriegszeit zusatzlich.>® Massenweise Mieterh6hungen folgten. Diesen ver-
suchte der Gesetzgeber, mit drei reichsweit anwendbaren Mieterschutzverordnungen entge-
genzuwirken.>! Die . MSchVO befugte Mieteinigungsamter, nach dem 17.06.1917 ausgespro-
chene Kiindigungen zu kontrollieren und fiir unwirksam zu erklaren.>? Aufgrund der II.
MSchVO konnten Gemeinden mit starker Wohnungsnot dem Vermieter bei Neuvermietung
zu einem héheren Mietzins als bisher, eine Mitteilungspflicht auferlegen.>® Anderungskiindi-
gungen durften an eine vorherige Zustimmung gekoppelt und tGberhéhte Mietzinse auf ein
angemessenes MaR reduziert werden.>* Was eine ,,angemessene Héhe" war, blieb ungeregelt.

Die Ill. MSchVO (1919) ermdoglichte Mietern neu abgeschlossene Mietvertrage bei den

Mieteinigungsamtern zwecks Mietherabsetzung vorzulegen. § 5 Absatz 2 lll. MSchVO nahm

45 Weiss, Die Entwicklung des Mieterschutzes, S. 30; Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 2.
46 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 6

47 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 6

48 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 6

49 Hinkelmann, Die ortslibliche Miete, S. 20f.

50 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 7; Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 2.
51 Hinkelmann, Die ortsiibliche Miete, S. 22.

52 RGBI. 19171, 659; § 1 Absatz 1 Nr. 1 I. MSchVO; Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 8; Haub-
lein/Lehmann-Richter in Wall, Soziales Mietrecht, S. 37; Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 3.
53 RGBI. 1918 |, 1135; Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 8; Hiublein/Lehmann-Richter in Wall,
Soziales Mietrecht, S. 37.
54 §6derll. MSchVO; § 5 Absatz1 Satz 1 Il. MSchVO; Bérstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 8.
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erstmals reichsweit Bezug auf eine , Vergleichsmiete”.>> Anknupfungspunkt war die ,tatsach-
liche Vergleichsmiete”. Ob diese Vergleichsmiete angemessen war, wurde nicht gepriift.>® Das
Ziel, die Rechtsanwendung zu vereinheitlichen, gelang nicht. Die Landeszentralbehdrden setz-
ten die Verordnungen unterschiedlich um, die Mieteinigungsamter wandten sie unterschied-
lich an.®’

Diese Rechtsunsicherheit sollte die preuBische Hochstmietverordnung (HMVO) 1919 be-
seitigen.”® In den Anwendungsbereich der HMVO fielen nur vor dem 01.01.1917 fertigge-
stellte Wohnungen. Den am 01.03.1917 vereinbarten Mietzins durften Vermieter nur um kon-
kret festgelegte Prozentsatze anheben.>® Bestand zu diesem Stichtag kein Mietvertrag, diente
der Gibliche Mietzins als Basis fiir die Berechnung. Der Mietzins sank ipso iure auf den zuldssi-
gen Hochstbetrag.®® § 10 HMVO erméglichte dem Vermieter Investitionen in die Mietsache
durch befristete Mieterhéhungen auf den Mieter umzulegen.®! Neben der HMVO blieben die
drei MSchVOen anwendbar. Die intendierte Vereinheitlichung des Mietrechts blieb aus,
Rechtssicherheit entstand nicht.5?

Die Vereinheitlichung des Mietrechts verfolgte auch das Reichsmietengesetz (RMG 1922),
nach welchem die Parteien den Mietzins erneut frei aushandeln durften.®® Mieter konnten
verlangen, dass der Mietzins auf die gesetzliche Miete nach dem RMG reduziert wird.%* Die
gesetzliche Miete bildete die Friedensmiete von 1914, angepasst um gesetzlich festgelegte Zu-
und Abschlige.®>

Das Mieterschutzgesetz (1923) schaffte die ordentliche Kiindigung seitens des Vermieters

ab.%6 § 49a MSchG pdnalisierte den Mietwucher.®’ Strafbar war, wer eine unangemessene

55 RGBI. 1917 I, 591; Borstinghaus, Mieth6he-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 12; Haublein/Lehmann-Richter in Wall,
Soziales Mietrecht, S. 37; Hinkelmann, Die ortslibliche Miete, S. 24.

56 Hinkelmann, Die ortsiibliche Miete, S. 24.
57 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 14.
58 PrGS 19191, 187; Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 15-17.
59 §2HMVO.
60 §6HMVO.
61 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 19.
62 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 20-21.
63 RGBI. 1922 |, 273; Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 22.
64 Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 22.
65 Ha&ublein/Lehmann-Richter in Wall, Soziales Mietrecht, S. 38.
66 RGBI. 1923 |, 353; Borstinghaus, Mieth6he-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 24; Hiublein/Lehmann-Richter in Wall,
Soziales Mietrecht, S. 38.
67 RGBI. 19261, 317.
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Vergitung forderte.®® Bei der Bewertung als unangemessen war der objektive Nutzungswert
zu beriicksichtigen.®® Der stark regulierte Mietmarkt hemmte Investitionen in den Wohnungs-
bau. Deswegen hob der Gesetzgeber das ebenfalls 1923 erlassene Wohnungsmangelgesetz
(WMG) bereits 1925 wieder auf.”°

Auch in den Folgejahren schwankte das Wohnungsangebot erheblich. Zunachst ent-
spannte sich die Wohnungsknappheit mit dem wirtschaftlichen Aufschwung bis 1930 und an-
schlieBend durch Mietsenkungen, die mit der Wirtschaftskrise einhergingen.’* Die fortschrei-
tende Industrialisierung und die nationalsozialistische Familienpolitik fihrten erneut zu Woh-
nungsnot.”? Aus diesem Anlass fror die Verordnung tber das Verbot von Preiserhdhungen
(PreisstoppVO) den Mietzins erneut auf dem Niveau vom 01.10.1936 ein.”3

Erhebliche Wohnungsnot préagte die Nachkriegszeit.”* Wahrend des 2. Weltkriegs wurden
etwa 25 % des Wohnungsbestandes zerstért.”> Hinzu kamen ca. 12,5 Mio. Fliichtlinge im Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland.’® Vor diesem Hintergrund fiihrten die westlichen Besat-
zungsmachte mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 18 vom 31.03.1946, im Bereich des spateren
Westdeutschlands, die Wohnungszwangswirtschaft ein.”’

AnschlieBend sollten Deregulierungen des Mietrechts, allen voran die Abschaffung der
Mietpreisbindung fiir Neubauwohnungen, Investitionen férdern.”® Bestandsmieten durften
Vermieter erst aufgrund des 1. Bundesmietengesetzes von 1955 auf eine die Kostenmiete

nicht Ubersteigende, ,angemessen erhéhte Miete” anheben. ”® Zugleich forcierten das

68 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 26.
69 RGSt 61, 130, 139; RGSt 62, 228, 240.
70 Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 3.

71 Haublein/Lehmann-Richter in Wall, Soziales Mietrecht, S. 38; Borstinghaus, Mieth6he-Handbuch, Kapitel 1
Rn. 28.

72 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 29.

73 RGBI. 1936 1, 955; Borstinghaus, Mieth6he-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 33-34; Staudinger/Emmerich, Vorb. §
535 Rn. 5.

74 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 39; Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 6.
75 BT-Drs. 13/159, S. 40, ziff. 2101.

76 BT-Drs. 13/159, S. 40, Ziff. 2101; Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 97.

77 Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 6.

78 1. WoBauG vom 24.4. 1950, BGBI. | S. 83; Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 39; Haub-
lein/Lehmann-Richter in Wall, Soziales Mietrecht, S. 40.

79 Gesetz vom 27.7. 1955, BGBI. | S. 458; § 23 des 1. BMG; Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn.
39.
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1. (1950) und 2. (1956) WoBauG offentlich geforderten Wohnungsbau durch zinsgiinstige Dar-
lehen, Zuschiisse und Steuervergiinstigungen.8°

Im Rahmen des sog. ,Liicke Planes” deregulierte das Gesetz liber den Abbau der Woh-
nungszwangswirtschaft und Gber ein soziales Miet- und Wohnrecht von 1960 das Mietrecht
weiter.8! Mieterhéhungen von 15 % bzw. 20 % waren zuldssig und bis Ende 1968 hob der Ge-
setzgeber die Mietpreisbindung weitestgehend auf und lieR Anderungskiindigungen wieder
zu.%2

Fiir Sozialwohnungen und offentlich geférderten Wohnraum galt ein auf die ,,Kosten-
miete” begrenzter Mietzins (WoBindG, NMV, I1. BV).8 Ein gemaR der Férderzusage begrenzter
Mietzins ersetzte im Jahr 2002 die Kostenmiete.

Das 1. Wohnraumkiindigungsschutzgesetz (1. WKSchG) beschrankte die Kiindigungsmog-
lichkeiten des Vermieters. Kiindigungen waren nur moglich, wenn der Vermieter ein berech-
tigtes Interesse geltend machte.?* Hierdurch konnten Vermieter Mieterhéhungen nicht mehr
mittels Anderungskiindigungen durchsetzen. Die zunichst als temporéar geplanten Regelun-
gen fligte das 2. WKSchG 1974 unbefristet in das BGB ein.®

Die Regelungen zur Mieterhéhung verblieben im Gesetz zur Regelung der Miethdhe
(MHG).28 Ein Anspruch des Vermieters gegeniiber dem Mieter, einer zuldssigen Anhebung des
Mietzinses zuzustimmen, kompensierte die Abschaffung der Anderungskiindigung.®’ Der An-
spruch bestand, wenn der

»verlangte Mietzins die Ublichen Entgelte nicht Ubersteigt, die in der Gemeinde oder in vergleichbaren
Gemeinden fir nicht preisgebundenen Wohnraum vergleichbarer Art, GroRRe, Ausstattung, Beschaffen-

heit und Lage in den letzten vier Jahren vereinbart oder von Erhéhungen nach § 4 abgesehen, gedndert

worden sind”“.

80 Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 6; Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 97-99.

81 BGBI 1960 I, 389; Haublein/Lehmann-Richter in Wall, Soziales Mietrecht, S. 40; MiiKoBGB/H&ublein, Vorb.
§ 535 Rn. 62; Borstinghaus, Miethohe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 40; Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn.
7; Hinkelmann, Die ortslibliche Miete, S. 60f.

82 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 40; Hinkelmann, Die ortslibliche Miete, S. 61.
83 Staudinger/Emmerich, Vorb. § 535 Rn. 9.
84 §1 Absatz 4 . WKSchG.
85 BT-Drs. 8/2610, S. 4.
86 BGBI. 1974 |, 3603; Haublein/Lehmann-Richter in Wall, Soziales Mietrecht, S. 41; Borstinghaus, Miethéhe-
Handbuch, Kapitel 1 Rn. 43.
87 §2Absatz 1 Nr.1MHG.
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Seit 1982 betrug die Kappungsgrenze fir Mieterhohungen innerhalb von drei Jahren
30 %.88 Die ortsiibliche Vergleichsmiete konnte der Vermieter durch Mietspiegel, das Gutach-
ten eines 6ffentlich bestellten oder vereidigten Sachverstandigen oder durch die Benennung
von drei vergleichbaren Wohnungen nachweisen.® AuRerdem erhielt der Vermieter die Még-
lichkeit, Modernisierungskosten auf den Mieter umzulegen.*°

Seit der Wiedervereinigung gilt das Mietrecht der Bundesrepublik Deutschland auch auf
dem Gebiet der bisherigen Deutschen Demokratischen Republik.%!

Die Mietrechtsreform 2001 fiigte alle mietrechtlichen Vorschriften in das BGB ein.®? Zu-
gleich wurde das Mietrecht vereinfacht, neu gegliedert und inhaltlich modernisiert.®® Das Ver-
gleichsmietensystem starkte die neueingefiihrte Begriindung von Mieterhohungen mithilfe
eines qualifizierten Mietspiegels oder einer Mietdatenbank.®* Die Kappungsgrenze wurde von
30 % auf 20 % und die Fristen fir mieterseitige Kiindigungen gekiirzt.®®> Die Definition der orts-
Ublichen Vergleichsmiete veranderte sich. Grundlage zur Bestimmung selbiger war nicht mehr
»[...] nicht preisgebundene[r] Wohnraum vergleichbarer Art [...]“, sondern jeglicher Wohn-
raum unter Ausschluss von Wohnraum, dessen Miethéhe durch Gesetz oder im Zusammen-
hang mit einer Férderzusage gilt.%® Aufgrund der Neuformulierung bleiben Wohnungen, deren
Mietzins 6ffentliche Fordertatbestande zugrunde liegen, bei der Bestimmung der ortsiiblichen
Vergleichsmiete unberiicksichtigt.®’

GemalR dem Mietrechtsdnderungsgesetz von 2013 gilt weiterhin grundsatzlich eine Kap-
pungsgrenze von 20 %.%® Allerdings kénnen Landesregierungen Gebiete mit besonders starker
Nachfrage ausweisen, in denen ,,die ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwoh-

nungen zu angemessenen Bedingungen” besonders gefiahrdet ist.®® In diesen ausgewiesenen

88 § 2 Absatz 1 Nr. 2 MHG; Gesetz zur Erhéhung des Angebots von Mietwohnungen, BGBI. | 1912.
89 §2 Absatz 2 MHG.

90 § 3 Absatz 1 MHG; MiKoBGB/Artz, § 559 Rn. 8.

91 Art. 8 Einigungsvertrag.

92 BGBI 20011, 1149.

93 BT-Drs. 14/5663, S. 2, 34.

94 §558e und d BGB; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, Anhang zu §§ 558c, 558d BGB Rn. 8; BT-Drs. 14/4553, S.
58.

95 BT-Drs. 14/5663, S. 3; M(iKoBGB/Artz, § 558 Rn. 38.

96 § 2 Absatz 2 Nr. 1 MHG; § 558 Absatz 2 Satz 2.

97 Borstinghaus, Miethéhe-Handbuch, Kapitel 1 Rn. 46-47.
98 §558 Absatz 3 Satz 1 BGB.

99 §558 Absatz 3 Satz 2, 3 BGB.
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Gebieten gilt eine abweichende Kappungsgrenze von 15 %.1%° AuRerdem kann ein Vermieter
bestimmte Renovierungen auch gegen den Willen des Mieters durchfiihren, d.h. der Mieter
hat ModernisierungsmaBnahmen grundsatzlich zu dulden.0?

Am 01.06.2015 trat die sogenannte ,,Mietpreisbremse* in Kraft.1%2 Diese begrenzt den An-
fangsmietzins bei Neuvermietung. Sie gilt in von den Bundeslandern ausgewiesenen Gebieten
mit nachgewiesen angespanntem Wohnungsmarkt. In diesen darf der Mietzins bei Neuver-
mietung maximal 10 % Uber der ortsliblichen Vergleichsmiete liegen. Von dieser Regelung
ausgenommen sind nach dem 01.10.2014 erstmals genutzte Neubauten und Wiedervermie-
tungen nach umfassender Modernisierung.'% Will der Vermieter den Mietzins bei Vermie-
tung Gber die Kappungsgrenze hinaus anheben, verpflichtet ihn das am 01.01.2019 in Kraft
getretene Mietrechtsanpassungsgesetz (MietAnpG) dazu, dem Mieter Uber die dies rechtfer-
tigenden Umstande aufzuklaren.'%* Die Kappungsgrenze fiir Erh6hungen des Mietzinses nach
ModernisierungsmalRnahmen sank von 11 % auf 8 %. Zugleich normierte das Gesetz eine
Hochstgrenze fur die Erhohung des Mietzinses je Quadratmeter von zwei bzw. drei Euro und
eine vereinfachte Umlage von Modernisierungskosten unterhalb von 10.000,- Euro.1%

Am 01.01.2020 trat das Gesetz zur Verlangerung des Betrachtungszeitraums fir die orts-
Ubliche Vergleichsmiete in Kraft.1% Es verlangerte den Betrachtungszeitraum zur Bestimmung
der ortsiiblichen Vergleichsmiete von vier auf sechs Jahre. 1%’

Das am 01.04.2020 in Kraft getretene Gesetz zur Verlangerung und Verbesserung der Re-
gelungen Uber die zuldssige Miethdhe bei Mietbeginn weitete den Riickforderungsanspruch

des Mieters fir zu viel gezahlten Mietzins aus.'% Der Mieter kann diesen nicht mehr erst ab

100 § 558 Absatz 3 Satz 2 BGB.
101 §555d Absatz 1 BGB.

102 §§ 556d-556g BGB; eingefiihrt durch das Gesetz zur Dampfung des Mietanstiegs auf angespannten Woh-
nungsmarkten und zur Starkung des Bestellerprinzips bei der Wohnungsvermittlung (Mietrechtsnovellie-
rungsgesetz — MietNovG).

103 § 556f BGB.

104 BGBI. 2018 1, 2648; § 556g Absatz 1a BGB.
105 § 559 Absatz 1, 3a und 559¢ BGB.

106 BGBI. 20191, 2911.

107 § 558 Absatz 2 Satz 1 BGB.

108 BGBI. 2020 I, 540.
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Rige, sondern riickwirkend ab Vertragsbeginn zuriickfordern, sofern er den (iberhéht gezahl-
ten Mietzins innerhalb von 30 Monaten geltend macht und das Vertragsverhaltnis noch be-
steht.109

Ebenfalls am 01.04.2020 trat das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pande-
mie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht in Kraft, das die Kiindigung von Miet- und
Pachtverhiltnissen beschriankte.'° Diese Regelungen traten bereits zum 30.06.2020 wieder
auller Kraft, die vorgesehene Verlangerungsoption bis Ende September blieb ungenutzt. Hier-
nach war eine vermieterseitige Kiindigung allein aus dem Grund, dass der Mieter im Zeitraum
vom 1. April 2020 bis 30. Juni 2020 trotz Falligkeit den Mietzins nicht leistete, ausgeschlossen,
sofern die Nichtleistung auf den Auswirkungen der Corona-Pandemie beruhte.
Das bereits in der Einleitung dieser Arbeit benannte landesrechtliche Gesetz zur Mietenbe-
grenzung im Wohnungswesen in Berlin (MietenWoG BIn), der sog. Mietendeckel, trat am
23.02.2020 in Kraft.'1! Es legte fiir bis zum 31.12.2013 errichtete Wohnungen und fir solche,
fur die keine Mietpreisbindung galt, eine starre Mietpreisobergrenze fest.'!? Es fror die Mie-
ten auf dem Stand 18.06.2020 zundchst bis zum 01.01.2022 ein. Ab diesem Datum sollten sie
jahrlich um die Inflationsrate steigen, maximal jedoch um 1,3 % (§ 3 Absatz 4). Mieten, welche
zu diesem Stichtag die Mietpreisobergrenze um mehr als 20 % lberstiegen, musste der Ver-
mieter bis auf diesen Wert senken. Die sich aus der Mietentabelle ergebende Mietpreisober-
grenze (§§ 4 und 6) limitierte alle Neuvermietungen nach dem Stichtag. Das BVerfG erklarte
dieses Gesetz mit Beschluss vom 25.03.2021 fiir nichtig.!!3

Am 01.07.2022 trat das Gesetz liber die Reform des Mietspiegels (MsRG) in Kraft. Hiernach
sind Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern verpflichtet, einen Mietspiegel zu erstellen.
Die verpflichteten Gemeinden, soweit sie aufgrund der Verpflichtung erstmals einen Mietspie-
gel erstellen, erhielten abhangig davon, welche Art des Mietspiegels sie wahlen (einfach/qua-
lifiziert) eine Ubergangsfrist bis zum 01.01.2023, bzw. 01.01.2024. Zugleich ermichtigt das

Gesetz die Bundesregierung, eine Verordnung liber Verfahren zur Aufstellung und den Inhalt

109 § 556g Absatz 2 Satz 2 BGB.
110 BGBI. 20201, 569.

111 Die Gesetzgebungskompetenz des Landes Berlin war streitig (s. hierzu insb. Wissenschaftlicher Dienst, Ge-
setzgebungskompetenz).

112 § 1 und 3 MietenWoG BIn.

113 BVerfG 2 BvF 1/20.
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von qualifizierten Mietspiegeln zu erlassen.** Fir sich nach diesen Vorgaben richtende Miet-
spiegel besteht die Vermutung, dass sie anerkannten wissenschaftlichen Grundsatzen ent-

sprechen.!t®
C.l.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht

Das deutsche Wohnraummietrecht differenziert nicht strikt zwischen preisfreiem (=pri-
vatem) und preisgebundenem (=sozialem/6ffentlichem) Mietsektor. Preisfrei ist Wohnraum,
der keiner forderungsbedingten Preisbindung unterliegt. Alle privaten und 6ffentlichen Anbie-
ter kdnnen sowohl preisgebundenen als auch preisfreien Wohnraum anbieten.*® Private und
offentliche Anbieter verpflichten sich im Gegenzug fur 6ffentliche Férderungen, Wohnraum
fur einen bestimmten Zeitraum preisgebunden anzubieten.'’ In der 6ffentlichen Hand be-
findliche Gesellschaften bieten haufig auch nach Ablauf des Preisbindungszeitraums Wohn-
raum zu verginstigten Konditionen an.'*® Nach Ablauf der Preisbindung kénnen Vermieter
den Wohnraum auf dem preisfreien Mietsektor anbieten. Das Recht differenziert bei privaten
Anbietern von preisgebundenem Wohnraum nicht zwischen Privatpersonen und professio-

nell-kommerziellen Vermietern (Wohnungsbaugesellschaften 0.4.).1%°
C.l4l Preisfreier Wohnraum

Unabhangig vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses gilt fiir alle Mietverhaltnisse grundséatz-
lich einheitlich das jeweils aktuelle Mietrecht nach den §§ 535 ff. BGB.

Fiir vor dem 01.09.2001 begriindete Mietverhaltnisse gilt ausnahmsweise das bis dahin
geltende Mietrecht fort, sofern eine Erklarung im Sinne der Nrn. 1-6 bis zu diesem Zeitpunkt
zugegangen war.'?0 Dies sind beispielsweise Kindigungs- und Mieterh6hungserklarungen.
Dariber hinaus bleibt auch fir zu diesem Zeitpunkt geschlossene und befristete Mietvertrage

die bisherige Rechtslage anwendbar.'?! Die Bedeutung dieser Ausnahmeregelungen drfte

114 BGBI. 2021 1, 51 (kiinftig § 558¢ Absatz 5 BGB).
115 BGBI-20211, 51 (kiinftig § 558d Absatz 1 BGB).
116 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 93, 120.
117 Whitehead, Social Housing in Europe, S. 90.
118 Whitehead, Social Housing in Europe, S. 90.
119 Cornelius/Rzeznik, Report Germany, S. 69.

120 Art. 229 § 3 Absatz 1 EGBGB.

121 Art. 229 § 3 Absatz 3 EGBGB.
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heute dullerst gering sein, da Kiindigungs- und Mieterhéhungsvorgange, die in den Anwen-
dungsbereich fallen, mittlerweile abgeschlossen und auch befristete Mietvertrage grofSten-

teils beendet sein dirften.
C.1.4.2 Preisgebundener Wohnraum

Preisgebunden ist 6ffentlich geforderter Wohnraum. Die Férderung dient dazu, preisglins-
tigen Wohnraum zu schaffen und zu erhalten.'?? Zielgruppe sind Haushalte, die sich am preis-
freien Wohnungsmarkt nicht selbst angemessen mit Wohnraum versorgen konnen (z.B. gerin-
ges Einkommen, Familien und Haushalte mit Kindern, Alleinerziehende, Schwangere, altere
Menschen, Menschen mit Behinderung, Wohnungslose und sonstige hilfsbediirftige Men-
schen).1? Die Férderung bedingt Auflagen fiir die Belegung und den Mietzins.'?*

Aufgrund langer Preisbindungszeitraume und sich dynamisch entwickelndem Forderrecht
sind im 6ffentlich geférderten Wohnungsbau mehrere Regelungssysteme parallel anwendbar:

Vor dem 31.12.2001 geférderter Wohnraum unterliegt Mietzinsbestimmungen nach dem
WoBindG, der NMV und der Il. BV.1%° Es gilt das Kostenmietenprinzip.12°

Flir ab dem 01.01.2002 geférderten Wohnraum legt die Forderzusage Art, Hohe und Dauer
der Mietzinsbindung fest.!?’” Diese Hochstgrenze darf der Vermieter nicht tiberschreiten.!?8
Im Ubrigen gelten die fiir den preisfreien Wohnraum geltenden allgemeinen Regeln nach dem
BGB.1?°

Die Foderalismusreform im Jahre 2002 begrenzte die Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des im Wohnungswesen durch Neufassung des Art. 74 Nr. 18 GG erheblich. Die Lander erhiel-

ten die ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz fiir die Wohnraumférderung.3? Gleichwohl

122 §6 Nr. 1-6 WoFG.

123 §1 Absatz2S.1,2 Nrn. 1-2 WoFG.

124 § 25 Absatz 1 Satz 1 WoFG.

125 § 50 Absatz 1 Nr. 1 WoFG; Boérstinghaus, Wohnungsbau nach der Foderalismusreform.
126 § 8 Absatz 1 WoBindG.

127 § 13 Absatz 1 Nr. 2 WoFG.

128 § 28 Absatz 2 WoFG.

129 § 28 Absatz 3 WoFG.

130 Art. 70 Absatz 1 GG.
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bleiben die Regelungssysteme nach den WoBindG, NMV, Il. BV bzw. WoFG bis zur Neurege-
lung durch die Linder anwendbar.'3! Die Regelungen der einzelnen Liander, welche ihre Ge-

setzgebungskompetenz zum GroRteil genutzt haben, sind nicht Gegenstand dieser Arbeit.3?
C.I1.5 Mietvertragsarten

Ein Mietvertrag regelt die Gebrauchsiberlassung der Mietsache gegen Entgelt (Miet-
zins).133 Der Mietvertrag unterscheidet sich von der Leihe.3* Leihe ist die zeitweise Gebrauch-
siberlassung ohne Gegenleistung.'3> Abweichend vom Mietvertrag darf der Pachter nicht nur
die Sache, sondern auch die Friichte der Sache nutzen.136

Personliche Eigenschaften der Mietvertragsparteien, sind abgesehen vom Untermietver-
trag, bei welchem der Mieter den Wohnraum an eine auBerhalb des Hauptvertrags stehende
dritte Person untervermietet, unerheblich.'3” Die Art des Mietvertrags ist abhdngig vom kon-
kreten Inhalt der Vereinbarung. Mietvertragsarten lassen sich nach den Regelungen uber die
Beendigung und die Erhéhung des Bestandsmietzinses kategorisieren.

Grundsatzlich haben Mietvertrage tiber Wohnraum eine unbestimmte Laufzeit.'38 Ein be-
fristeter Vertrag ist nur aus schutzwiirdigen Interessen des Vermieters zuldssig.'*° Liegen sol-
che nicht vor, gilt der Vertrag auch bei abweichender Vereinbarung als auf unbestimmte Zeit
geschlossen.140

Ein gesetzlich nicht normierter Dauermietvertrag ist vereinbart, wenn die Parteien das or-
dentliche Kiindigungsrecht fur den Vermieter ausschlieBen.4!

Beim Kettenmietvertrag wird die gleiche Mietsache mindestens zweimal nacheinander fur
eine bestimmte Zeit vermietet. Dies ist im Wohnraummietrecht nur unter bestimmten Vo-

raussetzungen zuldssig.1*?

131 Art. 125a Absatz 1 Satz 1 GG.

132 Baden-Wirttemberg (LWoFG BW), Bayern (BayWoFG), Hamburg (HmbWoBindG), Niedersachsen (WFB),
Nordrhein-Westphalen (WFNG NRW), Schleswig-Holstein (SHWoFG), Berlin (WoG BIn).

133 § 535 Absatz 1 und 2 BGB.

134 Leihvertrag, § 598 BGB.

135 OLG Koln, NJW-RR 1995, 751; NZM 2000, 111; BGH NJW 2008, 2333.
136 § 581 Absatz 1 Satz 1 BGB.

137 § 553 BGB.

138 § 542 Absatz 1 BGB.

139 § 575 Absatz 1 Satz 1 BGB.

140 § 575 Absatz 1 Satz 2 BGB.

141 Cornelius/Rzeznik, Report Germany, S. 68.

142 § 549 Absatz 2 und 3 BGB; Palandt/Weidenkaff, Einfuhrung von § 535 Rn. 13.
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C.1.6 Mieterh6hungsmechanismen

Viele Faktoren beeinflussen das Mieterhéhungsverfahren. Die unterschiedlichen Regelun-
gen und das erforderliche Procedere stellt dieser Abschnitt vor. Er differenziert zwischen der
Mieterhohung bei Vertragsschluss (Neu-, Erst-, Wiedervermietung = Anfangsmietzins) und der
Anhebung des Mietzinses wahrend eines Mietverhaltnisses (= Bestandsmietzins). Die Mieter-
hohungsmechanismen fiir den preisfreien und 6ffentlich geférderten Wohnraum stellt dieser
Abschnitt getrennt dar. Flr den preisfreien Wohnraum finden sich die Regelungen zur Miet-
erhéhung in den §§ 557-561 BGB, fiur offentlich geférderten Wohnraum in der NMV, dem
WoBindG und der II. BV. Die Darstellung untergliedert sich in zweiseitig vertraglich vereinbarte
und durch den Vermieter einseitig erkldarte Mieterhohungen.

Die dargestellten Mietzinserh6hungen gelten nicht fir

- nur zum (kurzzeitigen) voriibergehenden Gebrauch geschlossene Wohnraummietver-

haltnisse,

- moblierten Wohnraum der Teil, der vom Vermieter selbst bewohnten Wohnung ist

und

- Wohnraum, welcher durch juristische Personen des 6ffentlichen Rechts oder einer an-

erkannten privaten gemeinniitzigen Organisation angemietet ist, um ihn Personen mit
dringendem Wohnbedarf zu Gberlassen sowie

- fir Studenten- oder Jugendwohnheime.43
C.1.6.1 Preisfreier Wohnraum
Auf dem preisfreien Mietsektor gibt es zweiseitige und einseitige Mieterh6hungsmechanismen.
C.l.6.1.1 Zweiseitige Mieterh6hung

Zu differenzieren sind Vereinbarungen tiber den Anfangs- und den Bestandsmietzins:

Bis zum 31.05.2015 galten fir die Mieterhéhung bei Wieder- bzw. Erstvermietung keine
speziellen zivilrechtlichen Beschrankungen. Die §§ 557-561 BGB begrenzten ausschlief3lich
den Bestandsmietzins. Dies dnderte sich mit der sogenannten ,Mietpreisbremse*.14 Sie gilt
in ausgewiesenen Gebieten, in denen die Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu

angemessenen Bedingungen besonders gefahrdet ist.14> Landesregierungen kénnen ,Gebiete

143 § 549 Absatz 2 Nrn. 1-3, Absatz 3 BGB
144 §§ 556d-556g BGB.

145 §556d Absatz 2 Satz 1, 2 BGB.
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mit angespannten Wohnungsmarkten durch Rechtsverordnung fiir die Dauer von hochstens
funf Jahren [zu] bestimmen“.1%¢ Eine solche Rechtsverordnung muss spatestens mit Ablauf
des 31. Dezembers 2025 auRer Kraft treten.4’

Grundsatzlich darf der Anfangsmietzins in ausgewiesenen Gebieten mit angespanntem
Wohnungsmarkt ,die ortsiibliche Vergleichsmiete héchstens um 10 Prozent tbersteigen®.48
Ein Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt kennzeichnet, dass

»die Mieten deutlich starker steigen als im bundesweiten Durchschnitt, die durchschnittliche Mietbelas-

tung der Haushalte den bundesweiten Durchschnitt deutlich libersteigt, die Wohnbevdlkerung wachst,

ohne dass durch Neubautatigkeit insoweit erforderlicher Wohnraum geschaffen wird, oder geringer

Leerstand bei groBer Nachfrage besteht”.14°

Die Mietpreisbremse gilt nicht fiir erstmals nach dem 01.10.2014 vermietete oder nach
einer ,umfassenden Modernisierung” wiedervermietete Wohnungen.**° Sie ist ebenfalls nicht
zu beachten, sofern der Mietzins bereits beim vorangegangenen Mietverhiltnis (iber der nach
der Mietpreisbremse zuldssigen Miete lag und dies nicht auf eine Mieterhéhung innerhalb des
letzten Jahres vor Vertragsbeendigung zuriickzufihren ist. In dieser Konstellation begrenzt nur
der letzte Mietzins den neuen Mietzins.! SchlieBlich ist ein Gber die Mietpreisbremse hin-
ausgehender neuer Mietzins zuldssig, wenn der Vermieter die Wohnung innerhalb der letzten
drei Jahre vor Beginn des Mietverhaltnisses im Sinne des § 555b BGB modernisiert hat (siehe
einseitige Mieterhéhung).? In diesem Fall darf der Mietzins die ortsiibliche Vergleichsmiete
um den Betrag Uberschreiten, welcher fiir eine Mieterhéhung nach §§ 559 Absatz 1-3, 559a

Absatz 1-4 gilt.?>3

146 § 556d Absatz 2 Satz 1 BGB.

147 § 556d Absatz 2 Satz 4 BGB.

148 § 558 Absatz 2 BGB; § 556d Absatz 1 BGB.
149 § 556d Absatz 2 Satz 3 Nrn. 1-4 BGB.

150 §556f BGB.

151 §556e Absatz 1 BGB.

152 §556e Absatz 2 BGB.

153 § 558 Absatz 2 BGB; vgl. hierzu unten die Ausfiihrungen unter ,,Mieterh6hung nach Renovierung”.
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Ein unzuldssig hoher Anfangsmietzins ist hinsichtlich des den zulassigen Mietzins Gber-
schreitenden Betrags unwirksam.* Der Mieter kann die zu viel gezahlte Miete herausverlan-
gen.'> Mit der Riige muss der Mieter die Tatsachen darlegen, wegen derer er den vereinbar-
ten Mietzins beanstandet. Der Vermieter muss dem Mieter daher auf Verlangen grundsatzlich
Auskunft Gber die Tatsachen geben, die dazu erforderlich sind, die Zuldssigkeit des Mietzinses
zu beurteilen, soweit diese Tatsachen nicht allgemein zuganglich sind und der Vermieter hier-
Uber unschwer Auskunft geben kann.>®

Auch dreiJahre nach Einflihrung der Mietpreisbremse entfalte diese nicht die vom Gesetz-
geber intendierte Wirkung.'>” Das Problem bestehe darin, dass ein Mieter bei Abschluss eines
Mietvertrags haufig nicht beurteilen kdnne, ob der verlangte Mietzins zuldssig sei. Darliber
hinaus erwiesen sich auch die Anforderungen fir Rigen als nicht praxistauglich. Das Miet-
rechtsanpassungsgesetz soll die Wirksamkeit der Mietpreisbremse erhéhen. Hiernach hat der
Vermieter dem Mieter die malRgeblichen Umstdnde unaufgefordert mitzuteilen, soweit er den
Mietzins aufgrund der genannten Ausnahmen in § 556e und f BGB uber die grundsatzlich zu-
lassigen 10 % anheben will.1>® Diese Umstande liegen in der Sphire des Vermieters und sind
fir den Mieter ohne die Auskunft nur schwer ermittelbar. In diesen Fallen muss sich der Mie-
ter in seiner Riige auf die Auskunft beziehen.*® Eine dariiberhinausgehende qualifizierte Riige
ist nicht mehr erforderlich. Unterbleibt die Auskunft, kann der Vermieter diese nachholen.
Allerdings kann der Vermieter den zuldssig erhohten Mietzins dann erst nach einer Sperrzeit
von zwei Jahren fordern.'®® Formfehler kann der Vermieter ohne Sperrzeit heilen.16!

Flr den Bestandsmietzins gilt:

154 §556g Absatz 1 Satz 1 und 2 BGB.

155 § 556g Absatz 1 Satz 3 BGB.

156 § 556g Absatz 3 BGB.

157 Vgl. zum gesamten Abschnitt RegE, Mietrechtsanpassungsgesetz, S. 1.
158 § 556g Absatz 1a BGB.

159 § 556g Absatz 2 Satz 2 BGB.

160 § 556g Absatz 1a Satz 3 BGB.

161 § 556g Absatz 1 a Satz 4 BGB.
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Die Vertragsparteien kdnnen iber den Mietzins jederzeit einvernehmlich disponieren.6?

Dies ist formlos moglich. Die Vertragsparteien kdnnen auch einen Mietzins vereinbaren, wel-
cher Uber der ortsiblichen Vergleichsmiete liegt und bis zu dessen Hohe der Vermieter die
Miete aufgrund gesetzlicher Instrumentarien durchsetzen kénnte. 163

Die Moglichkeit der privatautonomen Vereinbarung gilt nicht fir die Vereinbarung von
mehreren Erhdhungen zu verschiedenen kiinftigen Zeitpunkten.® Diese sind ausschlieRlich
in Form von Index- und Staffelmiete zulassig.'®> Vereinbarungen lber eine sogenannte Staffel-
oder Indexmiete sind bereits nach den allgemeinen Regelungen des § 311 Absatz 1 BGB zulas-
sig. Die §§ 557a, 557b BGB regulieren diese Mdglichkeit fir Wohnraummietvertrage. 166

Vereinbarungen Uber Staffelmieten miissen den Mietzins fir bestimmte Zeitraume in un-
terschiedlicher Hohe festlegen. Diese sind schriftlich zu schlieBen und miissen den Erh6hungs-
betrag in Euro ausweisen.'®’ Die konkreten Betrdge missen bereits bei Vertragsabschluss
feststehen.®® Prozentuale Angaben oder Angaben der Mieterhdhung pro m? sind unzulis-
sig.169

Die Vertragsparteien kdnnen den Mietzins fiir ,bestimmte Zeitrdume” vereinbaren.'’° Es
reicht aus, wenn der Zeitpunkt, ab welchem der neue Mietzins gelten soll, errechenbar ist.1”?
Zudem muss der Mietzins zwischen den einzelnen Staffeln mindestens ein Jahr unverandert
bestehen.!’2 Vereinbaren die Vertragsparteien eine Staffelmiete, erhéht sich der Mietzins

ohne gesonderten Hinweis des Vermieters automatisch zum vereinbarten Zeitpunkt.'’? Miet-

162 § 557 Absatz 1 BGB; Grundsatz der Vertragsautonomie.
163 Palandt/Weidenkaff, § 557 Rn. 3.

164 Palandt/Weidenkaff, § 557 Rn. 4.

165 §§ 557a und b BGB.

166 Blank/Borstinghaus, § 557a Rn. 1, § 557b Rn. 1.

167 § 126 BGB; LG Hamburg ZMR 2013, 349; § 557a Absatz 1 Satz 1, 2 BGB; Blank/Borstinghaus, § 557a Rn. 4,
8.

168 Blank/Borstinghaus, § 557a Rn. 9.

169 AG Hamburg-St. Georg, WuM 2010, 37; BGH, NZM 2012, 416; Blank/Bo6rstinghaus, § 557a Rn. 9.
170 §557a Absatz 1 Satz 1 BGB.

171 Blank/Borstinghaus, § 557a Rn. 11.

172 §557a Absatz 2 Satz 1 BGB Blank/Borstinghaus, § 557a Rn. 12.

173 Blank/Borstinghaus, § 557a Rn. 14.
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erhéhungen bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete oder wegen Modernisierung sind bei Staf-
felmietvereinbarungen ausgeschlossen.'’* Das ordentliche Kiindigungsrecht des Mieters kén-
nen die Vertragsparteien bei einer Staffelmietvereinbarung fiir einen Zeitraum von bis zu vier
Jahren ausschlieBen.1”®

Bei der Indexmiete koppeln die Vertragsparteien den Mietzins an den vom Statistischen
Bundesamt ermittelten Preisindex fir die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutsch-
land. 17 Dieser wurde ohne inhaltliche Anderung vom Statistischen Bundesamt mittlerweile in
den Verbraucherpreisindex fuir Deutschland (VPI) umbenannt.?’” Sowohl Anstiege, als auch
Senkungen wirken sich bei vereinbarter Indexkopplung auf den Mietzins aus.'’® Die Vereinba-
rung konnen die Vertragsparteien bei Vertragsabschluss oder zu einem spateren Zeitpunkt
treffen.1”®

Die Anpassung an den VPl ist einmal jahrlich zuldssig.'8° Von dieser Einschrankung ausge-
nommen sind Mieterhéhungen nach §§ 559-560 BGB.!#! Die parallele Anhebung des Mietzin-
ses auf das Niveau der ortslblichen Vergleichsmiete ist ausgeschlossen.® Die Mieterhéhung
bedarf einer schriftlichen Mitteilung des Vermieters. 3 Sie wird mit Beginn des {ibernichsten
Monats nach Zugang der Erklarung fallig.184

Vereinbaren die Vertragsparteien keine vertraglichen Mieterhohungsmechanismen, kann

der Vermieter den Mietzins bis zur ortstiblichen Vergleichsmiete anheben.8> Der gesetzliche

Mieterh6hungsmechanismus gilt unabhdngig von vertraglichen Regelungen.

174 § 557a Absatz 2 Satz 2 BGB.

175 § 557a Absatz 3 BGB.

176 §557b Absatz 1 BGB.

177 Blank/Borstinghaus, § 557b Rn. 2.
178 Blank/Bérstinghaus, § 557b Rn. 3.
179 Blank/Borstinghaus, § 557b Rn. 5.
180 §557b Absatz 2 Satz 1 BGB.

181 §557b Absatz 2 Satz 1 BGB.

182 §557b Absatz 2 Satz 2 BGB.

183 §557b Absatz 3 Satz 1 BGB.

184 §557b Absatz 3 Satz 3 BGB.

185 §§ 558, 560 BGB.
37



Sowohl die rechtliche Einordnung, was die ortsiibliche Vergleichsmiete ist, als auch deren Be-
stimmung bereiten in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten.' Die ortsiibliche Vergleichs-
miete stoRt deswegen auch als einer der ,ungenausten Rechtsbegriffe” auf Kritik.'®” Die orts-
Ubliche Vergleichsmiete unterscheidet sich von der Marktmiete und der Durchschnittsmiete.
Die Marktmiete entspricht dem Mietzins, der im Falle einer Neuvermietung unter Berlicksich-
tigung aktueller Marktverhiltnisse zu erzielen ist.'38 Die Durchschnittsmiete errechnet sich
aus den Mietzinsen aller bestehenden Mietverhaltnisse unabhangig davon, seit wann diese
bestehen.® Die ortsiibliche Vergleichsmiete errechnet sich hingegen
»aus den Ublichen Entgelten, die in der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde fiir Wohnraum
vergleichbarer Art, GroRe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschlieflich der energetischen Aus-
stattung und Beschaffenheit in den letzten sechs Jahren vereinbart oder, von Erhéhungen nach § 560
abgesehen, gedndert worden sind“. 1%

Sie bildet keinen angemessenen oder objektiv gerechtfertigten Mietzins ab, sondern gibt
Auskunft dartber, welcher Mietzins ,tatsachlich und tblicherweise gezahlt wird, auch wenn
die Miethéhe im konkreten Einzelfall 6konomisch nicht nachvollziehbar erscheint”.*°! Die
ortslibliche Vergleichsmiete berlicksichtigt keinen Wohnraum, ,bei dem die Mieterh6hung
durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer Férderzusage festgelegt worden ist“.1%?

Im Unterschied zur Markt- und Durchschnittsmiete berlicksichtigt die ortsiibliche Ver-
gleichsmiete nicht den aktuellen Marktwert bei Neuvermietung und ,nicht alle zu einem be-
stimmten Stichtag innerhalb der Gemeinde gezahlten Mietzinse, sondern nur solche, die in
den letzten vier [sechs] Jahren verdndert oder vereinbart wurden”.1®3 Dafiir findet auch der

Begriff der ,,modifizierten Durchschnittsmiete” Verwendung.®*

186 Borstinghaus: 25 Jahre ortsiibliche Vergleichsmiete, S. 979.
187 Borstinghaus: 25 Jahre ortsiibliche Vergleichsmiete, 979.
188 BGH NZM 1998, 196 [197].

189 Blank/Bérstinghaus, § 558 Rn. 18.

190 Seit dem 01.01.2020, zuvor 4 Jahre; § 558 Absatz 2 BGB.
191 MUKoBGB/Artz, § 558 Rn. 7.

192 § 558 Absatz 2 Satz 2 BGB.

193 AG Pinneberg ZMR 2004, 123.

194 AG Dortmund WuM 2003, 35 [36]; AG Pinneberg ZMR 2004, 123.
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Die ortsiibliche Vergleichsmiete bezieht sich auf die Nettomiete (,kalt”).1>> Um den zulis-
sigen Erhohungsbetrag festzustellen, ist die ortsiibliche Vergleichsmiete mit der Nettomiete
zu vergleichen.%® Die ortsiibliche Vergleichsmiete orientiert sich an den auf dem Markt erziel-
baren Mietzinsen.'®” Sie bildet die Bandbreite von unterschiedlichen Mietzinsen ab, welche
innerhalb eines definierten Gebiets fir vergleichbaren Wohnraum gelten.%® Die Gberwie-
gende Ubereinstimmung in den fiinf aufgezihlten Wohnwertmerkmalen ist Grundlage fiir die
Vergleichbarkeit des Wohnraums.'% Die finf enumerativ in § 558 Absatz 2 BGB aufgezahlten
Wohnwertmerkmalen lauten:

Die ,Art” des Wohnraums bezieht sich vorrangig auf die Struktur des Hauses oder der
Wohnung, beispielsweise Altbau oder Neubau, Mehrfamilien-, Reihen- oder Einfamilienhaus,
Wohnheim, abgeschlossene oder nicht abgeschlossene Wohnung, moéblierte Wohnraume,
Appartement oder Mehrzimmerwohnung.2%°

Die ,GroRe” ist die Grundflache der zur Wohnung gehdrenden Rdume.?°! Dies ist zum ei-
nen die Quadratmeterzahl und zum anderen die Anzahl der Rdume.2%?

Die ,Ausstattung” beinhaltet alles, was der Vermieter dem Mieter im Rahmen des Miet-
verhéltnisses ohne zusatzliches Entgelt bereitstellt.?9® Dies schlieRt alle Einrichtungen, Vor-
richtungen, An- und Einbauten ebenso ein wie die Nutzungsmaoglichkeit von Waschkiichen,

Kellerraumen, Speicherraumen, Bodenrdumen, Trockenrdumen oder Garagen.?%*

195 §558 BGB; OLG Frankfurt NZM 2001, 418 [419]; LG Berlin GE 1997, 1467; LG K&In WuM 2001, 244; Hinweise
zur Erstellung von Mietspiegeln 2002 (herausgegeben vom Bundesministerium fir Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen), in Schmidt-Futterer, Anhang zu §§ 558c, 558d Rn. 40.

196 OLG Frankfurt NZM 2001, 418, 419; Staudinger/Emmerich, Rn. 13; MiKoBGB/Artz, § 558 Rn. 7.

197 BT-Drs. 8/2610S. 6.

198 BGH NJW 2005, 2621; BGH NJW 2010, 149; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 45.

199 AG Mainz WuM 1972, 197; AG K6ln WuM 1988, 60; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 49; vgl. auch
OLG Hamburg MDR 1974, 585 (keine anndhernde Ubereinstimmung erforderlich); BVerfG NJW 1980, 1617
(zu Flachenabweichungen); LG Berlin ZMR 1995, 77 und LG Heidelberg WuM 1982, 214 (zur Abgrenzung
von Wohnungsmarkten); LG Hannover WuM 1992, 255 und AG Wolfenbuttel WuM 1986, 343 (zur Ver-
gleichbarkeit von Dachgeschosswohnungen mit solchen ohne Dachschragen); LG Berlin ZMR 1995, 77 und
LG Potsdam GE 2003, 393 (Ablehnend zur Heranziehung von Wohnungen, deren Wohnraum den der be-
treffenden Wohnung um mehr als 50 % Ubersteigt und von Mehrraumwohnungen zur Bestimmung von
Einraumwohnungen).

200 MKoBGB/Artz, § 558 Rn. 22; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 23, 51.
201 MiKoBGB/Artz, § 558 Rn. 24.

202 Schmidt-Futterer/Borstinghaus, §558 Rn. 24; MUKoBGB/Artz, § 558 Rn. 22.
203 Keller, Zivilrechtliche Mietpreiskontrolle, S. 134.

204 MiKoBGB/Artz, § 558 Rn. 27; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 66.
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Die ,,Beschaffenheit” des Wohnraums umfasst den Zuschnitt der Wohnung einschlief3lich
der mitvermieteten Hausteile und der hausinternen Lage der Wohnung, die Art und Gestal-
tung der Umgebung sowie die Bauweise und den Instandhaltungsgrad.?°> Seit der Mietrecht-
sanderung 2013 ist auch der energetische Zustand des Hauses bei der Beschaffenheit zu be-
riicksichtigen.2%¢

Die ,Lage” beschreibt die Lokalisierung in der Gemeinde.?%” Teilweise wird hierunter auch
die Lage der Wohnung innerhalb des Hauses verstanden.?%8

Hierbei handelt es sich um vom Gesetzgeber willkiirlich bestimmte Merkmale, denen in
der Praxis unterschiedliches Gewicht zukommt.?% Die Abgrenzung der Merkmale bereitet
Probleme, ist jedoch irrelevant, da die Zuordnung zu einem bestimmten der aufgefiihrten
Merkmale fir die Bewertung unerheblich ist.?'® Ganzlich unberiicksichtigt bleiben subjektive
Wohnwertmerkmale, wie die Wohndauer oder Investitionen seitens der Mieter in den Wohn-
raum.2t!

Will der Vermieter den Mietzins anpassen, kann er die Zustimmung des Mieters zur Miet-
erhohung bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete unter folgenden Voraussetzungen verlan-
gen.?'2 Er hat einen Anspruch auf Zustimmung, wenn der Mietzins bereits ein Jahr unveran-
dert besteht und sich dieser erst zu einem Zeitpunkt erhéht, zu welchem er bereits seit 15
Monaten unverandert gilt.?!3 Bei der Berechnung der Wartefrist bleiben Mieterh6hungen
nach Modernisierung oder wegen Betriebskostenerhéhungen unberiicksichtigt.?** Ebenfalls
unbeachtlich sind Mietsenkungen.?!> Da der Vermieter eine Mieterhdhung frithestens ein Jahr

nach der letzten geltend machen darf, ist eine friihere Geltendmachung unwirksam.?1®

205 MiKoBGB/Artz, § 558 Rn. 29; ablehnend Schmidt-Futterer/Bérstinghaus, § 558 Rn. 77, 78.
206 Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 77.

207 MUKoBGB/Artz, § 558 Rn. 31; Schmidt-Futterer/Boérstinghaus, § 558 Rn. 88.
208 LG Berlin WuM 2004, 613, 614; Schmidt-Futterer/Bé6rstinghaus, §558 Rn. 88.
209 Schmidt-Futterer/B6rstinghaus, § 558 Rn. 49.

210 MiiKoBGB/Artz, § 558 Rn. 22.

211 Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 49; MiikoBGB/Artz, § 558 Rn. 22.
212 § 558 Absatz 1 BGB.

213 §558 Absatz 1 Satz 1 und 2 BGB.

214 §§ 559-560 BGB, § 558 Absatz 1 Satz 3 BGB.

215 AG Berlin-Mitte 14 C 154/03.

216 BGH RE NJW 1993, 2109; Blank/Borstinghaus, § 558 Rn. 17; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558 Rn. 35.
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Erhéhungen des Mietzinses nach § 558 Absatz 1 BGB sind innerhalb von drei Jahren grund-
satzlich auf 20 % begrenzt.?1” Allerdings kénnen die Landesregierungen Gebiete mit einer Kap-
pungsgrenze von 15 % festlegen.?*®

Seine Zustimmung kann der Mieter ausdriicklich oder konkludent erklaren.?!® Stimmt der
Mieter der Mieterhdhung zu, wird diese mit Beginn des dritten Kalendermonats nach Zugang
des Erhdhungsverlangens fallig.2?° Erklart der Mieter seine Zustimmung binnen dieses Zeit-
raums nicht, muss der Vermieter innerhalb weiterer zwei Monate klagen, um seinen Anspruch
auf Zustimmung gerichtlich durchzusetzen.??!

Gegenstiick zu diesem einseitigen Leistungsbestimmungsrecht ist das Sonderkiindigungs-
recht des Mieters.222 Er kann das Mietverhaltnis bis zum Ablauf des zweiten Monats nach Zu-
gang der Mieterhohungsankilindigung zum Ablauf des libernachsten Monats kiindigen. Kiin-
digt der Mieter, wird die Mieterhohung nicht wirksam. Der Vermieter kann den Mieter nicht
zur Fortsetzung des Vertrags zu den gednderten Bedingungen zwingen, vielmehr entscheidet
dieser, ob der Vertrag zu den gednderten Bedingungen fortbesteht.??3

Der Vermieter muss die Anhebung des Mietzinses in Textform erkldren und begriinden.?%
§ 558a Absatz 2 Nrn. 1-4 BGB nennt exemplarisch vier Begriindungsmoglichkeiten. Diese sol-
len dem Mieter erméglichen zu priifen, ob das Mieterhéhungsverlangen berechtigt ist.??®> Die
genannten Begriindungsmoglichkeiten sind der Mietspiegel, die Mietdatenbank, das Gutach-

ten eines 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstdandigen sowie die Bezugnahme auf

drei (Vergleichs-)Wohnungen.??®

217 Kappungsgrenze; § 558 Absatz 3 Satz 1 BGB.
218 §558 Absatz 3 Satz 2, 3 BGB.

219 Palandt/Weidenkaff, § 558 Rn. 8; wobei unterschiedliche Anforderungen an die konkludente Genehmigung
gestellt werden (einmalige) LG Berlin, GE 2009, 1625; (zweimalige) AG Leipzig, NZM 2002, 20; (funfmalige)
AG Bad Hersfeld, WuM 1996, 708; (sechsmalige Zahlung) AG Berlin-Hohenschénhausen, GE 2004, 301.

220 §558b Absatz 1 BGB.

221 §558b Absatz 2 Satz 1, 2 BGB.

222 §561 Absatz 1 BGB; M(iKoBGB/Artz, § 558 Rn. 2.

223 Hau, Vertragsanpassung, S. 252, 297.

224 § 126b BGB; BT-Drs. 14/5663, S. 80; § 558a Absatz 1 BGB.

225 BGH WuM 2004, 405; NZM 2004, 380; NJW 2004, 1379; 2003, 963; BVerfG NJW 1980, 1817.

226 §§ 558a Absatz 2 Nr. 1-4, Absatz 3, 558¢, 558d, 558e BGB; angelehnt an § 36 GewO, BT-Drs. 14/5663, S. 80.
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In der Praxis begriinden Vermieter Mieterhohungen am haufigsten mit einem Mietspie-
gel.??’” Mietspiegel sollen Markttransparenz schaffen, indem sie den ortstiblichen Mietzins ab-
bilden.??8 Zu unterscheiden sind einfache und qualifizierte Mietspiegel.??°

Es existiert bisher kein verbindliches Verfahren, um einfache Mietspiegel aufzustellen. Die
Ermachtigung nach § 558c Absatz 5 BGB nutzte die Bundesregierung bisher nicht. Der Gesetz-
geber geht davon aus, dass die gesetzlichen Vorgaben lber den Inhalt von Mietspiegeln, er-
ganzt durch die vom Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Wohnungswesen herausgege-
benen Erstellungshinweise, ausreichen, um eine einheitliche Struktur der Mietspiegel zu ge-

Ill

wahrleisten.?3? Der einfache Mietspiegel ,,soll“ im Abstand von 2 Jahren an die Marktentwick-
lung angepasst werden.?3! Dies soll gewihrleisten, dass der Mietspiegel die tatsichlichen Ge-
gebenheiten des Marktes widergibt.?3? Die Anpassung kann auch in kiirzeren oder langeren
Abstanden erfolgen. Im gerichtlichen Verfahren kommt dem einfachen Mietspiegel Bedeu-
tung im Rahmen der freien richterlichen Beweiswiirdigung zu.233 Uberdies besteht die Indiz-
wirkung, dass der einfache Mietspiegel die ortsiibliche Vergleichsmiete richtig ausweist.?3*
Qualifizierte Mietspiegel werden nach ,,anerkannten wissenschaftlichen Grundsatzen” er-
stellt und von der Gemeinde oder von Interessensverbanden der Vermieter und Mieter aner-
kannt. 23> Der Begriff der anerkannten wissenschaftlichen Grundsitze ist nicht legaldefi-
niert.23¢ Den ,Hinweisen zur Erstellung von Mietspiegeln 2002 sind folgende Mindestvoraus-

setzungen entnommen: Der Mietspiegel muss auf reprasentativen Daten beruhen; es muss

eine wissenschaftlich anerkannte Auswertungsmethode nachvollziehbar eingesetzt worden

227 MUKoBGB/Artz, § 558c Rn. 1.

228 BT-Drs. 8/2610, S. 6; Schmidt-Futterer/Borstinghaus, Anhang zu §§ 558c, 558d BGB Rn. 4.
229 §§ 558c, 558d BGB.

230 BT-Drs. 14/4553, S. 57.

231 §558c Absatz 3 BGB.

232 Blank/Borstinghaus, § 558c Rn. 18.

233 § 286 ZPO; LG Duisburg WuM 2005, 460; LG Berlin GE 2003, 1020; AG Dortmund WuM 2003, 35, 36; AG
Dresden NZM 2000, 460.

234 BGH NZM 2010, 665 Rn. 12.
235 §558d Absatz 1 BGB.

236 Blank/Borstinghaus, § 558d, Rn. 4; MUKoBGB/Artz, § 558d Rn. 2.
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sein; die Anwendung anerkannter wissenschaftlicher Methoden muss dokumentiert und da-
mit Uberpriifbar sein; die Dokumentation muss 6ffentlich zugénglich sein.?3” Der qualifizierte
Mietspiegel ist alle zwei Jahre anzupassen und nach vier Jahren neu zu erstellen.?3®

Wesentliche Unterschiede bestehen auch fir die Mieterhohungserklarung. Sofern ein
qualifizierter Mietspiegel fir die betroffene Wohnung existiert, ist dieser dem Mieter zu be-
nennen.?3? Es besteht die gesetzliche Vermutung, dass die im qualifizierten Mietspiegel auf-
gefiihrten Entgelte die ortstibliche Vergleichsmiete widerspiegeln.?4°

Eine Mietdatenbank ist hingegen

»eine zur Ermittlung der ortsiiblichen Vergleichsmiete fortlaufend gefiihrte Sammlung von Mieten, die

von der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam gefiihrt

oder anerkannt wird und aus der Auskiinfte gegeben werden, die fiir einzelne Wohnungen einen Schluss

auf die ortsiibliche Vergleichsmiete zulassen®.?4

Vorbild fur die Einfihrung dieses Begriindungsmittels war die flir den Raum Hannover sei-
nerzeit bestehende Mietdatenbank.?*? Sie war bundesweit einzigartig und wurde nach Einfiih-
rung des Mietspiegels fiir Hannover eingestellt.?*> § 558e BGB enthilt keine Vorgaben fiir die
Zusammenstellung der Daten der Mietdatenbank. Die Sammlung soll die ortsiibliche Ver-
gleichsmiete darstellen.?** Hierzu muss die Datenerhebung sich an den gesetzlichen Vorgaben
fur die ortsubliche Vergleichsmiete orientieren.?*> Vornehmlich muss sie Daten tber die Miet-
struktur enthalten.?*® Die fragmentarische Normierung der Datenerfassung durch die Mietda-
tenbanken soll Anreize schaffen, dieses Instrument zu verbreiten und fortzuentwickeln.?4’” Die
Mietdatenbank dient lediglich als vorprozessuales Mittel zur Begriindung des Mieterhéhungs-

verlangens. Von ihr geht keine Vermutungswirkung fiir die Richtigkeit der Daten aus.?*8

237 Hinweise zur Erstellung von Mietspiegeln 2002 (herausgegeben vom Bundesministerium fur Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen) in Schmidt-Futterer/Borstinghaus, Anhang zu §§ 558c, 558d Teil 2 Il. 1. Rn. 89.

238 §558d Absatz 2 Satz 1 und 3 BGB.

239 §558a Absatz 3 Satz 2 BGB.

240 §558d Absatz 3 BGB.

241 §558e BGB.

242 Mietdatenbank fiir Hannover, Langenhagen und Laatzen.
243 Blank/Borstinghaus, § 558e Rn 1.

244 Blank/Borstinghaus, § 558e Rn. 6.

245 BT-Drs. 14/4553, S. 58.

246 Blank/Borstinghaus, § 558e Rn. 8.

247 BT-Drs. 14/4553, S. 58.

248 Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558e Rn. 2; Blank/Bérstinghaus, § 558e Rn. 13.
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Das alternativ zur Begriindung der Mieterh6hung nutzbare Sachverstandigengutachten
muss ein dffentlich bestellter und vereidigter Sachverstidndiger erstellen.?*® Die 6ffentliche
Bestellung richtet sich nach § 36 GewO und dem Gesetz zur vorlaufigen Regelung des Rechts
der Industrie- und Handelskammern vom 18.12.1956 sowie jeweils speziellen landesgesetzli-
chen Regelungen Uber die Industrie- und Handelskammern und das Sachverstandigenwe-
sen.?*% Die Bestellung erfordert nachgewiesene besondere Sachkunde.?>! § 558a Absatz 1 Nr.
3 BGB normiert als Mindestvoraussetzung fiir das Gutachten, dass es mit Griinden versehen
ist. Das Begriindungserfordernis soll dem Mieter erméglichen nachzuvollziehen, wie der Ver-
mieter den Mietzins ermittelt hat.?>2 Im gerichtlichen Verfahren dient das Sachverstandigen-
gutachten als Parteigutachten.?>3

Zur Begrindung des Mieterhéhungsverlangens kann der Vermieter ebenso auf mindes-
tens drei vergleichbare Wohnungen verweisen.?>* Vergleichswohnungen missen grundsatz-
lich dem ortlichen Wohnungsmarkt angehéren.?>® Dies ist das Gebiet der politischen Ge-
meinde.?® In Bezug genommene Wohnungen missen mit der gegenstandlichen Wohnung
vergleichbar sein.?>’ Die Vergleichbarkeit ergibt sich aus einer Gesamtschau der fiinf Wohn-
wertmerkmale.2>® Geringfligige Abweichungen beispielsweise in der GréRe sind unbeacht-
lich.2%® Zudem muss die Mietstruktur ersichtlich sein.2° Da es selten vorkommen diirfte, dass
zwei Wohnungen exakt die gleiche GroRe haben, ist die Mitteilung der Quadratmetermiete
relevanter als die genaue Miethéhe.?%! SchlieRlich miissen die Vergleichswohnungen auf-

grund der Angaben des Vermieters fiir den Mieter identifizierbar und auffindbar sein.?%? Unter

249 §558a Absatz 1 Nr. 3 BGB.

250 BGBI 19561, S. 920.

251 §36 Absatz 1 Satz 1 GewO.

252 BVerfG WuM 1986, 239.

253 BayObLG NJW-RR 1987, 1302; OLG Karlsruhe, NJW 1983, 1863.

254 §558a Absatz 2 Nr. 4 BGB; BGH NZM 2012, 415; BayObLG RE vom 25.9.1991 NJW-RR 1992, 455.
255 AG Bayreuth WuM 1993, 454; AG Augsburg WuM 1990, 221; LG Minchen || WuM 1982, 131).
256 Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 558a Rn. 106.

257 BVerfG NJW 1980, 1617; LG Berlin GE 2002, 1061.

258 MiiKoBGB/Artz, § 558a Rn. 35.

259 AG Hannover WuM 2008, 411 zu einer (ibermaRigen GroRendifferenz.

260 MiiKoBGB/Artz, § 558a Rn. 35.

261 BVerfGE 49, 244 [250]; 53, 352 [359f]; BVerfG NJW-RR 1993, 1485; LG Berlin GE 1993, 49; LG Berlin ZMR
1992, 62.

262 BGH WuM 2003, 149; BGH NJW 1982, 2867; LG K6ln ZMR 1996, 384; LG Oldenburg NZM 2000, 31; Schmidt-
Futterer/Borstinghaus, § 558a Rn. 132.
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diesen Voraussetzungen kann der Vermieter den Mietzins bis zur niedrigsten der drei Ver-
gleichsmieten anheben.?%3 Unerheblich ist, wann der Mietzins in den Vergleichswohnungen
vereinbart bzw. gedandert wurde. Die Sechsjahresfrist des § 558 Absatz 2 Satz 1 BGB gilt
nicht.?®* Bei der gerichtlichen Feststellung der ortsiiblichen Vergleichsmiete dienen die drei
Vergleichswohnungen nicht als Beweismittel.?5°

Dariber hinaus kann der Vermieter jedes Begriindungsmittel heranziehen, welches dem
Mieter ermoglicht, den geforderten Mietzins nachzuvollziehen.?6® Dies sind beispielsweise Ur-
teile, Vergleiche, Sachverstiandigengutachten fiir vergleichbare Wohnungen,?%” Mietgutach-
ten und Auskiinfte von der Gemeinde sowie wohnungswirtschaftlichen Instituten oder eines

drtlich zustandigen Gutachterausschusses.?%8

C.1.6.1.2 Einseitige Mieterh6hung

Ausnahmsweise sind auch einseitige Mieterh6hungen zuldssig:

Unabhangig von der ortsiiblichen Vergleichsmiete kann der Vermieter den Mietzins nach
Durchfihrung von ModernisierungsmalRnahmen anheben.?%® Die Mdglichkeit Modernisie-
rungskosten auf den Mieter umzulegen, schafft fiir Vermieter Anreize im Interesse der Allge-
meinheit ressourcenschonende ModernisierungsmaBnahmen durchzufiihren.?’° Zugleich er-
héht die Modernisierung den Gebrauchswert der Mietsache fiir den Mieter.?’! Erhéhungen
des Mietzinses aufgrund von Modernisierung sind jahrlich auf 8 % der fiir die Wohnung auf-
gewandten Kosten und abhangig davon, ob die Nettomiete je Quadratmeter sieben Euro tiber-
steigt, auf maximal zwei bzw. drei Euro in sechs Jahren begrenzt.?’2 Mieterhéhungen bis zur
ortsublichen Vergleichsmiete und Erhéhungen der Betriebskosten bleiben daneben mog-

lich.273

263 BGH NZM 2012, 415; AG Kiel WuM 1991, 118; AG Pinneberg AIM 2003, 163.
264 AG Pinneberg ZMR 2004, 123.

265 LG Berlin GE 2004, 482.

266 BT-Drs. 7/2011, S. 10; BVerfG NJW 1980, 1817.

267 MUKoBGB/Artz, § 558a Rn. 36.

268 §§ 192 ff. BauGB; LG Miinchen Il ZMR 1994, 22.

269 §§ 555b Nrn. 1 und 3-6i.V.m. 559 Absatz 1 Satz 1 BGB.

270 BT-Drs. 14/4553, S. 58.

271 MUKoBGB/Artz, § 559 Rn. 3.

272 §559 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3a BGB.

273 §§558,560i.V.m. § 559 Absatz 3a BGB.
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ModernisierungsmaRnahmen sind bauliche Anpassungen, die den Zustand der Mietsache
verdndern.?’* Umlagefahig sind nur ModernisierungsmaRnahmen nach Beginn des Mietver-
héltnisses.?’”> Die Modernisierung muss der Vermieter als Bauherr ausfiihren.?’¢ Bauherr ist
derjenige, der eine BaumaBnahme im eigenen Namen und auf eigene Rechnung durchfihrt
oder durchfiihren l3sst.2”’

Von den ModernisierungsmalRnahmen abzugrenzen sind Erhaltungsmalnahmen. Der Ver-
mieter ist wahrend der Vertragslaufzeit zur Erhaltung des Mietobjekts verpflichtet.?’® Erhal-
tungsmaBnahmen sind MaRnahmen zur Instandhaltung und Instandsetzung.?’® Instandhal-
tung ist die Aufrechterhaltung eines ordnungs- und vertragsgemafen Zustandes des Mietob-
jekts, wohingegen Instandsetzung die Uberfiihrung von einem ordnungs- oder vertragswidri-
gen, in einen ordnungs- und vertragsgemaRen Zustand ist.?®9 Nicht umlagefihig sind die fir
ErhaltungsmaBnahmen erforderlichen Kosten.?8! Dies sind alle Kosten, welche auch fiir eine
Instandhaltung angefallen waren, einschlieflich sogenannter ,Sowieso-Kosten” (z.B. Gerl{ist-
bau).28

Das Verfahren zur Erhéhung des Mietzinses wegen Modernisierung umfasst zwei Phasen,
das Ankiindigungs- und das Mieterhéhungsverfahren.?®3

Der Vermieter hat nicht geringfligige ModernisierungsmaBnahmen spéatestens drei Mo-
nate vor Beginn in Textform anzukiindigen.?84 Notwendiger Inhalt der Ankiindigung sind Art

und Umfang der ModernisierungsmalRnahme, voraussichtlicher Beginn nebst Dauer, die Hohe

274 §555b Nrn. 1 und 3-6 BGB; Blank/Bérstinghaus, § 559 Rn. 10-11.
275 AG Bad Segeberg WuM 1992, 197.

276 Blank/Borstinghaus, § 559 Rn. 7.

277 Blank/Borstinghaus, § 559 Rn. 7.

278 § 535 Absatz 1 Satz 2 BGB.

279 §555a Absatz 1 BGB.

280 AG Dortmund WuM 1979, 146.

281 § 559 Absatz 2 BGB.

282 LG Berlin GE 2013, 419; Blank/Borstinghaus, § 559 Rn. 17.

283 §§ 555-555f BGB und §§ 559-559b BGB.

284 § 555c Absatz 1 Satz 1, Absatz 4 BGB.
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einer beabsichtigten Mieterhéhung nach § 559 BGB und die kiinftig veranschlagten Betriebs-
kosten.?8> Das Recht zur Mieterhéhung besteht unabhéngig von der Ankiindigung. Ob der Ver-
mieter die ModernisierungsmalRnahme rechtszeitig ankindigt, ist ausschlieBlich relevant fur
die Beurteilung von Hartefallgriinden sowie den Filligkeitszeitpunkt.28®

Grundsatzlich sind Modernisierungsmafinahmen vom Mieter zu dulden, es sei denn, die
MaRnahmen bedeuten fiir den Mieter eine nicht zu rechtfertigende Harte.?®” Einerseits das
Modernisierungsinteresse des Vermieters und andererseits das Schutzinteresse des Mieters
vor Uber das Ubliche hinausgehenden Luxusmodernisierungen stehen sich gegeniiber.2% Die
Miet- und Betriebskostenerhdéhung ist fiir die Duldungspflicht unbeachtlich. Dieser Umstand
wird nur bei der Mieterhéhung nach § 559 BGB gepriift.?8° Umstinde, die fiir den Mieter eine
unbillige Harte begriinden, muss dieser grundsatzlich bis zum Ablauf des auf den Zugang der
Modernisierungsankiindigung folgenden Monats in Textform vorbringen.??°

Die sich an die Modernisierungsmallnahme anschlieBende Mieterhohung ist ein einseiti-
ges Gestaltungsrecht des Vermieters.?%! Der Vermieter es durch einseitige Erklarung in Text-
form austiben.?®? Die Mieterhéhung ist nur mit den nach §§ 559, 559a BGB geforderten Erliu-
terungen wirksam.23 Der Mieter muss erkennen kdnnen, wie sich die Modernisierungskosten
berechnen und ob diese umlagefihig sind.?** Die Mieterhohung wird grundsatzlich mit Beginn
des dritten Monats nach Erklarung fallig.?°> Diese Frist verldngert sich um sechs Monate, wenn
der Vermieter die ModernisierungsmalRnahme nicht ordnungsgemaf ankiindigt oder diese
die angekiindigte Erhdhung um mehr als 10 % tUberschreitet.2%¢

Die Mieterh6hung ist ausnahmsweise unzuldssig, wenn sie fir den Mieter eine nicht zu

rechtfertigende Hirte bedeutet.?®” An dieser Stelle sind Miet- und Betriebskostenerhdhungen

285 §555c Absatz 1 Satz 2 BGB.

286 Blank/Borstinghaus, § 559 Rn. 2.

287 §8§ 555d Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2 BGB.
288 Schmidt-Futterer/Eisenschmid, § 555d Rn. 18.
289 §555d Absatz 2 Satz 2 BGB.

290 §555d Absatz 3-5 BGB.

291 MUKoBGB/Artz, § 559 Rn. 1, 6.

292 §559b Absatz 1 Satz 1 BGB.

293 §559b Absatz 1 Satz 2 BGB.

294 MiKoBGB/Artz, § 559b Rn. 1.

295 §559b Absatz 2 Satz 1 BGB.

296 §559b Absatz 2 Satz 2 Nrn. 1, 2 BGB.

297 § 559 Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 BGB.
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zu bericksichtigen, die bei der Priifung der Duldungspflicht auRer Betracht bleiben. Diese Ab-
wagung unterbleibt, wenn der Vermieter die Mietsache lediglich in einen allgemein tblichen
Zustand versetzt oder er die ModernisierungsmaRnahme nicht zu vertreten hat.?%8 Die Fristen
fiir die Geltendmachung der unbilligen Harte der Mieterhéhung und die Duldung der Moder-
nisierungsmaBnahmen entsprechen einander.?%® Die Ausschlussfristen gelten nicht, wenn die
tatsachliche Mieterhdhung die angekiindigte um mehr als 10 % tibersteigt.3%

Zusatzlich zur Mieterh6hung wegen Modernisierung kann der Vermieter den Mietzins bis
zur ortsiiblichen Vergleichsmiete anheben.3%! Hierbei |8st eine Mieterhéhung nach § 559 BGB
die Sperrfrist des § 558 Absatz 1 BGB nicht aus.39? Berechnungsgrundlage fiir die zusatzliche
Mieterhohung bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete ist in diesem Fall der sich aus der Mieter-
héhung wegen Modernisierung ergebende Mietzins.303

Der Mieter kann sowohl aufgrund der Modernisierungsankiindigung als auch der Ankiin-
digung der Mieterhdhung ein Sonderkiindigungsrecht ausiiben.3%* Zur auRerordentlichen
Kindigung nach § 561 BGB gilt oben Genanntes. Der Vermieter kann die Miete einseitig an-
heben, den Mieter jedoch nicht zwingen, den Vertrag zu den veranderten Bedingungen fort-
zusetzen.

Abweichend zum zuvor geschilderten Vorgehen kann der Vermieter den Mietzins in einem
vereinfachten Verfahren anheben, wenn die fiir die ModernisierungsmalRnahme geltend ge-
machten Kosten vor Abzug der gesetzlich festgelegten Pauschale, die fir ErhaltungsmaBnah-
men erforderlich gewesen wéren, EUR 10.000 nicht Gbersteigen.3% Fir die ErhaltungsmaR-
nahme erforderliche Kosten berticksichtigt die Regelung pauschal mit 30 % der geltend ge-

machten Kosten.3% Bei der Berechnung der Wertgrenze von EUR 10.000 sind alle im verein-

298 § 559 Absatz 4 Satz 2 Nrn. 1,2 BGB.

299 § 559 Absatz 5 Satz 1 BGB.

300 § 559 Absatz 5 Satz 2 BGB.

301 LG Berlin NZM 1999, 457; Schmidt-Futterer/Bdrstinghaus, Vor § 558 Rn. 9.
302 §558 Absatz 1 Satz 3 BGB; M(iKoBGB/Artz, § 559 Rn. 9.

303 BGH NZM 2008, 124 Rn. 16.

304 §§555e Absatz 1, 561 BGB.

305 §559c Absatz 1 BGB.

306 §&559 Absatz 1 Satz 2 BGB.
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fachten Verfahren binnen finf Jahren geltend gemachten ModernisierungsmaRnahmen ku-
mulativ zu beriicksichtigen.3%” Zudem kann ein Vermieter, nach einer Mieterhéhung im ver-
einfachten Verfahren, innerhalb von fiinf Jahren nach Zugang der Mieterhéhungserklarung

beim Mieter grundsatzlich keine weiteren Mieterhohungen nach § 559 durchfihren.
C.1.6.1.3 Betriebskosten

Von Mieterh6hungen zu unterscheiden sind Anpassungen der Betriebskosten. Die Zahlung
von Betriebskosten kann der Mietvertrag als Pauschale oder als Vorauszahlung regeln.3% Der
Vermieter hat den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz zu beachten.3%° Er darf weder grundlos neue
noch unwirtschaftliche Vertrage abschlieRen.3!? Verdndern sich die Betriebskosten, kann der
Vermieter diese an den Mieter weitergeben:

Eine Betriebskostenpauschale ist vereinbart, wenn der Mieter neben der Grundmiete fir
die Betriebskosten monatlich einen gleichbleibenden Betrag zahlt, (iber den der Vermieter
nicht gesondert abrechnet.3!! Erhéhen sich die Betriebskosten, kann der Vermieter diese Er-
héhung, bei vertraglicher Vereinbarung, anteilig auf den Mieter umlegen (z.B. in Form eines
Erhéhungsvorbehaltes oder einer Mehrbelastungsabrede).3!? Der Vermieter hat kein gesetz-
liches Anpassungsrecht.?!3 Sind der Betriebskostenpauschale konkrete Betriebskostenpositi-
onen zugeordnet, sind nur Erhéhungen dieser Positionen umlagefahig.314

Will der Vermieter umlagefahige Kostenerhéhungen an den Mieter weitergeben, zeigt er
ihm dies in Textform mitsamt der Griinde fiir die Umlage an.3? Er muss auch die Héhe der
Umlage und den Verteilungsschliissel berechnen, darstellen und erldutern.3!® Der erhéhte
Mietzins wird grundsatzlich mit Beginn des auf die Erklarung folgenden iberndachsten Monats
fallig.3'” Erhdhen sich die Betriebskosten riickwirkend, gilt auch die Anhebung des Mietzinses

ausnahmsweise riickwirkend. Diese Riickwirkung ist zeitlich begrenzt auf den Beginn des der

307 §559c Absatz 2 BGB.

308 § 560 Absatze 1-4 BGB.

309 § 560 Absatz 5 BGB.

310 Blank/Bérstinghaus, § 560 Rn. 57.
311 Blank/Borstinghaus, § 560 Rn. 3.

312 §560 Absatz 1 Satz 1 BGB.

313 Blank/Borstinghaus, § 560 Rn. 4.

314 Palandt/Weidenkaff, § 560 BGB Rn. 8.
315 §560 Absatz 1 Satz 1, 2 BGB.

316 Blank/Borstinghaus, § 560 Rn. 9.

317 §560 Absatz 2 Satz 1 BGB.
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Erklarung vorausgehenden Kalenderjahres und erfordert, eine Mitteilung innerhalb von drei
Monaten nach Kenntnis der die riickwirkende Erhéhung begriindenden Umstinde.318

Fiir den Fall, dass die Betriebskosten sinken, hat der Mieter einen gesetzlichen Anspruch
auf Herabsetzung der Betriebskostenpauschale.3!® Das Sinken der Betriebskosten hat der Ver-
mieter dem Mieter unverziglich mitzuteilen.3?° Die Reduzierung gilt vom Zeitpunkt der Ermé-
Bigung an, auch riickwirkend.

Haben die Mietvertragsparteien eine Betriebskostenvorauszahlung vereinbart, sind die
Rechte der Parteien parallel geregelt. Jede Partei kann bei Veranderungen der Betriebskosten
die Anpassung fordern.3?! Dieses Recht kann die jeweilige Partei nach einer Abrechnung in
Textform ausiiben.

Die Anpassung darf in ,angemessener Hoéhe“ erfolgen. Jede Partei kann sie nach einer Ab-
rechnung erkldren. Die Hohe orientiert sich grundsatzlich an der letztmdéglichen Abrech-
nung.3?? Diese diirfte die aktuelle Situation am getreusten wiedergeben. Beispielsweise bei
veranderten Wohnverhaltnissen kann dies einzelfallabhangig jedoch anders zu beurteilen sein.

Die Anpassung ist mit Zugang der Erkldrung wirksam.323 Fillig wird die angepasste Betriebs-

kostenvorauszahlung ab dem nichsten Mietfilligkeitszeitpunkt.324
C.l.6.2 Preisgebundener Wohnraum

Die Regelungen auf dem preisgebundenen Mietsektor unterscheiden danach, in welchem
Zeitraum die offentliche Forderung erfolgte:

Bis zum 31.12.2001 geforderten Wohnraum darf der Vermieter nicht zu einem héheren Ent-
gelt vermieten als erforderlich ist, um die laufenden Aufwendungen zu decken.3?° Die Kosten-

miete gilt sowohl fiir den Anfangsmietzins als auch fiir den Bestandsmietzins.326

318 §560 Absatz 2 Satz 2 BGB.

319 §560 Absatz 3 Satz 1 BGB; Blank/Borstinghaus, § 560 Rn. 14.
320 §560 Absatz 3 Satz 2 BGB.

321 §560 Absatz 4 BGB.

322 MUKoBGB/Zehelein § 560 BGB Rn. 23.

323 Palandt/Weidenkaff, § 560 BGB Rn. 17.

324 BGH NJW 2011, 2350.

325 Kostenmiete, § 8 Absatz 1 WoBinG.

326 §§ 8,10 WoBindG.
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Bei Neuvermietung ist die monatliche Durchschnittsmiete fiir das Gebaude oder die Wirt-
schaftseinheit zu ermitteln.3?” Ausgangspunkt hierfiir ist die der Bewilligung der 6ffentlichen
Mittel zugrundeliegende Wirtschaftlichkeitsberechnung.3?® Ihr ist der fur das Gebdude wirt-
schaftliche Mietzins zu entnehmen.3?° Fiir nach dem 31.12.1956 genehmigten Wohnraum gilt
als Durchschnittsmiete der von der Bewilligungsstelle bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung
festgesetzte Mietzins.33° Der Mietzins fiir einzelne Wohnungen berechnet sich anhand dieser
Durchschnittsmiete bezogen auf Wohnflache, Ausstattung, Zuschnitt und Lage.33! Existiert
keine Wirtschaftlichkeitsberechnung, ist die Kostenmiete anhand von offentlich geforderten
Mietwohnungen, die mit der Wohnung nach Art und Ausstattung sowie nach Férderungsjahr
und GemeindegrdRenklasse vergleichbar sind (vergleichbare Wohnungen), zu bestimmen.332

Erh6hungen des Bestandsmietzinses richten sich nach den §§ 4 ff. NMV, § 10 WoBindG.
Die Mieterh6hung ist ein einseitiges Gestaltungsrecht. Der Vermieter hat dem Mieter seine
Erhéhungsabsicht schriftlich unter Angabe von Griinden mitzuteilen.333 Ein Auszug aus der
Wirtschaftlichkeitsberechnung, aus welchem der fir die laufenden Aufwendungen anfallende
Betrag erkennbar ist, ist zu Gibermitteln.334
Der Vermieter darf den Mietzins anheben, soweit dies zur Kostendeckung aufgrund erhéhter
laufender Aufwendungen oder wegen baulicher Anderungen erforderlich ist.33®> Hiervon ist
auszugehen, wenn sich die laufenden Aufwendungen aufgrund von Umstanden erhéhen, die
der Vermieter nicht zu vertreten hat oder wenn eine gesetzliche Regelung einen héheren An-
satz fur laufende Aufwendungen in der Wirtschaftlichkeitsberechnung zulasst.33¢ Gleiches gilt

flir vom Vermieter nicht zu vertretende oder mit Zustimmung der Bewilligungsstelle durchge-

fiihrte bauliche Anderungen, die eine Modernisierung im Sinne des § 11 Absatz 6 der Il. BV

327 § 3 Absatz 2 Satz 1 NMV.

328 § 3 Absatz 2 Satz 2 NMV.

329 §2 Absatz 1 Satz 111. BV.

330 § 3 Absatz 2 Satz 3 NMV.

331 §3 Absatz3 NMV.

332 § 8 Absatz 3 WoBindG.

333 §10 Absatz 1 Satz 1 und 2 WoBindG.
334 § 10 Absatz 1 Satz 3 WoBindG.

335 §§4,6 NMV.

336 §4 Absatz 1 Satz1 NMV.
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bewirken.33” Die Zustimmung der Bewilligungsstelle gilt als erteilt, wenn Mittel aus &éffentli-
chen Haushalten fiir die Modernisierung bewilligt wurden.332 Der Begriff der Modernisierung
entspricht dem des § 555b BGB.33° In all diesen Fillen kann der Vermieter eine neue Wirt-
schaftlichkeitsberechnung aufstellen.34°

Sinken die laufenden Kosten, muss der Vermieter die Wirtschaftlichkeitsberechnung un-
verziiglich erneuern.3*! Die Wirtschaftlichkeitsberechnung muss der Vermieter auch anpassen,
wenn er eine Wirtschaftseinheit aufteilt oder Wohneinheiten zusammenfasst.34? Bei Woh-
nungsvergroBerungen ist eine neue Wirtschaftlichkeitsberechnung durchzufihren und die
sich daraus ergebende Durchschnittsmiete von der Bewilligungsstelle zu genehmigen.343

Erklart der Vermieter die Mieterhéhung bis zum 15. eines Monats, wird sie mit dem Ersten
des Folgemonats fillig, andernfalls zum Ersten des Gberndchsten Monats.3** Erklart der Ver-
mieter innerhalb von drei Monaten nach Kenntnis von den eine riickwirkende Mieterhéhung
rechtfertigenden Umstanden die Mieterhohung, gilt diese riickwirkend ab Beginn des der Er-
klarung vorangehenden Kalenderjahres. 34 Das Recht zur einseitigen Mieterhéhung kann
durch ausdriickliche Vereinbarung oder aus sonstigen Umstinden ausgeschlossen sein.34¢

Korrelat zum einseitigen Gestaltungsrecht des Vermieters ist das Sonderkiindigungsrecht
des Mieters.3*” Hiernach kann der Mieter das Mietverhiltnis bis zum Dritten des Monats, ab
welchem die Mietzinserh6hung gelten soll, mit Ablauf des ndachsten Kalendermonats kiindigen.

In diesem Fall ist die Mietzinserhéhung nicht wirksam.348

337 § 6 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 NMV.

338 § 6 Absatz 1 Satz 1, Halbsatz 2 NMV.
339 Vgl. hierzu oben unter ,Mieterh6hung nach Modernisierung”.
340 § 4 Absatz 1 Satz 2 NMV.

341 §5 Absatz 1 Satz 1 NMV.

342 §5aAbsatz 1 und 2 NMV.

343 § 8 Absatz 1 NMV.

344 § 10 Absatz 2 Satz 1i.V.m. § 2 WoBindG.
345 § 10 Absatz 2 Satz 3 WoBindG.

346 § 10 Absatz 4 WoBindG.

347 § 11 Absatz 1 WoBindG.

348 § 10 Absatz 2 WoBindG.
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Mieterhdhungen fir ab dem 01.01.2002 geforderten Wohnraum regeln die allgemeinen
Vorschriften des BGB.3*° Zugleich muss der Vermieter die Hochstmiete aus der Férderzusage

beachten.3*° Dies gilt sowohl fiir den Anfangs- als auch den Bestandsmietzins.
C.1.7 Interventionsmaoglichkeiten des Mieters

Der Mieter kann eine Mieterhéhung riigen und gerichtlich Gberprifen lassen. Sachlich zu-
stiandig fur Klagen in Wohnraummietangelegenheiten sind die Amtsgerichte.3>! Nimmt der
Mieter gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch, ist er gegen Kiindigungen geschiitzt. Die durch-
schnittliche Verfahrensdauer in Wohnraummietangelegenheiten betrug 2013 4,5 Monate bei
allen Verfahren und fiir Verfahren mit streitigem Urteil 7,9 Monate.3>?

Verfahren in Mietsachen machten bei den Amtsgerichten im Jahr 2013 mit 266.273 been-
deten Verfahren 23,4 % der verhandelten Fille aus.3>3 11.295 Fille hiervon verhandelte das
Landgericht als Berufungsinstanz, was immerhin noch 11 % der dortigen Verfahren aus-
machte.3>* Hinzuzurechnen sind Verfahren vor der Schlichtungsstelle und Mediationsverfah-
ren.3> Schlichtungsverfahren kénnen als Zul3ssigkeitsvoraussetzung fiir die Klage verbindlich
vorgeschaltet sein, wenn der Streitwert EUR 750 nicht (iberschreitet.3>® Dies betraf im Jahr
2012 und 2013 lediglich 97 bzw. 58 Verfahren.3>’

Sowohl fiir preisfreien als auch preisgebundenen Wohnraum kann der Mieter strafrecht-
liche Beschrankungen des Anfangs- und des Bestandsmietzinses geltend machen. Gleiches gilt
fiir zivilrechtliche Beschrankungen des Anfangsmietzinses einheitlich fiir preisfreien und preis-
gebundenen Wohnraum.

Der Vermieter handelt ordnungswidrig, wenn er fir vermieteten Wohnraum vorsatzlich

oder leichtfertig ein Entgelt fordert, sich versprechen ldsst oder annimmt, dass die libliche

349 § 28 Absatz 3 WoFG i.V.m. §§ 557 ff. BGB, vgl. Ausfiihrungen zum preisfreien Wohnraum.
350 § 28 Absatz 1, 3,i.V.m. 13 Absatz 2 Nr. 2 WoFG.

351 §23 Nr.2aGVG.

352 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, S. 35.

353 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, S. 18, 22, 46, 58.

354 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, S. 18, 22, 46, 58.

355 § 794 Absatz 1 Nr. 1 ZPO; Mediationsgesetz (BGBI. | 1577).

356 § 15a Absatz 1 Nr. 1 EGZPO.

357 Statistisches Bundesamt, Rechtspflege, S. 35.
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Miete fur vergleichbaren Wohnraum um mehr als 20 % tbersteigt, sofern er ein geringes An-
gebot ausnutzt.?>® VerstdRe ahndet das Gesetz mit Geldstrafe von bis zu EUR 50.000.3>°

Vergleichbar ist Wohnraum 3hnlicher Art, GréRe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage.3¢°
Zu beachten sind dieselben Wohnwertmerkmale wie bei der Bestimmung der ortsiblichen
Vergleichsmiete.3¢! Ist der Mietzins erforderlich, um Kosten zu decken, ist er auch dann nicht
unangemessen, wenn er die ortsiibliche Vergleichsmiete um mehr als 20 % ilibersteigt.362

Zudem musste der Vermieter die Wohnungsknappheit fir den Vertragsabschluss ausnut-
zen.3%3 Rechtsprechung und Literatur vertreten unterschiedliche Ansichten, wann dieses Tat-
bestandsmerkmal erfillt ist. Eine Literaturmeinung bejaht es, wenn das geringe Wohnungs-
angebot der Grund fiir den Abschluss des Mietvertrags ist.3%* Bei dem Tatbestandsmerkmal
handle es sich um kein subjektives Tatbestandsmerkmal, sondern um eine strafrechtlich ge-
botene Klarstellung.3%> Die Notlage im Einzelfall solle fiir die Beurteilung unerheblich sein.36¢
Der BGH bejaht ein Ausnutzen nur, wenn ,der Vermieter erkennt oder in Kauf nimmt, dass
der Mieter sich in einer Zwangslage befindet, weil er aus nachvollziehbaren gewichtigen Griin-
den nicht auf eine preiswertere Wohnung ausweichen kann“.3¢” Demnach legt die Rechtspre-
chung dieses Tatbestandsmerkmal restriktiv aus.3%8 Der Mieter hat die Darlegungs- und Be-
weislast fiir alle anspruchsbegriindenden Tatsachen.3%° Diese umfassen den sachlichen und
raumlichen Teilmarkt, das geringe Angebot und das bewusste ausnutzen.

Wegen Mietwucher ist strafbar, wer die Zwangslage, Unerfahrenheit, den Mangel an Ur-
teilsvermogen oder die erhebliche Willensschwache eines Mieters ausbeutet, indem er sich

fir Wohnraume einen im groben Missverhadltnis zur Leistung stehenden Vermdgensvorteil

358 §5 Absatz 1, 2 WiStrG.

359 §5 Absatz 3 WiStG.

360 §5 Absatz 2 WiStrG.

361 Schmidt-Futterer/Blank, Anhang zu § 535 Rn. 17 ff.

362 §5 Absatz 2 Satz 2 WiStrG; OLG Stuttgart NJW-RR 1989, 11; OLG Hamburg NJW-RR 1992, 1366.
363 BGH, NZM 2004, 381.

364 LG Hamburg NZM 2000, 1002 [1004].

365 Schmidt-Futterer/Blank, Anhang zu § 535 Rn. 66.

366 LG Hamburg NZM 2000, [1002].

367 BGH NJW 2004, 1740; NJW 2005, 2156.

368 BGH NZM 2004, 381; NJW 2005, 2156; NJW-RR 2006, 591.

369 BGH NZM 2004, 381.
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versprechen l4sst.379 Der Vermieter nutzt eine Schwichesituation aus, wenn er sie miss-
braucht, um lberhdhte Vermogensvorteile zu erlangen.3’ Ubersteigt der Mietzins die orts-
ubliche Vergleichsmiete um mehr als 50 %, besteht ein auffailliges Missverhéltnis.3’2 Es kann

373 oder Erhohung des Bestandsmietzinses entstehen.

bei Vertragsschluss

Sowohl § 5 WiStrG als auch der Mietwucher fiihren zivilrechtlich zur Nichtigkeit der Preis-
abrede.3’* Der Mietvertrag bleibt wirksam und nur hinsichtlich des tiberzogenen Teils des
Mietzinses nichtig.3”> Andernfalls wire der Mieter aufgrund des fehlenden Mietvertrags
schutzlos. Der Mieter muss nur den reduzierten, zuldssigen Mietzins zahlen.376 Den zu viel ge-
zahlten Teil der Miete kann er kondizieren.3”” Die Teilnichtigkeit des Vertrags entfillt nicht
nachtraglich, wenn sich der Wohnungsmarkt nach Vertragsschluss entspannt und somit keine
ausnutzbare Wohnungsknappheit besteht.3’8

Neben den deliktischen gibt es zivilrechtliche Beschrankungen des Anfangsmietzinses: Fir
preisfreien Wohnraum gilt seit dem 01.06.2015 die sogenannte ,Mietpreisbremse”. Soweit
der vereinbarte Mietzins die gesetzlich zuldssige Hohe ibersteigt, ist die Vereinbarung unwirk-
sam.37

Seit dem 01.04.2020 kann der Mieter die Riickzahlung der zu viel gezahlten Miete, riick-
wirkend ab Vertragsbeginn fordern, sofern er die Unwirksamkeit innerhalb von 30 Monaten
seit diesem Zeitpunkt und vor Beendigung des Vertragsverhaltnisses riigt. Andernfalls kann er
nur den nach Rige fillig gewordenen Mietzins herausverlangen.38 Die Riige muss die den
VerstoR begriindenden Tatsachen benennen.3®! Sofern der Vermieter eine Auskunft nach

§ 556g Absatz 1a Satz 1 BGB erteilen musste, kann sich der Mieter in seiner Rige auf die in

dieser Auskunft genannten Umstande beziehen.

370 §291 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 StGB.

371 MuUKoStGB/Pananis, § 291 Rn. 20.

372 MIKoStGB/Pananis, § 291 Rn. 28, 30.

373 Scanlon, Towards a sustainable private rented sector, S. 54.
374 §§ 134, 138 BGB.

375 BGH NJW-RR 2006, 591 Rn. 8; OLG Frankfurt WuM 1985, 139.
376 Schmidt-Futterer/Borstinghaus, § 557 Rn. 77.

377 §812 Absatz 1, Alternative 1 BGB; BGH NJW 1984, 722; BVerfG NJW 1994, 993.
378 OLG Hamburg, NZM 1999, 363; KG Berlin, NZM 2001, 283.
379 §566g Absatz 1 BGB.

380 §556g Absatz 2 Satz 3 BGB.

381 §556g Absatz 2 BGB.
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Fordert der Vermieter fir bis zum 31.12.2001 geférderten Wohnraum eine hohere als die
Kostenmiete, ist dieser Teil des Mietvertrags unwirksam und der Mieter kann den Uberstei-
genden Teil des Mietzinses auch riickwirkend zuriickfordern.3®2 Handelt der Vermieter, der
einen die Kosten Ubersteigenden Mietzins fordert, vorsatzlich oder grob fahrlassig, drohen bis
zu EUR 50.000 Strafe. Andernfalls bis zu EUR 15.000.383

Bei seit dem 01.01.2002 gefordertem, preisgebundenem Wohnraum limitiert die Forder-
zusage den Mietzins. 3% Die Kostenmiete, bzw. die sich aus der Férderzusage ergebende

Hochstmiete sind der maximal zuldssige Mietzins.
C.1.8 Bewertung und Zusammenfassung

Die deutsche Rechtsordnung gehort dem kontinentaleuropaischen Rechtskreis an. Dieser
entwickelte sich unter Rezeption und wechselseitiger Beeinflussung aus dem rémischen und
germanischen Recht. Charakteristisch fiir Rechtssysteme im kontinentaleuropdischen Rechts-
kreis sind umfassende Kodifikationen des Rechts. Das BGB normiert das preisfreie Mietrecht.

Das dem Mieter zustehende Besitzrecht ist schuldrechtlicher Natur. Es wirkt grundsatzlich
nur inter partes. Aufgrund der besonderen Bedeutung der Wohnung als Grundlage fir die
Entfaltung der Personlichkeit verdinglichte das BVerfG das Besitzrecht durch seine Entschei-
dungen zunehmend. Diese Entscheidungen bezeichnen das Besitzrecht des Mieters als ,Eigen-
tum”im Sinne des Art. 14 GG.38 Das fiihrte dazu, dass der Mieter jede Einwirkung inter omnes
abwehren kann. Die Rechtsordnung raumt dem Mietbesitz als Grundlage zur Personlichkeits-
entfaltung einen hohen Stellenwert ein. Dies spiegelt das hohe Mieterschutzniveau wider.
Dies verdeutlichen auch die Regelungen iber die Miethdhe in den §§ 557-560 BGB, von denen
die Vertragsparteien nicht abweichen dirfen. Allerdings hat auch der Vermieter aufgrund sei-
nes Eigentums eine durch Art. 14 GG geschiitzte Rechtsposition. Die streng reglementierten
Mieterhohungsmechanismen verbunden mit einem Sonderkiindigungsrecht des Mieters und
dem Verbot der Anderungskiindigung sind Ergebnis dieser Konkurrenz.

Der gesetzliche Grundsatz ,Kauf bricht nicht Miete” basiert nicht auf der Verdinglichung

des Besitzrechts, sondern resultiert daraus, dass der Kaufer einer vermieteten Wohnung

382 § 8 Absatz 2 WoBindG.
383 § 261 Nr. 4, Absatz 2 und 3 WoBindG.
384 §46 Absatz 1i.V.m. § 13 WoFG.

385 BVerfG NJW 1993, 2035; BVerfG NJW RR 2004, 440.
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durch Einzelrechtsnachfolge in die Rechte und Pflichten des bisherigen Vermieters eintritt und
selbst Vertragspartei wird.

Historische Ereignisse seit Beginn des 20. Jahrhunderts beeinflussten das Mietrecht. In die-
sem Zeitraum entwickelte es sich von einem freizligigen und vermieterfreundlichen zu einem
sowohl Interessen der Vermieter als auch der Mieter berilcksichtigenden Konstrukt.

Die Regulierungsdichte wandelte sich beeinflusst durch dulRere Einfliisse und politische In-
tentionen kontinuierlich. Vorzufindende Wohnungsknappheit zu Beginn des 20. Jahrhunderts
bedingte erstmals Kiindigungs- und Mietzinsregelungen. Als Reaktion hierauf etablierten sich
Anderungskiindigungen. Dieser Umstand verdeutlicht das enge Verhiltnis von Kiindigungs-
schutz und Mieterhéhungsmechanismen. Letztere bieten nur dann wirksamen Schutz, wenn
der Vermieter den Mieter nicht durch Kiindigung des Mietverhaltnisses zum Abschluss eines
neuen Mietvertrags zu geanderten Bedingungen drangen kann. Aus diesem Grund fiihrten die
anfanglichen Versuche der mieterschiitzenden Regulierungen nicht zum intendierten Ziel. Da-
her schaffte der Gesetzgeber die ordentliche Kiindigungsmaoglichkeit fir den Vermieter ab.

Da Mietverhaltnisse in Deutschland grundsatzlich eine unbestimmte Laufzeit haben,
flihrte der Gesetzgeber einen Mechanismus ein, der Vermietern eine moderate Erhéhung des
Bestandsmietzinses ermoglicht: die Mieterhohung bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete.

Umfangreiche Eingriffe in die Marktverhaltnisse im Sinne einer Zwangswirtschaft erwiesen
sich als nicht zweckdienlich, da sie wirtschaftlich orientiert agierende Vermieter abschreckten.
Hinzu kam die durch zerstérten Wohnraum und hinzuziehende Fliichtende verscharfte Woh-
nungssituation nach dem 2. Weltkrieg. Die Folgen waren erneute Deregulierungen. Das nach
dem 2. Weltkrieg ausgeweitete Angebot an sozialem Wohnraum und der kostendeckende
Mietzins kompensierten die aufgehobene Mietpreisbindung.

Seit der Wiedervereinigung gilt das bis dahin westdeutsche Mietrecht fiir die gesamte Bun-
desrepublik. 2001 reformierte der Gesetzgeber das Mietrecht und fiihrte alle Regelungen im
BGB zusammen. Die Regelungen Uber die Miethohe regelte bis dahin das MHG.

Im Jahr 2013 sank die fiir alle Wohnungen bestehende Kappungsgrenze von 20 % inner-
halb von drei Jahren fiir Gebiete mit besonders angespanntem Wohnungsmarkt auf 15 %.

SchlieBlich reagierte der Gesetzgeber im Jahr 2020 auf verschiedene erkannte Missstande.
Der Mieter erhielt fiir zu viel gezahlte Miete einen bis zu 30 Monate rickwirkenden Riickfor-

derungsanspruch. Zudem verlangerte sich wegen stark steigender Mieten der Betrachtungs-
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zeitraum fir die ortslibliche Vergleichsmiete von vier auf sechs Jahre und die Umlage von Mo-
dernisierungskosten sank von 11 % auf 8 % pro Jahr. Aufgrund der Corona-Pandemie durften
Vermieter Mieter wegen coronabedingter Mietriickstande zeitweise nicht kiindigen.

Im Jahr 2011 gab es in Deutschland rund 41 Mio. Wohnungen.38 Eigentiimer bewohnten
43 % von diesen, Mieter ca. 52 % (i.U. knapp 5 % Leerstand).3®” 64 % der vermieteten Woh-
nungen standen 2011 im Eigentum von privaten Kleinanbietern, 17 % gehoérten privatwirt-
schaftlich gewerblichen Eigentiimern, die Ubrigen ca. 19 % Genossenschaften, Kirchen, Kom-
munen und 6ffentlichen Wohnungsbaugesellschaften.38 Im Jahr 2010 umfasste der preisfreie
Wohnraum 92,3 % und preisgebundener Wohnraum lediglich 7,7 % des Wohnungsbestan-
des.38

Die im BGB geregelten Normen gelten fir alle Wohnraummietvertrage auf dem preisfreien
Mietsektor und auf dem preisgebundenen Mietsektor fir ab dem 01.01.2002 gefdrderten
Wohnraum. Fir Mietvertrage Uber vor diesem Stichtag geférderten Wohnraum gilt das
WoBindG, die NMV und die Il. BV.

Malgeblich fiir die Einordnung in einen der beiden Mietsektoren (preisfrei oder preisge-
bunden) ist, ob die Errichtung des Wohnraums &ffentlich gefordert wurde. Liegt eine solche
Forderung vor, gehort der Wohnraum fir den festgelegten Bindungszeitraum zum preisge-
bundenen Mietsektor. Unabhangig von personlichen Eigenschaften kann der Vermieter
Wohnraum nach Ablauf des Preisbindungszeitraumes auf dem preisfreien Mietsektor anbie-
ten. Gleichwohl bieten Gemeinden faktisch auch nach diesem Bindungszeitraum Wohnraum
zu vergunstigten Mieten an.

In Deutschland existieren zwar unterschiedliche Arten von Wohnraumietvertragen, diese
unterscheiden sich jedoch nicht nach Eigenschaften der Parteien oder dem Zeitpunkt des Zu-
standekommens des Mietvertrags, sondern nach dem Inhalt der Regelungen hinsichtlich der
Dauer oder des Mieterhohungsmechanismus.

In gesondert auszuweisenden Gebieten findet auf dem preisfreien Wohnsektor die Miet-
preisbremse Anwendung. Diese begrenzt den Anstieg des Mietzinses bei Neuvermietung in

gesondert auszuweisenden Zonen, gegeniber der ortsiiblichen Vergleichsmiete auf 10 %.

386 Statistisches Bundesamt, Zensus 2011, S. 14, 17.
387 Statistisches Bundesamt, Zensus 2011, S. 14, 17.

388 Cornelius/Rzeznik, Report Germany, S. 13; Scanlon, Towards a Sustainable private rented Sector, S. 45-46;
University of Cambridge, Private Rented Sector, S. 141.

389 Cornelius/Rzeznik, Report Germany, S. 14; Pestel, Bedarf an Sozialwohnungen, S. 13.
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Hiervon ausgenommen ist ab dem 01.10.2014 erstmals oder nach diesem Datum erstmals
nach umfassender Modernisierung vermieteter Wohnraum. Die Mietpreisbremse gilt auch
dann nicht, wenn bereits der bisherige Mietzins Gber der ortsiiblichen Vergleichsmiete lag.

Erhéhungen des Bestandsmietzinses sind grundséatzlich nur méglich, wenn sich die Ver-
tragsparteien hierauf einigen. Sie kénnen auch einen Mietzins vereinbaren, auf den der Ver-
mieter keinen Anspruch hatte.

Vereinbarungen Uber mehrere in der Zukunft liegende Mieterhéhungen kénnen die Par-
teien ausschlieBlich in Form von Staffel- und Indexmietvertragen treffen. Der Vermieter darf
den Mietzins nur zuvor ein Jahr unverdandert bestehende Mietzinse erhéhen. Die Vereinba-
rung lber eine Staffel ist schriftlich und mit genauem Eurobetrag und bestimmbarem Fallig-
keitsdatum vorzunehmen. Binden die Vertragsparteien den Mietzins an den Verbraucher-
preisindex, sinkt und steigt er mit diesem. Bei Vereinbarung einer Staffel bedarf es abwei-
chend zur Bindung des Mietzinses an den Verbraucherpreisindex keiner weiteren Mitteilung
Uber die Anpassung des Mietzinses. Treffen die Vertragsparteien eine Mietzinsvereinbarung
in der vorgenannten Form, ist eine Erhohung bis zur ortsiblichen Vergleichsmiete unzuldssig.

Mangelt es an einer vertraglichen Vereinbarung, gilt der gesetzliche Mieterh6hungsme-
chanismus. Hiernach darf der Vermieter den Mietzins bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete an-
heben. Die ortsubliche Vergleichsmiete ist eine modifizierte Durchschnittsmiete. Sie bertick-
sichtigt die fiir vergleichbaren Wohnraum innerhalb der letzten sechs Jahre in der Gemeinde
vereinbarten Mietzinse. Die Ubereinstimmung in gesetzlich festgelegten Wohnwertmerkma-
len macht Wohnraum vergleichbar. Die Wohnwertmerkmale sind Art, GroRe, Ausstattung, Be-
schaffenheit, Lage. Trotz der Normierung verursacht die tatsiachliche Berechnung der ortsiib-
lichen Vergleichsmiete erhebliche Unsicherheiten. Will der Vermieter den Mietzins bis zur
ortsiiblichen Vergleichsmiete anheben, muss er dies dem Mieter in Textform und unter An-
gabe von Griinden mitteilen. Die Begriindung dient dem Mieter dazu abzuschatzen, ob das
Mieterhohungsverlangens berechtigt ist. Stimmt der Mieter zu, wird der neue Mietzins drei
Monate nach der Ankiindigung wirksam. Verweigert der Mieter die Zustimmung, muss der
Vermieter binnen zwei Monaten auf Zustimmung klagen. Ein Anspruch auf Zustimmung zur
Anhebung des Mietzinses besteht nur, wenn der Mietzins zuvor ein Jahr unverandert bestand
und der neue Mietzins friihestens 15 Monate nach der letzten Erhohung fallig wird. AulRerdem

ist die Kappungsgrenze von 20 % innerhalb der letzten drei Jahre zu beachten.
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Der bei einer Mieterhohung anwendbare Mechanismus beteiligt beide Vertragsparteien
und schiitzt den Mieter vor einer Fortsetzung des Mietverhéltnisses zu gedanderten Bedingun-
gen, indem er ihm ein Sonderkiindigungsrecht einrdumt. Ubt der Mieter dieses bis zum Dritten
des Monats aus, in welchem die Mieterhéhung fallig werden soll, endet das Mietverhaltnis
zum Ende des darauffolgenden Monats.

Ausnahmsweise kann der Vermieter wegen Renovierungsarbeiten einseitig eine Mieter-
hohung erklaren. Dieses Verfahren ermdoglicht eine Mietzinserh6hung unabhangig und ergan-
zend zu den zuvor genannten Verfahren. Voraussetzung fir dieses einseitige Gestaltungsrecht
ist, dass der Vermieter nach Vertragsabschluss nicht der Instandhaltung oder Instandsetzung
dienende bauliche Veranderungen an der Mietsache vornimmt. Die Mieterhéhung muss der
Vermieter mindestens drei Monate vor Baubeginn ankiindigen. Sie gilt friihestens drei Monate
nach Zugang der Ankiindigung. Auch bei dieser Mieterh6hung steht dem Mieter ein Sonder-
kiindigungsrecht zu.

Im Hinblick auf den Mietzins ist zwischen Nettomietzins und Betriebskosten zu unterschei-
den. Letztere konnen die Vertragsparteien entweder pauschal oder rechnungsbasiert abrech-
nen. Hiervon abhangig unterscheiden sich die Anpassungsverfahren bei steigenden oder sin-
kenden Betriebskosten. Pauschalierte Betriebskosten muss der Vermieter nicht abrechnen.
Nur wenn vertraglich eine Anpassung der Pauschale vorgesehen ist, kann der Vermieter diese
bei steigenden Kosten anheben. Auf die Weitergabe von ErmaRigungen hat der Mieter einen
gesetzlichen Anspruch.

Ist eine Vorauszahlung vereinbart, steht beiden Parteien ein Anpassungsrecht zu. Die ge-
anderte Vorauszahlung fallt ab dem der Mitteilung folgenden Mietzinszahlungstermin an. Sie
hat sich an vorangegangenen Betriebskostenabrechnungen zu orientieren.

Bei preisgebundenem Wohnraum begrenzen die Kostenmiete (geforderter Wohnraum bis
31.12.2001), bzw. die Forderzusage (geforderter Wohnraum ab 01.01.2002) sowohl den An-
fangs- als auch den Bestandsmietzins. Die Mieterh6hungen im preisgebundenen Mietsektor
kann der Vermieter ohne Zustimmung des Mieters durchfiihren. Allerdings hat er auch sin-
kende Kosten an den Mieter weiterzugeben. Teilt der Vermieter die Mieterhéhung bis zum 15.
eines Monats mit, gilt sie ab dem folgenden Monat. Ubersteigt der Mietzins die nach dem
WoBindG oder der Férderzusage zulassige Hochstmiete, so ist dieser libersteigende Teil un-
wirksam. Passt der Vermieter den Mietzins an, steht dem Mieter ein Sonderkiindigungsrecht

ZU.
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Der Mietzins ist strafrechtlich beschrankt. Nach § 5 WiStrG darf der Mietzins den fir ver-
gleichbaren Wohnraum Ublichen nicht um mehr als 20 % (ibersteigen, wenn dies unter Aus-
nutzung eines geringen Angebots an vergleichbaren Raumen geschieht. Bleibt dieses Verbot
unbeachtet und handelt der Vermieter vorsatzlich oder grob fahrldssig in Bezug auf die
Zwangssituation des Mieters, verhalt er sich ordnungswidrig. Fiir diesen Fall ist eine Strafe von
bis zu EUR 50.000 vorgesehen.

Strafbar wegen Mietwuchers macht sich der Vermieter, wenn er den Wohnraum zu einem
objektivim Missverhaltnis zur Leistung stehenden Mietzins vermietet und er hierbei eine beim
Mieter liegende subjektive Schwache ausnutzt.

Zivilrechtlich schuldet der Mieter den Uberhdhten Teil des Mietzinses nicht. Der Mietver-
trag bleibt im Ubrigen wirksam, um dem Mieter nicht seine nach Art. 14 GG geschiitzte Posi-
tion zu entziehen.

Sachlich und ausschlieBlich ortlich zusténdig fiir Streitigkeiten in Bezug auf ein Mietver-
haltnis ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Wohnung liegt.

Besondere Probleme bei der Durchsetzung von Mieterhéhungsforderungen des Vermie-
ters bereitet die ortsiibliche Vergleichsmiete. Diese ist begrifflich unklar und ihre Ermittlung
in der Praxis schwierig. Dies fiihrt dazu, dass Vermieter den Mietzins hdufig nicht wahrend
eines Mietverhadltnisses, sondern erst bei Neuvermietung vornehmen. Bei der gerichtlichen
Durchsetzung der Mieterhohung bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete kommt den zu ihrer Be-
griindung verwandten Methoden unterschiedliche Beweiskraft zu. Wahrend der qualifizierte
Mietspiegel eine gesetzliche Vermutung flr die Richtigkeit des ermittelten Mietzinses statu-
iert, geht vom einfachen Mietspiegel lediglich eine Indizwirkung aus. Das Sachverstdandigen-
gutachten gilt als einfacher Parteivortrag.

Auf der anderen Seite haben auch Mieter, die gegen lberhohte Mietforderungen vorge-
hen, insbesondere bei Neuvermietung, eine schwache Position, da die Beweislast bei ihnen

liegt.
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(e[| Osterreich
C.l.1 Rechtskreis

Die 0Osterreichische Rechtsordnung ist dem rémisch-germanischen Rechtskreis zuzuord-

nen. Die Ausfiihrungen im deutschen Landerbericht gelten entsprechend.
C.l.2 Besitzrecht der Mieter

Wie in Deutschland, handelt es sich bei dem aus dem Mietvertrag ergebenden Besitzrecht
um ein rein schuldrechtliches Recht.3%° Auch die 6sterreichischen Gerichte entwickelten es zu
einem ,,quasi-dinglichen Recht” weiter.3°! Der Mieter kann gegeniiber dem Eigentiimer und
Dritten Besitzschutzanspriiche geltend machen.3%? Beim Verkauf einer Immobilie tritt der Er-

werber in die Rechtsstellung des bisherigen Eigentiimers ein.3%3

C.I.3 Historische Entwicklung des Mietrechts

Das Allgemeine Biirgerliche Gesetzbuch (ABGB) trat 1811 in Kraft. Es enthélt keine speziell
wohnraummietrechtlichen Bestimmungen. Lediglich der ,Bestandvertrag” ist normiert.3%
Dieser umfasst sowohl Miet- als auch Pachtvertrage. Neben dieser Regelung bestanden auch
aullerhalb des Mietrechtsgesetzes (MRG) zunachst keine speziellen (wohnraum-)mietrechtli-
chen Regelungen.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts pragte der Mangel an Wohnraum die Wohnsituation in
stadtischen Regionen Osterreichs. Dieser ergab sich aus der zunehmenden Urbanisierung. Im
GroRraum Wien nahm die Bevélkerung von 1840-1918 von 440.000 auf tiber 2 Mio. zu.3% Vor
diesem Hintergrund und aufgrund fehlender mietrechtlicher Regulierungen konnten Vermie-
ter den Mietzins zu Beginn des 20. Jahrhunderts nahezu beliebig festlegen und Mieterhéhun-
gen durch Anderungskiindigungen durchsetzen. Dies war in den Jahren 1917-1918 der Anlass

fur drei Mieterschutzverordnungen (MSchV).3% Die I. und Il. MSchV normierten schrittweise

390 Lurger/Haberl/WaR, EUI Austria, S. 9.
391 Lurger/Haberl/WaR, EUI Austria, S. 9.
392 Lurger/Haberl/WaRB, EUI Austria, S. 2.

393 § 1120 Satz 1 ABGB (Umkehrschluss, da der Mieter erst nach ,Aufkiindigung” weichen muss; § 2 Absatz 1
Satz 4 MRG (im Anwendungsbereich des MRG393)

394 §§ 1090 ff. ABGB.
395 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 265.

396 Hofmann, Report Austria, S. 77.
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ein bundesweites Verbot von Mieterhéhungen fiir nahezu alle Wohnungen und vermietersei-
tigen ordentlichen Kiindigungen.?*” Die zunichst als voriibergehend geplanten Regelungen
entfristete die Ill. MSchV.3% Die eingefrorenen Mietzinse fihrten im Zusammenspiel mit der
extrem hohen Inflation zu immer geringeren Gewinnen der Vermieter.3?° Die Bautatigkeit
nahm ab.%% Aus diesem Grund forcierte und férderte der Gesetzgeber kommunalen und ge-
meinniitzigen Wohnungsbau.?°! Der Bestand der Mietwohnungen auf dem privaten Mietsek-
tor stammt zum groRten Teil aus der Zeit vor dem 1. Weltkrieg.4°> Demgegeniber entfalteten
Kommunen und gemeinnitzige Bauvereinigungen in der Zwischen- und Nachkriegszeit eine
rege Bautatigkeit.*?3 Sie konnten bereits damals 6ffentliche Wohnbauférderung in Anspruch
nehmen.*®* Im Gegenzug fiir Férderungen galten zunichst férderungsrechtliche und spater
gemeinnitzige Bindungen.40>

Eingefrorene Mieten und inflationsbedingte Probleme waren ursachlich fir das Mietenge-
setz 1922 (MG).*%® Ziel des Gesetzes war zum einen, Mieter vor Mieterhéhungen und vermie-
terseitigen Klindigungen zu schiitzen und zum anderen die Instandhaltung der Wohnungen zu
fordern.%%” Dementsprechend waren wesentliche Bestandteile der Neuregelung gesetzlich
reglementierte Mietzinse auf dem Niveau vom 01.08.1914 und ein weitreichender gesetzli-
cher Kiindigungsschutz.4%8

Die MG-Novellen von 1926 und 1929 hoben diese Mietzinsbeschrankungen fiir Neuver-
mietungen ab 1926 auf.*?° Folge waren starke Mieterhéhungen, weswegen die Mietengesetz-

novelle 1933 den Mietzins wieder gesetzlich normierte.*!° Das MG blieb unter mehrfachen

397 1. Verordnung zum Schutz der Mieter MSchV 1917 (RGBI 34); II. and Ill. MSchV 1918 (RGBI 21/1918, RGBI
381/1918), Lurger/Haberl/WaR, EUI Austria, S. 2; Hofmann, Report Austria, S. 77.

398 Hofmann, Report Austria, S. 77.

399 Eder, Veranderung von Richtwertmieten, S. 11; Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 266.
400 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 266.

401 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 266.

402 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 263, 275.

403 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 263.

404 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 263, 274.

405 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 263.

406 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 68; Hofmann, Report Austria, S. 77.
407 Hofmann, Report Austria, S. 78.

408 §%§2,22 MG.

409 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 68; ,Wohnbauférderungs- und Mietengesetz 1929“ (BGBI. Nr.
200/1929).

410 BGBI. 325/1933; Hofmann, Report Austria, S. 78.
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Modifikationen, vornehmlich deregulierte Mietzinse bei Neuvermietungen, bis zum
31.12.1981 in Kraft.4!

Mit Anschluss an das Deutsche Reich iibernahm Osterreich im Jahr 1938 das streng regle-
mentierte deutsche Mietrecht.*!2 Gleichwohl blieben die Regelungen des MG giiltig.*® Das
dsterreichische Bundesverfassungsgericht erklirte sie erst im Jahr 1954 fiir rechtswidrig.***
Die entstandene Regelungsliicke schloss das Zinsstoppgesetz 1954.4%°

1940 normierte das Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz (WGG) erstmals Regelungen fir
genossenschaftliche Nutzungsvertrage. Diese im deutschen Reich erlassene Regelung liber-
nahm das WGG 1979 in 6sterreichisches Recht.*1® GemiR dem WGG gilt fur gemeinnitzige
Bauvereinigungen bei der Nutzungsiiberlassung von Wohnungen das Kostendeckungsprin-
zip. 417

Ebenfalls 1979 trat das Konsumentenschutzgesetz in Kraft.#!8 Es ist anwendbar fir Miet-
vertrage zwischen gewerblichen Vermietern und Verbrauchern. Fiir diese Mietvertrage gelten
die Regelungen des KSchG, was zur Unwirksamkeit den Verbraucher benachteiligender Abre-
den fihren kann.

Zum 01.01.1982 trat als Nachfolgegesetz des MG, das Mietrechtsgesetz (MRG) in Kraft.4%®
Das MRG gilt seit diesem Zeitpunkt grundsatzlich auch fiir Altvertrage.*?° Zugleich fiihrte es
den Kategoriemietzins ein. Bereits seit 1986 gilt flir Wohnungen der Kategorie A der soge-

nannte ,angemessene Mietzins“.#?! Fiir die Wohnungen der Kategorien B-D blieb es zunichst

411 MG-Novelle 1955 und Mietrechtsanderungsgesetz 1967; Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 69; Hof-
mann, Report Austria, S. 79.

412 Hofmann, Report Austria, S. 78; Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 68-69: Erster ErlaR des Fiihrers und
Reichskanzlers iiber die Einfiihrung deutscher Reichsgesetze in Osterreich RGBI | 1938, S. 247f.; Die Ausfiih-
rungen im deutschen Linderbericht gelten entsprechend fiir Osterreich.

413 Erste Verordnung des Reichsstatthalters tiber die Mietzinsregelung im Lande Osterreich, GBI 1938/159.
414 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 68.

415 BGBI. Nr. 132/1954.

416 BGBI. Nr. 139/1979, BGBI. | Nr. 135/2009.

417 § 13 WGG; Mieterschutzverband, Mieterschutz im Wandel.

418 BGBI. Nr. 140/1979.

419 Mieterschutzverband, Mieterschutz im Wandel.

420 § 43 Absatz 1 MRG.

421 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 279.
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beim Kategoriemietzins. Dieser lag jedoch unter der Marktmiete, was ,,Wohnraumhor-
tung” begiinstigte.*?? Im Rahmen der umfassenden Novellierung des MRG im Jahr 1994 er-
setzte der bis heute geltende Richtwertmietzins den Kategoriemietzins.*? Dieser Richtwert-
mietzins errechnet sich anhand des zuldssigen Mietzinses fir eine bestimmte, definierte
,mietrechtliche Normwohnung” nebst Zu- und Abschlagen fir Abweichungen der konkreten
Wohnung von dieser.*?* Ein zugleich eingefiihrter Mechanismus heilt nicht binnen drei Jahren
gerligte unzuldssige Mietzinsvereinbarungen.*?> Das 3. Wohnungsinderungsgesetz fiihrte Ab-
schlage fiir befristete Mietvertrige ein.*%®

Die Mietrechtsnovelle 2000 fiigte einige Anderungen in das MRG ein. Seither gilt fir
Wohnraummietvertrdge nach dem MRG eine Mindestlaufzeit von drei Jahren.*?” Allerdings
steht dem Mieter ein einseitiges unabdingbares Kiindigungsrecht zum Ablauf eines jeden Jah-
res zu. Aullerdem gilt, unabhangig von der Lange der Befristung, fir befristete Vertrage seither
einheitlich ein Abschlag von 25 % bezogen auf den Richtwertmietzins fiir unbefristete Ver-
trage.*?8

Die Wohnrechtsnovelle 2006 lockerte die Formerfordernisse fiir die mieterseitige Kiindi-
gung. Mieter konnen seitdem schriftlich mit einer Frist von drei Monaten gegeniiber dem Ver-
mieter kiindigen und miissen diese nicht mehr (iber ein Gericht aussprechen.*?®

Am 16.03.2020 trat das 4. COVID-19-Gesetz mit Ablaufdatum 31.12.2020 in Kraft. Art. 37,
§ 1 schloss eine vermieterseitige Kiindigung allein aufgrund von Zahlungsriickstdnden in der

Zeit vom 01.04-30.06.2020 aus. Flankierend konnte der Vermieter diesen Zahlungsriickstand

bis zum 31.12.2020 nicht gerichtlich durchsetzen.
c.ll.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht

§ 1090 ABGB regelt den Bestandvertrag: ,Der Vertrag, wodurch jemand den Gebrauch ei-
ner unverbrauchbaren Sache auf eine gewisse Zeit und gegen einen bestimmten Preis erhalt,

heilt Gberhaupt Bestandvertrag”. Der Bestandvertrag ist ein Mietvertrag (,wenn sich die in

422 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 279-280.

423 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 280; Richtwertgesetz, Bundesgesetz BGBI 1993/800, Art. IX.
424 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 66.

425 § 16 Absatz 8 S. 2,3 MRG; Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 2.

426 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 12.

427 §29 MRG.

428 § 16 Absatz 7 MRG.

429 Regierungsvorlage 1183, Materialien, S. 43.
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Bestand gegebene Sache ohne weitere Bearbeitung gebrauchen 14R8t“).%30 Er gilt fiir jegliche
Vermietung, gleichgiiltig ob Mobilien oder Immobilien. Dartiber hinaus enthédlt das ABGB
keine speziellen wohnraummietrechtlichen Vorgaben. Diese ergeben sich teilweise aus Spezi-
algesetzen.
Wohnraum wird in Osterreich einem Mietsektor ausschlieBlich anhand persénlicher Eigen-
schaften des Vermieters zugeordnet.*3!

Auf dem privaten Mietsektor offerieren private Anbieter Wohnraum. Unerheblich ist, ob
ein privater oder ein kommerzieller Vermieter auftritt.

Auf dem sozialen/6ffentlichen Mietsektor sind zwei Typen von Vermietern zu unterschei-
den. lhre Differenzierung beeinflusst die anzuwendenden Regelungen und die zuldssige Miet-
hohe. Vermieter im sozialen/6ffentlichen Mietsektor sind Gemeinden und gemeinnitzige

Bauvereinigungen (GBV).
C.l.4.1 Privater Mietsektor

Flr mit einem privaten Vermieter geschlossene Mietvertrage ist das Mietrecht uniber-
sichtlich. Wie in der historischen Entwicklung skizziert, wandelte sich das dsterreichische Miet-
recht in den vergangenen hundert Jahren stetig. Die Intransparenz erhéht, dass neu einge-
fliihrte Regelungen nur fir Neuvertrage gelten und grundsatzlich nicht fiir bestehende Ver-
trage. Etwas anderes gilt nur, wenn neue Gesetze bisherige Regelungen ausdriicklich andern
oder aufheben.*3? GemiR § 43 Absatz 1 MRG gilt das MRG grundsatzlich auch fir Mietvertrige,
die bereits vor dessen Inkrafttreten am 01.01.1982 bestanden. Allerdings normiert der § 43
Absatz 2 - 49g MRG umfangreiche Riickausnahmen.

Die unibersichtliche Rechtslage verstarkt sich dadurch, dass nicht alleine der Zeitpunkt
des Mietvertragsabschlusses maligeblich fiir die Zuordnung zu einem bestimmten Mietrechts-
system ist. Bei der Zuordnung sind zusatzlich beispielsweise die Lage der Wohnung im Haus,
die Grofle der Wohnung, die Ausstattungskategorie, der Zeitpunkt des Antrags auf Erteilung
der Baugenehmigung, der Zeitpunkt der Erteilung der Baugenehmigung, der Zeitpunkt der

Fertigstellung oder einer Renovierung zu beriicksichtigen.433

430 §1091 ABGB.
431 Kirchner, Wohnungsversorgung, S. 263.
432 §9 ABGB.

433 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 67; Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 24-28.
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Ungeachtet dieser Einordnungsproblematik gilt gemaR § 43 Absatz 2 MRG der Grundsatz:
MaBgeblicher Zeitpunkt zur Beurteilung der RechtmaRigkeit einer Mietzinsvereinbarung ist
die Rechtslage zum Zeitpunkt ihres Zustandekommens.*3* Dem Zeitpunkt des Mietvertragsab-
schlusses kommt fir die Festsetzung des Anfangsmietzinses und Erhohungen des Bestands-
mietzinses besondere Bedeutung zu.

Ebenso wenig wie fiir die Vergangenheit gilt das MRG einheitlich fir kiinftige Mietvertrage.
Die Anwendbarkeit des MRG fiir den privaten Wohnungssektor untergliedert sich in drei An-
wendungsbereiche: Zu unterscheiden sind Mietverhéltnisse, auf welche das MRG voll (Vollan-
wendungsbereich), teilweise (Teilanwendungsbereich) und nicht anwendbar ist (Vollausnah-
mebereich).*3> Je nachdem, welchem Anwendungsbereich ein Mietverhiltnis angehért, ent-
scheidet sich, welche Regeln fiir Mieterhéhungen und Kiindigungen gelten. Nur im Vollanwen-
dungsbereich gelten dispositive Regelungen, sowohl im Hinblick auf die Mietzinsvereinbarung
als auch fiir die vermieterseitige Kiindigung. Im Teilanwendungsbereich erschopft sich der
Schutz des MRG in Befristungs- und Kiindigungsschutzvorschriften.43® Im Vollausnahmebe-
reich entfaltet das MRG keinerlei Schutzwirkung. Anwendbar ist nur das ABGB.

GemaR § 1 Absatz 1 MRG ist das MRG grundsatzlich ,fir die Miete von Wohnungen, ein-
zelnen Wohnungsteilen oder Geschaftsraumlichkeiten aller Art” und ,,genossenschaftliche(n)
Nutzungsvertrage” anwendbar. Als Wohnung ist ,,ein selbstandiger, baulich in sich abgeschlos-
sener Teil eines Gebdudes zu verstehen, welcher geeignet ist, der Befriedigung des individu-
ellen Wohnbedirfnisses von Menschen zu dienen und welcher nach der Parteienabsicht zu
Wohnzwecken vermietet wurde”.*3” Bei dieser Definition bleiben subjektive Eigenschaften
des Mieters und Vermieters unbeachtet.**® Sofern keiner der Ausnahmetatbestande des § 1
Absatz 2-5 MRG erfiillt ist, wird widerlegbar vermutet, dass das MRG anwendbar ist.**° Dies

hat Auswirkungen auf die Beweislast bei gerichtlichen Streitigkeiten tiber die Anwendbarkeit

434 MietSlg 35.311/19, 36.297, 37.297; 54.279; 55.306); Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 13; Kirchner, Wohnungs-
versorgung, S. 277-278.

435 Arbeiterkammer, Mietrecht fir Mieter, S. 23ff, Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 58f.
436 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 81.

437 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 45.

438 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 6.

439 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 11.
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des MRG. Diese obliegt dem Vermieter.**? Er muss das Vorliegen eines der enumerativ aufge-
fliihrten Ausnahmetatbestande darlegen und beweisen. Gelingt ihm dies nicht, unterfallt das
Mietverhaltnis kraft Vermutungswirkung dem Vollanwendungsbereich des MRG. Ist dieser er-
offnet, gelten die Regelungen des MRG fir Mietzinsvereinbarungen. Flir Mietzinsvereinbarun-
gen im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich gelten je nach Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses die Regelungen des MG, des Zinsstoppgesetzes, des Mietrechtanderungsgesetzes
oder allgemeine Regelungen des ABGB. Vor Inkrafttreten des MRG geschlossene Mietvertrage
berlicksichtigt diese Arbeit aufgrund der geringen praktischen Relevanz nicht.

§ 1 Absatz 2 MRG definiert Tatbestdnde des ,Vollausnahmebereichs”. Fiir diesen vermie-
teten Wohnraum beurteilt der Gesetzgeber die Schutzbediirftigkeit des Mieters gegeniiber
dem Vermieter abweichend, im Vergleich zum Vollanwendungs- oder Teilanwendungsbereich.
Dies sind beispielsweise Wohnungen bei Beherbergungsunternehmen und in Wohnheimen
(Nr. 2), Dienst- und Werkswohnungen (Nr. 3), Zweitwohnungen, die der Mieter nur zu einem
voriibergehenden Zweck und befristet fiir kiirzer als ein halbes Jahr bewohnt (Nr. 3 b), Ferien-
wohnungen (Nr. 4) und Wohnungen, welche sich in Hausern mit nicht mehr als zwei selbstan-
digen Wohnungen befinden (Nr. 5). Auch alle Mietobjekte, die weder Wohnungen noch Ge-
schaftsraume sind, gehdren diesem Anwendungsbereich an.*4!

Dem Teilanwendungsbereich sind exemplarisch folgende Wohnungen zuzuordnen: Woh-
nungen in aufgrund einer nach dem 30.06.1953 erteilten Baugenehmigung ohne Zuhilfen-
ahme offentlicher Mittel errichteten Hausern bzw. in aufgrund einer nach dem 08.05.1945
erteilten Baugenehmigungen errichteten Hiusern.*4?

Die genaue Zuordnung eines Mietobjekts in einen der Anwendungsbereiche ist entschei-
dend dafiir, wonach sich die Zulassigkeit einer Mietzinsvereinbarung bemisst. Gleichwohl er-
lautert dieser Abschnitt nicht abstrakt alle moglichen Tatbestdnde, um den jeweils geltenden
Mieterhéhungsmechanismus festzustellen. Im Ergebnis fihrt die Einordnung dazu, Wohn-

raum entsprechend der genannten drei Anwendungsbereiche zuzuordnen.
C.1.4.2 Offentlicher/sozialer Mietsektor

Auf dem offentlichen/sozialen Mietsektor existieren folgende Regelungssysteme:

440 MietSlg 36.232, 37.220/37, 39.205/20, 40.211, 41.268, 42.176, 44.247, 45.186, 46.197, 47.167, 50.247,
51.210; Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 57.

441 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 13.

442 §1 Absatz 4 Nrn. 1 und 4, Absatz 5 MRG.
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Fir Gemeinden gilt grundséatzlich das MRG.#*3 § 1 Absatz 1 MRG erklart das MRG auf alle
Mietvertrage fir anwendbar, soweit keine Ausnahme besteht. Freiwillige Selbstregulierungen
erginzen diese Regelung.**

Flir durch gemeinniitzige Bauvereinigungen (GBV) im Rahmen von Nutzungsvertragen ver-
mietete Wohnungen ist vorrangig das WGG anwendbar.**> Urspriinglich diente die Vermie-
tung mithilfe der Vertragsform des Nutzungsvertrags dazu, mieterschiitzende Normen zu um-
gehen.*® GemaR § 1 Absatz 1, 3 MRG gelten die Regelungen des MRG heutzutage auch fiir
diese Wohnungen, nach MaRgabe des § 20, 20a WGG. Vorausgesetzt die GBV hat die vermie-
tete Baulichkeit im eigenen Namen neu errichtet.**” Genossenschaftliche Nutzungsvertrige
sind Mietvertragen im Vollanwendungsbereich hinsichtlich des Mieterschutzes mittlerweile
gleichgestellt.**® Fiir die gemeinnitzigen Bauvereinigungen gilt bei der Mietfestsetzung das
Prinzip der Kostendeckung.?*® Die Hohe des Mietzinses ist entsprechend der Forderkriterien
begrenzt und Gewinne nur in engen Grenzen und nur zur Investition in die Schaffung neuen
Wohnraums im Inland zuldssig.4°

Im Unterschied zum privaten Mietsektor vergeben Vermieter auf dem 6ffentlichen/sozia-

len Mietsektor Wohnungen mithilfe von Auswahlverfahren.?>!
C.IL.5 Mietvertragsarten

Miete ist als der ,Gebrauch einer ohne weitere Bearbeitung bentitzbaren unverbrauchba-
ren Sache auf eine gewisse Zeit und gegen einen bestimmten Preis” definiert.*>?> Der Gebrauch
zur Fruchtziehung ist ein Pachtverhiltnis.*>3 Entscheidend ist, ob der Vertrag die Uberlassung
zur weiteren Bearbeitung oder schlichten Benutzung der Mietsache regelt. Ein obligatorisches

Wohnrecht besteht, wenn der Berechtigte hochstpersonlich fir seine Lebensdauer eine

443 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 67.

444 Blas/Wieser, Einfluss von Wohnbauférderung, S. 10.
445 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 67.

446 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 56.

447 § 1 Absatz 3 MRG.

448 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 56.

449 § 13 WGG; Mietrecht fiir Miete, S. 28.

450 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 67, 93.

451 Hofmann, Report Austria, S. 60.

452 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 14.

453 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 28.
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Wohnbefugnis erhalt.4>* Besonders schwierig ist die Abgrenzung bei gegen Entgelt einge-
raumtem Wohnrecht.**> Bei unentgeltlicher Uberlassung kann ein Leihvertrag oder ein Preka-
rium vorliegen. #°¢ Letzteres kennzeichnet die Uberlassung bei jederzeitigem Widerrufs-
recht.*>’

Im Vollanwendungsbereich existieren der Kategoriemietzins, der Richtwertmietzins sowie
der angemessene Mietzins und im sozialen Mietsektor der kostendeckende Mietzins. Im Teil-
anwendungs- und Vollausnahmebereich kénnen die Parteien den Mietzins frei verhandeln.

Zulassig sind sowohl unbefristete als auch befristete Mietvertrage. Im Voll- und Teilanwen-
dungsbereich gelten fir befristete Vertrage bestimmte Restriktionen. Der Richtwertmietzins
ist beispielsweise um 25 % gegeniiber der Hohe des Mietzinses eines unbefristeten Vertrags
zu kiirzen. %8

Mietvertrage unterteilen sich dartiber hinaus nach der Eigenschaft des Mieters in Haupt-

und Untermietvertrage.
C.ll.6 Mieterh6hungsmechanismen

Die dargestellten Regulierungen des Mietzinses orientiert sich fiir den privaten Mietsektor
an den drei Anwendungsbereichen (Vollanwendungs-, Teilanwendungs-, Vollausnahmebe-
reich).

Flir Gemeinden ist das MRG grundsatzlich voll anwendbar. Vermieten GBV, verdrangen
Spezialvorschriften das MRG teilweise. Da vielfach die Ausfiihrungen zum Vollanwendungsbe-
reich im privaten Mietsektor gelten, bilden abweichende Besonderheiten den Schwerpunkt

dieses Abschnitts.
C.ll.6.1 Privater Mietsektor
C.l.6.1.1 Vollanwendungsbereich

§ 15 Absatz 1 MRG definiert, aus welchen Kostenpositionen sich der Mietzins bei einem
Hauptmietverhaltnis zusammensetzt. Dies ist der Hauptmietzins (Nr. 1), erganzt durch Be-

triebskosten (Nr. 2), sonstige besondere Aufwendungen (Nr. 3) und ggf. weitere Entgelte fiir

454 MietSlg 39.038, 42.078.

455 Hausmann/Vonkilch, § 1 Rn. 22.
456 §§ 971ff, 974 ABGB.

457 MietSlg 37.083.

458 § 16 Absatz 7 MRG.
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zusatzliche Leistungen (Nr. 4). Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich ausschlieflich auf
Vereinbarungen Uber den Hauptmietzins und Betriebskosten.

Selbst im Vollanwendungsbereich ist das MRG in seiner jeweils giiltigen Fassung anzuwen-
den. Fir den Hauptmietzins gelten abhangig vom Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses un-
terschiedliche Regelungssysteme. Im Zeitraum vom 01.01.1982 bis zum 28.02.1994 galt im
Regelfall der Kategoriemietzins. Dieses System |&ste der Richtwertmietzins am 01.03.1994 fiir
Neuvertrage ab.%° Parallel gilt teilweise der sogenannte ,angemessene Mietzins”.*¢0 Aus-
nahmsweise gilt weiterhin der Kategoriemietzins.*! Dies sind hauptsachlich Wohnungen der
Ausstattungskategorie D. Der Kategoriemietzins regelt einen konkreten Anfangsmietzins, die
Uibrigen Regelungssysteme limitieren einen solchen lediglich.*6?

Gilt keine der Ausnahmen des § 16 Absatz 1 Nrn. 1-5 MRG, ist der Richtwertmietzins an-
wendbar.463

Der Anfangsmietzins berechnet sich wie folgt: Zunachst ist der Richtwert (Miethohe fir
die ,mietrechtliche Normwohnung*) zu ermitteln.*®* Dieser ist anhand eines Vergleichs, wel-
cher unter Berlicksichtigung der ,,allgemeinen Verkehrsauffassung und der Erfahrung des tag-
lichen Lebens vorzunehmen” ist, hinsichtlich , werterhohender oder wertvermindernder Ab-
weichungen” der zu beurteilenden Wohnung von der mietrechtlichen Normwohnung, anzu-
passen.*6>

Die mietrechtliche Normwohnung befindet sich in einem Altbau mit Baubeginn vor dem
09.05.1945, sie hat die Kategorie A mit einer Nutzflache zwischen 30 und 130 gm und liegt in
einem Gebdude mit ordnungsgemalRem Erhaltungszustand und durchschnittlicher Wohn-
lage.*%® Die Ober- bzw. die Untergrenze fiir den Richtwertmietzins sind der angemessene
Mietzins und der Kategoriemietzins.*®” SchlieRen die Parteien mehrfach hintereinander be-

fristete Vertrage, ist der Mietzins immer neu zu berechnen.*68

459 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 12, 57; Mietrecht fiir Mieter, S. 65.

460 § 16 Absatz 1 MRG.

461 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 69.

462 MietSlg 36.295; Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 6.

463 § 16 Absatz 2-5 MRG.

464 §8§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 RichtWG.

465 § 16 Absatz 2 MRG.

466 § 2 Absatz 1 RichtWG; MietSlg 53.322, 54.283, 55.296; Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 60.
467 MietSlg 47.267; Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn.18, 57.

468 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 57.
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Als werterhohende und wertmindernde Umstande benennt § 16 Absatz 2 Nrn. 1-5, Absatz
3 und 4 MRG: Stockwerklage und Grundriss (Nr. 1), Ausstattung der Wohnung (Nr. 2), Woh-
nungsumgebung (Nr. 3), Erhaltungszustand (Nr. 4) niedrigere Ausstattung gegeniiber Norm-
wohnung bei Ausstattungskategorie B und C (Nr. 5). Das Gesetz bestimmt nicht, in welchem
Umfang die Umstande zu beriicksichtigen sind. Gepaart mit der fehlenden Pflicht des Vermie-
ters, die Berechnung der konkreten Miethéhe offenzulegen, ist es dem Mieter faktisch nicht
moglich, die festgelegte Miethéhe nachzuvollziehen.*®® Dementsprechend verlangen Vermie-
ter in der Praxis einen willkirlich festgelegten Mietzins.*”®

Zwei Ausnahmen vom Richtwertmietzins bestehen: Zum einen fiir nach dem 01.03.1994
geschlossene Mietvertrage Gber Wohnungen der Kategorie D und zum anderen, wenn der
,angemessene Mietzins“ gilt.#’*

Die Vertragsparteien konnen Mieterhéhungsmechanismen fiir den Bestandsmietzins
grundsatzlich frei vereinbaren, allerdings nur solange Mieterhéhungen den zuldssigen Hochst-
mietzins nicht Gbersteigen.?’2 Im Vollanwendungsbereich genieRt der Mieter sowohl Schutz
vor willkiirlichen Mieterhdhungen als auch vor vermieterseitigen Kiindigungen.*’3 Der Richt-
wert wird alle zwei Jahre entsprechend der Entwicklung des Verbraucherpreisindex ange-
passt.#’4 Dieser Mechanismus dient der Wertsicherung des Richtwerts. Diese Wertsicherung
konnen die Vertragsparteien auch fir die Fortschreibung des Bestandsmietzinses vereinbaren.
Eine Wertsicherung erfolgt nur, bei vertraglicher Vereinbarung.%’> Sie ermdéglicht dem Vermie-
ter die Beriicksichtigung der allgemeinen Preissteigerung.*’® Auf diese Weise soll dem Vermie-
ter durch den vom Mieter gezahlten Mietzins wahrend des Mietverhaltnisses die gleiche Kauf-
kraft erhalten bleiben, wie zu Beginn des Vertrags.*’’ Die ,,Statistik Austria“ erhebt den Ver-

braucherpreisindex monatlich.4’8

469 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 67.
470 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 67.
471 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 12, 69.

472 Hofmann, Report Austria, S. 129.

473 Hofmann, Report Austria, S. 71.

474 § 5 RichtWG.

475 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 82.
476 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 81.
477 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 81.

478 Abrufbar unter: http://www.statistik.at/web_de/statistiken/index.html (letzter Zugriff 14.02.2023).
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Vereinbaren die Mietvertragsparteien eine auf die Veranderung des Verbraucherpreisin-
dex bzw. den Richtwert referierende Wertsicherungsklausel, passt sich der Mietzins gleich-
wohl nicht automatisch an. Vielmehr muss der Vermieter dem Mieter nach dem Wirksamwer-
den der Indexverdanderung spatestens 14 Tage vor dem nachsten Falligkeitstermin seine Erho-
hungsabsicht anzeigen.*’® Teilt der Vermieter dem Mieter die Mieterhéhung vor der Indexan-
derung mit, ist sie unwirksam.*% Eine riickwirkende Erhdhung ist ausgeschlossen.*®! Einziges
Kriterium, um zu beurteilen, ob ein Mieterhéhungsmechanismus rechtmaRig ist, ist, dass die-
ser den angepassten Richtwertmietzins nicht Ubersteigt. Beschrankungen bezliglich der Fre-
quenz fur vertraglich vereinbarte Mieterh6hungen scheinen daher entbehrlich. Da sich der
Richtwert im Zweijahresrhythmus dndert, kann der Vermieter den Mietzins bei Kopplung
ebenfalls in diesem Rhythmus erhéhen.

Zwar loste der Richtwertmietzins den Kategoriemietzins gréRtenteils ab, gleichwohl ist die
Einordnung der Wohnungen in die jeweiligen Kategorien notwendig, um das jeweils anwend-
bare Regelungssysteme festzustellen und den entsprechenden Mietzins zu berechnen. Neben
Wohnungen mit der Ausstattungskategorie D gilt der Kategoriemietzins fir vor dem
01.03.1994 geschlossene Altvertrage fort. Die unterschiedlichen Ausstattungskategorien defi-
niert § 15a MRG:

Eine Wohnung hat die Kategorie A,

»wenn sie in brauchbarem Zustand ist, ihre Nutzflaiche mindestens 30 gm betragt, die Wohnung zumin-
dest aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), Vorraum, Klosett und einer dem zeitgemé&Ren Standard entspre-

chenden Badegelegenheit (Baderaum oder Badenische) besteht, iber eine gemeinsame Warmeversor-

gungsanlage, eine Etagenheizung oder eine gleichwertige stationare Heizung und lber eine Warmwas-

seraufbereitung verfiigt”.482

Ein Badezimmer oder einer Badenische sind eine dem zeitgemaflen Standard entspre-

chende Badegelegenheit, wenn sie sich in einem allseits umschlossenen Raum im Inneren des

479 § 16 Absatz 9 MRG.
480 MietSlg 48.277.
481 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 84.

482 § 15a Absatz 1 Nr. 1 MRG.
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Wohnungsverbandes befinden, der alle nach der Verkehrsauffassung unter Beachtung der je-
weiligen Bauvorschriften nétigen Einrichtungen besitzt.*® Das sind Badewanne oder Dusche,
Waschbecken, Warm- und Kaltwasser, Ab- und Zuleitung.*®*

Eine Wohnung weist die Kategorie B auf, ,wenn sie in brauchbarem Zustand ist, zumindest
aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), Vorraum, Klosett und einer dem zeitgemalen Standard ent-
sprechenden Badegelegenheit (Baderaum oder Badenische) besteht”.48>

Eine Wohnung entspricht der Kategorie C, ,,wenn sie in brauchbarem Zustand ist und zu-
mindest (iber eine Wasserentnahmestelle und ein Klosett im Inneren verfiigt”.*8

Schliefilich liegt eine Wohnung der Ausstattungskategorie D vor, ,,wenn sie entweder Uber
keine Wasserentnahmestelle oder (iber kein Klosett im Inneren verfligt oder wenn bei ihr eine
dieser beiden Einrichtungen nicht brauchbar ist”.4®’

Fehlt einer Wohnung ein eine bestimmte Kategorie kennzeichnendes Merkmal, ist ein Ka-
tegorieausgleich moglich.*® Das bedeutet, ein Ausstattungsmerkmal einer héheren Kategorie
gleicht ein fehlendes Ausstattungsmerkmal aus. Eine fehlende Badegelegenheit ist nicht er-
setzbar.

Die Definitionen der Wohnungsausstattungskategorien gelten nur fir Mietwohnungen im
Vollanwendungsbereich.*8 MaRgeblich fiir die Zuordnung einer Wohnung in eine der vorge-
nannten Kategorien ist der Zustand der Wohnung zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses, bzw.
der vom Vermieter vereinbarungsgemal herzustellende Zustand.*?® Nachtrigliche Anderun-
gen am Mietobjekt beeinflussen den zuldssigen Mietzins grundsatzlich nicht.*?

Abhangig von der jeweiligen Kategorie bestimmt § 15a Absatz 3 MRG die HOhe des jeweils
zulassigen Anfangsmietzinses. Fiir seit dem 01.03.1994 geschlossene Mietvertrage (iber Woh-

nungen der Ausstattungskategorie D normiert § 16 Absatz 5 MRG den Hochstmietzins. Das

Gesetz unterscheidet Wohnungen in brauchbarem und unbrauchbarem Zustand. Eine Woh-

483 MietSlg 36.319/43, 39.328, 40.340/28; Hausmann/Vonkilch, § 15a Rn. 19.

484 MietSlg 35.323,37.321, 37.322, 37.339, 43.205, 47.251.

485 § 15a Absatz 1 Nr. 2 MRG.

486 § 15a Absatz 1 Nr. 3 MRG.

487 § 15a Absatz 1 Nr. 4 MRG.

488 § 15a Absatz 2 S. 2 MRG.

489 Hausmann/Vonkilch, § 15a Rn. 2.

490 § 15a Absatz 2 Satz 1 MRG; MietSlg 35.328/32, 36.334, 37.337; Hausmann/Vonkilch, § 15a Rn. 4.

491 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 14.
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nung befindet sich in einem brauchbaren Zustand, wenn sie objektiv betrachtet ,keine grébe-
ren, die Benlitzung hindernden Mangel aufweist und eine Wohnung zum sofortigen Bewoh-
nen geeignet” ist.*°? Der Kategoriemietzins ist an den Verbraucherpreisindex anzupassen, so-
fern dieser sich um mehr als 5 % verdndert.*®3 Der neue Kategoriemietzins gilt ab dem auf die
Anzeige folgenden Giberndchsten Monatsersten.4%*

Veranderungen des Verbraucherpreisindex wirken sich nur bei vertraglicher Vereinbarung
auf den Bestandsmietzins aus.*®® Eine solche Vereinbarung raumt dem Vermieter regelmiRig
das Recht ein, nach einer Anpassung des Kategoriemietzinses den Mietzins aus dem beste-
henden Vertrag entsprechend anzupassen.*®® Es gelten die Ausfiihrungen zum Richtwertmiet-
zins.

Gemal § 45 Absatz 1 MRG kénnen Vermieter den Mietzins von vor dem 01.03.1994 ge-
schlossenen Hauptmietvertragen, abhangig von der Kategorie, auf bestimmte festgelegte Eu-
robetrdage erhdhen. Das Anhebungsbegehren muss dem Mieter mindestens einen Monat vor
Falligkeit zugehen.*” Flir den angehobenen Mietzins verweist § 45 Absatz 1 S. 2 MRG auf den
Wertsicherungsmechanismus fiir den Kategoriemietzins nach § 16 Absatz 6 MRG. Es gelten
dortige Ausfiihrungen.

SchliefRlich kann der Vermieter im Vollanwendungsbereich in folgenden Konstellationen
ausnahmsweise einen , angemessenen Mietzins” fordern:*%® Der Mietgegenstand

- dient nicht Wohnzwecken (Nr. 1),

- istin einem Gebdude gelegen, das aufgrund einer nach dem 8. Mai 1945 erteilten Bau-

bewilligung neu errichtet worden oder durch Um-, Auf-, Ein- oder Zubau neu geschaf-
fen worden ist (Nr. 2),
- istin einem Gebdude gelegen, dessen Erhaltung aus Denkmalschutzgriinden im 6ffent-

lichen Interesse steht (Nr. 3),

492 Hausmann/Vonkilch, § 15a Rn. 11; MietSlg 37.318, 38.340, 38.341, 45.280, 49.270, 51.291.
493 § 16 Absatz 6 Satz 1 MRG.

494 § 16 Absatz 6 Satz 3 MRG.

495 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 82.

496 Arbeiterkammer, Mietrecht fur Mieter, S. 83.

497 § 45 Absatz 3 MRG.

498 § 16 Absatz 1 Nrn. 1-5 MRG; Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 11.
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- ist eine Wohnung der Ausstattungskategorie A oder B, die Nutzflache Ubersteigt 130
gm und der Vermieter vermietet die Wohnung innerhalb von sechs Monaten nach der
Raumung durch den fritheren Mieter (Nr. 4),

- wird im Rahmen eines unbefristeten Mietverhiltnisses vermietet, seit Ubergabe des
Mietgegenstandes ist mehr als ein Jahr verstrichen und die Vereinbarung utber die
Hohe des Hauptmietzinses wird in Schriftform wahrend der Vertragslaufzeit getroffen
(Nr. 5).

Zusatzlich zu den in § 16 Absatz 1 MRG definierten Fallen, existieren folgende weitere An-

wendungsbereiche:

Eine Standardanhebung gemaR § 46c MRG: Eine solche Standardanhebung setzt voraus,
dass der Vermieter die Ausstattungskategorie einer Wohnung nach dem 31.12.1967 durch
Zusammenlegung von Wohnungen niedrigerer Ausstattungskategorien oder durch bautech-
nische Verdanderungen erreicht hat und die Arbeiten zur Standardanhebung vor dem
01.10.1993 tatsachlich begonnen haben.

Das Vorliegen der Voraussetzungen der beginstigten Riickzahlung nach § 9 Absatz 4 des
Ruckzahlungsbegiinstigungsgesetzes von 1987, in Verbindung mit § 13 Absatz 4 WGG.*%?

Die Vergleichswertmethode dient dazu den angemessenen Anfangsmietzins zu berech-
nen.>® Dies geschieht in zwei Schritten: Zunichst ist der ortsiibliche Mietzins anhand eines
Vergleichs mit einer ,,moglichst grofRe[n] Zahl vergleichbarer Objekte nach Art, GrofRe und
Lage” zu ermitteln.>%! Der festgestellte ortsiibliche Mietzins wird durch der ,Beschaffenheit,
dem Ausstattungs- sowie dem Erhaltungszustand des Zielobjekts entsprechende Auf- oder Ab-
schlage” modifiziert.>°? Das Gesetz regelt nicht, wie genau die Berechnung vorzunehmen ist
bzw. in welchem MalRe welches Kriterium zu beriicksichtigen ist. Dies kann nur eine Schlich-
tungsstelle oder ein Gericht abschlieBend beurteilen.>%3

Auch Mietvertrage, fiir welche der angemessene Mietzins gilt, beinhalten haufig eine Ver-
einbarung liber eine indexorientierte Steigerung.>®* Abweichend vom Anpassungsmechanis-

mus im Rahmen des Richtwertsystems konnen die Mietvertragsparteien die Haufigkeit der

499 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 54.

500 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 19; MietSlg 41.232; 43.191/10; 50.324.
501 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 20.

502 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 20.

503 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 62.

504 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 83.
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Anpassung des Mietzinses frei aushandeln.® Fiir die Anzeige des entsprechend dem Index
erhohten Mietzinses gelten die Ausflihrungen zum Richtwertmietzins. Die Vertragsparteien
kdnnen auch andere Mieterhéhungsmechanismen vereinbaren.

Vereinbarungen, welche eine Erhéhung des Mietzinses fiir den Fall vorsehen, dass sich die
gesetzlichen Bestimmungen dndern, sind ,rechtsunwirksam®.>% Ebenfalls unwirksam sind
Vereinbarungen, bei denen sich der Mieter allein aufgrund einer Anderung der gesetzlichen
Bestimmungen lber die Mieth6he zum Neuabschluss einer Mietzinsvereinbarung verpflich-
tet.>%7 § 16a Absatz 2 erklirt gleichwohl unter diesen Voraussetzungen geschlossene neue
Mietzinsvereinbarungen fir unwirksam und die alte Mietzinsvereinbarung fiir anwendbar.
Untersagt ist die Rechtswahl zugunsten eines moglicherweise einen hoheren Mietzins zulas-
senden nach Mietvertragsabschluss geanderten Rechts.>® Dieses Verbot gilt nur fir Mietver-
trage im Vollanwendungsbereich.>% Das Verbot wird in mehrerer Hinsicht eingeschrankt. Zu-
dem ist lediglich die unmittelbar bedingte Verkniipfung einer Mietzinserhohung mit der
Rechtsanderung, nicht jedoch die Mietzinsanhebung zu einem bestimmten Zeitpunkt nach
MaRgabe des dann geltenden Rechts unwirksam.>'% Andererseits soll eine Mietzinsvereinba-
rung auch dann unwirksam sein, wenn die Vertragsparteien zundchst einen freien Mietzins
vereinbaren (also ohne Beschrinkungen) und die Vereinbarung im Hinblick auf die Anderung
der Rechtslage lediglich den Zeitpunkt einer zuldssigen Staffel darstellt.>**

Eine Mieterhohung kommt ausnahmsweise auch wegen Erhaltungsarbeiten in Betracht.
Der Vermieter hat die Mietsache ,im jeweils ortsiiblichen Standard [zu] erhalten“.>'? Erhal-
tungsarbeiten sind grundsatzlich auf ,Pflege, Wartung und Reparatur” gerichtete Malinah-

men.>13 Neben den tatsichlich ausschlieRlich fiir die Brauchbarkeit der Mietsache erforderli-

505 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 83.

506 § 16a Absatz 1 Satz 1 MRG.

507 § 16a Absatz 1 Satz 2 MRG.

508 Hausmann/Vonkilch, § 16a Rn. 1, 4.

509 Hausmann/Vonkilch, § 16a Rn. 2, 3.

510 Hausmann/Vonkilch, Osterreichisches Wohnrecht, Kommentar, § 16a Rn. 10.
511 MietSlg 39.347; Hausmann/Vonkilch, § 16a Rn. 9.

512 §3 Absatz 1 Satz 1 MRG.

513 Hausmann/Vonkilch, § 3 Rn. 8.
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chen ,[eigentlichen] Erhaltungsarbeiten”, gelten auch ,fiktive Erhaltungsarbeiten” als Erhal-
tungsarbeiten.”'* § 18b MRG fingiert, dass 6ffentlich geférderte Sanierungsarbeiten im Ver-
fahren zur Erh6hung der Hauptmietzinse ebenfalls als Erhaltungsarbeiten gelten.>> Wenn der
Vermieter offentlich geforderte energetische MalRnahmen ausfiihrt, kann daher die Abgren-
zung der Erhaltungsmallnahme gemald § 3 MRG von der ihr gleichgestellten Sanierung nach
§ 18b MRG bedeutsam sein. Sanierungen sind ,alle MalRnahmen, die der Herstellung eines
zeitgeméaRen Standards eines Gebiudes dienen”.>1¢ Offentlich geférdert sind MaRnahmen, in
Abweichung zum veralteten Wortlaut des § 18b MRG, bei landesrechtlicher Férderung.>’ Bei
Sanierungen im Sinne des § 18b MRG deckeln die fiir die Erhaltung notwendigen Kosten die
auf den Mieter umlegbaren Kosten.>'8 Gilt eine energetische MaRnahme hingegen als Erhal-
tung im Sinne des § 3 Absatz 2 Nr. 5 MRG und nicht als Sanierung, sind die gesamten, aufge-
wandten Kosten fir selbige MaBnahme notwendig. Eine verbesserte Warmedammung der
Fassade gilt nach diesem MaRstab als Erhaltung.®® Die Zuordnung ist einzelfallabhingig und
setzt einen wirtschaftlichen Vergleich zwischen Reparatur und Erneuerung voraus.>%° Eine 6f-
fentliche Forderung fiir sich genommen ist nicht ausreichend, um eine der Erhaltung gleich-
gestellte Sanierung nach § 18b MRG zu fingieren.

Die Kosten fiir groRere Erhaltungsarbeiten sind grundsatzlich aus der Mietzinsreserve der
letzten zehn Kalenderjahre zu decken und nicht auf den Mietzins umzulegen.>??

Wann eine Erhaltungsarbeit ,groBer” ist, klarte die Rechtsprechung bisher nicht abschlie-
Rend. Die Literatur geht davon aus, dass auf die Umstdnde des Einzelfalles abzustellen sei und
eine groRere Erhaltungsarbeit jedenfalls dann vorliege, wenn die Gesamtkosten der Erhal-
tungsmaBnahme die Mietzinseinnahmen eines Jahres tibersteigen.>??

Die Mietzinsreserve ist der sich aus der Gegentiberstellung der ausgewiesenen Einnahmen

und Ausgaben eines Kalenderjahres im Hinblick auf die Hauptmietzinsabrechnung errechnete

514 § 3 Absatz 2 Nrn. 1-6 MRG; Hausmann/Vonkilch, § 3 Rn. 29.
515 § 18 Absatz 1 MRG.

516 Hausmann/Vonkilch, § 18b Rn. 5.

517 Hausmann/Vonkilch, § 18b Rn. 4.

518 § 18b Satz 2 MRG.

519 MietSlg 48.491; Hausmann/Vonkilch, § 3 Rn. 29.

520 Hausmann/Vonkilch, § 18b Rn. 6.

521 § 18 Absatz 1 Satz 1, 3 Absatz 3 MRG.

522 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 16.
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positive Unterschiedsbetrag.®?® Ein negativer Differenzbetrag ist ein Mietzinsabgang.>?* Die
Mietzinsreserve ist kein Sondervermoégen, sondern eine vom Vermieter innerhalb eines Ver-
rechnungszeitraumes von zehn Jahren erforderlichenfalls fir Erhaltungsarbeiten aufzuwen-
dende RechengroRe.>?® Reicht der zu erwartende Hauptmietzins wihrend des Verteilungszeit-
raumes nicht aus, besteht neben der sogenannten Wertsicherung in eng begrenzten Ausnah-
menfillen die Méglichkeit, den Mietzins befristet anzuheben.>?® Die Kosten fiir durchgefiihrte
Arbeiten dirfen Vermieter wie nachstehend beschrieben umlegen.>?” Alle Voraussetzungen
sind von Amts wegen zu priifen.>?8

Das Verfahren zur Erhdhung des Mietzinses nach § 18 MRG ist vor, wahrend oder nach
Durchfiihrung einer ErhaltungsmaRnahme méglich. >?° Die Mieterhéhung erfordert eine
rechtsgestaltende gerichtliche Entscheidung.>*° Diese kann auch ohne oder gegen den Willen
des Mieters ergehen.>3! Das zustandige Gericht entscheidet auf Antrag. Antragsberechtigt fur
eine voriibergehende Mieterh6hung ist der Vermieter, dariber hinaus auch die Gemeinde o-
der ein Verwalter.>3? Ein ordnungsgemaRer Antrag umfasst jedenfalls die in § 19 Absatz 1 Nrn.
1-5 MRG genannten Unterlagen. Die ermittelte zuldssige Mieterhohung gilt auch fiir nachfol-
gende Mieter innerhalb des Verteilungszeitraumes.>33

Das Gericht beurteilt die Mieterhohung anhand der in § 18 Absatz 1 Satz 2 Nrn. 1-7 MRG
benannten Kriterien. Zunachst sind die Mietzinsreserven und Mietzinsabgdnge, der der An-
tragstellung vorausgehenden vollen zehn Kalenderjahre (Verrechnungszeitraum) zu saldieren

(Nr. 1).°34 Bei dieser Berechnung sind fir die ErhaltungsmaRnahme geflossene Fordergelder

523 § 20 Absatz 2 MRG.
524 Hausmann/Vonkilch, § 20 Rn. 53.

525 Hausmann/Vonkilch, § 20 Rn. 53, 54, 56; anders hingegen MietSlg 41.377; MietSlg 48.284, welche von einer
Art Deckungsfonds sprechen, welcher im Eigentum des Vermieters stiinde und den dieser fiir Erhaltungs-
maBnahmen zur Verfliigung halten misse.

526 § 18 Absatz 1 Satz 1 MRG.

527 § 18 Absatz 1 Nr. 3 MRG.

528 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 9.

529 MietSlg 36.354, 39.359/17, 45.303; Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 12.

530 § 19 Absatz 1 Satz 1 MRG; MietSlg 37.355; Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 2.
531 Hausmann/Vonkilch, § 19 Rn. 9.

532 § 19 Absatz 1 Satz 2 MRG.

533 Hausmann/Vonkilch, § 19 Rn. 10.

534 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 19.
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zu beriicksichtigen.>3> Das Ergebnis der Saldierung muss dem Antrag beiliegen.>3® Dariiber
hinaus hat der Vermieter die Differenz zwischen Kostenvoranschlag (wenn er das Verfahren
vor Durchfiihrung der Erhaltungsarbeiten durchfiihrt) und dem Saldo der Mietzinsreserven/-
abginge zu ermitteln. Diese Differenz ist der Deckungsfehlbetrag (Nr. 2). Ein solcher ist Vo-
raussetzung fir eine Mieterhéhung nach § 18 MRG.>3’ Der Vermieter beurteilt mithilfe einer
verbindlich einzuholenden Stellungnahme der Baubehorde, ob die Hohe des Kostenvoran-
schlags angemessen ist.>38 Das Gericht legt

yunter Berlcksichtigung des Zeitraums, indem sich solche oder dhnliche Arbeiten bei Zugrundelegung

regelméaRiger Bestandsdauer erfahrungsgemafll wiederholen, sowie der wirtschaftlichen Lage des Ver-

mieters und der Gesamtheit der Mieter des Hauses nach billigem Ermessen”
einen zehn Jahre nicht Gbersteigenden Verteilungszeitraum fest (Nr. 3). Die Kosten missen
Vermieter wihrend des Verteilungszeitraumes nicht gleichmaRig umlegen.>3° In die Mieter-
hohung flieRen auch die Kosten fiir das aufgewandte Eigen- und/oder Fremdkapital ein (Nr.
4). Die beiden Alternativen stehen gleichrangig nebeneinander.>*° Das Gebot, die glinstigste
Finanzierungsform zu wahlen, verpflichtet den Vermieter nicht dazu, verfiigbares Eigenkapital
einzusetzen. Aufgrund des Gebots sind allerdings mogliche 6ffentliche Forderungen in An-
spruch zu nehmen.>*! Die zu berticksichtigen Kosten ergeben sich bei Fremdkapital aus den
mit der Kreditaufnahme verbundenen Kosten und bei der Verwendung von Eigenkapital aus
fiktiv veranlagten Kapitalmarktzinsen.>*2 Zugleich ist ein Pauschalbetrag fur regelmaRig anfal-
lende, nicht konkret vorgesehene Arbeiten vorzusehen (Nr. 5).>*3 Auch die errechnete Ge-
samtsumme der anrechenbaren monatlichen Mietzinse (Nr. 6) ist mit dem Antrag vorzule-
gen.>* Der anrechenbare Mietzins ist gemaR § 20 Absatz 1 Nr. 1 b-d MRG zu ermitteln. Fur

Wohnungen der Ausstattungskategorie A betragt der anrechenbare Mietzins den vollen Richt-

535 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 20.

536 § 19 Absatz 1 Nr. 2 MRG.

537 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 25.

538 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 22.

539 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 29.

540 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 30.

541 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 31.

542 MietSlg 38.276; Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 32.
543 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 35.

544 §19 Absatz 1 Nr. 3 MRG.
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wert nach §§ 3, 5, 6 RichtWG, fiir die Ausstattungskategorien B 75 % bzw. fiir die Ausstat-
tungskategorie D 50 % dieses Richtwerts.>*> Die prozentualen Werte referieren auf den jeweils
glltigen Richtwert.>% Selbstgenutzte Mietobjekte sind mit dem Kategoriemietzins zu beriick-
sichtigen.”*’ Ergeben die Summen gemaR Nrn. 4-5, zu- bzw. abzliglich des Mietzinsabgangs
bzw. der Mietzinsreserve ein negatives Saldo, kann der Vermieter den Mietzins anheben.>%

Liegen die Voraussetzungen fiir eine Mieterhohung vor, berechnet sich diese wie folgt:
Zunichst kann der Vermieter den Mietzins bis zum anrechenbaren Mietzins anheben.>*° Liegt
das Deckungserfordernis nach Nrn. 4-5 unter dem so angehobenen Mietzins, kann der Ver-
mieter die Erh6hung anteilig umlegen. Reicht die Anhebung nicht aus, kann dieser den Miet-
zins Gber den anrechenbaren Mietzins hinaus erhéhen. Diese Anhebung orientiert sich an der
Nutzflache einer Wohneinheit. Die Erhohung scheidet ausnahmsweise aus, wenn der Mietzins
flr eine Wohnung der Kategorie D den Wert von 0,90 Euro je Quadratmeter Giberschreitet und
bei befristeten Hauptmietvertrdgen mit einer Laufzeit von unter vier Jahren.>*°

Unabhangig von den vorstehenden Mieterhéhungen kann der Vermieter die Betriebskos-
ten anpassen. Die Betriebskosten kann der Vermieter entweder mittels Jahrespauschalver-
rechnung oder einer monatlichen Einzelabrechnung umlegen.>>! Im ersten Fall hat der Ver-
mieter anhand der Abrechnung des vorangegangenen Kalenderjahres einen gleichbleiben-
den Teilbetrag in der Monatsmiete anzusetzen. Eine Neufestsetzung darf die Kosten aus der
vorausgegangenen Abrechnung maximal um 10 % tberschreiten.>>? Guthaben oder Fehlbe-
trage sind nach der Abrechnung auszugleichen.>>3 Im zweiten Fall rechnen die Vertragspar-

teien die Nebenkosten anhand der Rechnungen monatlich ab.

545 § 20 Absatz 1 Nr. 1 b) aa)-cc) MRG.

546 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 38.

547 § 20 Absatz 1 Nr. 1c).

548 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 41.

549 Vergleiche zum gesamten Absatz Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 44.
550 § 18 Absatz 5 Nrn. 1-2.

551 § 21 Absatz 1 Satz 1 MRG; § 21 Absatz 4 MRG.

552 § 21 Absatz 3S.1 MRG.

553 §21 Absatz 3S. 4,5 MRG.
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C.ll.6.1.2 Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich

Mietvertrage im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich unterscheiden sich dadurch,
dass fiir erstere der Kiindigungsschutz, die Vertragsiibernahme durch Erben und die Vorschrif-
ten bezuglich Befristung nach dem MRG gelten.>>*

Im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich gelten die oben beschriebenen Beschran-

kungen des Mietzinses nicht.>>> Das MRG reguliert den Mietzins in diesem Bereich iberhaupt
nicht. Deswegen gilt auch die Definition des Mietzinses nicht fiir Vertrage in diesen Anwen-
dungsbereichen.>>® Auch aus anderen gesetzlichen Regelungen ergibt sich keine verbindliche
Definition. Die Mietvertragsparteien kdnnen nur sicher sein, dass sie iber die vom Hauptmiet-
zins und Betriebskosten umfassten Kosten einig sind, wenn sie dies ausdriicklich vertraglich
regeln.>>’
Da die Regelungen des MRG in Bezug auf die Miethéhe nicht anwendbar sind, beschranken
weder der Kategoriemietzins, der Richtwertmietzins noch der angemessene Mietzins die
Miethohe. Mangels anwendbarer Spezialregelungen gelten ausschlieBlich die allgemeinen Re-
gelungen zum Bestandvertrag und die Hohe des Anfangsmietzinses begrenzen nur allgemeine
zivilrechtliche Normen.>°8 Diese Beschriankungen ergeben sich aus § 879 Absatz 2 Satz 4 ABGB
(Wucher) und § 934 ABGB (Verkiirzung liber die Hilfte).>>° Den Mietzins kdnnen die Vertrags-
parteien innerhalb dieser weit gefassten Grenzen aushandeln. Da die Beschrankungen des
MRG nicht gelten, sind sogar bis zu 3 Jahre riickwirkende Mieterhdhungen méglich.>%°

Da der Vermieter den Mietvertrag im Vollausnahmebereich ohne Angabe von Griinden
kiindigen kann, kann er Mieterh6hungen einseitig durchsetzen.*®! Enthilt ein Vertrag keinen
Mieterhohungsmechanismus oder will der Vermieter eine liber das vertraglich Vereinbarte

hinausgehende Mieterh6hung durchsetzen, kann er den Mietvertrag schlicht kiindigen und

554 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 27.

555 § 1 Absatze 2, 4,5 MRG.

556 §§ 15, 21 MRG; Arbeiterkammer, Mietrecht fir Mieter, S. 27.

557 Arbeiterkammer, Mietrecht fliir Mieter, S. 26-27.

558 §§ 1090 ff. ABGB; Lurger/Haberl/WaR, EUI Austria, S. 1-2; Arbeiterkammer, Mietrecht fir Mieter, S. 26.
559 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 27.

560 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 86.

561 Arbeiterkammer, Mietrecht fiir Mieter, S. 26.
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den Mieter so zum Abschluss eines neuen Mietvertrags zu gednderten Bedingungen dran-
gen.”%? Zahlt der Mieter den ,neuen” Mietzins fiir mindestens ein halbes Jahr, gilt dies als Zu-
stimmung.>%3

Die Mieterhéhungsmoglichkeit wegen Erhaltungsarbeiten nach § 18 MRG gilt nur fiir Miet-
verhaltnisse im Vollanwendungsbereich. Im Rahmen des Teilanwendungs- und Vollausnahme-
bereichs gilt die allgemeine Vorschrift des § 1096 ABGB. Nach dessen Absatz 1 obliegt die Er-
haltungspflicht und damit auch die Kostentragungspflicht grundsatzlich dem Vermieter.>%
Diese Verteilung erscheint jedoch nur auf den ersten Blick als eine fiir den Mieter giinstigere
Verteilung als im Vollanwendungsbereich. Zum einen ist die Regelung des § 1096 ABGB dispo-
sitiv.>®> Der Mietvertrag kann die Erhaltungspflicht daher dem Mieter auferlegen. Zum ande-
ren kann der Vermieter den Mietzins unabhangig von einer Erhaltungsarbeit durch Vereinba-
rung mit dem Mieter erhhen und sollte dieser nicht zustimmen, den Mietvertrag ohne Wei-
teres kiindigen (Vollausnahmebereich). Die Moglichkeit zur Mieterhéhung nach § 18 MRG im
Vollanwendungsbereich tragt dementsprechend lediglich dem Umstand Rechnung, dass der
Mieter hier vor Kiindigungen Mieterhdhungen geschitzt ist.>°

Es existieren weitere Altregelungen zum Mietzins: § 58 Absatz 3 MRG hebt verschiedene
frihere Mietrechtsgesetze (Mietengesetz (Nr. 1), Zinsstoppgesetz (Nr. 2), Mietrechtsiande-
rungsgesetz (Nr. 3) formell auf. Diese Aufhebung gilt jedoch nur ,,vorbehaltlich der Regelungen
im Il. Hauptstiick“.”®” Aus § 43 Absatz 1, 2 MRG in Verbindung mit dem Prinzip des Abschluss-
zeitpunkts folgt, dass insbesondere die Mieterhéhungsmechanismen dieser formell auBer
Kraft gesetzten Regelungen weiterhin anwendbar sind.>%® Dies gilt fiir vor dem 01.01.1982 ge-
schlossene Vertrage. Diese lassen sich bezogen auf die Regulierung des Mietzinses grob in fol-
gende Systeme unterteilen:>%°

Fiir auf dem privaten Mietsektor vor dem 01.01.1922 geschlossene Mietvertrage ist der

Mietzins grundsatzlich nicht beschrankt (Gilt nicht fiir in den Anwendungsbereich der

562 Miet. 2.206; JBI 1961, 158; LGZ Wien Miet. 15.055; Lurger/Haberl/WaR, EUI Austria, S. 30.
563 Miet. 17.114; Lurger/Haberl/WaRB, EUI Austria, S. 31.

564 Iro in Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 1096 Rn. 3.

565 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 2.

566 Hausmann/Vonkilch, § 18 Rn. 2.

567 § 58 Absatz 3, Halbsatz 1 MRG.

568 Hausmann/Vonkilch, § 16 Rn. 15.

569 Vergleiche zum gesamtem folgenden Absatz Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 67-70.
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MietSchVOen fallende Mietverhaltnisse). Im Zeitraum vom 01.01.1922 bis zum 31.12.1925
galten die Mietzinsregelungen des MG. Diese hob die MG-Novelle 1926 auf. Somit existierten
im Zeitraum vom 01.01.1926 bis zum Anschluss an das Deutsche Reich wiederum keine Miet-
zinsbeschrankungen. Sodann galt das Mietrecht des Deutschen Reichs. Es trat erst im Jahr
1954 auller und im Zuge dessen das MG 1929 erneut in Kraft. Nicht dem Anwendungsbereich
des MG unterfallende Mietvertrage regulierte das Zinsstoppgesetz. Diese Rechtslage galt bis
zum Erlass des MRG mit Wirkung zum 01.01.1982. Das MRG gilt bis heute. Der Wechsel der
Mietzinssysteme innerhalb des MRG vom Kategorie- zum Richtwertmietzins wurde bereits be-
schrieben. Auf die Ubrigen Systeme geht diese Arbeit angesichts geringer und weiter sinken-

der Relevanz nicht ein.
C.1.6.2 Offentlicher/sozialer Mietsektor

Der 6ffentliche/soziale Mietsektor ldsst sich am besten anhand der verschiedenen Anbie-
tergruppen darstellen. Dieser Abschnitt betrachtet nur die bundesrechtlichen Regelungen. Er-
ganzend sind bei gefordertem Wohnraum (also in den meisten Fallen) weitere landesrechtli-
che Regelungen zu beachten.>’® Diese enthalten weitere Anforderungen fiir die Festsetzung

des Mietzinses.
C.lIl.6.2.1 Gemeinniitzige Bauvereinigungen

Die GBV ist keine eigene gesellschaftsrechtliche Rechtsform, sondern bezeichnet eine
durch Bescheid einer Landesregierung als gemeinnitzig anerkannte Genossenschaft, Gesell-
schaft mit beschrankter Haftung (GesmbH) oder Aktiengesellschaft (AG).>’* Wird von einer
GBV gesprochen, handelt es sich um eine dieser drei Gesellschaftsformen. Ein Unterschied
beim Abschluss eines , Vertrags (iber Wohnraum“ mit den unterschiedlichen Gesellschaftsfor-
men besteht darin, dass eine Genossenschaft einen ,Nutzungsvertrag” und eine GesmbH oder
AG einen Mietvertrag schlieBt.>”2 Fiir die Mieterhéhungsmechanismen ergeben sich hieraus
keine Unterschiede, eine differenzierte Darstellung ist daher entbehrlich. Genossenschaftlich

organisierte GBV vermieten grundsatzlich nur an Mitglieder.>”3

570 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 13, 45.
571 §1 Absatz 1 WGG.
572 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 12.

573 §& 8 Absatz 2 Nr. 3 WGG.
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Nur wenn sich eine Wohnung in einem durch eine GBV errichteten Gebdude befindet, ist
der Anwendungsbereich des WGG eroffnet.>’# Private Vermieter haben das WGG anzuwen-
den, wenn sie das Eigentum an einer dem WGG unterfallenden Wohnung von einer GBV er-
werben.>”> Die Anwendbarkeit des WGG auf Mietvertrage mit einer GBV setzt voraus, dass
diese das Haus errichtet hat. Verwaltet sie es lediglich, gilt das MRG.>7®

Parallel zu § 20 Absatz 1 erklart § 20a Nrn. 1-3 WGG das WGG fiir durch eine GBV zwar
nicht errichtete, aber in ,,groRerem Umfang” sanierte Gebaude fir anwendbar. Diese Gleich-
behandlung ergibt sich aus der Gleichstellung der Sanierung ,groReren Umfangs” mit der ,,Er-
richtung”in § 2 Nr. 1 WGG. Die allgemeineren Regelungen des MRG gelten daher ,nur”, wenn
es an einer Sanierung ,gréReren Umfangs“ mangelt.>’’

Das WGG sieht grundsitzlich ein ,, angemessenes Entgelt” vor.>”® Dieses darf lediglich , kos-
tendeckend” sein. Zur Abgrenzung und um Verwechslungen mit dem ,angemessenen Miet-
zins“ nach dem MRG zu vermeiden, wird das ,angemessene Entgelt” in dieser Arbeit ,kosten-
deckender Mietzins” genannt.

Der kostendeckende Mietzins gilt im Anwendungsbereich des ,Wiedervermietungsent-
gelts” nicht.>’® Dieses ist anzuwenden, wenn eine GBV &ltere Wohnungen an einen neuen
Mieter vermietet oder wenn Angehdrige des bisherigen Mieters bestehende Mietvertrage
ubernehmen.>® Im letzten Fall ist zugleich die sich aus § 46 MRG ergebende Obergrenze fur
den Mietzins zu beachten.>8! Auf die genaueren Voraussetzungen, wann der Anwendungsbe-
reich des Wiedervermietungsentgelts erdffnet ist, wird nicht eingegangen. Die Darstellung
konzentriert sich auf die Regelungen des Wiedervermietungsentgelts im Hinblick auf Erhéhun-
gen des Mietzinses.

Eine weitere Ausnahme vom kostendeckenden Mietzins normiert das Rilickzahlungsbe-

glinstigungsgesetz 1987.%82 In diesem Fall gilt ein angemessener Mietzins.>®3 Die Ausnahme

574 § 20 Absatz 1 WGG, § 1 Absatz 1, 3 MRG.

575 §20 Absatz 1 Nr. 3a WGG.

576 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 45.

577 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 9.

578 § 13 Absatz 1 WGG.

579 § 13 Absatz 6 WGG; Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 45.
580 §§ 12, 14 MRG; Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 45, 69.
581 OGH 5 Ob 252/09h; Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 69.
582 § 13 Absatz 4 WGG.

583 §&9 Absatz 4 RBG.
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des Rickzahlungsbegiinstigungsgesetzes 1971, wonach ein freier Mietzins galt, schaffte das
Rickzahlungsbeglinstigungsgesetz 1987 ab.

Neben den benannten Ausnahmen gilt der kostendeckende Mietzins fir in den letzten 30
Jahren errichtete oder in groRerem Umfang sanierte Gebaude. Gleiches gilt fiir mit einer GBV
geschlossene Mietvertrage lber dltere Wohnungen.>8

Der kostendeckende Mietzins richtet sich nach den Vorgaben der §§ 13 Absatz 2, 14 Absatz
1 Nrn. 1-9, 16 WGG. Hiernach sind die ,gesamten Baukosten” zu beriicksichtigen.>®> Welche
Entgeltbestandteile das umfasst, konkretisiert § 14 Absatz 1 Nrn. 1-9 WGG:

Zunachst darf eine Absetzung fir Abnutzung erfolgen, wenn jedoch die Tilgung von Dritt-
mitteln abweicht, ist die tatsachliche Tilgungssumme zu beriicksichtigen (Nr. 1).

Damit dirfte die Annuitat (Zahlung zur Tilgung und Verzinsung) den Regelfall darstellen
(Nr. 2).°% Im Rahmen des Mietzinses sind jedoch nur angemessene Verzinsungen umlagefi-
hig.>®” Fiir diese darf der Vermieter die volle Annuitétsrate berticksichtigen.>®8 Die GBV muss
gemald § 23 Absatz 1 WGG bei der Geschaftsfiihrung und Verwaltung die Grundsatze ,Spar-
samkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRBigkeit” beachten. Deswegen sind GBV verpflichtet,
die Darlehenskonditionen auf Entwicklungen des Kapitalmarktes anzupassen, um diese ,an-
gemessen” zu erhalten.”® Auch bei vollstindig zuriickgezahlten Fremdmitteln darf die GBV
weiterhin die zuletzt gezahlte Annuitit erheben (Auslaufannuitit).> Finanzierte der Vermie-
ter den Bau nicht mit Fremd-, sondern Eigenmitteln, so darf er diese ebenfalls mit einer Ver-
zinsung von 3,5 % bei Berechnung des kostendeckenden Entgelts berlicksichtigen (Nr. 3).

Steht das Gebdaude, in welchem sich die Wohnung befindet, nicht auf einem einer GBV
gehorenden Grundstiick, darf diese den Bauzins im Mietzins bericksichtigen (Nr. 4). Der Bau-
zins wird fir die Einrdumung des Baurechts erhoben. Berlicksichtigt die GBV diesen, darf kein

Grundkostenbeitrag einflieRen.>%?

584 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 45.
585 Gemal § 13 Absatz 2 WGG.

586 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 47.
587 §14 Absatz 1 Nr. 2, § 23 Absatz 1, 1a WGG.

588 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 48.
589 § 23 Absatz 1a WGG.

590 § 13 Absatz 7 WGG.

591 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 56-57.
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Abhéangig vom Alter des Gebaudes, in welchem sich die vermietete Wohnung befindet,
darf die GBV einen Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag erheben (Nr. 5). Dieser betragt fir
Gebdude, welche jinger als 10 Jahre sind, EUR 0,41, fir solche zwischen 10-20 Jahren EUR
1,08 und fiir solche iiber 20 Jahre EUR 1,62 pro Quadratmeter.>%?

Fir die Verwaltungskosten der Wohnung gilt die Hochstgrenze der Entgeltrichtlinienver-
ordnung entsprechend (Nr. 6). Diese wird jihrlich angepasst.>%3

Im kostendeckenden Mietzins sind Betriebskosten zu beriicksichtigen (Nr. 7). Insoweit ist
der § 21 MRG (mit Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 7 und Absatzes 6) anzuwenden.>%* Die Be-
triebskosten umfassen beispielsweise verbrauchsabhangige Posten, 6ffentliche Abgaben,
Grundsteuern und die Unterhaltung von Gemeinschaftsanlagen.>®®

Um Mietausfalle bei Leerstand abzudecken, darf die GBV eine Riicklage bilden. Hierzu darf
sie einen Betrag von maximal 2 % der Betrage aus Nrn. 1-4 in den Mietzins einrechnen (Nr. 8).
Benotigt sie diese Riicklage nicht, muss sie in den Wohnungsbau investieren.>%

Alle zuvor genannten Positionen sind umsatzsteuerpflichtig (Nr. 9).

Von dem kostendeckenden Mietzins sind die als Mitglied einer Genossenschaft gezahlten
Finanzierungsbetrage abzuziehen.>%’

Die ohnehin komplexe Berechnung des Mietzinses erschwert, dass die ,gesamten Baukos-
ten”zum Zeitpunkt der Erstvermietung regelmaRig noch nicht feststehen. Daher ist der Betrag
zunichst zu schitzen und auf dieser Grundlage als ,vorldufiges Entgelt” zu beriicksichtigen.>®®
Alternativ zu diesem langwierigen Verfahren kann der Vermieter fiir mit Kaufoption vermie-
tete Wohnungen die ,,gesamten Baukosten” als Fixpreis veranschlagen.>® Anhand dieses Fix-
preises berechnet sich dann der kostendeckende Mietzins. Die Berechnung anhand eines Fix-

preises bietet dem Mieter den Vorteil der Planbarkeit.®% Er muss keine Nachzahlungen be-

flirchten, da der Fixpreis nicht nur vorlaufig gilt.

592 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 57.

593 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 57.

594 § 20 Absatz 1 Nr. 1 a) WGG.

595 § 21 Absatz 1 Nr.Nrn. 1, 13, 2, 8, 23 WGG; Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, 58.
596 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 59.

597 § 14 Absatz 1 Satz 3 WGG.

598 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 46.

599 § 14 Absatz 1 a WGG.

600 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 66.
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Steigen oder sinken die Kosten fiir die benannten Entgeltbestandteile, sind diese Ande-
rungen im kostendeckenden Mietzins zu beriicksichtigen.®! Uber eine Mietanpassung sind
die Mieter schriftlich zu informieren.®%? Die zur Verfligung gestellten Informationen missen
sowohl den Grund fiir die Anpassung als auch den neuen Mietbetrag beinhalten.%3

Neben dem angemessenen Mietzins kommt ausnahmsweise das Wiedervermietungsent-
gelt bei der Wiedervermietung entschuldeter oder nur noch mit geringer Annuitat belasteter
Wohnungen zur Anwendung, die der Kategorie A oder B angehdren.®%4 Vorausgesetzt, die Ent-
geltbestandteile gemall § 14 Absatz 1 Nrn. 1-3 (Absetzung flir Abnutzung bzw. Annuitat fir
Fremdmittel und/oder Verzinsung fiir Eigenmittel) und Nr. 5 (Erhaltungs- und Verbesserungs-
beitrag) liegen unter dem Richtwertmietzins (burgenldndischer Richtwert).%

Das Wiedervermietungsentgelt betragt den Hochstwert des ,burgenlandischen Richt-
werts” (siehe hierzu die Ausfiihrungen zum Richtwertmietzins) abziiglich 30 %.%° Liegt der
bisherige Mietzins unter diesem Betrag, kann der Vermieter die Differenz hinzuaddieren.°’
Liegt das Wiedervermietungsentgelt wahrend des Vertrags ausnahmsweise unter dem kos-
tendeckenden Mietzins, so kann er auch diese Differenz hinzurechnen.%%8 Der gednderte Miet-
zins wird nur fallig, wenn der Vermieter den Mieter tber die Griinde fiir den Wechsel auf den
kostendeckenden Mietzins und dessen Héhe informiert.%%°

Tilgt eine GBV fur die Errichtung von Baulichkeiten gewahrte Darlehen aus 6ffentlichen
Mitteln vorzeitig, kann sie bei Neuvermietung einen ,,nach GrolRRe, Art, Beschaffenheit, Lage,
Ausstattungs- und Erhaltungszustand angemessener[n] Hauptmietzins” verlangen.®1 Dieser
Mietzins ist mit dem angemessenen Mietzins des MRG vergleichbar. Hinsichtlich der Verein-

barung des Anfangsmietzinses und den Erhohungen des Bestandsmietzinses gilt dort Ausge-

fUhrtes.

601 § 14 Absatz 1S. 2 WGG; Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 47.
602 § 14 Absatz 1 Satz 2 WGG.

603 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 61.

604 § 13 Absatz 6 WGG; Bautenausschuss, Bericht.

605 OGH 5 0Ob 196/12 b, Nr. 3.3.

606 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 67.

607 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 67.

608 Bautenausschuss, Bericht; OGH 5 Ob 196/12 b (Nr. 5.1, 5.2).

609 § 14 Absatz1S.2 WGG; OGH 5 Ob 196/12b, Nr. 6.1, 6.2.

610 Beglnstigte Tilgung, § 2 Absatz 3 RBG 1987; § 9 Absatz 4 RBG 1987; § 13 Absatz 4 WGG.
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Fiir die Anpassung der Betriebskosten gelten gemaR § 20 Absatz 1 a) WGG die Regelungen
des MRG.

C.l.6.2.2 Gemeindewohnungen

Gemeinden vermieteten grundsitzlich nach den Vorschriften des MRG.%! Teilweise ver-
mieten Gemeinden aufgrund einer freiwilligen Selbstregulierung Wohnungen zu Mietzinsen
unterhalb der nach dem MRG zulédssigen Héchstgrenze.?1? Diese freiwillige Selbstregulierung
ist in ihren Details nicht relevant. Denn formal ist das MRG anwendbar, daher gelten die dor-

tigen Ausfihrungen.
C.I.7 Interventionsmaoglichkeiten des Mieters

Unabhangig vom Streitwert sind fiir Verfahren grundsatzlich die Bezirksgerichte zustan-

dig.613
C.I.7.1 Privater Mietsektor

Ist kein Ausnahmetatbestand des § 1 Absatz 2-5 MRG erfillt, wird widerlegbar vermutet,

dass das MRG anwendbar ist. Der Vermieter tragt die Beweislast fiir die Nichtanwendbarkeit.
C.1.7.1.1 Vollanwendungsbereich

Ein den zul3ssigen Mietzins Ubersteigender Anfangsmietzins ist unwirksam.®# Dies muss
der Mieter eines unbefristeten Mietverhiltnisses binnen drei Jahren gerichtlich riigen, an-
dernfalls prakludiert das Recht und er kann sich nicht mehr gegen den tGberhéhten Mietzins
wehren.®> Der Mieter kann den zu viel gezahlten Mietzins zuriickfordern.®® Der Riickforde-
rungsanspruch verjihrt nach drei Jahren.®'’ Bei befristeten Hauptmietverhaltnissen gilt eine
abweichende Praklusionsfrist von sechs Monaten. Sie beginnt mit Auflosung des Mietverhalt-
nisses oder seiner Umwandlung in ein unbefristetes Mietverhaltnis.®® Riickforderungsan-

spriiche verjahren nach zehn Jahren.5%°

611 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 67.

612 Blas/Wieser, Einfluss von Wohnbauférderung), S. 7.
613 §49 Absatz 2 Nr. 5 JN.

614 § 16 Absatz 8 S. 1 MRG.

615 § 16 Absatz 8 Satz 2 MRG.

616 § 27 Absatz 3 Satz 1 MRG.

617 § 27 Absatz 3 Satz 2, Halbsatz 2 MRG.

618 § 16 Absatz 8 Satz 3 MRG.

619 § 16 Absatz 8 Satz 3, Halbsatz 1 MRG.
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Ergibt sich ein unzuldssiger Mietzins erst wahrend der Vertragslaufzeit durch eine Wertsi-
cherungsvereinbarung, so ist der den zuldssigen Mietzins (ibersteigende Teil unwirksam.6%°

Die eben genannten Fristen gelten entsprechend.5%!
C.1.7.1.2 Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich

Die durch Wucher oder laesio enormis belastete Vertragspartei kann den Vertrag anfech-
ten. Bei der gerichtlichen Durchsetzung muss der Mieter den deutlich (iberhohten Mietzins
und die sonstigen Umstande darlegen und beweisen.

Der Wuchertatbestand hat drei Voraussetzungen: zunachst ein , auffalliges” Missverhalt-
nis zwischen Leistung und Gegenleistung. Ein solches besteht, wenn erstere letztere ,bedeu-
tend Ubersteigt”.®22 Das Missverhiltnis zwischen Leistung und Gegenleistung ist nur zu beach-
ten, wenn ,subjektive Umstande” auf Seiten des ,,Benachteiligten” es verursachen.®?3 Exemp-
larisch zahlt § 879 Absatz 2 Nr. 4 ABGB , Leichtsinn, die Zwangslage, Verstandesschwache, Un-
erfahrenheit oder Gemitsaufregung” als solche subjektiven Umsténde auf. Diese subjektiven
Umstdnde missen den Benachteiligten daran hindern, seine Interessen gehorig wahrzuneh-
men.%2* SchlieRlich muss der ,,Begiinstigte” die subjektiven Umstinde ausbeuten.®? Dies setzt
wenigstens Fahrlassigkeit voraus.®?® Ob und wann ein Missverhaltnis zwischen Leistung und
Gegenleistung besteht, ist abhdngig vom MaR der Beeinflussung durch den Beglinstigten.%’
Alle Voraussetzungen missen im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vorliegen.%2 Ist der Wu-
chertatbestand erfiillt, ist der Vertrag wirksam aber anfechtbar.6?° Diese Kurzdarstellung des
Wuchertatbestandes verdeutlicht, dass er den Mietzins nur vage begrenzt.

Die laesio enormis erfordert ein krasses objektives Missverhaltnisses.®3° Der Tatbestand

ist erfiillt, wenn die Wertdifferenz zwischen Leistung und Gegenleistung mehr als 100 % be-

tragt, ohne dass dies von der benachteiligten Partei nach deren freiem Willen ausdriicklich so

620 § 16 Absatz 9 Satz 1 MRG.

621 § 16 Absatz 9 Satz 3 MRG.

622 OGH 2 Ob 540/92.

623 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 879 Rn. 18.
624 OGH 1 Ob 634/78; OGH 1 Ob 665/85.

625 OGH 1 Ob 634/78; OGH 1 Ob 665/85.

626 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 879 Rn. 18.
627 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 879 Rn. 18.
628 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 879 Rn. 19.
629 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 879 Rn. 21.

630 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 934 Rn. 1.
90



gewollt ist.%3! Die Feststellung dieser Differenz setzt voraus, dass die gegenseitigen Leistungen
objektiv bewertbar sind.?3? Hierzu ist der vereinbarte Mietzins mit dem ortsiiblichen Mietzins
zu vergleichen.®33 MaRgeblich ist der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.®3* Der Benachteiligte
(regelméaRig der Mieter) muss das krasse objektive Missverhltnis darlegen und beweisen.%3>
Liegt ein Missverhaltnis der Leistungen vor, so wird der Wertirrtum des Benachteiligten als
widerlegbar vermutet.®3® |hm steht ein Anfechtungsrecht zu, sofern der Begiinstigte nicht vor-
rangig seine Ersetzungsbefugnis ausiibt.®®” Hierzu kann er eine Leistung bis zur Gleichwertig-

keit aufstocken oder die geforderte Gegenleistung reduziert.®3® Die Verkiirzung Uber die

Halfte bietet dem Mieter ebenfalls nur rudimentaren Schutz vor Uberhohten Mietzinsen.
C.1.7.2 Offentlicher/Sozialer Mietsektor

GBV veranschlagen den Mietzins haufig vorlaufig. Die GBV ist verpflichtet, eine Endabrech-
nung zu erstellen, fir die keine starre Frist existiert. Im Gegensatz hierzu kann der Mieter Ein-
wendungen gegen die Festsetzung des Mietzinses innerhalb von drei Jahren ab Erstbezug gel-
tend machen.®%° Hat die GBV nicht wenigstens sechs Monate vor Ablauf dieser Frist die End-
abrechnung erstellt, verldngert sich die Frist jeweils um ein Jahr.®%° Sie beginnt erst zu laufen,
wenn eine ordnungsgemaRe Endabrechnung vorliegt.®*! Zustandig fir Streitigkeiten Gber die
Endabrechnung sind in manchen Gemeinden Schlichtungsstellen (Salzburg, Linz, Innsbruck,
Klagenfurt, Graz, Leoben, Mirzzuschlag, St. Pélten, Stockerau, Neunkirchen), andernfalls das
Bezirksgericht.®42 Bleibt eine Schlichtungsstelle untétig oder will der Mieter gegen deren Ent-
scheidung vorgehen, muss er innerhalb von vier Wochen nach der Entscheidung das Bezirks-

gericht anrufen.®* Der Rechtsweg endet beim OGH.%%

631 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 934 Rn. 1.

632 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 934 Rn. 1.

633 OGH 3 Ob 324/04.

634 § 934 Satz 3 ABGB.

635 OGH 1 Ob 592/95; OGH 1 Ob 2342/96.

636 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 934 Rn. 2.

637 OGH 1 Ob 606/91 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 934 Rn. 4.

638 Bollenberger/Koziol/Bydlinski, § 934 Rn. 4.

639 § 18 Absatz 3 Satz 1 WGG.

640 § 18 Absatz 3 Satz 2 WGG.

641 OGH 5 0b 43/92; Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 98.
642 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 15.
643 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 105.

644 Arbeiterkammer, Mieter von Genossenschaftswohnungen, S. 105.
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Flir Mieter von Gemeinden gelten die Ausfiihrungen zum Vollanwendungsbereich im pri-

vaten Mietsektor.
C.I.8 Bewertung und Zusammenfassung

Die Rechtsordnung Osterreichs ist dem kontinentaleuropiischen Rechtskreis zuzuordnen.
Das schuldrechtliche Besitzrecht des Mieters hat die Rechtsprechung zu einem quasi-dingli-
chen Recht weiterentwickelt.

Das bereits aus dem friihen 19. Jahrhundert stammende ABGB enthalt keine speziell
wohnraummietrechtlichen Normen. Die zu Beginn des 20. Jahrhunderts fortschreitende Ur-
banisierung schwichte die Position der Mieter und fiihrte zu massenweisen Anderungskiindi-
gungen. Vor diesem Hintergrund regulierte der Gesetzgeber den Mietzins und die Kiindigungs-
moglichkeiten der Vermieter 1917/18 erstmals. Faktisch fror dieser den Mietzins auf Vor-
kriegsniveau ein. Festgeschriebene Mietzinse in Verbindung mit der Inflation machten die Ver-
mietung von Wohnraum fiir private Vermieter zusehends unattraktiv. Die strenge Regulierung
des Mietzinses bestand zunachst bis 1926 und aufgrund starker Mieterhéhungen erneut in
der Zeit bis 1933. 1938 wurde Osterreich an das Deutsche Reich angeschlossen. Dies fiihrte
zur Ubernahme des deutschen Mietrechts auf dem Staatsgebiet von Osterreich. Die meisten
deutschen Regelungen blieben bis 1954 in Kraft.

Aufgrund streng regulierter Mietzinse und damit verbunden zuriickhaltender Investitio-
nen Privater in neuen Wohnraum, wurde die Errichtung von Wohnraum durch GBV geférdert.
Die meisten Neubauten errichtete GBV, wohingegen die meisten Gebdaude mit Mietwohnun-
gen auf dem privaten Mietsektor noch aus der Zeit vor dem 1. Weltkrieg stammen.

Die Vermietung von Wohnraum durch genossenschaftlich organisierte GBV regelt seit
1940 das spater in Osterreichisches Recht ibernommene WGG. Die Vermietung durch GBV
unterlag dem Kostendeckungsprinzip.

Zur Neuregelung der Mietvertrage auf dem privaten Mietsektor diente das MRG 1982.
Dieses sah einen Mietzins orientiert an der Ausstattungskategorie der Wohnung vor (Katego-
riemietzins). Der Richtwertmietzins ersetzte 1994 den Kategoriemietzins.

Seit 2000 regelt das MRG zum einen eine einseitig bindende Mindestmietdauer von 3 Jah-
ren und zum anderen einen Abschlag von 25 % auf den Richtwertmietzins fir befristete Miet-
verhaltnisse.

Seit 2006 konnen Mieter das Mietverhéltnis ohne gerichtliche Geltendmachung mit einer

dreimonatigen Frist kiindigen.
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Osterreich begrenzte wegen der Corona-Pandemie zeitweise vermieterseitige Kiindigun-
gen aufgrund von Zahlungsriickstdanden und deren gerichtliche Geltendmachung.

Im Jahr 2011 untergliederte sich der sterreichische Wohnungsmarkt wie folgt: Insgesamt
gab es 4,4 Mio. Wohnungen, ca. 3,77 Mio. dieser Wohnungen waren Hauptwohnsitzwohnun-
gen.%% Eigentimer bewohnten etwa 50 % der Wohnungen, 41 % waren vermietet und 9 %
der Wohnungen regelten sonstige Rechtsverhiltnisse (mietfrei, Dienstwohnungen).®*® Von
den zur Miete bewohnten Hauptwohnsitzwohnungen standen in den Jahren 2010 und 2012
ca. 40 % im Eigentum privater Vermieter, ca. 40 % im Eigentum gemeinnditziger Vermieter, ca.
20 % im Eigentum von Kommunen.®¥ Diese Aufgliederung skizziert, dass dem 6ffentlichen/so-
zialen Mietsektor in Osterreich eine wesentliche Bedeutung zukommt. Immerhin sind ca. 60 %
der Hauptwohnsitzwohnungen diesem Bereich und nur 40 % dem privaten Mietsektor zuzu-
ordnen.

Die RechtmaRigkeit von Vereinbarungen tGber den Mietzins richtet sich grundsatzlich nach
dem zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses geltenden Rechts. Hieraus ergibt sich fiir den
Zeitraum seit Einfihrung der ersten dauerhaften Mieterschutznormen 1922 ein unibersicht-
liches Bild. Dieses pragen vom freien Uber den Richtwert- und Kategoriemietzins bis zum kos-
tendeckenden Mietzins unterschiedliche Mietzinssysteme.

Die Unterteilung des Mietwohnungsmarktes in Osterreich richtet sich nach subjektiven Ei-
genschaften des Vermieters. Auf dem privaten Mietsektor sind private Kleinvermieter oder
Gesellschaften tatig, auf dem o6ffentlichen Mietsektor zum einen Gemeinden und zum ande-
ren gemeinn(tzige Bauvereinigungen. Diese miissen gesetzlich anerkannt sein.

Das seit dem 01.01.1982 geltende MRG ist das zentrale Gesetz fiir alle Wohnraummietver-
haltnisse.

Die Anwendbarkeit des MRG fiir den privaten Mietsektor untergliedert sich in den Vollan-
wendungs-, Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich. Wann welcher Bereich eroffnet ist,
ist anhand eines uniibersichtlichen Normenkonglomerats zu ermitteln. MaBgeblich fiur die Ein-
ordnung ist beispielsweise die Lage innerhalb eines Gebdudes, das Baujahr eines Gebaudes
oder der Zeitpunkt einer Baugenehmigung. Allerdings gilt eine Vermutung fiir die Vollanwend-

barkeit des MRG, welche der Vermieter, der sich bei Mieterhdhungen an anderen Normen

645 Statistik Austria, Jahrbuch, S. 281; Statistik Austria, Wohnstatistik, S. 22.
646 Statistik Austria, Wohnstatistik, S. 21; Zucha/Heuberger, Mikrozensus, S. 77.

647 Kunnert/Baumgartner, Instrumente, S. 58; Hofmann, Report Austria, S. 15.
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orientieren will, widerlegen muss. Die Einordnung in eine dieser Kategorien beeinflusst Miet-
erhéhungen und Kiindigungsschutz. Fir den Vollanwendungsbereich unterfallende Mietzins-
vereinbarungen bestehen enge Grenzen. Im Teilanwendungsbereich gelten lediglich die Kiin-
digungsschutzbestimmungen des MRG und im Vollausnahmebereich ausschlieRlich die allge-
meinen zivilrechtlichen Vorschriften des ABGB.

Flir zwischen dem 01.01.1982 und dem 28.02.1994 geschlossene, dem Vollanwendungs-
bereich unterfallende, Mietverhaltnisse gilt der Kategoriemietzins. Um den Mietzins zu be-
stimmen, ist die Wohnung in eine Ausstattungskategorie (A-D) einzuteilen. Derzeit besteht
zwischen den Ausstattungskategorien folgendes Verhaltnis: Kategorie A 92,9 %, Kategorie B
5,8 %, Kategorie C 0,2 % und Kategorie D 1,1 %.%%8 Seit dem 01.03.1994 ist grundsatzlich der
Richtwertmietzins anwendbar. Lediglich fir Wohnungen der Kategorie D gilt weiterhin der Ka-
tegoriemietzins. In bestimmten, enumerativ aufgefiihrten Fallen kann der Vermieter einen
angemessenen Mietzins fordern. Das Gesetz legt flir den Kategoriemietzins einen Eurobetrag
fest. Daneben gelten die Mietzinse als Obergrenze. Hierbei ist zu beachten, dass die Anderun-
gen des MRG nur fiir Neuvertrige relevant sind und die Regelungen im Ubrigen in ihrer jewei-
ligen Fassung zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses fortgelten.

Um den Kategoriemietzins zu bestimmen, muss der Vermieter eine Wohnung in eine der
Kategorien A-D einordnen. Hierbei kbnnen Merkmale einer Wohnung hoherer Kategorie feh-
lende erforderliche Merkmale der zu bewertenden Wohnung ausgleichen. Ist die Kategorie
ermittelt, benennt das Gesetz den zuldssigen Quadratmeterpreis. Der Mietzins ist bei einer
Veranderung des Verbraucherpreisindex um mehr als 5 % anzupassen.

Um den Anfangsmietzins im Richtwertmietzinssystem zu berechnen, ist zundchst der Miet-
zins fur die ,,mietrechtliche Normwohnung” zu ermitteln. Der ermittelte Betrag ist durch Zu-
und Abschlage fiir werterhohende bzw. wertmindernde Faktoren bezogen auf Abweichungen
von der mietrechtlichen Normwohnung anzupassen. Zwar bietet das Gesetz ungefdahre An-
haltspunkte dafiir fir welche Faktoren Zu- oder Abschlage vorzunehmen sind, deren Hoéhe
bestimmt es jedoch nicht.

Den Richtwertmietzins macht zudem intransparent, dass der Vermieter dem Mieter ge-

genuber nicht nachvollziehbar begriinden muss, wie er diesen ermittelt.

648 Zucha/Heuberger, Mikrozensus, S. 33.
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Fiir Erhdhungen des Bestandsmietzinses konnen die Parteien vertragsautonome Mecha-
nismen vereinbaren. Allerdings missen sie hierbei den gesetzlichen Hochstwert beachten.
Haufig koppeln die Vertragsparteien den Mietzins an die Entwicklung des Richtwerts. Ist der
Mietzins gekoppelt, muss der Vermieter sie gleichwohl mit zweiwdchiger Frist ankiindigen.

Der angemessene Mietzins gilt nur in abschlieRend aufgezahlten Ausnahmefallen. Er wird
anhand des Vergleichsmietensystems ermittelt. Der ortsiibliche Mietzins bildet die Grundlage,
die Uber Zu- und Abschlage an die konkrete Ausstattung und den Erhaltungszustand der Woh-
nung anzupassen ist. Die Entwicklung wird haufig an den Richtwert gekoppelt. Allerdings sind
die Parteien im Rahmen des angemessenen Mietzinses frei von den fiir den Richtwertmietzins
geltenden Beschrankungen.

Im Vollanwendungsbereich des MRG diirfen die Vertragsparteien Mieterhhungen nicht
abstrakt an klinftige Gesetzesdanderungen zum dann giiltigen Recht kniipfen. Diese Beschran-
kung gilt nicht fiir Mieterhohungen fiir bestimmte kiinftige Zeitpunkte nach dem derzeit gil-
tigen Recht.

Im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich des MRG gilt sowohl fir Anfangs- als auch
Bestandsmietzinsvereinbarungen das ABGB. Wohnraummietvertrage unterfallen den Regeln
zum Bestandvertrag. Den Mietzins limitieren lediglich die Rechtsinstitute ,Wucher” und , Ver-
kiirzung liber die Halfte”. Im Teilanwendungsbereich gelten die Kiindigungsschutzbestimmun-
gen des MRG, im Vollausnahmebereich die allgemeinen Bestimmungen des ABGB.

Der Wuchertatbestand erfordert ein auffdlliges Missverhaltnis zwischen Leistung und Ge-
genleistung und dass der Beglinstigte einen subjektiven Umstand auf Seiten des Benachteilig-
ten ausnutzt. Der Benachteiligte kann die Vereinbarung anfechten. Eine Verkirzung tiber die
Halfte liegt vor, wenn Leistung und Gegenleistung eine objektive Wertdifferenz von mehr als
100 % aufweisen. Hierzu vergleicht das Gericht den Mietzins mit der ortsiiblichen Miete. Vor-
rangig hat der Beglinstigte das Recht die erhaltene Leistung auf den Wert der Gegenleistung
zu reduzieren. Nachrangig kann der Benachteiligte den Vertrag anfechten.

Stehen erforderliche ErhaltungsmaBnahmen an, welche der Vermieter nicht durch die
Mietzinsreserve und die zu erwartenden Mietzinse der maximal nachsten zehn Jahre decken
kann, kann der den Mietzins im Vollanwendungsbereich des MRG gerichtlich anheben. Diese
Erhohung kann der Vermieter auch gegen den Willen des Mieters durchgesetzt. Hierzu muss
eine Erhaltungsmalnahme nach § 3 MRG oder eine gleichgestellte SanierungsmaBnahme

nach § 18b MRG vorliegen. Der Vermieter hat sich bei der Durchfiihrung an dem Grundsatz
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der Wirtschaftlichkeit zu orientieren und muss zur Beurteilung der Angemessenheit der Kos-
ten eine Stellungnahme der Baubehorde einholen.

Im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich des MRG trifft die Erhaltungspflicht nach
den allgemeinen Grundsatzen des ABGB den Vermieter. Er kann die Erhaltungspflicht jedoch
vertraglich ibertragen. Darliber hinaus kann er die Kosten auch ohne Vereinbarung an den
Mieter weitergeben, da kein Kiindigungsschutz besteht (nur Vollausnahmebereich).

Vermieten Gemeinden auf dem o6ffentlichen Mietsektor, ist das MRG grundsatzlich voll
anwendbar. Die Ausfiihrungen zum privaten Mietsektor gelten entsprechend.

Wenn GBV vermieten, gilt ebenfalls das MRG, sofern diese ein Gebdude im eigenen Na-
men errichten oder eine Sanierung grofReren Umfangs durchfiihren. Unabhangig hiervon gilt
flir GBV ein nach dem WGG kostendeckender Mietzins. Auch private Vermieter miissen das
WGG beachten, wenn diese von GBV errichteten Wohnraum erwerben.

Im Anwendungsbereich des WGG gilt grundsatzlich ein ,angemessenes Entgelt”. Dieses
entspricht einem kostendeckenden Mietzins. Bei der Berechnung des Anfangsmietzinses sind
die , gesamten Baukosten” einzubeziehen. Diese umfassen Kosten fiir die Tilgung von ver-
wandten Drittmitteln, Betriebskosten, Riicklagen fiir Mietausfalle sowie Erhaltungs- und Ver-
besserungszuschlage. Eine Anpassung findet wahrend eines Vertragsverhaltnisses statt, wenn
sich diese Kosten andern. Der Vermieter muss sowohl steigende als auch sinkende Kosten
weitergeben. Da die genauen Baukosten zum Zeitpunkt der Erstvermietung haufig noch nicht
endgliltig feststehen, veranlagt der Vermieter diese haufig vorlaufig.

Flr nach Riickzahlung der Fremdmittel oder an Verwandte des bisherigen Mieters wieder-
vermietete Wohnungen gilt das Wiedervermietungsentgelt. Dieses betragt den Richtwert-
mietzins abzuglich 30 %. Liegt der Mietzins unter dem kostendeckenden Mietzins, kann der
Vermieter diesen fordern.

Aullerdem kann eine gemeinnltzige Bauvereinigung, wenn sie Fremdmittel vorzeitig zu-
rickzahlt, einen angemessenen Mietzins verlangen.

Betriebskosten kann der Mietvertrag sowohlim privaten als auch im 6ffentlichen Mietsek-
tor entweder pauschal oder auf Basis von Einzelabrechnungen regeln. Im letzten Fall ist einmal
jahrlich abzurechnen und der Vermieter kann den monatlichen Abschlag um bis zu 10 % im
Vergleich zum Vorjahresbetrag angeheben, wenn dies zur Deckung der Betriebskosten erfor-

derlich ist.
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Die Parteien kdnnen bei Streitigkeiten (iber den Mietzins, je nach Region, zunachst eine
Schlichtungsstelle oder direkt das Bezirksgericht anrufen. Im Voll- und Teilanwendungsbereich
des MRG ist der Mieter hierbei durch die beschrankte Kiindigungsmoglichkeit des Vermieters
geschiitzt. Ubersteigt im Vollanwendungsbereich des MRG der Mietzins den zuldssigen
Hochstmietzins, so ist der diesen Betrag libersteigende Mietzins unwirksam. Allerdings muss
der Mieter diese Unwirksamkeit binnen drei Jahren geltend machen, andernfalls prakludiert
sein Anspruch. Bei befristeten Vertragen betragt die Praklusionsfrist sechs Monate.

Es besteht eine Vermutung fiir die Anwendbarkeit des MRG. Kann der Vermieter beweisen,
dass eine Wohnung nicht in den Anwendungsbereich des MRG fillt, genieRt der Mieter nur
eingeschrankten Schutz. Zum einen sind Mieterhohungen kaum begrenzt, zum anderen ist der
Mieter fur alle ihn beglinstigenden Umstande beweisbelastet.

Gegen die Endabrechnung der vorlaufig veranschlagten Baukosten einer GBV kann der
Mieter innerhalb von drei Jahren ab Erstbezug der Wohnung vorgehen. Die Frist beginnt aller-
dings erst mit Mitteilung der Endabrechnung. Nimmt die GBV diese nicht wenigstens ein hal-

bes Jahr vor Fristablauf vor, verlangert sich die Klagefrist jeweils um ein Jahr.
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c.l England
C.l.1 Rechtskreis

Das englische Rechtssystem gehort dem anglo-amerikanischen Rechtskreis (common law
im weiteren Sinne = Rechtskreis) an. ,,Englisch” bezieht sich in diesem Zusammenhang auf das
Staatsgebiet Englands als Teil des vereinigten Konigreichs von GroRRbritannien und Nordirland
(England, Schottland, Wales, Nordirland). Dieses Rechtsystem pragt, wenn auch nicht wesens-
immanent, gegenwartig mangels einer umfassenden Kodifikation, das Richterrecht (case law),
im Sinne von Prajudizienrecht. Gerichte niedrigerer Ordnung sind an die Entscheidungen der
Gerichte héherer Ordnung gebunden und auch jedes Gericht, mit Ausnahme des house of
lords, bindet sich durch eigene vorangegangene Entscheidungen.®*® Um besondere Harte im
Einzelfall zu vermeiden, die aus dem starren common law (im engeren Sinne = common law,
wie es sich in England entwickelt hat) resultieren, entwickelte die Chancery Division des High
Court ein zweites Rechtssystem, die equity.?>° Diese zunichst unabhingigen Rechtsysteme
gelten nunmehr nebeneinander und Gerichte beachten beide bei ihren Entscheidungen.5>!
Der Umstand, dass keine Kodifikation existiert, bedeutet nicht, dass es keine Gesetze gibt. Die
bestehenden Gesetze regeln nur fragmentarisch einzelne Bereiche (z.B. Magna Charta 1215).
Wegen der geringen Regelungsdichte ist die Kenntnis von Leitentscheidungen (leading cases)

besonders wichtig.®°2
C.l.2 Besitzrecht der Mieter

Das Mieterbesitzrecht differenziert zwei Ebenen. Bei der, eine Sonderform der lease dar-
stellenden, tenancy (Vertrage mit kurzer Laufzeit und/oder Wohnraummietrecht) besteht ein
Recht auf exclusive occupation (ausschlieRlichen Besitz).5>3 Dieses bezeichnet das Recht des

Mieters (tenant) jedermann von der Nutzung des Mietobjekts auszuschlieRen.®>* Hierdurch

649 Vgl. hierzu Rohl, Common Law and Civil Law, S. 2-3; Trunk, Rechtskreis, S. 1.
650 Schmid/Hertel, Real Property Law, S.13.

651 Trunk, Rechtskreis, S. 1.

652 Oriji/Sparks, Report England, S. 105; Trunk, Rechtskreis, S. 2.

653 Street v. Mountford [1989] AC 809, HL; Daum, Nutzungsbeschrankungen, S. 163-165; Orji/Sparks, Report
England, S. 114 Fn. 499, S. 116.

654 Street gegen Mountford [1989] AC 809, HL.
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unterscheidet sich die tenancy von der lediglich ein vertragliches Nutzungsrecht gewahrenden
licence, die dem Mieter die Mietsache nicht ausschlieBlich zuordnet.®>®

Neben dieses vertragliche Nutzungsrecht tritt ein dingliches Herrschaftsrecht (proprietary
right).%>® Dem liegt zugrunde, dass in England, einem feudalen System (Lehnswesen), rechtlich
nur der Krone Volleigentum im kontinentaleuropdisch-rechtlichen Sinne an einem Grundstiick
zusteht.®” Diese gewihrt den Besitzern, ausgehend von ihrem Volleigentum, ein temporéres
Herrschaftsrecht (Lehen = estate). Dieses Herrschaftsrecht entspricht, abgesehen von der zeit-
lichen Befristung, dem Eigentum nach kontinentaleuropiischem Verstiandnis.®>® Obwohl die-
ses System formal fortbesteht, gibt es keine lehensrechtlichen Verpflichtungen der freeholder
gegeniiber der Krone mehr.5>°

Zu unterscheiden sind zwei Arten von Herrschaftsrechten, zum einen Herrschaftsrechte
von unbestimmter Dauer (freehold estate = ,,zeitlich unbegrenztes Eigentum“) und zum ande-
ren Herrschaftsrechte auf Zeit (leasehold estate = ,Eigentum auf Zeit”).6®° Das dem Mieter
durch den Mietvertrag eingerdumte Recht ist ,,Eigentum auf Zeit“.%¢! Dieses leasehold estate
entsteht unabhangig von der Dauer des Mietverhaltnisses (tenancy).

Daher steht dem Mieter an der Mietsache ein dingliches Recht im kontinentaleuropai-
schen Sinne zu.%62 Dieses proprietary right wirkt nicht gegeniiber jedermann, sondern nur ge-
geniber solchen Personen, die in dinglicher Beziehung zum Gegenstand der tenancy ste-
hen.%%3 Insbesondere kann der Mieter sein Recht z.B. einem Erwerber gegeniiber geltend ma-
chen.564

Anders als in Deutschland existiert in England kein (wenn auch nicht einklagbares) ,Grund-
recht” auf eine Wohnung als Ort der personlichen Entfaltung. Ein solches lasst sich auch nicht

aus dem in England unmittelbar geltenden Art. 1 EMRK herleiten. Art. 1 EMRK schiitzt nur die

655 Daum, Nutzungsbeschrankungen, S. 165.

656 Daum, Nutzungsbeschrankungen, S. 162, 178-179.

657 Daum, Nutzungsbeschriankungen, S. 182-184; Schmid/Hertel, Real Property Law, S.12.
658 Schmid/Hertel, Real Property Law, S. 12; Daum, Nutzungsbeschrdankungen, S. 184.
659 Daum, Nutzungsbeschrankungen, S. 184.

660 Daum, Nutzungsbeschrdankungen, S. 184;

661 Orji/Sparks, Report England, S. 116-117.

662 Street v. Mountford [1985] AC 809, HL; Orji/Sparks, Report England, S. 116; Daum, Nutzungsbeschrankun-
gen, S. 162, 180, 185.
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bereits vorhandene Wohnung, kreiert hingegen keinen Anspruch auf eine bisher nicht vorhan-

dene Wohnung.%%>

C.l.3 Historische Entwicklung des Mietrechts

Die Intensitdt und Regelungsdichte des Mieterschutzes in England schwankte in den letz-
ten 100 Jahren. Die Entwicklung des ,,modernen” Mietrechts begann mit dem Increase of Rent
and Mortgage Interest (War Restrictions) Act 1915.566 Aufgrund der mit dem 1. Weltkrieg ver-
bundenen Wohnungsknappheit, flihrte dieser mit Kiindigungsschutz und Schutz vor einseiti-
gen Mieterhohungen erstmals mieterschitzende Regelungen ein.®®” Zugleich fror er die meis-
ten Mieten auf Vorkriegsniveau ein.®®® Die War Restriction Act von 1918 und 1919 verldnger-
ten diese zunachst als kurzfristig geplanten Regelungen, sodass sie erst ab 1925 schrittweise
auBer Kraft traten.®® Dies galt nur fur Neuvertrage.®’°

Ende des 1. Weltkriegs bestanden fiir 77 % der Haushalte Mietverhaltnisse.®’! Hiervon be-
wohnten 76 Prozentpunkte privaten und nur 1 Prozentpunkt sozialen Wohnraum.%”2 Der Hou-
sing, Town Planning Act 1919 forcierte wirksam sozialen Wohnungsbau, sodass im Jahr 1923
bereits 10 % der Mieter Wohnraum auf dem sozialen Mietsektor bewohnten.®”3 Diese zahlten
eine deutlich unter der Marktmiete liegende social rent.

Der Rent Act 1939 fiihrte die bereits durch den Rent Act 1915 erlassenen und spater auf-
gehobenen Restriktionen erneut ein und fixierte die Mietzinse.®’# In der Nachkriegszeit erga-
ben sich so Mietzinse, die entweder nicht mehr zum Wohnungsunterhalt ausreichten oder
keine Anreize fiir Investitionen boten. Der Zustand vieler Wohnungen verschlechterte sich.

Erst der House Repairs and Rents Act 1954 gestattete fur im guten Zustand befindliche oder

665 Oriji/Sparks, Report England, S. 60.
666 Orji/Sparks, Report England, S. 7.

667 War Restriction Act 1915 Abschnitt 1 Absatz 1 und 3; Orji/Sparks, Report England, S. 7; University of Cam-
bridge, Private Rented Sector, S.110.

668 Thornton in Wall, Soziales Mietrecht, S. 80.
669 Heath, The historical context, S. 3.

670 Thornton in Wall, Soziales Mietrecht, S. 80.
671 Office for National Statistics, Home Ownership.
672 Office for National Statistics, Home Ownership.
673 Office for National Statistics, Home Ownership.

674 Art. 71 Rent and Mortgage Interest Restrictions Act 1939; Heath, The historical context, S. 5.
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neu errichtete Wohnungen Mieterhohungen.®”> Diese Mietpreisbindung beendete erst der
Rent Act 1957.876

Der Rent Act 1965 fiihrte die Mietvertragsart regulated tenancy ein. In den Folgejahren
kamen vereinzelt weitere mieterschiitzende Regelungen hinzu, die im Rent Act 1977 gipfelten.
Die regulated tenancy sollte durch reduzierte Mietzinsrestriktionen langfristige Mietvertrage
fordern.®”” Der zwischen den Parteien ausgehandelte Mietzins sollte eine Marktmiete hervor-
bringen, welche bei Dissens ein rent officer bestimmte.®’8 Dieser legte den Mietzins (fair rent),
ohne Beriicksichtigung der Wohnungsknappheit, anhand objektiver Kriterien fest.®%”° Dies
fuhrte zu unter dem tatsichlichen Marktwert liegenden Mieten.%8° Die Regelungen bezweck-
ten daher nicht den gewlinschten Erfolg, vielmehr hatte der Vermieter weiterhin wenig Anlass
zur Durchfiihrung von Renovierungsarbeiten oder zur Investition in neuen Wohnraum.®! Dies
verdeutlicht der von 1938 mit 58 %, Uber 1960 mit 32% und 1980 mit 11 % kontinuierlich
abnehmende Marktanteil von Wohnungen auf dem privaten Mietsektor.58?

Um private Investitionen anzuregen, senkte der Housing Act 1980 den Mieterschutz er-
neut®®3, Er fihrte die Mietvertragsart protected shorthold tenancy ein. Diese hatte zunichst
eine Laufzeit von ein bis flnf Jahren. Der Vermieter durfte eine Marktmiete fordern und die
Mietwohnung am Ende der Initiallaufzeit ohne weitere Begriindung herausverlangen.58

Wegen der Wohnungsknappheit Gbernahm der Staat in der Nachkriegszeit viele Privat-
wohnungen. 1980 befanden sich ca. 5 Mio. Wohnungen in éffentlicher/sozialer Hand.®8> Um

dem entgegenzuwirken, konnten Mieter in den spaten 1980er Jahren viele Wohnungen zu

verglinstigten Preisen kaufen.%8¢ Dieses Recht bestand fiir alle, die auf Grundlage einer durch
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676 Art. 25 Rent Act 1957.

677 Heath, The historical context, S. 6; Orji/Sparks, Report England, S. 94.

678 Heath, The historical context, S. 6.

679 Art. 70 Rent Act 1977.

680 Thornton in Wall, Soziales Mietrecht, S. 80; Orji/Sparks, Report England, S. 94.

681 Oriji/Sparks, Report England, S. 8.

682 University of Cambridge, Private Rented Sector, S.110-111.

683 Oriji/Sparks, Report England, S. 107; University of Cambridge, Private Rented Sector, S.117.
684 Art. 52 a) Housing Act 1980; University of Cambridge, Private Rented Sector, S. 112.
685 Oriji/Sparks, Report England, S. 8.

686 Haffner, Social and market rented housing, S. 38; Thornton in Wall, Soziales Mietrecht, S. 85.
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den Housing Act 1985 eingefiihrten secure tenancy mieteten.®®’ Sie galt fortan auch riickwir-
kend fir jedes Mietverhéltnis auf dem 6ffentlichen Mietsektor.®®8 Die Kaufoption fiihrte bis
1987 zum Ubergang von {iber 1 Mio. Wohnungen aus der éffentlichen in die private Hand und
zu einer Eigentumsrate, welche zu Beginn der 1980er Jahre unter 60 % und 1987 bei liber 65 %
lag.58 Art. 161 Absatz 1 des Local Government and Housing Act 1989 befreite Kommunen von
der Pflicht, selbst Wohnraum anzubieten. Sie durften ihre Wohnungsbestande auf housing
associations (Wohnungsbaugesellschaften) und soziale Vermieter tibertragen.°

Schliefilich liberalisierte der Housing Act 1988 den privaten Mietsektor vollstandig. Die
(fully) assured tenancy ist seit dem 15.01.1989 die Standardmietvertragsart.®! Der Vermieter
konnte eine Marktmiete fordern. Herausverlangen konnte der Vermieter die Wohnung nur
unter strengen Voraussetzungen.®? Durch entsprechenden Hinweis an den Mieter vor Ver-
tragsschluss konnte der Vermieter statt einer fully assured tenancy eine assured shorthold te-
nancy begriinden.®%3 Die Initiallaufzeit betrug dann sechs Monate.?%* Nach der Initiallaufzeit
konnte der Vermieter die Wohnung ohne Weiteres herausverlangen. Dieser deutlich redu-
zierte Mieterschutz fihrte dazu, dass die Vermieter nun tatsachlich eine Marktmiete durch-
setzen konnten.®% Ziel der Deregulierung war es, den privaten Mietsektor wiederzubeleben
und die Wohnungsqualitit zu steigern.®%® Der Housing Act 1996 machte die assured shorthold
tenancy zur Standardmietvertragsart auf dem privaten Mietsektor.®%’ Eines Hinweises an den
Mieter, um diese in Abweichung zur (fully) assured tenancy zu begriinden, bedarf es nicht
mehr.

Direkten Einfluss auf das Mietrecht in England hat auch der Human Rights Act 1998. Dieser

inkorporierte die EMRK in englisches Recht, sodass sie seither direkt anwendbar ist.?%® Weil

687 Oriji/Sparks, Report England, S. 9, 98.

688 Art. 79 Housing Act 1985.

689 Garrett, Consequences of Thatcherism, 361 (364).
690 Office for National Statistics, Home Ownership.
691 Heath, The historical context, S. 6.
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693 Art. 2 Absatz 2 d) Housing Act 1988.

694 Art.20 Absatz 1 Housing Act 1980.

695 Art. 1-23, schedule 1-2 Housing Act 1988.

696 Thornton in Wall, Soziales Mietrecht, S. 82.

697 Art. 52 Housing Act 1996.
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die englische Rechtsordnung nicht zwischen 6ffentlichem und privatem Recht trennt, ist sie
auch im Zivilrecht unmittelbar zu beachten.®%

Der Localism Act 2011 fiihrte die flexible (secure) tenancy ein, welche im sozialen Woh-
nungsmarkt flexiblere Mietverhiltnisse gewahrleisten sollte.”® AuRerdem fiihrte das af-
fordable homes programme 2011-2015 die sogenannte affordable rent ein. Diese betragt bis
zu 80 % der Marktmiete und ist eine neue Form des sozialen Mietzinses.

Am 01.06.2019 trat der Tenant Fees Act fiir bis dahin geschlossene Altvertrage und am
01.06.2020 fiir alle Mietvertrage in Kraft. Er regelt abschliefend die Kostenpositionen, welche
der Vermieter vom Mieter fordern darf. Beispielsweise darf er flr den ersten Monat keinen
hoheren Mietzins verlangen als fiir Folgemonate und dem Mieter somit keine verdeckten Ver-
mittlungsgebiihren auferlegen.

Der am 25.03.2020 in Kraft getretene Coronavirus Act 2020 beschrankte die Méglichkeiten
zur vermieterseitigen Kindigung bis zum 30.09.2020, indem er Kiindigungsgriinde limitierte

und Kiindigungsfristen verlangerte. Diese Regelungen liefen mittlerweile aus, da die gesetzli-

che Verlangerungsoption ungenutzt verstrich.
C.liL4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht

Das englische Recht unterscheidet zwischen o6ffentlichem, sozialem Mietsektor und pri-
vatem Mietsektor. Auf dem o6ffentlichen/sozialen Mietsektor sind Gemeinden (local authori-
ties) und soziale Vermieter tatig. Sie bieten Wohnungen zum kostendeckenden Mietzins
(social rent) und mit Mietzinsen in Hohe von maximal 80 % des Marktpreises (affordable rent)
an.701

Daneben besteht der private Mietsektor, auf dem private Vermieter (private landlords)
ebenso wie Wohnungsbaugesellschaften mit einem Teil ihrer Wohnungen (,,housing associa-
tions acting as private landlords”) agieren.’? Fiir diese Wohnungen diirfen Vermieter die
Marktmiete fordern.

Die unterschiedlichen Mietvertragsarten bedingen unterschiedliche Rechte und Pflichten.

Entscheidend fiir die Einordnung eines Mietvertrags unter ein Regelungssystem ist, wer als

699 Oriji/Sparks, Report England, S. 109.
700 Art. 154ff. Localism Act 2011.
701 Oriji/Sparks, Report England, S. 10.

702 Oriji/Sparks, Report England, S. 10.
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Vermieter auftritt und der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. Neuregelungen entfalten
grundsatzlich keine Riickwirkung.”®3

Flr vor dem 15.01.1989 geschlossene Mietverhaltnisse auf dem privaten Mietsektor ist
der Rent Act 1977 anwendbar. Die Vertrage sind protected bzw. reqgulated tenancies. Fir seit
dem 15.01.1989 geschlossene Mietvertrage gilt das Recht des Housing Act 1988 und die Miet-
vertragsart ist grundsatzlich eine (fully) assured tenancy. Fir seit dem 28.02.1997 geschlos-
sene Mietvertrage bleibt der Housing Act 1988 zwar anwendbar, die Mietvertragsart ist je-
doch eine assured shorthold tenancy.

Anders verhdlt es sich auf den 6ffentlichen und sozialen Mietsektoren. Hier ist zwischen
den Anbietern zu differenzieren:

Der Housing Act 1985 findet ist auf vor dem 31.03.2012 begriindete Mietverhaltnisse mit
einer Gemeinde als Vermieterin anzuwenden. Verbindliche Mietvertragsart ist die secure te-
nancy. Fiir seit diesem Datum geschlossene Vertrage kann die Gemeinde zunachst eine flexible
tenancy abschliefen. Kommt der Mieter seinen Pflichten nach, wandelt sich diese nach der
Initiallaufzeit in eine secure tenancy.

Soziale Vermieter (registered social landlords) schlossen bis zum 15.01.1989 ebenfalls
secure tenancies nach dem Housing Act 1985. Seit dem 15.01.1989 gelten fiir die Vermietung
durch Gemeinden und soziale Vermieter unterschiedliche Vorgaben. Fiir von sozialen Vermie-
tern geschlossene Vertrage ist seither der Housing Act 1988 zu beachten. Mietvertragsart ist

die (fully) assured tenancy.
C.lIL5 Mietvertragsarten

Die Kindigungsmoglichkeiten und Mieterhéhungsmechanismen der Mietvertragsarten
unterscheiden sich wesentlich. Da diese Gestaltungsrechte eng miteinander verknipft sind,
betrachtet diese Arbeit sie gemeinsam unter dem Stichpunkt ,Mieterhohung”. Nachfolgend
werden die Voraussetzungen der unterschiedlichen Mietvertragsarten vorgestellt. Hierbei be-
schrankt sich die Untersuchung auf die mit dem kontinentaleuropaischen Mietvertrag tGber
Wohnraum vergleichbaren Mietvertragsarten.

Zu unterscheiden sind das tenancy agreement und die licence. Das tenancy agreement gibt

dem Mieter das Recht, in der Mietwohnung unter Ausschluss Dritter zu wohnen. Abweichend

703 Thornton in Wall, Soziales Mietrecht, S. 80.
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hierzu genehmigt der Vermieter dem Mieter mit der licence die Wohnung zu nutzen. In letz-
terem Fall erhdlt der Mieter ein schwacheres Besitzrecht. Die weitere Untersuchung be-
schrankt sich auf Mietvertrage im Sinne des tenancy agreements.

Dariber hinaus existiert eine Vielzahl weiterer Mietvertragsarten. Diese sind gebrauchlich,
wenn Geschaftsrdume oder sonstige Gebaude Vertragsgegenstand sind. AuBerdem gelten ab-
weichende Regelungen fiir die Vermietung landwirtschaftlicher Flachen, von Studentenwohn-
heimen, Ferienwohnungen, flr einen Vermieter, der im gleichen Gebdude/der gleichen Un-
terkunft wohnt (occupiers with basic protection oder excluded occupiers) oder zur Untermiete

(subtenants).
C.IIL5.1  Privater Mietsektor
C.llI.5.1.1 Assured shorthold tenancy

Die durch den Housing Act 1980 eingefiihrte assured shorthold tenancy modifizierte der
Housing Act 1988.7%* Seit dem 27.02.19977% ist die assured shorthold tenancy die Standard-
mietvertragsart fir die Vermietung von Wohnraum durch private Vermieter. Sie hat heute
einen Anteil von nahezu 100 % der Wohnraummietvertriage auf dem privaten Mietsektor.”%®

Voraussetzung fiir den Abschluss einer assured shorthold tenancy ist ein auf dem privaten
Mietsektor seit dem 15.01.1989 geschlossenes Mietverhaltnis Glber Wohnraum, welches dem
Mieter volle Besitzgewalt (exclusive occupation) einrdumt, bei dem der Vermieter nicht im
selben Gebdude wohnt und der Mietzins weder 100.000 GBP (iber- noch 250 GBP pro Jahr
unterschreitet.”?’

Die urspriinglich erforderliche Initiallaufzeit von sechs Monaten entfiel am 28.02.1997.7%8
Zwar vereinbaren die Vertragsparteien weiterhin regelmaRig eine Initiallaufzeit, moglich ist

jedoch auch ein Mietverhaltnis mit von Beginn an unbestimmter, sich periodisch verlangern-

der Laufzeit.”%®

704 Art. Housing Act 1988.

705 Eingefihrt durch Art. 96 Housing Act 1996.

706 Oriji/Sparks, Report England, S. 92.

707 Art. 2 Absatz 1 (b), 3A (b), 10 schedule 1 Housing Act 1988.
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Zum Ablauf der Initiallaufzeit kann der Vermieter den Mietvertrag mit einer Frist von zwei
Monaten schriftlich und ohne Angabe von Griinden kiindigen.”1° Bei Vereinbarung einer peri-
odischen Laufzeit richtet sich die Kiindigungsfrist nach der Lange einer frei verhandelbaren
Periode. Ein zum Ende der Initiallaufzeit nicht gekiindigter Mietvertrag wandelt sich automa-
tisch in einen sich mit unbestimmter Laufzeit und periodisch verlangernden gesetzlichen Miet-
vertrag um.’!! Die Linge der periodischen Verlangerung bemisst sich nach dem Intervall der

Mietzahlung.”1?
C.IlI.5.1.2 (Fully) assured tenancy (auch sozialer Mietsektor)

Diese Mietvertragsart war zwischen dem 15.01.1989 und dem 26.02.1997 die Standard-
mietvertragsart fur Mietvertrage Gber Wohnraum auf dem privaten Mietsektor. Neuab-
schliisse nehmen fast ausschlieRlich soziale Vermieter vor, fir welche diese Mietvertragsart
nunmehr statt der secure tenancy die Standardmietvertragsart ist.”*> Diese missen den Mie-
ter bei Vertragsabschluss hierauf gesondert hinweisen, da andernfalls eine assured shorthold
tenancy entstiinde.”** Im Ubrigen gelten dieselben Voraussetzungen wie fiir die assured short-
hold tenancy.

Wesentlicher Unterschied zur assured shorthold tenancy ist das Mieterschutzniveau: Der
Vermieter kann den Mietvertrag zum Ablauf einer Initiallaufzeit oder einer Periode nur kiin-
digen, wenn er einen Herausgabegrund gerichtlich geltend macht.”*> Diese sind abschlieRend
normiert und beruhen auf dem Rechtsgedanken, dass die Interessen des Vermieters an der
Herausgabe der Wohnung die Interessen des Mieters am Verbleib in der Wohnung tberwie-
gen.”% Es gibt Griinde, aus denen das Gericht die Herausgabeanordnung erlassen muss (obli-
gatorische Griinde) und solche, bei welchen es im Ermessen des Gerichts steht (fakultative
Grunde).”Y Fir tenancies mit fixer Laufzeit kdnnen die Vertragsparteien weitere Griinde ver-

einbaren.”'® Wegen dieser Kiindigungsgriinde besteht fiir den Mieter groRe Sicherheit am

710 Art. 21 Absatz 1b, 4a Housing Act 1998, Art. 98 Housing Act 1996.

711 Art. 21 Absatz 2, 5 Absatz 2, Halbsatz 2 Housing Act 1988.

712 Art. 5 Absatz 3 d) Housing Act 1988.
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718 Art. 5 Absatz 1 c) Housing Act 1988.
106



Fortbestand des Mietverhaltnisses. Gegen unberechtigte Mieterhohungen kann der Mieter
vorgehen, ohne eine Kiindigung zu riskieren.

Obligatorische Griinde normiert Abschnitt 1 Nrn. 1-8 des Anhangs 2 zum Housing Act 1988:
Dies sind beispielsweise Eigenbedarf des Vermieters (Nr. 1) und nicht im vermieteten Zustand
durchfihrbare Renovierungsvorhaben (Nr. 6). Das Gericht kann die Ausweisung aussprechen,
wenn der Vermieter dem Mieter alternativen Wohnraum anbietet (Nr. 9), der Mieter sich im
Mietriickstand befindet (Nrn. 10 und 11), dieser eine sonstige Vertragsverletzung begeht (Nr.
12) oder er den Vermieter durch falsche Angaben zum Abschluss des Vertrags verleitet (Nr.

17).
C.lll.5.1.3 Controlled/regulated/protected/statutory tenancy

In der Zeit von 1915 bis 1989 gab es viele, unterschiedliche Mietvertragsarten.’!® GemaR
Art. 1 Rent Act 1977 war jeder Mietvertrag eine protected tenancy. Hiervon ausgenommen
waren Mietvertridge mit Gemeinden oder sozialen Vermietern.”?° Vor dem 06.07.1957 ge-
schlossene Mietvertrdge waren zugleich controlled tenancies.”®! Dies dnderte der Rent Act
1980, welcher die meisten controlled tenancies zu regulated tenancies umwandelte.”?? Von
vornherein war ein vor dem 15.01.1989 geschlossener Mietvertrag tiber Wohnraum eine re-
gulated tenancy, wenn er keine controlled tenancy war.”?3 Solange das vertragliche Mietver-
héltnis entweder als controlled oder als regulated tenancy besteht, ist dies zugleich eine pro-
tected tenancy.”** Ausnahmsweise entsteht eine regulated tenancy auch dann, wenn ein Mie-
ter einer regulated tenancy mit demselben bisherigen Vermieter nach dem 15.01.1989 einen
neuen Mietvertrag abschlieRt.”2> Mit Ubergang in das gesetzliche Mietverhiltnis wird es zur
statutory tenancy.”?®

Die regulated tenancy ist der Vorganger der (fully) assured tenancy. Das Mieterschutzni-
veau der regulated tenancy ahnelt dem der (fully) assured tenancy. Abweichend von der (fully)

assured tenancy kann der Vermieter das Mietverhaltnis zum Ablauf der Initiallaufzeit oder

719 Oriji/Sparks, Report England, S. 94.

720 Art. 14, 15 Rent Act 1977.

721 Art. 17 Absatz 1 a)-b Rent Act 1977.

722 Art. 64 Absatz 1 Housing Act 1980 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 9.
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724 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 9.

725 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 5.

726 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 9.
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zum Ende einer Periode ohne gerichtliche Geltendmachung kiindigen. Allerdings verliert der
Mieter nicht bereits durch Kiindigung sein Wohnrecht. Vielmehr wandelt sich das Mietver-
haltnis durch die Kiindigung in ein gesetzliches Mietverhaltnis (statutory tenancy) um und be-
steht als solches solange fort, wie der Mieter die Wohnung bewohnt.”?” Der Vermieter kann
den Besitz erst verlangen, wenn er, wie bei der (fully) assured tenancy bereits im Rahmen der

Kindigung erforderlich, einen der normierten Griinde gerichtlich geltend macht.
C.II.5.2  Offentlicher/Sozialer Mietsektor
C.ll.5.2.1 Secure tenancy

Durch Gemeinden oder soziale Vermieter geschlossene Mietvertrage waren secure tenan-
cies nach dem Housing Act 1985. Die Rechte des Mieters sind bei dieser Mietvertragsart be-
sonders ausgepragt. Der Mieter hat ein lebenslanges Wohnrecht, ein Umzugsrecht in eine an-
dere Wohnung des Vermieters, das Recht auf Kompensation fiir zu Verbesserungen an der
Wohnung aufgewandte Mittel sowie ein Kaufrecht.

Flr soziale Vermieter dnderte sich dies am 15.01.1989. Seither ist die (fully) assured te-
nancy die Standardmietvertragsart. Fiir die Zeit, in der soziale Vermieter noch secure tenan-
cies schlossen, war der Mietzins eine fair rent .72 Die bei der Mieterhéhung zu beachtenden

Regularien sind bei der regulated tenancy dargestellt und gelten entsprechend.
C.l1ll.5.2.2 Flexible tenancy (new secure tenancy)

Der Localism Act 2011 fihrte fir von Gemeinden vermieteten Wohnraum ab dem
01.04.2012 optional die flexible (secure) tenancy anstelle der (lifetime) secure tenancy ein.”?®
Dies ermdglicht den Gemeinden eine groRere Flexibilitat bei der Vermietung.”3° Bei der fle-
xible (fixed term) tenancy kann der Vertrag im Unterschied zur (lifetime) secure tenancy eine
Initiallaufzeit vorsehen. Diese betragt mindestens zwei und maximal funf Jahre.”3! Der Ver-

mieter muss schriftlich mitteilen, dass er eine flexible tenancy abschlieRen will.”32

727 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 9.

728 Art. 86, 87 Rent Act 1977; Shelter, Secure Housing.

729 Oriji/Sparks, Report England, S. 99, 160; Wilson, Succession rights, S. 7.
730 Communities and Local Government, Fairer Future, S. 23.
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732 Art. 154 Localism Act 2011, Art. 107a Absatz 2 b) Housing Act 1985.
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Wahrend der Initiallaufzeit kann der Vermieter nur nach gerichtlicher Geltendmachung
eines Kiindigungsgrundes kiindigen.”3® Am Ende der Initiallaufzeit hat der Vermieter drei
Handlungsoptionen, er kann den erneuten Abschluss einer flexible tenancy anbieten, den Ver-
trag in eine secure tenancy tiberfiihren oder das Mietverhéltnis beenden.”®* Soll das Mietver-
haltnis nach der Initiallaufzeit enden, so muss der Vermieter es mit einer Frist von sechs Mo-
naten kiindigen.”3® Bleibt der Vermieter untatig, wandelt sich das Mietverhiltnis automatisch

in eine secure tenancy um.’3®
C.lll.6 Mieterh6hungsmechanismen

Das bei Mieterhéhungen zu beachtende Mietrechtssystem hangt von verschiedenen Fak-
toren ab. Primar ist die Mietvertragsart zu bestimmen, anschliefend zwischen Regelungen fiir
Anfangs- bzw. Bestandmietzinse zu differenzieren. Zusatzlich sind Vertrage mit fester Laufzeit
(Initiallaufzeit) und mit sich periodisch verlangernder Laufzeit voneinander abzugrenzen.
SchlielRlich ist zwischen ein- und zweiseitigen Mieterhohungen zu unterscheiden. Teilweise ist

darliber hinaus zu bericksichtigen, ob ein registrierter Mietzins existiert.
C.lll.e.1 Privater Mietsektor

C.1ll.6.1.1 Assured shorthold tenancies

Die teilweise existierenden gesetzlichen Mieterhéhungsmechanismen sind dispositiv.”3’

Der Anfangsmietzins ist nicht reguliert. Die Vertragsparteien kdnnen diesen frei aushandeln.

Bei Erhohungen des Bestandsmietzinses sind zum einen ein- und zweiseitige Mieterho-
hungen und zum anderen Vertrage mit bzw. ohne feste Initiallaufzeit zu differenzieren:

Den Mietzins von Mietvertragen mit bestimmter (Initial-)Laufzeit kann der Vermieter nur
erhéhen, wenn der Mietvertrag dies ausdriicklich regelt oder der Mieter der Mieterh6hung
zustimmt.”38 Bei vertraglicher Regelung gelten diese. Obwohl Mieterh6hungsklauseln zulassig
sind, sehen nur wenige Mietvertrage im Wohnraummietrecht diese vor. Anders ist dies im

gewerblichen Mietrecht.

733 Shelter, Flexible Tenancies.
734 Shelter, Flexible Tenancies.
735 Communities and Local Government, Fairer Future, S. 24.
736 Shelter, Flexible Tenancies.

737 Contour Homes v. Rowen [2007] EWCA Civ 842; London District Properties Management v.
Goolamy [2009] EWHC 1367.

738 Government Digital Service, Renting out your Property (England and Wales).
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Es existieren keine Vorgaben dazu, wie eine Mieterhéhungsklausel auszugestalten ist. Ins-
besondere kénnen die Parteien eine indexorientierte oder eine Staffelmiete vereinbaren.”3°
Bei entsprechender Vereinbarung erhoht sich der Mietzins zum festgelegten Zeitpunkt ohne
Ankindigung automatisch.

Die Aufnahme einer Klausel ist entbehrlich, da der Mietvertrag jeweils nur von Periode zu
Periode lauft und der Vermieter den Mietvertrag zum Ende jeder Periode willkiirlich kiindigen
darf. Ahnlich einer Anderungskiindigung kann der Vermieter den Mieter zum Abschluss eines
neuen Mietvertrags zu geanderten Konditionen drangen.

Auch wahrend der periodischen Verlangerung des Mietvertrags als contractual tenancy (in
Abgrenzung zur statutory tenancy) ist eine Mieterhohung bei entsprechender Regelung im
Mietvertrag oder mit Zustimmung des Mieters jederzeit moglich.

Eine vertraglich nicht vereinbarte einseitige Mieterhéhung ist wahrend der Initiallaufzeit
unzulassig. Bei Kiindigung schlief3t sich an die Initiallaufzeit ein gesetzlicher periodischer Miet-
vertrag an (statutory tenancy).

Mieterhohungen wahrend der Laufzeit eines gesetzlichen periodischen Mietvertrags muss
der Vermieter mit einem speziellen Formular ankiindigen.’”*° Die Frist richtet sich nach der
Liange der Intervalle. Bemessen sich die Intervalle nach Wochen und Monaten, betragt die
Ankiindigungsfrist einen Monat, bei jahrlichen Intervallen sechs Monate und bei anderen In-
tervallen deren jeweilige Lange (z.B. drei Monate bei quartalsweiser Verlangerung).’#! Beach-
tet der Vermieter diese Formalien nicht, andert sich der Mietzins nicht.

Zwischen Beginn des periodischen Mietvertrags bzw. einer Mieterhhung und einer wei-
teren Mieterhdhung muss mindestens ein Jahr vergehen.”4?

Der Vermieter kann den Mietzins immer nur zu Beginn und nicht wahrend einer Periode
anheben. Die Mieterhohung gilt mit Beginn der nachsten Periode, es sei denn, der Mieter hat

die Mieterhéhung als zu hoch geriigt und gemeldet.”*® Auch wenn diese Moglichkeit formell

besteht, bietet sie dem Mieter nur wenig Schutz. Der Mieter kann sich abhdngig von der Art

739 Oriji/Sparks, Report England, S. 166; White gegen Riverside Housing Association [2005] EWCA Civ 1385.
740 Communities and Local Government, Assured and Assured Shorthold Tenants Guide, S. 27.

741 Art. 13 Absatz 3 Housing Act 1988.

742 Art. 13 Absatz 2 b), ¢) Housing Act 1988.

743 Art. 13 Absatz 4 a) Housing Act 1998.
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des Mietvertrags kaum gegen die Mieterhohung wehren. Aufgrund des fehlenden Kiindi-

gungsschutzes kann der Vermieter den Vertrag willkirlich kiindigen.
C.lll.6.1.2 (Fully) assured tenancy (auch sozialer Mietsektor)

Die (fully) assured tenancy schiitzt den Mieter vor willkiirlichen Kiindigungen. Der Vermie-
ter darf nur wegen eines der enumerativ aufgefiihrten Kiindigungsgriinde kiindigen.

Fiir soziale Vermieter konnen zusatzlich Mietzinsbeschrankungen gelten. Die Vertragsart
assured tenancy nutzen heute fast ausschlielRlich soziale Vermieter. Doch nicht jedes Mal,
wenn ein sozialer Vermieter eine assured tenancy schlieit, ist der Mietzins beschrankt. Grund-
satzlich kann auch ein sozialer Vermieter eine Marktmiete fordern. Abweichendes gilt nur fir
Wohnraum i Anwendungsbereich des Affordable Homes Programmes 2011-15 bzw. Nachfol-
geregelungen.’**Um Wiederholungen zu vermeiden, werden die Beschrankungen der Miet-
héhe bei Anwendbarkeit des Affordable Homes Programmes 2011-15 im Rahmen der secure

tenancy dargestellt und an dieser Stelle ausnahmsweise nach unten verwiesen.
C.lll.6.1.3 Controlled/regulated/protected/statutory tenancies’*

Die Mieterhohungsmechanismen der controlled tenancy klammert diese Arbeit aus, da sie
praktisch nicht mehr relevant sind, seit die regulated tenancies sie ablésten. Auch regulated
tenancies existieren heutzutage kaum noch. Die Ausfiihrungen hierzu beschranken sich auf
die Grundzige.

Regulated tenancies sind von einem privaten Vermieter vor dem 15.01.1989 geschlossene
Mietvertrage und spater mit demselben Vermieter wiederholt geschlossene Mietvertrage. Es
existieren nur noch wenige so alte Mietvertrage, sodass die Relevanz gering ist. Im Jahr 2001
machten regulated tenancies nur ca. 6 % der Mietverhaltnisse auf dem privaten Mietsektor in
England aus.’® Dieser Anteil dirfte sich bis heute weiter deutlich reduziert haben.

In Bezug auf den Anfangs-/Bestandsmietzins ist zu unterscheiden, ob eine fair rent registriert
ist oder nicht:

Ist bei Vertragsabschluss keine fair rent registriert, kbnnen die Vertragsparteien den An-

fangsmietzins frei aushandeln.”#” Einigen sie sich nicht, legt ein rent officer auf Antrag eine fair

744 Oriji/Sparks, Report England, S. 164.
745 Government Digital Service, Renting out your Property (England and Wales).
746 Heath, The historical context, S. 6.

747 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 34.
111



rent fest. Er orientiert sich an den im Rent Act 1977 benannten Kriterien. Regeln die Mietver-
tragsparteien den Mietzins vertraglich, sind Erhéhungen nur in den folgenden Konstellationen
zulassig:

Enthélt der Mietvertrag eine Regelung lber spitere Mieterhohungen, so gilt diese Rege-
lung. Fir die Mieterh6hung gelten die vereinbarten Voraussetzungen.

Ohne vertragliche Regelung kann der Vermieter den Mietzins nur erhéhen, wenn er mit
dem Mieter einen weiteren schriftlichen Vertrag tGber die Mieterhéhung (rent agreement)
schlief3t. Zugleich muss er darauf hinweisen, dass es die rechtliche Stellung des Mieters nicht
beeinflussen wiirde, wenn er keinen neuen Vertrag schldsse. Auch auf die fir beide Parteien
bestehende Mdglichkeit, eine fair rent zu beantragen, ist hinzuweisen.”*8

AuBBerdem kann der Vermieter den Mietzins erhohen, wenn sich die Kosten fiir durch den
Mieter zu tragende Positionen erhéhen. Er muss dem Mieter die Mieterhohung auf dem dafir
vorgesehenen Formular mitteilen.”#°

SchlieBlich kann der Vermieter, unabhdngig von einer vertraglichen Regelung, eine fair
rent beantragen. Liegt diese (ber dem derzeitigen Mietzins, kann er sie entsprechend dem
folgenden Procedere erhdhen. Sieht der Mietvertrag eine Mieterhéhung nicht vor, kann er
diese erst nach Umwandlung in ein gesetzliches Mietverhaltnis (statutory tenancy) fordern.
Hierflr muss der Vermieter eine Kiindigung unter Angabe der Kiindigungsfrist aussprechen.
Diese betragt bei einem wochentlich oder monatlich periodisch verlaufenden Mietverhéltnis
vier Wochen.”*? Diese Kiindigung kann der Vermieter mit einer Mieterh6hungserklarung ver-
binden.”>!

Einigen sich die Vertragsparteien auf keine Miethdhe, sondern ermitteln hierzu ermach-
tigte Stellen (rent officer, First-tier Tribunal (ehemals Rent Assessment Committee)) diese auf
Grundlage des Rent Act 1977, gewahrt die regulated tenancy den Mietern einen fairen Miet-
zins (fair rent). Der faire Mietzins limitiert den maximal zuldssigen Mietzins.”>? Will der Ver-
mieter den Mietzins Uber diesen anheben, muss er die Neuregistrierung bei der Valuation

Office Agency (VOA) beantragen. Selbst bei vertraglicher Vereinbarung besteht kein Anspruch

748 Art. 51 Absatz 4 a)-b) Rent Act 1977.

749 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 34.
750 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 15.
751 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 31.

752 Art. 44 Absatz 1, S. 1 Rent Act 1977.
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auf einen den registrierten Mietzins (ibersteigenden Mietzins. Vereinbarten die Vertragspar-
teien einen Mietzins Uiber der registrierten fair rent, reduziert sich dieser entsprechend.”>3

Die fair rent berucksichtigt die in Art. 70 Absatz 1 a)-b) Rent Act 1977 aufgezihlten Bewer-
tungskriterien. Diese umfassen den Erhaltungszustand, die Lage, das Alter und die Ausstattung
des Mietobjekts. Unbeachtlich sind vom Mieter verursachte Schaden oder von diesem nicht
geschuldete Verbesserungen.’* Der ermittelte Mietzins spiegelt keine Marktmiete wider. Er
wird unter der Annahme, dass Angebot und Nachfrage gleich hoch sind, festgelegt. Eine gege-
benenfalls bestehende Wohnungsknappheit blendet er aus.”> |.d.R. liegt der Mietzins daher
unter der auf dem freien Markt zu erzielenden Marktmiete.

Fiir nach dem 01.02.1999 registrierte Mieten gilt eine Hochstgrenze. Diese errechnet sich
aus dem bisher registrierten Mietzins zuzlglich der prozentualen Erhéhung des Verbraucher-
preisindex seit diesem Zeitpunkt, addiert um eine weitere Erh6hung in Hohe von 7,5 % bei der
ersten Neuregistrierung nach diesem Zeitpunkt oder erganzt um einen Aufschlag in Héhe von
5 % fur alle nachfolgenden Registrierungen.’>® Einen neu registrierten Mietzins muss der Ver-
mieter dem Mieter schriftlich mitteilen. Dieser wird ab der Registrierung fallig.”>’ Eine bis zu
vier Wochen riickwirkende Mieterhdhung ist moglich.”>8

Der Vermieter kann eine Neuberechnung der fair rent alle drei bzw. zwei Jahre beantragen,
sofern der Wert der Mietsache sich nicht bereits vorher erheblich dndert.”>® Die Frist beginnt
(bei der Berechnung durch einen rent officer) mit Registrierung und bei Uberpriifung durch
das First-tier Tribunal mit dessen Entscheidung. Dieses entscheidet Giber den vom rent officer
festgelegten und durch eine der Mietparteien zur Prifung vorgelegten Mietzins. Ohne Antrag

auf Neuberechnung, bleibt ein registrierter Mietzins zeitlich unbefristet giiltig.”®°

753 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 30.
754 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 18-19.
755 Art. 70 Absatz 2 Rent Act 1977.

756 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 19-20.
757 Art. 49 Rent Act 1977.

758 Communities and Local Government, Regulated Tenancies.

759 Art. 67 Absatz 3 Rent Act 1977, Art. 60 Absatz 1, 2 Housing Act 1980; Abschnitt “Changing a regulated
tenancy (fair rent)” in Government Digital Service, Renting out your Property (England and Wales).

760 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 27.
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SchliefRlich kann der Vermieter den Mietzins nur aufgrund vertraglicher Regelungen oder
wenn eine statutory tenancy vorliegt, erhohen.’®! Der Vermieter muss das vertragliche Miet-

verhaltnis kiindigen, um das Mietverhaltnis in eine statutory tenancy umzuwandeln.
C.Il.6.2  Offentlicher/Sozialer Mietsektor
C.lll.6.2.1 (Fully) assured tenancy

Private registered providers schlossen vor dem 15.01.1989 secure tenancies und vereinba-
ren seit dem 15.01.1989 (fully) assured tenancies (zu Letzteren siehe die Ausfliihrungen zum

privaten Mietsektor).
C.lll.6.2.2 Secure tenancy/flexible tenancy

Auf dem o6ffentlichen/sozialen Mietsektor sind zwei Mietzinsmodelle zu differenzieren:
zum einen die social rent (sozialer Mietzins) und zum anderen die affordable rent (angemes-
sener Mietzins). Beide Mietzinsmodelle sind gemalR Art. 68, 69 Housing Act 2008 soziale Mie-
ten. Dieser act legaldefiniert die Voraussetzungen einer Sozialwohnung (low cost rental ac-
commodation). Sozialwohnungen sind zu unter der Marktmiete liegenden Mietzinsen vermie-
tete Wohnungen, fir die Regelungen gelten, die sicherstellen, dass Personen Wohnraum er-
halten, die dieses Beduirfnis nicht auf dem freien Markt befriedigen kdnnen.’6?

Beide Mietzinsmodelle bieten Gemeinden und boten soziale Vermieter an. Sie haben hier-
bei die jeweils fir sie geltenden Richtlinien zu beachten.’®3 Die Richtlinien zur Miethéhe sind
flir Gemeinden und soziale Vermieter separat aber parallel geregelt und werden zusammen
erortert. Sie gelten einheitlich fur die secure tenancy wie auch fir die flexible secure tenancy.

Welches der beiden Mietzinsmodelle gilt, hangt davon ab, ob der Vermieter den Wohn-
raum frei finanziert hat und ob zwischen einer Gemeinde oder dem sozialen Vermieter und
der Homes and Communities Agency (HCA), der Greater London Authority (GLA) oder dem
Secretary of State eine Rahmenvereinbarung (framework delivery agreement) besteht.”®* So-
fern eine dieser Voraussetzungen erfillt ist, kann der jeweilige Vermieter eine affordable rent

fordern.

761 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 31.
762 Art. 69 a)-c) Housing Act 2008.

763 Communities and Local Government, Guidance on Rents; Homes & Communities Agency, Rent Standard
guidance.

764 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 11.
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Die social rent ist ein deutlich unter der Marktmiete liegender Mietzins. Sie dient dazu, die
laufenden Kosten zu decken.”%>

Dem Anfangsmietzins ist eine festgelegte Formel zugrunde zu legen. Anhand dieser ist der
Grundmietzins flir das Jahr 2000/2001 (formular rent) zu errechnen. Er erhoht sich fur den
Bestandsmietzins um den gestiegenen Einzelhandelspreisindex bzw. Lebenshaltungsindex zu-
ziiglich eines jahresabhingig variablen Prozentpunktes.’%® Die social rent ist eine ,Ziel-
miete”.”®” Bleibt der tatsichliche Mietzins bei einem bestehenden Mietverhéltnis hinter der
formula rent zurick, darf der Vermieter diese um weitere bis zu zwei Pfund pro Woche anhe-
ben, bis der Mietzins die formula rent erreicht.”®®

Dariber hinaus kann er den Mietzins um weitere 5-10 % Flexibilitdtszuschlag erhéhen.
Dieser soll eine Anpassung an lokale Faktoren ermdglichen.”%

Eine Mietkappungsgrenze (rent cap) beschrankt die formula rent. Diese passte sich in den
Jahren 2014/2015 um den Einzelhandelspreisindex zuzlglich eines Prozentpunktes und ab
den Jahren 2015/16 um den Lebenshaltungsindex zuziglich 1,5 Prozentpunkten an.”’ Eine
sich ergebende Divergenz zwischen formula rent und rent cap kann der Vermieter bei Neuver-
mietung schlieRen.”’?

Die affordable rent soll Anreize fiir Investitionen in neuen sozialen Wohnraum schaffen.””?
Daher missen Vermieter im Vergleich zur social rent generierte Mehreinnahmen fiir die Er-
richtung neuen Wohnraums einsetzen.”’3 Hieraus resultiert die Erwartung, dass fiir Altver-
trage die social rent der Regelfall bleibt, wohingegen Vermieter von neu geschaffenem Wohn-
raum regelmaRig eine affordable rent verlangen werden.”’#

Auch wenn die Voraussetzungen erfillt sind, miissen Vermieter nicht jede Wohnung zu

einer affordable rent vermieten. Der Vermieter entscheidet, welche Wohnung er flr eine

765 Homes & Communities Agency, Rent Standard guidance, S. 5.
766 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 4, 9.
767 Homes & Communities Agency, Rent Standard guidance, S. 5.
768 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 4, 9.

769 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 8; Homes & Communities Agency, Rent Standard
guidance, S. 6.

770 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 8-9.
771 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 9.

772 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 11; Communities and Local Government, Afford-
able Homes Programme, S. 3.

773 Communities and Local Government, Affordable Homes Programme, S. 7.

774 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 5, 7.
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social rent und welche fiir eine affordable rent vermietet, um ein nicht ndher konkretisiertes
angemessenes Verhaltnis herzustellen.””>

Die affordable rent betragt maximal 80 % der Brutto-Marktmiete und soll nicht niedriger
sein als die formula rent.”’® Sollte dies ausnahmsweise der Fall sein, gilt die formula rent.””’
Die Brutto-Marktmiete bei Neuvermietung orientiert sich an den Royal Institution of Char-
tered Surveyors Valuation — Professional Standards.””® Dieser Abschnitt untersucht diesen
nicht, da es um die Mechanismen der Mieterh6hung und nicht um die Mieth6henbestimmung
geht. MaBgeblich in diesem Zusammenhang ist ausschlief3lich, dass die affordable rent maxi-
mal 80 % der Brutto-Marktmiete betragt. Unerheblich hingegen ist, wie hoch diese konkret ist.
Ob die Miethohe maximal 80 % der Brutto-Marktmiete betragt, ist bei jeder Neuvermietung
zu priifen. Abweichendes gilt nur, wenn eine Periode endet und das Mietverhaltnis als sta-
tutory tenancy fortbesteht.”’”® Ab einem jahrlichen Einkommen von 60.000,- Pfund darf der
Vermieter, auch im Anwendungsbereich des affordable homes programmes, die volle Markt-
miete fordern.”®0

Die affordable rent darf der Vermieter jahrlich um nicht mehr als die Steigerung des Le-
benshaltungsindex/Verbraucherpreisindex zuziiglich eines Prozentpunktes anheben.’8! Im
Unterschied zur social rent bildet die affordable rent keine Zielvorgabe, sondern eine Mie-
tobergrenze. Eine Differenz kann der Vermieter nicht durch starkere Erhéhungen des Be-
standsmietzinses, sondern erst bei Neuvermietung nachholen.”®?

Bei der Mitteilung Gber die Mieterhéhung ist zwischen mit Gemeinden und sozialen Ver-
mietern geschlossenen Vertragen zu differenzieren. In ersterer Konstellation richtet sich die
Mieterhohung nach den Regelungen des Rent Act 1985 (notice of variation), in letzterer Kons-

tellation nach dem Rent Act 1977 (increase of rent without notice to quit).”® Diese Konstella-

tion besteht seit dem 15.01.1989 nur noch bei Altvertrdgen oder in Ausnahmefillen, d.h.

775 Communities and Local Government, Affordable Homes Programme, S. 3, 20.
776 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 12.
777 Homes & Communities Agency, Rent Standard guidance, S. 13.

778 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 12; Homes & Communities Agency, Rent Stand-
ard guidance, S. 13.

779 Communities and Local Government, Guidance on Rents Housing, S. 13.

780 Guidance on Rents for Social Housing, S. 5; Homes & Communities Agency, Rent Standard guidance, S. 15.
781 Communities and Local Government, Guidance on Rents, S. 12.

782 Homes & Communities Agency, Rent Standard guidance, S. 4.

783 Art. 93 Rent Act 1977, Art. 103 Housing Act 1985.
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wenn ein sozialer Vermieter bei Mietvertragsabschluss von der standardmaRBig vorgesehenen
(fully) assured tenancy ausdriicklich abweicht.

Die Gemeinde als Vermieterin hat dem Mieter bei periodischem Mietvertrag die Verdande-
rung der Miethohe samt Filligkeitsdatum mitzuteilen.”®* Dieses muss je nachdem, welche
Frist langer ist, entweder vier Wochen oder eine Mietperiode in der Zukunft liegen. Unerheb-
lich ist, ob die Vertragsparteien das Mietverhaltnis als periodisches begriinden oder sich die-
ses erst durch Ablauf der festen Initiallaufzeit bzw. durch Kiindigung und Gerichtsanordnung
zu einem solchen umwandelt.”®> Kiindigt der Mieter vorher, tritt die Mieterhéhung nicht in
Kraft.”86

Soziale Vermieter missen dem Mieter die Erhohung des Mietzinses mitteilen. Hierbei
miissen sie angeben, wann und in welchem Umfang sie den Mietzins erhéhen. Sie miissen die
Mieterhdhung mindestens vier Wochen vor beabsichtigtem Wirksamwerden mitteilen.’8’

Kiindigt der Mieter vorher, tritt die Mieterhdhung nicht in Kraft.”88
C.I.6.3  Mieterh6hung wegen Renovierung/Modernisierung

Es existiert keine Regelung, wonach der Vermieter Kosten fir Renovierungsarbeiten auf
den Mieter umlegen kann. Allerdings besteht auch keine Pflicht des Vermieters, Verbesserun-
gen an dem vermieteten Wohnraum vorzunehmen.”® Der Vollstindigkeit halber sei darauf
hingewiesen, dass das green deal programme in England in der Zeit von 2011 bis 2013 Darle-
hen fiir energetische Sanierungen vorsah.”®® Das Darlehen konnten Vermieter oder Mieter mit
Zustimmung des jeweils anderen Vertragspartners beantragen.’®! Die Kosten fir dieses Dar-
lehen zahlte derjenige, der vertraglich die Zahlung des Stroms tibernahm, mithin regelmaRig

der Mieter.”®? Die Zahlung war direkt an den Darlehensgeber zu leisten. Funktional kénnte

784 Art. 93 Absatz 1 Rent Act 1977.

785 Art. 102 Absatz 4, 86 Absatz 1, 82 Absatz 3 Rent Act 1985.

786 Art. 103 Absatz 6 Rent Act 1985.

787 Art. 93 Absatz 1 a.E. Rent Act 1977.

788 Art. 93 Absatz 2 Rent Act 1977.

789 Property Hawk, Responsibility (Unterscheidung zwischen ‘repair und ‘improvement’).
790 Art. 16 Energy Act 2011.

791 Department of Energy & Climate Change, Green Deal.

792 Department of Energy & Climate Change, The Green Deal, S. 15.
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man hierin gleichwohl eine Mieterhéhung sehen, allerdings begrenzten die eingesparten Kos-
ten die Hohe der zu zahlenden Darlehensrate.” Das fiir den Wohnraum zu entrichtende Ent-
gelt erhdhte sich nicht. Das Darlehen war an das Eigentum am geférderten Objekt gekniipft.
Sofern der Mieter auszog, ging die Zahlungspflicht auf den Vermieter bzw. neuen Mieter
uber.”®* Verkaufte ein Vermieter sein Objekt, wechselte die Zahlungspflicht auf den neuen Ei-
gentlimer bzw. Mieter. Hieriiber musste der Verkaufer den Kaufer bzw. neuen Mieter infor-

mieren.’?>

C.ll.6.4  Erhohung der Nebenkosten (service charges) Erhaltungs- und

Reparaturarbeiten

Kosten fiur Erhaltungs- und Reparaturarbeiten werden in England als Teil der Nebenkosten
betrachtet und deshalb an dieser Stelle mitbehandelt.

Das englische Mietrecht kennt keine gesetzlichen Regelungen zu verbrauchsabhdngigen
Nebenkosten. Diese Kosten (z.B. Strom, Wasser, Gas, Heizung, Telefon) rechnet der Mieter
grundsatzlich direkt mit dem Lieferanten ab, sie sind nicht Bestandteil des (Warm-)Mietzin-
ses.”® Abweichendes gilt fir Gemeinschaftseinrichtungen (z.B. Fahrstuhl, Flurlicht).”®” Ver-
traglich kénnen die Beteiligten etwas anderes regeln.”®®
Die Nebenkosten umfassen die Kosten fiir Erhaltungs- und Reparaturarbeiten.”®® Der Ver-
mieter kann Kosten hierfiir vom Mieter nur bei vertraglicher Vereinbarung erstattet verlan-
gen. 8% Den Parteien steht es frei, diese Erhaltungs- und Reparaturkosten betreffenden ver-
brauchsunabhingigen Nebenkosten, vertraglich auf den Mieter umzulegen.®! Zwingend
vom Vermieter zu tragende Kosten kann dieser nicht auf den Mieter verlagern.0?

Da kaum gesetzliche Regelungen zu den Nebenkosten existieren, sondern diese auf ver-

traglicher Basis beruhen, ist eine Darstellung entbehrlich. Mietvertrage sehen regelmafig

793 Government Digital Service, Green Deal: energy saving.

794 Department of Energy & Climate Change, The Green Deal, S. 18; Department of Energy & Climate Change,
Green Deal.

795 Department of Energy & Climate Change, Green Deal.

796 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 14, 16.
797 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 14.
798 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 14.
799 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 16.
800 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 16.
801 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 16.

802 Art. 11, 12 Landlord and Tenant Act 1985; Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 18.
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keine Regelungen Uber Nebenkosten vor. Der Mietzins untergliedert sich nicht in Kalt- und

Warmmiete.803

C.lIL.7 Interventionsmoglichkeiten

Der Mieter kann den neuen Mietzins konkludent durch Zahlung des erhéhten Mietzinses
akzeptieren. Mochte er sich gegen die durch den Vermieter oder einen rent officer festgesetz-

ten Mietzins wehren, sind Vorgehen und Erfolgsaussichten abhangig von der Mietvertragsart.
C.II.7.1  (Fully) assured und assured shorthold tenancy

Die Interventionsmoglichkeiten des Mieters bei (fully) assured und assured shorthold te-
nancies dahneln sich. Nur bei einer assured shorthold tenancy kann der Mieter gegen den An-
fangsmietzins vorgehen.

SchlieBen die Parteien eine assured shorthold tenancy, kann der Mieter den Anfangsmiet-
zins durch das First-tier Tribunal priifen lassen.8%4 Die Anrufung muss fur vor dem 28.02.1997
begonnene Mietverhaltnisse innerhalb der Initiallaufzeit und fiir ab dem 28.02.1997 geschlos-
sene Mietverhiltnisse innerhalb von sechs Monaten Vertragslaufzeit erfolgen.>

Das First-tier Tribunal legt einen Anfangsmietzins nur fest, wenn ausreichend vergleichba-
rer Wohnraum vorhanden ist. Zudem muss der streitgegenstandliche Mietzins signifikant Gber
dem Mietzins der Vergleichswohnungen und dem liegen, was der Vermieter verniinftiger-
weise verlangen darf.8% |st der Mietzins tatsachlich Giberhdht, bestimmt das First-tier Tribunal
eine Marktmiete.

Der festgesetzte Anfangsmietzins gilt ab dem vom First-tier Tribunal bestimmten Datum.
Er ist der maximal zuldssige Mietzins und der Vermieter darf ihn erst nach Ablauf eines Jahres
erneut anheben. 8’

Soll die Bestandsmiete angehoben werden, kann der Mieter hiergegen vor dem First-tier
Tribunal vorgehen.8% Dies muss er vor dem angekiindigten Filligkeitszeitpunkt tun. Das First-

tier Tribunal legt den maximal zuldssigen Mietzins fest. Fiir den Mieter besteht das Risiko, dass

803 Schweizerisches Institut, Rechtsvergleichende Abklarung, S. 28.

804 Communities and Local Government, Assured and Assured Shorthold Tenants Guide, S. 26.
805 Communities and Local Government, Assured and Assured Shorthold Tenants Guide, S. 27.
806 Art. 22 Absatz 3 a)-b) Housing Act 1988.

807 Art. 22 Absatz 4 a)-c) Housing Act 1988.

808 Art. 14 Absatz 1 Housing Act 1988 i.V.m. Art. 2 The Transfer of Tribunal Functions Order 2013; Communities
and Local Government, Assured and Assured Shorthold Tenants Guide, S. 25, 27.
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das first-tier Tribunal den Mietzins nicht herabsetzt, sondern weiter anhebt.8% Das First-tier
Tribunal prift, welchen Mietzins ein Vermieter im Rahmen eines periodischen Mietverhiltnis-
ses mit der vorliegenden Lange, am konkreten Tag des Mietvertragsbeginns, unter Bericksich-
tigung der sonstigen vertraglichen Absprachen und erteilten Mitteilungen begriindeterweise
verlangen kann.810

Der ermittelte Mietzins gilt ab dem in der Mieterhohungsmitteilung benannten Zeitpunkt,
sofern.8!! Nach Ablauf eines Jahres kann der Vermieter den Mietzins erneut anheben.12

Das Verfahren vor dem First-tier Tribunal ist kostenlos. Gegen seine Entscheidung ist die

Berufung zulassig.?!3

C.lll.7.2  Regulated tenancies

Ist kein Mietzins registriert und kdnnen sich die Vertragsparteien auf keinen Mietzins eini-
gen, kdnnen beide Parteien den rent officer anrufen. Dieser besichtigt die Wohnung und legt
einen, an vergleichbarem Wohnraum orientierten, fairen Mietzins fest.

Ist eine Vertragspartei mit dem durch den rent officer ermittelten Mietzins nicht einver-
standen, kann sie das First-tier Tribunal anrufen.®1* Die obigen Ausfiihrungen gelten entspre-
chend fiir die regulated tenancy.

Kann der Vermieter ein certificate of fair rent vorweisen, kann der Mieter das First-tier
Tribunal ausnahmsweise nicht anrufen. Gleiches gilt, wenn die Parteien einen gemeinsamen
Antrag auf Registrierung einer fair rent gestellt haben und der rent officer dem gemeinsamen

Antrag entspricht.8%° Fir das Rechtsmittel gelten obige Ausfihrungen entsprechend.8®
C.lll.7.3  Secure tenancies

Gegen den Mietzins kann sich der Mieter im Rahmen einer secure tenancy nicht wehren,

er kann jedoch Wohngeld beantragen.?!’

809 Oriji/Sparks, Report England, S. 163; Art. 14 Housing Act 1988.

810 Art. 14 Absatz 1 a)-d) Housing Act 1988.

811 Communities and Local Government, Assured and Assured Shorthold Tenants Guide, S. 26.

812 Oriji/Sparks, Report England, S. 164.

813 Art. 52 f. The Tribunal Procedere (First-Tier Tribunal) (Property Chamber) Rules 2013.

814 Ehemals Rent Assessment Committee, vgl. Art. 2 Absatz 1, 2 The Transfer of Tribunal Functions Order 2013.
815 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 23-24.

816 Communities and Local Government, Regulated Tenancies, S. 24.

817 Citizens Advice, Social Housing Landlord.
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C.lL8 Bewertung und Zusammenfassung

Das englische Rechtsystem ist dem common law zuzuordnen. Wie typisch fir Rechtsord-
nungen des common law existiert keine Kodifikation. Deswegen kommt der Rechtsprechung
in England im Sinne von Prajudizienrecht eine besondere Bedeutung zu. Entscheidungen ho-
herinstanzlicher Gerichte binden Entscheidungen von Gerichten niederer Ordnung grundsatz-
lich. Um starre Strukturen zu vermeiden, entwickelte sich ein weiteres Rechtssystem, die
equity. Diese ermdglicht den Gerichten in Hartefallen von Prajudizien abzuweichen.

Das Mietrecht ist in England fragmentarisch geregelt. Zwar gibt es im Vergleich zu anderen
Rechtsgebieten relativ viele Normen, allerdings beschreiben diese nur grob ein einzuhalten-
des Verfahren und deren Grenzen. Dies gilt insbesondere fiir den Bereich der Mieterh6hungen
auf dem privaten Mietsektor.

Die vielfdltigen Differenzierungen, einerseits auf dem 6ffentlichen und sozialen Mietsektor,
andererseits auf dem privaten Mietsektor, verbunden mit in einer Vielzahl von rent und hou-
sing acts verstreuten Mieterhéhungsmechanismen machen das englische Mietrecht uniiber-
sichtlich.

Das Besitzrecht des Mieters ist in den verschiedenen Mietvertragsarten unterschiedlich
ausgepragt. Diese Arbeit behandelt fir Wohnraum gebrauchliche tenancies. Diese kennzeich-
net das Recht zum ausschlieBlichen Besitz (exclusive occupation). Dieses Recht steht dem Mie-
ter aufgrund des Mietvertrags zu, ist also schuldrechtlicher Natur und erméglicht ihm, jeder-
mann von der Nutzung des Wohnraums auszuschlieBen. Darlber hinaus steht dem Mieter
eine Art dingliches Herrschaftsrecht zu, welches aus der lehensrechtlichen Eigentumsstruktur
in England resultiert. Das bedeutet, Eigentiimerin allen Grund und Bodens ist die Krone. Diese
liberldsst Lehnsnehmern die Grundstiicke in Form von Herrschaftsrechten. Das Uberlassen auf
unbestimmte Zeit ist ein freehold estate, das Uberlassen auf Zeit ein leasehold estate. Diese
estates entsprechen dem Volleigentum im kontinentaleuropdischen Sinne. Sie wirken gegen-
Uber jedermann, der in einer sachenrechtlichen Beziehung zur Mietsache steht. Dies umfasst
Kaufer, aber auch Hypothekennehmer und Inhaber eines NieBbrauches.

Wegen der durch den 1. Weltkrieg verursachten Wohnungsknappheit regulierte der Ge-
setzgeber Mieterh6hungen und vermieterseitige Kiindigungen erstmals. Zwischen den Welt-
kriegen lockerte sich die starre Regulierung der Mieterhohungen voriibergehend, bis der Ge-
setzgeber sie zu Beginn des 2. Weltkriegs erneut eingefiihrte. Da hierdurch private Investitio-

nen in den Wohnungsmarkt sanken, forcierte er den 6ffentlich geférderten Wohnungsbau.
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Erst 1957 entfielen die meisten kriegsbedingten Regulierungen. Das fihrte zu massenhaften
Mieterhohungen. Die im Jahre 1965 eingefiihrte regulated tenancy sollte langfristige Mietver-
haltnisse fordern. Sie bot den Mietern hohen Kiindigungsschutz und mit der fair rent Mietzinse
unter Marktmietenniveau. Diese stark mieterschiitzenden Regelungen galten, bis die neuein-
gefiihrte assured tenancy sie Ende der achtziger Jahre aufhob. Die assured tenancy ermdog-
lichte es den Vermietern eine Marktmiete zu fordern. Die bestehende Rechtslage deregulierte
der Gesetzgeber Ende der neunziger Jahre weiter, indem er die, Mietern noch weniger Rechte
einrdumende, assured shorthold tenancy zur Standardmietvertragsart ernannte.

Mit den haufig wechselnden Mietrechtssystemen dnderte sich auch die Struktur der Miet-
sektoren. Der private und der soziale Mietsektor waren nicht immer etwa gleichgroB. In den
Achtzigerjahren kauften private Anbieter aufgrund eines umfangreichen Privatisierungspro-
grammes einen Grolteil der staatlichen Wohnungen. 2011 existierten in England knapp 23
Millionen Wohnungen.8!® Hiervon bewohnten Eigentiimer ca. 64 %. Private Anbieter vermie-
teten 18 %, soziale Vermieter 10 % und Gemeinden 8 % der Wohnungen.8%°

Die Halfte der vermieteten Wohnungen boten Anbieter auf dem privaten Mietsektor an
(18 % des gesamten Wohnungsbestandes). Auf diesem Mietsektor sind Gberwiegend assured
shorthold tenancies vorzufinden. Im sozialen Mietsektor schlieRen soziale Vermieter (fully) as-
sured tenancies und Gemeinden (flexible oder lifetime) secure tenancies.

Gesetzliche Anderungen entfalten grundsatzlich keine Riickwirkung. Fiir ein zu einem be-
stimmten Zeitpunkt geschlossenes Mietverhaltnis bleiben die zu diesem Zeitpunkt geltenden
Regelungen wahrend der gesamten Vertragslaufzeit fort. Deswegen kommt dem Zeitpunkt
des Mietvertragsabschlusses besondere Bedeutung zu. AuBerdem ist fiir das anwendbare
Recht zwischen dem privaten und dem 6ffentlichen/sozialen Mietsektor zu differenzieren.

Fiir den privaten Mietsektor gilt: Vor dem 15.01.1989 geschlossene Mietvertrage sind re-
gulated tenancies, seit dem 15.01.1989 geschlossene Vertrage sind i.d.R. (fully) assured tenan-
cies und ab dem 28.02.1997 geschlossene Mietvertrage sind grundsatzlich assured shorthold
tenancies.

Auf dem o6ffentlichen/sozialen Mietsektor sind zwei Anbietergruppen zu differenzieren.

Von einer Gemeinde bis zum 31.03.2001 geschlossene Vertrdge sind secure tenancies. Seit

818 Department for Communities and Local Government, Dwelling Stock, S. 4.

819 Department for Communities and Local Government, Dwelling Stock, S. 4, 5.
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diesem Stichtag konnen Gemeinden zunéchst flexible tenancies schliefen. Wohnungsbauge-
sellschaften schlossen vor dem 15.01.1989 secure tenancies und schlieRen seither (fully) as-
sured tenancies.

Die Einordnung eines Mietverhaltnisses in eines dieser Mietrechtssysteme ist entschei-
dend fir die jeweils geltenden Mieterh6hungsmechanismen und den Kiindigungsschutz.

Auf dem privaten Mietsektor sank das Mieterschutzniveau ausgehend von der regulated
tenancy, Uber die (fully) assured tenancy, bis zur assured shorthold tenancy kontinuierlich:

Bei der regulated tenancy legte ein rent officer eine fair rent fest. Diese lag regelmaRig
unter der Marktmiete. Mieterhéhungen orientierten sich an der fair rent. AuBerdem besteht
ein hoher Schutz vor vermieterseitigen Kiindigungen. Dieser muss einen der enumerativ auf-
gezahlten Kiindigungsgriinde gerichtlich geltend machen.

Bei Abschluss einer (fully) assured tenancy kann der Vermieter eine frei ausgehandelte
Marktmiete fordern. Mieterhohungen orientieren sich wahrend der Initiallaufzeit an den ver-
traglichen Regelungen und nach deren Ablauf am gesetzlichen Verfahren. Findet das gesetzli-
che Verfahren Anwendung, kann der Vermieter den Mietzins einseitig anheben. Dieser hat
Mieterhéhungen mindestens die Laufzeit eines Intervalls vorher anzukiindigen. Der Vermieter
kann kiindigen, wenn er einen der enumerativen Kiindigungsgriinde gerichtlich geltend macht.

Flir den Mietzins von assured shorthold tenancies gelten grundsatzlich dieselben Regelun-
gen wie flr die (fully) Assured tenancy. Abweichend hierzu kann der Vermieter das Mietver-
haltnis nach Ablauf der Initiallaufzeit jederzeit willklrlich kiindigen. Will er den Mietzins an-
heben, kann er daher eine Anderungskiindigung durchfiihren.

Der Vermieter kann Kosten fir durchgefiihrte energetische Sanierungen nicht auf den
Mieter umlegen. Allerdings ist der Vermieter auch nicht zu deren Durchfihrung verpflich-
tet.820 Das green deal programme férderte energetische SanierungsmaRnahmen. Diese waren
jedoch an das Einverstandnis beider Vertragsparteien geknlpft. Die Kosten fiir gewdhrte Dar-
lehen hat grundsatzlich der Mieter zu tragen. Die Hohe der tatsdchlichen Energieersparnis be-
grenzte die Hohe der Darlehensrate. Eine mittelbare Mieterhéhung ergab sich also nicht.

Auf dem sozialen Mietsektor ist eine dhnliche Deregulierungsbewegung zu beobachten.

Gleichwohl befindet sich der Mieterschutz hier auf einem hoheren Niveau.

820 Property Hawk, Responsibility.
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Im Rahmen einer secure tenancy forderten Gemeinden zunachst eine social rent und sozi-
ale Vermieter eine fair rent.8?! Die social rent lag deutlich unter der Marktmiete. Sie deckte
lediglich die laufenden Kosten. Wahrend eines Vertragsverhaltnisses steigt sie jahrlich orien-
tiert am Einzelhandelspreisindex zuziiglich eines Prozentpunkts. Da sie eine Zielmiete definiert,
sind Mieterh6hungen bis zum festgelegten Wert zuldssig. Die streng schematisch berechnete
social rent darf der Vermieter um einen Flexibilitdtszuschlag von 5-10 % ergédnzen. Neben der
social rent entwickelt sich eine sogenannte rent gap. Diese Mietobergrenze steigt schneller
als die social rent. Die sich Differenz zwischen social rent und rent gap kann der Vermieter erst
bei einer Neuvermietung schlieRRen.

Zunachst anderte der Gesetzgeber fiir soziale Vermieter die Standardmietvertragsart in
die (fully) assured tenancy. Sie forderten im Rahmen dieser tenancy Mietzinse orientiert an
den von der Regierung herausgegebenen Richtlinien.®?2 Das Affordable Homes Programme
2011 fihrte die affordable rent ein. Die affordable rent betragt bis zu 80 % der Marktmiete.
Diese Umstellung von social auf die affordable rent war ein Wendepunkt auf dem sozialen
Mietsektor. Insbesondere in Ballungsgebieten kann auch 80 % der Marktmiete eine hohe
Mietzinsbelastung bedeuten. Die Entwicklung des Bestandsmietzinses ist an den Verbraucher-
preisindex zuziglich eines Prozentpunktes gekoppelt. Allerdings begrenzt die affordable rent
den Mietzins und ist keine Zielmiete. Ubersteigt das Einkommen des Mieters ein bestimmtes
Niveau, darf der Vermieter eine Marktmiete verlangen.

Die secure tenancy gewahrt den Mietern grundsatzlich ein lebenslanges Wohnrecht. Im
Hinblick auf die (fully) assured tenancy gilt eben Gesagtes. Bei Abschluss einer fir den 6ffent-
lichen/sozialen Mietsektor 2012 neu eingefiihrten flexible secure tenancy besteht die Maog-
lichkeit, eine Probe-Initiallaufzeit zu vereinbaren. Diese dauert mindestens zwei und maximal
flinf Jahre. Zum Ablauf der Probezeit hat der Vermieter drei Optionen: Er kann das Mietver-
héaltnis beenden, eine neue flexible secure tenancy oder eine secure tenancy anbieten.

Der Vermieter erhebt grundsatzlich keine verbrauchsabhéngigen Betriebskosten. Diese
rechnet der Mieter direkt mit dem Versorger ab. Nur der Mietzins im 6ffentlichen/sozialen

Mietsektor enthalt diese Kosten. Unter die sogenannten service charges sind auch die Kosten

821 Citizens Advice, Social Housing Landlord.

822 Citizens Advice, Social Housing Landlord.
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fiir Erhaltung und Reparatur zu subsumieren. Diese tragt grundsatzlich der Vermieter. Abwei-
chende vertragliche Regelungen sind zulassig.

Die Rechtsschutzmoglichkeiten des Mieters gegen Mieterh6hungen variieren abhangig
vom Mietrechtssystem. Fiir Mietverhaltnisse auf dem privaten Mietsektor ist grundsatzlich
das First-tier Tribunal zustandig. Abweichendes gilt nur fir regulated tenancies, bei denen der
rent officer einen fairen Mietzins feststellt.

Der fehlende Kiindigungsschutz konterkariert bei assured shorthold tenancies die formal
bestehende Moglichkeit des Mieters, sich gegen Mietzinse zu wehren. Setzt das First-tier Tri-
bunal den Mietzins auf einen niedrigeren Mietzins fest, als der Vermieter forderte, kann der
Vermieter den Mietvertrag mit Ablauf der Initiallaufzeit kiindigen. Dies fiihrt in der Praxis dazu,
dass Mieter sich faktisch nicht gegen Mieterhéhungen wehren kénnen. Dies gilt sowohl hin-
sichtlich des Anfangs- als auch des Bestandsmietzinses. Darliber hinaus besteht fiir den Mieter
die Gefahr, dass das First-tier Tribunal den Mietzins nicht senkt, sondern anhebt.

Der Mieter einer (fully) assured tenancy muss sich beim Vorgehen gegen Mieterh6hungen
nicht vor einer Kiindigung sorgen. (Fully) assured tenancies sind im privaten Wohnsektor je-
doch duBerst selten. Auch die Anzahl der bereits seit dem 15.01.1989 nicht mehr geschlosse-
nen regulated tenancies dirfte duBerst gering sein. Hieraus folgt, dass sich Mieter auf dem
privaten Mietsektor kaum gegen Mieterhohungen wehren kdnnen. Andererseits kann der
Vermieter den Mietzins nahezu beliebig festlegen. Selbst wenn sich ein Mieter erfolgreich ge-
gen die Mieterhéhung wehren wiirde, wiirde das Gericht den Mietzins lediglich auf ein ange-
messenes MalR reduzieren. Eine Strafe droht dem Vermieter nicht.

Gegen den Mietzins einer secure tenancy auf dem offentlichen/sozialen Mietsektor kann
der Mieter nicht vorgehen. Er kann jedoch Wohngeld beantragen. Handelt es sich um eine

(fully) assured tenancy gilt soeben zum privaten Mietsektor Gesagtes.
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C.lv Schottland
C.Iv.1 Rechtskreis

Das schottische Rechtsystem ldsst sich keinem Rechtskreis eindeutig zuordnen. Vielmehr
pragen das common law und das kontinentaleuropaische Recht das schottische Rechtssystem.
Beispielsweise existierte in Schottland zunachst ebenso wie in England ein feudales Lehens-
system. Dieses feudale System schaffte der Abolition of Feudal Tenure etc. (Scotland) Act 2000
ab. Seitdem kdénnen auch Privatpersonen Volleigentum im kontinentaleuropdischen Sinn an
Grundstuicken erwerben.

Die wechselseitigen Einflisse sind historisch bedingt. Im 11. Jahrhundert wurde Schott-
land zu einem eigenstidndigen Konigreich.8%3 Die wenigen verfiigbaren Rechtsquellen dieser
Zeit zeigen starke Beziige zum kanonischen Recht.824 Die im Jahr 1413 gegriindete Universitat
St. Andrews war die erste schottische Universitat. Bis zu diesem Zeitpunkt studierten schotti-
sche Studenten Rechtslehre an auslandischen Universitaten, im 14. Jahrhundert vor allem in
Frankreich.®?> Auf diese Weise beeinflusste das stark durch romanische Einflisse gepragte
franzosische Recht die Rechtsentwicklung in Schottland.

Dies anderte sich mit der Griindung GrofR3britanniens 1707. Die bis dahin getrennt existie-
renden Lander England und Schottland schlossen eine Rechtsunion.®%® Seither prigte die eng-
lische Gesetzgebung das schottische Recht.®2” Ursache hierfiir war insbesondere, dass das
schottische Parlament abgeschafft und ein gemeinsames Parlament die Gesetzgebungskom-

petenz flr ganz GroR3britannien erhielt.
C.lv.2 Besitzrecht der Mieter

Das Besitzrecht des Mieters nahm in Schottland eine spezielle Entwicklung. Im Sinne der
kontinentaleuropdaischen Tradition handelte es sich zunachst um ein lediglich gegenliber dem
Vertragspartner wirkendes schuldrechtliches Recht.8?8 Dieses Recht zum ausschlieRlichen Be-

sitz (exclusive occupation) beschreibt der englische Landerbericht.

823 Gordon, Roman Law in Scotland, S. 2.

824 Gordon, Roman Law in Scotland, S. 3, 4.

825 Gordon, Roman Law in Scotland, S. 7; Reid, UK: Scotland, S. 1, 4, 5.
826 Hanham, Treaty Union; Reid, UK: Scotland, S. 1.

827 Jordan, Report Scotland, S. 5.

828 Jordan, Report Scotland, S. 113-114.
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Den Grundstein fiir die Abkehr von dieser Betrachtung legte der Leases Act 1449.8%° Dieser
raumte landwirtschaftlichen Arbeitern ein (iber die vertragliche Berechtigung hinausgehendes
Besitzrecht ein.®0 Die zunichst auf Landarbeiter als Mieter einer lease begrenzte Regelung
weitete der Gesetzgeber mit der Zeit auf kurzeitige tenancies aus, die ebenfalls eine spezielle
Auspragung der lease sind.®3! Dem Mieter einer tenancy steht also eine Art schuldrechtlich-
dingliches Besitzrecht zu, das auch den Einzelrechtsnachfolger des Vermieters bindet.3? Die
Entwicklung des Mietbesitzrechts im Rahmen der lease ist mit der des leaseholds in England

vergleichbar.
C.Iv.3 Historische Entwicklung des Mietrechts

Um 1750 lebten in Schottland rund 1/10 der Bevélkerung in Stidten.®3 Dies dnderte sich
mit Beginn der industriellen Revolution im 19. Jahrhundert. Als immer mehr Menschen in die
Stadte zogen, um Arbeit zu finden oder um Hungersnoten zu entgehen, entstanden beengte
Wohnverhiltnisse.®3* Der Bevolkerungsanstieg zeigte sich besonders deutlich in Glasgow. Die
Einwohnerzahl stieg in der Zeit von 1801 bis 1901 von 77.000 auf 785.000.83°

Diese Entwicklung setzte sich mit Beginn des 1. Weltkriegs fort. Hierdurch verknappte sich
der Wohnraum, was zu Mieterh6hungen fiihrte. Diese Situation miindete schlielRlich im Glas-
gow Rent Strike 1915, welcher zur Einflihrung erster mieterschiitzender Regulierungen flihrte
(Increase of Rent and Mortgage Interest (War Restrictions) Act 1915).83¢ Hierbei handelt es
sich um den auch im Rahmen der geschichtlichen Entwicklung des englischen Rechts darge-
stellten act. Aufgrund der Rechtsunion hatte das englische Parlament die Gesetzgebungskom-
petenz auch fiir Schottland. Weitere Streiks der Mieter fihrten zu keinen neuen Mietzinsre-
gulierungen.®3” Erst zu Beginn des 2. Weltkriegs fiihrte der Gesetzgeber bereits im 1. Welt-

krieg geltende Mietzinsbeschrankungen wieder ein.38

829 Jordan, Report Scotland, S. 114.

830 Jordan, Report Scotland, S. 101, 114.

831 Jordan, Report Scotland, S. 101, 114, 116-117.

832 Jordan, Report Scotland, S. 101, 113-114.

833 Jordan, Report Scotland, S. 7.

834 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 7-8.

835 Jordan, Report Scotland, S. 7, 101.

836 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 9: Jordan, Report Scotland, S. 8-9.
837 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 9.

838 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 10.
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Im Jahr 1919 waren 90 % der vermieteten Wohnungen dem privaten Mietsektor zuzuord-
nen.®3? Dieser Anteil sank bis 1996 auf 5 % (98.000).84° Ursache fiir diese Entwicklung ist, dass
zwischen 1920 und 1941 Gemeinden ca. 70 % der Neubauten als 6ffentlicher Wohnraum er-
richten.8*! Im Vergleichszeitraum waren dies in England lediglich 28 %.84?

Auch nach dem 2. Weltkrieg mangelte es wegen der Kriegsschdaden und des Babybooms
an Wohnraum. Aufgrund der strengen Regulierungen bestand fiir private Vermieter wenig
Anreiz, neuen Wohnraum zu schaffen oder bestehenden Wohnraum zu erhalten. Aus diesem
Grund pragte rege Neubautétigkeit der Gemeinden auch die Zeit von 1945-1951. 80 % des in
dieser Zeit fertiggestellten Wohnraums war diesen zuzurechnen.®*® Zugleich wurden viele ver-
wahrloste Wohnungen auf dem privaten Mietsektor abgerissen.?4* Einhergehend mit dieser
regen Bautatigkeit avancierten die Gemeinden zum groRten Wohnraumanbieter.?4

An der mangelnden Attraktivitdt des privaten Mietsektors anderte auch der Mieterhéhun-
gen aufgrund von Renovierungsarbeiten in Einzelfdllen zulassende Rent Act 1957 nichts.
Mietanpassungen auf Marktniveau waren weiterhin nicht zuldssig. Mieterh6hungen waren
nur bei Abschluss neuer Mietvertrage moglich, weswegen Vermieter vermehrt Kiindigungen
aussprachen.®® Aus diesem Grund fiihrte der Rent Act 1965 die regulated tenancy mit einem
hohen Kiindigungsschutz und der fair rent ein.84’ Diese Regelungen fasste der Rent (Scotland)
Act 1984 (entspricht dem englischen Rent Act 1977) zusammen.848

Kirzungen im offentlichen Bereich pragten die 1970-1980 Jahre in GroRRbritannien. Dies
flhrte in Schottland zu einem Anstieg der Mietzinse auf dem offentlichen Mietsektor. Auf-
grund der GroRRe des 6ffentlichen Mietsektors (1975 gehorten hierzu mehr als 50 % der Haus-
halte) wirkte sich dies auf viele Biirger aus.®*° Erst die Ende der Siebzigerjahre eingefiihrte

Kaufoption brach die Dominanz des 6ffentlichen Mietsektors.2>°

839 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 7.

840 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 7.

841 Eigene Berechnung gemaR der Daten der The Scottish Government, Housing Statistics - New build summary.
842 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 9.

843 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 10-11; Jordan, Report Scotland, S. 9.
844 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 10-11; Jordan, Report Scotland, S. 9.
845 Jordan, Report Scotland, S. 9.

846 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 11-12.

847 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 12.

848 Einflhrung zum Rent (Scotland) Act 1984; Jordan, Report Scotland, S. 105.

849 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 12.

850 Jordan, Report Scotland, S. 9.
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Dem besseren Schutz der Mieter auf dem 6ffentlichen Mietsektor diente die im Jahr 1980
eingefiihrte secure tenancy.®' Seit Anfang 2001 und Einfiihrung der Scottish secure tenancy
kénnen sowohl 6ffentliche Vermieter als auch soziale Vermieter diese Mietvertragsart nut-
zen.82

Der Housing (Scotland) Act 1988 deregulierte den privaten Mietsektor vollstandig. Dies
geschah durch die eingefiihrte assured tenancy. Flir ab dem 02.01.1989 geschlossene Vertrage
durften die Vertragsparteien den Mietzins frei aushandeln.8>3 Seither war die (fully) assured
tenancy die Standardmietvertragsart. Auf bestehende regulated tenancies wirkte sich die Ge-
setzesanderung nicht aus.

Alle bisher vorgestellten Mietrechtsregelungen verabschiedete das gemeinsame britische
Parlament. Erst der Scotland Act 1998 fiihrte wieder ein eigenes schottisches Parlament ein
und ordnete diesem zugleich die Gesetzgebungskompetenz fiir im act nicht ausdriicklich dem
gemeinsamen groRbritannischen Parlament zugeordnete Rechtsmaterien zu.®>* Die Gesetzge-
bungskompetenz fiir das Mietrecht hat seither das schottische Parlament.

Der Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 fiihrte am 01.12.2017 die Mietver-
tragsart private residential tenancy ein. Alle auf dem privaten Mietsektor neu geschlossenen
Mietvertrdge haben seit dessen Inkrafttreten diese neue Vertragsform.®> Fiir Bestandver-
trage ist vorgesehen, diese zeitlich verzégert in die neue Mietvertragsart umzuwandeln.8>®
Aufgrund des Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 kann in Gebieten mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt (rent pressure zones) die Mietentwicklung fiir den Zeitraum von
fanf Jahren durch eine Hochstgrenze limitiert werden.

Anlasslich der Corona-Pandemie verldngerte der urspringlich bis zum 30.09.2020 gel-
tende Coronavirus (Scotland) Act 2020 vermieterseitige Kiindigungsfristen. Die ausgelibte Ver-
langerungsoption erweiterte die Geltung des Coronavirus (Scotland) Act 2020 um sechs Mo-

nate bis zum 31.03.2021.8%7

851 Jordan, Report Scotland, S. 93.
852 Jordan, Report Scotland, S. 10, 93.
853 Scottish Consumer Council, The Private Rented Sector in Scotland, S. 14.
854 Scotland Act 1998; Cabinet Office, Devolution settlement.
855 Art. 1 und schedule 5, Art. 1 Absatz 3 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
856 Schedule 5, Part 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016, i.V.m. Art. 31A und 46A Housing (Scot-
land) Act 1988; Art. 3B Rent (Scotland) Act 1984.
857 The Coronavirus (Scotland) Act (Amendment of Expiry Dates) Regulations 2020.
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C.\v.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht

Das schottische Recht unterscheidet zwischen privatem und 6ffentlichem Mietsektor. Eine
weitergehende Differenzierung in einen 6ffentlichen und einen sozialen Mietsektor existiert
nicht. Auf dem jeweiligen Mietsektor gelten fir die unterschiedlichen Anbieter dieselben Re-

gelungen.
C.IV.4.1  Privater Mietsektor

Auf dem privaten Mietsektor ist fiir die Einordnung eines Mietvertrags das Abschlussda-
tum, vor dem 02.01.1989, zwischen dem 02.01.1989 und dem 30.11.2017 oder seit dem
01.12.2017 maligeblich:

Im ersten Fall handelt es sich um eine regulated tenancy nach dem Rent (Scotland) Act
1984. Dann ist das fair rent-System anwendbar und es besteht ein hoher Kiindigungsschutz.
Im zweiten Fall bestand grundsatzlich eine (fully) assured tenancy gemalk dem Housing (Scot-
land) Act 1988, bei welcher die Vertragsparteien den Mietzins frei aushandeln konnten. Gab
der Vermieter einen gesonderten Hinweis, konnten die Vertragsparteien auch eine, im Ver-
gleich zur (fully) assured tenancy geringeren Kiindigungsschutz bietende, short assured te-
nancy vereinbaren.

Seit dem 01.12.2017 sind alle neuen Mietvertrage private residential tenancies. Die Miet-
vertragsparteien kdnnen die Hohe des Mietzinses grundsatzlich frei aushandeln. Dies gilt nicht

fiir Wohnungen in sogenannten rent pressure zones.
C.Iv.4.2  Offentlicher Mietsektor

Seit dem 30.09.2002 unterscheidet der 6ffentliche/soziale Mietsektor nicht mehr zwi-
schen von Gemeinden oder sozialen Vermietern geschlossenen Mietvertragen. Seit diesem
Stichtag sind alle Alt- und Neuvertrage auf dem o6ffentlichen Mietsektor Scottish secure tenan-
cies.®8 Fiir Altvertrage bleiben die mit diesem Stichtag abgeschafften Privilegien teilweise be-

stehen.

858 Art. 11 Housing (Scotland) Act 2001; Jordan, Report Scotland, S. 93.
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C.lv.5 Mietvertragsarten

In Schottland hatte/hat jeder Mietvertrag eine bestimmte Laufzeit.8>° Fiir Mietvertrige im
gewerblichen Bereich betrdagt die maximale Mietvertragslaufzeit 175 Jahre, im Wohnraum-
mietrecht betrug sie 20 Jahre.®0 Sofern eine vertragliche Regelung zur Laufzeit fehlt, gilt der
Vertrag als fur ein Jahr geschlossen.®¢! Vermieter von Wohnraum hatten einen starken Anreiz
eine Vertragslaufzeit von mindestens sechs Monaten zu vereinbaren, um eine short assured

tenancy zu begriinden.26?
C.IV.5.1  Privater Mietsektor
C.IV.5.1.1 Short assured tenancy

Die short assured tenancy in Schottland entspricht der assured shorthold tenancy in Eng-
land. Es gelten die Ausfiihrungen im englischen Landerbericht. Dieser Abschnitt stellt Abwei-
chungen dar.

Abweichend stellte die short assured tenancy in Schottland nicht die Standardmietver-
tragsart dar. Vielmehr war dies die (fully) assured tenancy. Wollte der Vermieter eine short
assured tenancy begriinden, musste er dem Mieter dies bei Vertragsabschluss mitteilen.

Um eine short assured tenancy zu begriinden, war eine Initiallaufzeit von mindestens sechs
Monaten zu vereinbaren.%3 Dies stellte eine Abweichung zum englischen Recht dar, wo mit
Einflhrung des Art. 19A Housing Act 1988 das Erfordernis einer Initiallaufzeit entfiel.

Sofern keine Vertragspartei das Mietverhaltnis kiindigte (notice to quit) oder vertraglich
Abweichendes geregelt war, verlangert sich das Mietverhaltnis nach Ablauf der Initiallaufzeit
als vertragliche short assured tenancy.®%* Der Mietvertrag setzt sich konkludent (tacit reloca-
tion) als vertragliches Mietverhéltnis (contractual tenancy) fort.8%° Im Unterschied hierzu wan-

delt sich die vertragliche assured schorthold tenancy im englischen Recht mit Ablauf der Initi-

859 Carruthers v. Irvine 1717 Mor 15195 “accepted as valid a lease to endure perpetually and continually as
long as ‘the grass growth up and the water runneth down”, zitiert nach Jordan, Report Scotland, S. 157.

860 Land Tenure Reform (Scotland) Act 1974.

861 Gray v. Edinburgh University 1962 SC 157.

862 Land Tenure Reform (Scotland) Act 1974; Jordan, Report Scotland, S. 157.
863 Jordan, Report Scotland, S. 157.

864 Art. 32 Absatz 3 Housing (Scotland) Act 1988.

865 Jordan, Report Scotland, S. 112, 121; vgl. Art. 24 Absatz 1 a) Housing (Scotland) Act 1988, ,,if the tenancy
was a contractual tenancy (whether or not renewed by operation of tacit relocation)”.
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allaufzeit in ein gesetzliches, sich auf unbestimmte Zeit periodisch verlangerndes Mietverhalt-
nis um (statutory tenancy). In Schottland gelten nach Ablauf der Initiallaufzeit daher weiterhin
die vertraglich vereinbarten Mieterhéhungsmechanismen und nicht gesetzliche Mechanis-
men. Darliber hinaus setzt sich der urspriingliche Vertrag nach jeder konkludenten Verlange-
rung mit der vertraglich vereinbarten fixen Laufzeit fort und verlangert sich nicht periodisch
auf unbestimmte Zeit.

Das vertragliche Mietverhéltnis endet erst, wenn eine der Parteien kiindigt (notice to
quit).8% Eine wirksam erklirte Kiindigung wandelt das vertragliche Mietverhiltnis in ein ge-
setzliches Mietverhiltnis. Fir dieses gelten die gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismen.867

Eine Kiindigung des vertraglichen Mietverhaltnisses flhrt nicht zur Beendigung des Miet-
verhdltnisses und begriindet keinen Anspruch auf Herausgabe der Mietsache. Hierzu muss der
Vermieter diese zusatzlich herausverlangen. Die fiir die Klindigung zu beachtende Frist be-
misst sich nach der Dauer der Initiallaufzeit. Betrdgt diese weniger als vier Monate, muss der
Vermieter die Kiindigung spatestens zum Anbruch des letzten Viertels der Laufzeit erklaren.
Unabhéangig von der Laufzeit betrigt die Frist mindestens 28 Tage.2%® Handelt es sich um ein
Mietverhaltnis mit einer ldngeren Laufzeit als vier Monate, betragt die Frist 40 Tage.®° Erst
mit Ablauf dieser Frist wandelt sich das vertragliche Mietverhaltnis in ein gesetzliches Miet-
verhaltnis. Verbindet der Vermieter die Kiindigung des Mietverhaltnisses mit der Ankindigung
des Herausgabeverlangens, betrigt die Frist mindestens zwei Monate.8”° Mit Wirksamwerden
des Herausgabeverlangens ist der Mieter verpflichtet, aus der Wohnung auszuziehen. Allein
der Umstand der Beendigung des Mietverhaltnisses reicht aus, um eine gerichtliche Auswei-

sung (order for possession) des Mieters aus der Wohnung zu erwirken.®7!

866 Jordan, Report Scotland, S. 121, 191.

867 Art. 16 Absatz 1, 17 Absatz 1, 24 Absatz 1 a) Housing (Scotland) Act 1988; Art. 112 Rent (Scotland) Act 1984,
The Assured Tenancy (Notice to Quit (Prescribed Information) (Scotland) Regulations 1988, schedule regu-
lation 2, Nr. 2.

868 Art. 38 Court (Scotland) Act 1907, Art. 112 Absatz 1 Rent Act 1884.
869 Art. 38 Sheriffs Court (Scotland) Act 1907.
870 Art. 33 Absatz 2 Housing (Scotland) Act 1988.

871 Art. 33 Absatz 1 Housing (Scotland) Act 1988.
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C.IV.5.1.2 Fully assured tenancy

Unterblieb bei Abschluss eines Wohnraummietvertrags auf dem privaten Mietsektor der
Hinweis auf den Abschluss einer short assured tenancy, schlossen die Parteien eine (fully) as-
sured tenancy. Diese Mietvertragsart hatte bei Einflihrung der private residential tenancy ei-
nen Anteil von ca. 6%. Dieser Anteil war darauf zuriickzufiihren, dass Vermieter bei Vertrags-
abschluss nicht auf den Abschluss einer short assured tenancy hinwiesen.®”?2 Diese Mietver-
tragsart war analog zu den Regelungen in England ausgestaltet. Es gilt im englischen Lander-
bericht Gesagtes.

Im Hinblick auf die Kiindigung/Herausgabe des Wohnraums ist abweichend zur short as-
sured tenancy zu beachten: Der Vermieter kann nicht allein aufgrund der Beendigung des
Mietverhaltnisses die Herausgabe der Wohnung erwirken. Vielmehr muss er zusatzlich einen

der gesetzlich normierten Griinde vortragen, um einen Herausgabeanspruch zu begriinden.8”3
C.IV.5.1.3 Protected/regulated tenancies

SchlieBlich existierten auch auf dem privaten Mietsektor in Schottland aus der Zeit vor
dem 02.01.1989 noch einige regulated tenancies. Die Ausfiihrungen im englischen Landerbe-

richt gelten entsprechend.
C.IV.5.1.4 Private residential tenancy

Offenbar empfand das schottische Parlament die bislang parallel geltende Rechtslage mit
kurzfristigen und unsicheren Mietverhiltnissen als unbefriedigend. Daher beschloss es mit
dem Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 eine Abkehr vom bestehenden System
der (short) assured tenancies.®’* Hiernach sind alle ab dem 01.12.2017 auf dem privaten Miet-
sektor begriindeten Mietverhéltnisse private residential tenancies.®”>

Voraussetzung flr den Abschluss einer private residential tenancy ist, dass ein privater
Vermieter dem Mieter die Wohnung als separate Wohnung Uberlasst (let as a separate

dwelling), dieser sie als Hauptwohnsitz nutzt (tenant’s only or principal home) und keine der

Ausnahmen des schedule 1 zum Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 einschlagig

872 Jordan, Report Scotland, S. 91.
873 Art. 16 Absatz 2 schedule 5 Housing (Scotland) Act 1988.
874 Berry/Berthier, Private Rents, S. 18; Vgl. auch Art. 1ff. Private Housing (Tenancies) (Scotland) Bill.

875 Art. 1 Private Housing (Tenancy) (Scotland) Act 2016.
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ist.87¢ Die Ausnahmen beziehen sich auf verschiedene Situationen, welche die Uberlassung
des Wohnraums nicht als eine solche auf dem privaten Mietsektor erscheinen lassen oder die
Schutzbediirftigkeit des Mieters in den Hintergrund stellen; beispielsweise die Uberlassung zu
einem Preis von unter sechs Pfund die Woche, von landwirtschaftlichen Flachen, Ferien- bzw.
Studentenwohnungen oder durch 6ffentliche Vermieter. Ebenso die Vermietung an Obdach-
lose aufgrund einer Verpflichtung oder bestehender assured tenancies. Bei miindlich geschlos-
senen Vertragen muss der Vermieter dem Mieter eine Niederschrift der getroffenen Regelun-
gen Ubermitteln.®””

Die private residential tenancy hat eine unbestimmte Laufzeit.?’® Die in den Gesetzesent-
wirfen zunachst noch vorgesehene Initiallaufzeit findet sich in der verabschiedeten und in
Kraft getretenen Fassung nicht mehr.8’° Das bedeutet eine Abkehr von den bisherigen, ein-
heitlich eine Initiallaufzeit vorsehenden Mietvertragsarten.

Die private residential tenancy unterteilt das Kiindigungsprocedere nicht mehr in zwei
Phasen. Das Mietverhaltnis endet durch Kiindigung (notice to leave) in Verbindung mit dem
Auszug des Mieters (tenant has ceased to occupy the let property).22° Wobei das spatere Da-
tum von Kiindigungsfrist oder Auszug des Mieters entscheidet.®! Einen sich an die vertragli-
che Periode des Mietvertrags anschlieRenden gesetzlichen Mietvertrag gibt es nicht mehr.

Eine Kiindigung ist wirksam, wenn der Vermieter sie schriftlich unter Angabe des Wirksam-
keitsdatums und eines Kiindigungs- und Herausgabegrundes, wie in schedule 3 zum Private
Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 definiert wird, erklart.882 Den Herausgabeanspruch
kann der Vermieter erst nach Ablauf der Kiindigungsfrist, welche bei einer Vertragslaufzeit

unter sechs Monaten 28 Tage und bei einer Vertragslaufzeit von mehr als sechs Monaten 84

876 Art. 1 Absatz 1 a)-c), Art. 11 schedule 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
877 Art. 10 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
878 Argumentum e contrario Art. 44 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

879 Art. 51, Absatz 1, 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Bill; Berry/Harvie-Clark, Private Housing Bill, S.
38.

880 Art. 50 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
881 Art. 50 Absatz 2, 62 Absatz 1 b), Absatz 4, Art. 54 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

882 Art. 62 Absatz 1 a)-d) Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
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Tage betrégt, gerichtlich geltend machen.®83 Macht der Vermieter die Herausgabe nicht inner-
halb von sechs Monaten nach Ablauf der Kiindigungsfrist gerichtlich geltend, prakludiert sein
Anspruch.884 Eine neue Kiindigung ist erforderlich.

Auch in Bezug auf das Mieterhohungsverfahren weicht das neue System wesentlich vom
bisherigen ab. Die gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismen gelten bereits mit Begriindung
des vertraglichen und nicht erst nach dessen Umwandlung in ein gesetzliches Mietverhalt-

nis.88>
C.IV.5.2  Offentlicher/Sozialer Mietsektor

Auf dem o6ffentlichen/sozialen Mietsektor sind die Scottish secure tenancy und die short
Scottish secure tenancy zu unterscheiden:

Die Voraussetzung fir den Abschluss einer Scottish secure tenancy definiert Art. 11 Ab-
satz 1 Housing (Scotland) Act. Eine Gemeinde oder ein sozialer Vermieter (registered social
landlord) missen Wohnraum zur Selbstnutzung als Hauptwohnsitz Giberlassen.

Die Scottish secure tenancy hat eine Initiallaufzeit von sechs Monaten.®® Der Vertrag ver-
langert sich nach deren Ablauf konkludent jeweils um die Linge der Initiallaufzeit.28” Sieht der
Vertrag abweichende Regelungen vor oder leitet eine Vertragspartei das Kiindigungsverfah-
ren ein, fehlt es an einer konkludenten Einigung.

Der Vermieter kann das Mietverhadltnis nur wegen eines der in schedule 2 zum Housing
(Scotland) Act enumerativ aufgezdhlten Griinde beenden. Diese betreffen Vertragsverletzun-
gen seitens des Mieters. Sofern ein Auszug aufgrund von Umstanden auf Seiten des Vermie-
ters erforderlich ist, muss dieser dem Mieter alternativen Wohnraum anbieten.88 Der Mieter
hat in bestimmten Fallen eine Kaufoption (right to buy).

Der Housing (Scotland) Act 2001 fuhrte die short Scottish secure tenancy ein.88 Liegen
Grinde vor, dem Mieter nicht unmittelbar eine mit mehr Mieterrechten ausgestattete Scot-
tish secure tenancy anzubieten, kann der Vermieter diese anbieten. Griinde sind beispiels-

weise, wenn der Mieter in der Vergangenheit wegen ungebihrlichem Verhalten aufgefallen

883 Art. 54 Absatz 2, 3 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
884 Art. 55 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
885 Art. 18, 22 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
886 Art. 34 Absatz 5, 6 Housing (Scotland) Act 2001.

887 The Scottish Government, Model SSST Agreement.

888 Jordan, Report Scotland, S. 93.

889 Art. 34 ff Housing (Scotland) Act 2001.
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ist oder wenn dieser eine Wohnung nur fir einen kurzen Zeitraum mietet (z.B. ein halbes
Jahr).8° Eine short Scottish secure tenancy entsteht, wenn alle Voraussetzungen fiir den Ab-
schluss vorliegen, die Initiallaufzeit sechs Monate betragt und der Vermieter den Mieter vor
Vertragsabschluss darauf hinweist.?%! Eine Kaufoption besteht bei einer short Scottish secure
tenancy nicht.®? Verlangt der Vermieter die Wohnung nicht innerhalb von zwélf Monaten

heraus, wandelt sich die short Scottish secure tenancy in eine Scottish secure tenancy um.8%3

C.Iv.6 Mieterh6hungsmechanismen

Indexorientierte oder andere Mechanismen automatischer Mieterhéhungen sind im
Wohnraummietrecht selten.®% Ausgenommen sind Mietvertrage mit bestimmter Laufzeit.8%°
Eine mogliche Gestaltung ist die Bestimmung eines unabhangigen Gutachters, der den Miet-
zins an einem vertraglich festgelegten Termin Gberprift.8%6 Auf vertragliche Gestaltungsmog-
lichkeiten geht die Arbeit nicht ein, da fir sie keine zu vergleichenden gesetzlichen Rahmen-
bedingungen existieren. Die gesetzlichen Formalien des Erhohungsverfahrens unterscheiden

sich abhdngig von der jeweiligen Mietvertragsart.
C.IV.6.1  Privater Mietsektor
C.IV.6.1.1 Assured tenancy und short assured tenancy

Die Hohe des Anfangsmietzinses bei Neuvermietung war nicht reguliert. Die Parteien
konnten den Mietzins frei aushandeln. Vermieter forcierten Vertrage mit kurzer Initiallaufzeit,
um zu Beginn einer neuen Vertragslaufzeit den Mietzins anheben zu kénnen.’

Hinsichtlich des Bestandsmietzinses sind zwei Zustdnde des Mietvertrags zu differenzieren.
Eine assured tenancy besteht zunachst als vertragliches Mietverhiltnis (contractual tenancy),
dieses beendet erst eine wirksame Kiindigung. Mit deren Wirksamwerden wandelt sich das

Mietverhaltnis in ein gesetzliches Mietverhaltnis (statutory tenancy). Erst dann gelten gesetz-

liche Mieterh6hungsmechanismen, vorher vertragliche Absprachen.

890 Jordan, Report Scotland, S. 94.

891 Art. 34 Absatz 1, 2, 4 Housing (Scotland) Act 2001.
892 Jordan, Report Scotland, S. 94.

893 Art. 37 Absatz 1 a)-b) Housing (Scotland) Act 2001.
894 Jordan, Report Scotland, S. 161.

895 Jordan, Report Scotland, S. 161.

896 Jordan, Report Scotland, S. 161.

897 Jordan, Report Scotland, S. 112, 179.
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Waéhrend der contractual tenancy sind Mieterhéhungen gemaR der vertraglichen Verein-
barung méglich. Dies gilt auch fiir einseitige Mieterhéhungen.8%8

Ist das Mietverhaltnis in ein gesetzliches libergegangen, kann der Vermieter den Mietzins
einseitig anheben.®% Er kann dies bereits wihrend der contractual tenancy anzeigen.’® Die
Mindestfrist zwischen Ankiindigung und Inkrafttreten der Mieterh6hung betragt bei einer
Vertragslaufzeit von Gber sechs Monaten ebenfalls sechs Monate, bei einer Vertragslaufzeit
von unter sechs Monaten die Linge der Vertragslaufzeit, mindestens jedoch einen Monat.®%!
Der Falligkeitszeitpunkt ist unabhdngig vom Beginn einer Vertragslaufzeit, dieser kann also in
eine Laufzeit fallen.®®? Zwischen zwei Mieterh6hungen muss mindestens ein Jahr vergehen %3

Art. 24 Absatz 5 Housing (Scotland) Act 1988 stellt klar, dass gesetzliche Regelungen ver-

tragliche, die Miethohe fiir bestimmte Zeitraume ausdricklich mit Betrag oder nach prozen-

tualen Satzen festlegende Abreden nicht hindern.
C.IV.6.1.2 Regulated tenancy

Flr regulated tenancies gilt die fair rent. Das Mieterh6hungsverfahren richtet sich in
Schottland nach dem Rent (Scotland) Act 1984. Das Verfahren stellt bereits der englische Lan-

derbericht dar.
C.IV.6.1.3 Private residential tenancy

Die Hohe des Anfangsmietzinses ist nicht reguliert. Die Parteien handeln diesen frei aus.

Hinsichtlich des Bestandsmietzinses sind einseitige und zweiseitige Mieterhéhungen zu
unterscheiden:

Eine einseitige Mieterh6hung ist alle zwolf Monate zuldssig.®®* Der Vermieter hebt den
Mietzins durch Mitteilung (rent-increase notice) an den Mieter an. Hierin muss er den kiinfti-

gen Mietzins und das Félligkeitsdatum angeben.® Die Ankiindigungsfrist betragt mindestens

898 Government Digital Service, Renting out your property: Scotland.
899 Art 24 Housing (Scotland) Act 1988.

900 Art. 24 Absatz 1 a) Housing (Scotland) Act 1988, Government Digital Service, Renting out your property:
Scotland.

901 Art. 24 Absatz 1, 2 Housing (Scotland) Act 1988.

902 Art. 24 Absatz 1 b) Housing (Scotland) Act 1988.

903 Art. 24 Absatz 4 Housing (Scotland) Act 1988.

904 Art. 1 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

905 Art. 22 Absatz 1, 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
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drei Monate.?%® Die Mieterhéhung ist verhandelbar und der Héhe nach grundsétzlich nicht
begrenzt (Marktmiete). Macht der Mieter von seinem Recht Gebrauch, den Mietzins durch
einen rent officer/das First-tier Tribunal Gberprifen zu lassen, kann dieser/dieses einen héhe-
ren oder niedrigeren Mietzins festlegen. Liegt die Wohnung in einer rent pressure zone, sind
Mieterh6hungen ausnahmsweise beschrankt.

Vor dem Hintergrund der stark divergierenden Mietenentwicklung in unterschiedlichen
Landesteilen fiihrte der Gesetzgeber die Mdglichkeit ein Gebiete mit angespanntem Woh-
nungsmarkt auszuweisen.?®” Der Mietzins fiir eine Zweiraumwohnung in Aberdeen and Aber-
deenshire stieg im Zeitraum 2010-2014 um 40%, wohingegen er in Argyll and Bute im selben
Zeitraum um 2% und in West Dunbartonshire um 3% fiel.°%® Der Verbraucherpreisindex stieg
im selben Zeitraum um 11,7 %.°%

Voraussetzung fiir die Ausweisung einer rent pressure zone ist der Antrag eines Gemein-
derats (local council).®'° Dieser muss binnen 18 Wochen beschieden und bei der Entscheidung
miissen die Ergebnisse aus Gesprachen mit Vermieter- und Mieterseite beriicksichtigt werden.
Erforderlich sind Beweise dafiir, dass der Mietzins zu schnell steigt, Mietern hierdurch eine
besondere Harte erwdchst und die Gemeinde bei der Subventionierung von Wohnraum in Be-
drangnis gerat.®'! Wenn diese Unterlagen vorliegen, kann das schottische Parlament eine rent
pressure zone einrichten.%!?

In einer solchen Zone sind Mieterhéhungen fiir Bestandsmieten gedeckelt. Den Anstieg
des Mietzinses limitiert der Verbraucherpreisindex zuziiglich eines Prozentpunktes und einer
Gebietsvariable X.°3 Jede rent pressure zone erhilt eine eigene Gebietsvariable.®'* Eine rent

pressure zone wird maximal fiir die Dauer von fiinf Jahren ausgewiesen.’?

906 Art. 22 Absatz 5 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

907 Vgl. hierzu Berry/Harvie-Clark, Private Housing Bill, S. 34, Art. 35 ff. Private Housing (Tenancies) (Scotland)
Act 2016.

908 Berry/Harvie-Clark, Private Housing Bill, S. 34.

909 Berry/Harvie-Clark, Private Housing Bill, S. 34.

910 Art. 35 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

911 Art. 36, 40 Absatz 2, 3 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
912 Art. 40 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

913 Art. 38 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

914 Art. 37 Absatz 1 (B) Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016; Berry/Harvie-Clark, Private Housing
Bill, S. 35.

915 Art. 39 Absatz 3 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
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Zweiseitige Mieterhohungen sind ausschlielRlich nach dem in Kapitel 2 des Private Housing
(Tenancies) (Scotland) Act 2016 beschriebenen Verfahren zulissig.?'® Privatautonome Erhé-
hungen des Mietzinses sind nur im gesetzlich zugelassenen Umfang moglich. Die zweiseitige
Abidnderung des durch den Vermieter mitgeteilten Mietzinses ist zuldssig.®'” Allerdings darf
diese vertragliche Anderung nicht zu einem, vor Ablauf der Mindestankiindigungsfrist von drei

Monaten filligen neuen Mietzins fiihren.?18

C.IV.6.1.4 Betriebskosten, Erhaltungs- und Modernisierungsmafinahmen
Die Ausfiihrungen im englischen Landerbericht gelten entsprechend.
C.IV.6.2  Offentlicher/sozialer Mietsektor - Scottish secure tenancy

Auf dem offentlichen/sozialen Mietsektor in Schottland gilt das ,,Einheitsmodell“. Auch fur
Mieterhdhungen gelten grundsatzlich dieselben Regularien.

Im Rahmen einer Scottish secure tenancy zahlen Mieter grundsatzlich eine reasonable rent.
Dieser Begriff ssammt noch aus dem Mietrechtssystem des Art. 210 Absatz 1 Housing (Scot-
land) Act 1987 und galt bereits fir die secure tenancy. Eine entsprechende Erwdahnung im
Housing (Scotland) Act 2001 fehlt. Gleichwohl scheint der Terminus auch fiir die Scottish
secure tenancy gebrauchlich oder die ,,alte” Regelung weiterhin zu gelten.’*® Dies ergibt sich
im Umkehrschluss aus der Einfigung ,Scottish in Art. 212 Absatz 5 Housing (Scotland) Act
1987, wonach die in diesem act aufgestellten Regeln flir die Mieterh6hung fir Scottish secure
tenancies nicht gelten.®?° Da nur Art. 212 nicht gelten soll, gelten die tibrigen Regelungen.

Eine Legaldefinition der reasonable rent gibt es nicht. Einziger Anhaltspunkt fir die
reasonable rent scheint zu sein, dass selbige unter der Marktmiete liegt.??! Im Ubrigen exis-

tieren keinerlei Beschrankungen oder Regulierungen zur Bestimmung einer reasonable

916 Art. 18 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

917 Art. 23 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

918 Art. 22 Absatz 5 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

919 Jordan, Report Scotland spricht jedenfalls weiterhin von der “reasonable rent”, S. 159.
920 Eingefligt am30.9.2002.

921 lJordan, Tenant’s Rights Scotland, S. 4.
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rent.®?? Insbesondere ist keine Richtlinie wie in England vorhanden, an der sich die 6ffentli-
chen/sozialen Vermieter orientieren kénnten.?23 Vielmehr bestimmt der Vermieter die kon-
krete Mieth6he und rechnet dieser ggf. Nebenkosten hinzu.%4

Auch hinsichtlich einer Erhéhung des Bestandsmietzinses existieren keinerlei Beschran-
kungen. Einzig das einzuhaltende Verfahren ist normiert. Art. 210 Absatz 2 Housing (Scotland)
Act 1987 bestimmt, dass die Miete von Zeit zu Zeit zu Uberpriifen und an gednderte Umstédnde
anzupassen ist. Die Mieterhdhung ist mindestens vier Wochen vor Beginn der Periode, ab wel-
cher die Mieterhéhung gelten soll, anzuzeigen.®% Eine Periode ist der Abstand, in welchem
der Mieter den Mietzins zahlt.®?® Der Vermieter muss den Mieter vor der Mitteilung der be-
absichtigten Mieterhohung zur Stellungnahme auffordern und diese bei der Festsetzung der
Mieterhéhung berlicksichtigen.®?” Dass der Vermieter das Vorbringen des Mieters , bertick-
sichtigt”, bindet ihn nicht an dessen Einschatzung. Vor dem Hintergrund, dass der Vermieter
personliche Umstdnde des Mieters beriicksichtigen soll, erscheint eine parallele Anwendung
des Art. 210 Housing (Scotland) Act 1987 und des Housing (Scotland) Act 2001 widerspriichlich,
da Ersterer in Absatz 3 ausdriicklich bestimmt, dass die personlichen Umstande des Mieters
bei der Festlegung des Mietzinses unberiicksichtigt bleiben.

Von diesem Standardprocedere bestehen Ausnahmen:

Mit einer Wohnungsbaugesellschaft (housing association) vor dem 02.01.1989, also vor
Inkrafttreten des Housing (Scotland) Act 1988, geschlossene Mietvertrdge waren bereits vor
der Umwandlung durch den Housing (Scotland) Act 2001 secure tenancies.®?® Diese secure te-
nancies sind zugleich housing association tenancies im Sinne der Artikel 55-59 Rent (Scotland)
Act 1984. Fiir diese Mietverhéltnisse gelten die Art. 45-49 Rent (Scotland) Act 1984.%%° Diese
Artikel normieren die fair rent fir die regulated tenancies. Schlussendlich gilt flir housing
association tenancies eine fair rent. Die fair rent ermittelt der rent officer. Diese gilt fir 3 Jahre

ab Registrierung.

922 Jordan, Tenant’s Rights Scotland, S. 20.
923 The Scottish Government, Social Sector Rent.
924 Art. 211 Housing (Scotland) Act 1987; Jordan, Report Scotland, S. 159.
925 Art. 25 Absatz 1 Housing (Scotland) Act 2001.
926 Art. 25 Absatz 3 Housing (Scotland) Act 2001.
927 Art.25 Absatz 4 Housing (Scotland) Act 2001.
928 Art. 11 Absatz 2 Housing Scotland Act 2001 i.V.m. Art. 5 "Scottish Secure Tenancy etc" Order 2002; Fair Rents
(Regulated Tenancies), The Scottish Government, Fair Rents; Shelter Scotland, Fair Rents.
929 Art. 56 Absatz 2 Rent (Scotland) Act 1984.
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Auch die zweite Ausnahme betrifft Sonderrechte fir Mieter von Wohnungsbaugesell-
schaften. Mieter, die nach Inkrafttreten des Housing (Scotland) Act 1988 am 02.01.1989 mit
einer Wohnungsbaugesellschaft einen Mietvertrag abschlossen und daher keine secure
tenants auf Grundlage des Housing (Scotland) Act 1987 waren, konnten im Rahmen ihrer (fully)
assured tenancy gegen eine Mieterhéhung das Rent Assessment Committee anrufen.”*° Die-

ses Recht steht ihnen bei einer umgewandelten Scottish secure tenancy weiterhin zu.%3!
C.Iv.7 Interventionsmaoglichkeiten des Mieters
C.Iv.7.1  (Short/fully) assured tenancy

Die Regelungen weichen nicht vom englischen Recht ab. In Schottland ist fir Beschwerden
Uiber Mieterhdhungen der Private Rented Housing Panel zustdndig.®3? Dieser |6ste das Rent

Assessment Committee ab.
C.IV.7.2  Protected/regulated tenancy

Flr regulated tenancies bestehen keine Unterschiede zum englischen Procedere fiir Miet-
registrierungen und -erhéhungen.

Der vom rent officer festgelegte, faire Mietzins gilt fir 3 Jahre. Sind die Parteien hiermit
nicht einverstanden, kdnnen sie vor dem Private Rented Housing Panel gegen die Entschei-

dung vorgehen.
C.IV.7.3  Private residential tenancy

Erhédlt der Mieter eine Mitteilung Uber eine beabsichtigte Mieterhohung, kann er diese
innerhalb von 21 Tagen durch den rent officer prifen lassen.®3® Diese Moglichkeit besteht
nicht fir Wohnungen in einer rent pressure zone.%3* Der rent officer legt einen Mietzins ent-

sprechend der bei einer Neuvermietung fiir die Wohnung zu erzielenden Marktmiete fest.%3°

930 Art. 24 Absatz 3 (a) Housing (Scotland) Act 1987.

931 Art. 11 Absatz 2 Housing Scotland Act 2001 i.V.m. Art. 5 "Scottish Secure Tenancy etc" Order 2002.
932 Government Digital Service, Renting out your property: Scotland, passim.

933 Art. 24 Absatz 3 (d) Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

934 Art. 24 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

935 Art. 25 Absatz 1, 32 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
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Der festgelegte Mietzins gilt ab dem in der Festsetzung genannten Datum, sofern dieses min-
destens 14 Tage nach der Entscheidung liegt, andernfalls ab dem néachsten, mindestens 14
Tage nach der Entscheidung liegenden Mietfilligkeitsdatum.®36

Gegen die Entscheidung des rent officers konnen die Parteien das First-tier Tribunal anru-
fen.%3” Es bestimmt seinerseits einen verbindlichen und endgiltigen Mietzins samt Falligkeits-
datum.®3® Gegen die Entscheidung steht den Parteien kein weiteres Rechtsmittel zur Verfi-
gung.®3? Sowohl der rent officer als auch das First-tier Tribunal kénnen einen héheren oder
niedrigeren als den urspriinglich vom Vermieter geforderten Mietzins festsetzen.®*° Setzen
diese den Mietzins herab und hat der Mieter den als zu hoch festgestellten Mietzins bereits
gezahlt, kann er den Uberzahlten Teil zurtickfordern.®*

Die Festsetzungskriterien in Art. 32 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 ent-
sprechen denen in Art. 25 Housing (Scotland) Act 1988, wie sie fir die Bestimmung der Markt-
miete bei der assured tenancy gelten. Die Marktmiete ist folgendermaBen zu ermitteln: Un-
terstellt wird, dass ein ,gewillter Vermieter” die Wohnung als private residential tenancy ver-
mietet, der Vertrag an dem in der Mieterhéhungsankiindigung genannten Tag beginnt und
dieser die gleichen vertraglichen Regelungen enthadlt wie der streitgegenstandliche Mietver-
trag sowie dass die Vertragsparteien den rent officer nicht anrufen.®*? Hierbei bleiben durch
den Mieter durchgeflihrte, vertraglich nicht geschuldete, Verbesserungen der Wohnung
ebenso unberiicksichtigt, wie sich auf den Marktwert der Mietwohnung auswirkende Ver-
tragsverletzungen des Mieters.?*3

Unabhadngig vom Verfahren der Mieterhéhung zur Gewinnmaximierung und von Begren-
zungen des Mietzinses in rent pressure zones bleiben Mieterhohungen wegen Renovierungen

moglich.%** Hierzu kann der Vermieter nach einer VerbesserungsmaRnahme (Modernisierung)

936 Art. 25 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
937 Art. 28 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
938 Art. 29 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
939 Art. 30 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
940 Berry/Harvie-Clark, Private Housing Bill, S. 33.

941 Art. 31 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
942 Art. 32 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
943 Art. 32 Absatz 2 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

944 Art. 42 f. Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
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beim rent officer beantragen, den Mietzins zu erhdhen.?* Nicht hierunter fallen vom Mieter

(mit-) gezahlte MaRBnahmen, die lediglich der Reparatur oder dem Unterhalt dienen.%*®

C.IV.7.4  Scottish secure tenancy

Der Mieter einer Scottish secure tenancy kann grundsatzlich weder gegen den Anfangs-
mietzins noch gegen eine Erhdhung des Bestandsmietzinses vorgehen.%# Er ist darauf be-
schrankt, Wohngeld zu beantragen. Etwas Anderes gilt, wie im Rahmen der Mieterhéhung der
Scottish secure tenancy angefiihrt, lediglich fir Mieter von housing associations, die Altver-

trage haben (s.0. Ausnahme 2).
C.Ilv.8 Bewertung und Zusammenfassung

Das schottische Rechtssystem ist ein Zusammenspiel aus common law und kontinentaleu-
ropaischem Recht. Der Grund hierfir ist dessen historische Entwicklung, vor allem nach dem
Zerfall des romischen Reichs. Kontinentaleuropdisches Recht beeinflusste das schottische
Rechtssystem vor allem, weil es in Schottland zunachst keine Recht lehrenden heimischen
Universitaten gab. Daher studierten Studenten Rechtswissenschaften in anderen Landern, ins-
besondere dem kontinentaleuropaisch gepragten Frankreich. Spater beglinstigte die Rechts-
union zwischen Schottland und England Einfliisse aus dem common law. Trotz dieser aus jiin-
gerer Zeit stammenden Nahe zum common law finden sich im schottischen Recht immer wie-
der einen Zusammenhang zum civil law nahelegende Rechtsgedanken. Hierzu zahlen exemp-
larisch die Abkehr vom Lehnsystem und die Einflihrung der Private residential tenancy.

Nach schottischem Recht war das Besitzrecht des Mieters urspriinglich ein rein schuld-
rechtliches Recht, was fiir den kontinentaleuropdischen Rechtskreis charakteristisch ist. Der
schuldrechtliche Charakter dnderte sich zu einem begrenzt dinglichen Recht, das der Mieter
dem Erwerber vermieteten Wohnraums entgegenhalten kann.

Die starke Urbanisierung im 19. Jahrhundert, welche sich zu Beginn des 1. Weltkriegs fort-

setzte, pragte das schottische Mietrecht. Die erlassenen Mietrechtsregulierungen verlaufen

945 Art. 42 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
946 Art. 42 Absatz 4 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.

947 Anderslautende Ausfliihrungen im Report Scotland, S. 93-94 scheinen nicht richtig. Insbesondere finden sich
an der im Verweis genannten Stelle keinerlei Ausfiihrungen, welche die Aussage stiitzen. Zudem nennt der
Private Rented Housing Panel Scottish secure tenancies nicht als in seinen Anwendungsbereich fallend (bis
auf Ausnahmeregelung). Schlieflich ist eine Scottish secure tenancy gerade kein Mietverhaltnis auf dem
privaten Mietsektor. Als Indiz kann Uberdies die Handhabe aus England herangezogen werden, wo ebenfalls
nicht gegen die Mieterh6hung im Rahmen einer secure tenancy vorgegangen werden kann.
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aufgrund der Gesetzeskompetenz des britischen Parlaments zu dieser Zeit parallel mit der Ent-
wicklung in England. Teilweise galten die Mietrechtsreformen fiir ganz GroRbritannien, teil-
weise erlieB das Parlament dhnliche Regelungen wie in England mit kurzem Verzug auch in
Schottland.

Insbesondere gab es in Schottland zundchst die gleichen Mietvertragsarten wie im engli-
schen Recht: zunéchst die regulated tenancy und anschlieBend die assured tenancy auf dem
privaten Mietsektor und die secure tenancy auf dem 6ffentlichen Mietsektor.

Ende des 20. Jahrhunderts erhielt das schottische Parlament die Gesetzgebungskompe-
tenz fir das Mietrecht. Dies unterbrach die parallele Entwicklung. Seither divergieren die
mietrechtlichen Regelungen der beiden Lander. Wahrend das englische Mietrecht weiterhin
vermieterfreundlich ausgestaltet ist, zeigt das schottische Recht an verschiedenen Stellen Ten-
denzen zu einem groRBeren Mieterschutz. Dies gilt speziell fiir den Schutz vor willkirlichen ver-
mieterseitigen Kiindigungen und Mieterhéhungen. Die Ndhe zum kontinentaleuropaischen
Recht tritt wieder deutlicher hervor. Der Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016
flihrte die in ihrer Struktur an deutsches und 6sterreichisches Recht erinnernde private resi-
dential tenancy ein. Diese neue Mietvertragsart l[auft auf unbestimmte Zeit und schiitzt Mieter,
im Vergleich zum short assured tenancy-System, deutlich besser vor vermieterseitigen Kiindi-
gungen.

Der Mietwohnungsmarkt ist zweigeteilt: er differenziert zwischen privatem und einem ein-
heitlich ,6ffentlichen/sozialen” Mietsektor. Auf dem 6ffentlichen Mietsektor vermieten Kom-
munen und soziale Wohnungsbaugesellschaften. Der ¢ffentliche Mietsektor hat ein mal3geb-
liches Gewicht. Zwischen den beiden Weltkriegen waren ca. 70 % und nach dem 2. Weltkrieg
ca. 80 % des neu errichteten Wohnraums diesem Sektor zuzuordnen. Die Anzahl von Woh-
nungen auf dem privaten Mietsektor nahm von 1919 mit ca. 90 % bis 1996 mit ca. 5 % ab.

Im Jahr 2014 existierten in Schottland rund 2,4 Mio. Wohnungen. 58 % bewohnten die
Eigentiimer selbst (1,47 Mio.), 18,6 % des Wohnraums vermieteten private Vermieter
(375.000=138,6 %), 12,5 % (318000 = 32,8 %) der Wohnungen Kommunen und 10,9 % (277000
= 28,6 %) soziale Wohnungsbaugesellschaften.?*® Uber die Hilfte des vermieteten Wohn-

raums ist dem offentlichen/sozialen Mietsektor zuzuordnen.

948 The Scottish Government, Housing Statistics, S. 12; Housing Statistics for Scotland 2015, S. 12; Estimated
stock of dwellings by tenure: 1993 to 2014 (The Scottish Government, Housing Statistics - Key Information).
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Auf dem privaten Mietsektor vor dem 02.01.1989 geschlossene Mietvertrage sind regula-
ted tenancies. Danach, bis zum 30.11.2017, waren alle neu geschlossenen Mietvertrdge ent-
weder (fully) assured oder short assured tenancies. Die Standardmietvertragsart bis zu diesem
Zeitpunkt blieb, abweichend vom englischen Recht, die (fully) assured tenancy.

Fir dem regulated tenancy-System unterfallende Mietverhaltnisse ist eine fair rent zu ver-
einbaren. Die Mietenentwicklung ist an die Registrierung einer neuen fair rent gekoppelt. Fir
die Neuregistrierung gelten die gleichen Regularien wie fiir den Anfangsmietzins.

Den Anfangsmietzins einer assured tenancy konnten die Vertragspartner frei aushandeln.
Der Mietzins ist eine Marktmiete. Fir Erhéhungen des Bestandsmietzinses ist zu differenzie-
ren, ob der Vertrag im Zustand eines vertraglichen oder eines gesetzlichen Mietverhaltnisses
ist. Im ersten Fall gelten die vertraglich vereinbarten Regularien, in letzterem Fall die gesetzli-
chen.

In Abweichung zur englischen assured tenancy wandelt sich ein vertragliches Mietverhialt-
nis nicht mit Ablauf der Initiallaufzeit in ein gesetzliches Mietverhadltnis um. Sofern keine der
Vertragsparteien kiindigt, verlangert sich der auslaufende Mietvertrag konkludent. Der Ver-
trag verlangert sich um die vertraglich vereinbarte Laufzeit und hat weiterhin eine bestimmte
Laufzeit. Dies flhrt dazu, dass auch nach Ablauf der Initiallaufzeit die vertraglich vereinbarten
Mieterh6hungsmechanismen gelten. Das vertragliche Mietverhaltnis endet erst, wenn eine
der Vertragsparteien den Mietvertrag kiindigt. Nur eine wirksame Kiindigung begriindet ein
sich periodisch verlangerndes gesetzliches Mietverhaltnis. Erst ab diesem Zeitpunkt gelten die
gesetzlich normierten Mieterhohungsmechanismen. Diese erlauben eine jahrliche Mieterho-
hung, welche auch in eine laufende Periode fallen kann.

Kurzfristige Vertrage und die damit verbundene schwache Position der Mieter empfand
der Gesetzgeber als unbefriedigend. Daher flihrte er die private residential tenancy ein, wel-
che langfristige Mietverhaltnisse beginstigt. Alle ab dem 01.12.2017 auf dem privaten Miet-
sektor geschlossenen Mietvertrdge sind private residential tenancies. Sie ist, wie bisher die
assured tenancy, nur fir Hauptwohnsitzwohnungen anwendbar.

Bis zur EinfUhrung der private residential tenancy bedurfte jeder Mietvertrag einer Initial-
laufzeit. Fir Wohnraummietvertrage betrug diese maximal 20 Jahre. Auf dem privaten Miet-
sektor vereinbarten die Vertragsparteien i.d.R. short assured tenancies und damit halbjdhrige
Vertragslaufzeiten. Ohne Vereinbarung galt eine Laufzeit von einem Jahr. Unabhangig von der

Mietvertragsart konnten die Vertragsparteien einen gestaffelten oder indexgekoppelten
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Mietzins vereinbaren. Da die Mietvertrage jedoch nur eine kurze Laufzeit hatten, waren solche
Vereinbarungen uniblich.

Korrespondierend mit den bisherigen Regelungen sah die Entwurfsfassung noch eine Ini-
tiallaufzeit vor, deren Lange der Parteivereinbarung unterliegen sollte. Beim Fehlen einer Ver-
einbarung sollten sechs Monate fingiert werden. Die beschlossene Gesetzesfassung beinhal-
tet diese Regelung nicht mehr.

Die private residential tenancy schaffte zudem das zweigeteilte Kiindigungsprocedere ab.
Die gesetzlichen Mieterhohungsmechanismen gelten von Vertragsbeginn an und nicht mehr
erst nach Kindigung mit Umwandlung in ein gesetzliches Mietverhadltnis. Das vertragliche
Mietverhaltnis endet durch Kiindigung und Auszug des Mieters.

Die gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismen lassen jahrlich eine einseitige Mieterho-
hung mit dreimonatiger Ankiindigungsfrist zu. Die Hohe der Mieterhéhung ist grundsatzlich
nicht reguliert. Lediglich in sogenannten rent pressure zones ist eine Obergrenze fir Mieter-
héhungen zu beachten. Rent pressure zones sind ausgewiesene Gebiete mit nachgewiesen
angespanntem Wohnungsmarkt. Die rent pressure zones ermoglichen es den Gemeinden fle-
xibel auf die sich in den Landesteilen unterschiedlich entwickelnden Mietzinse zu reagieren.
In rent pressure zones limitiert die Veranderung des Verbraucherpreisindex zuzliglich eines
Prozentpunktes sowie einer gebietsabhangigen Variablen den Anstieg des Mietzinses.

Zweiseitige Mieterhéhungen sind nur in den gesetzlich genannten Fallen zuldssig. Kiindigt
der Vermieter eine Mieterhéhung an, kénnen die Parteien sich auf einen unter diesem liegen-
den Mietzins verstandigen. Der vereinbarte Mietzins darf nicht vor der dreimonatigen Min-
destankiindigungsfrist fallig werden.

Mieter einer private residential tenancy konnen den rent officer und gegen dessen Ent-
scheidung das First-tier Tribunal anrufen. Letzteres kann einen héheren oder niedrigeren
Mietzins festsetzen. Der rent officer legt eine Marktmiete fest.

Auf dem offentlichen Mietsektor vermieten Gemeinden und soziale Vermieter. Die allei-
nige Mietvertragsart ist mittlerweile die Scottish secure tenancy. Von sozialen Wohnungsbau-
gesellschaften vor dem 02.01.1989 geschlossene Mietvertrdage waren secure tenancies und
zwischen dem 02.01.1989 und dem 30.09.2002 geschlossene Mietvertrage (fully) assured te-
nancies. All diese Altvertrage wandelten sich am 30.09.2002 in Scottish secure tenancies um.

Fiir Altvertrage von sozialen Wohnungsbaugesellschaften existieren Ausnahmen.
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Die Scottish secure tenancy hat eine Initiallaufzeit von sechs Monaten. Vermieterseitige
Kindigungen sind nur aus gesetzlich enumerativ aufgefiihrten Kiindigungsgriinden zulassig.
Diese setzen eine Vertragsverletzung des Mieters voraus.

Wenn besondere Voraussetzungen vorliegen, kann der Vermieter die Scottish secure te-
nancy mit einer Art Probe-Initiallaufzeit anbieten (short Scottish secure tenancy). Dies gilt bei-
spielsweise fiir in vergangenen Mietverhiltnissen auffillig gewordene Mieter. SchlieRen die
Vertragsparteien eine short Scottish secure tenancy, kann der Vermieter zum Ende der ersten
zwolf Monate das Vertragsverhaltnis kiindigen, andernfalls wandelt es sich mit Ablauf der Ini-
tiallaufzeit in eine reguldre Scottish secure tenancy um.

Im Rahmen einer Scottish secure tenancy zahlen Mieter grundsatzlich eine unter der
Marktmiete liegende reasonable rent vereinbart. Gesetzliche Regeln zur genauen Bestimmung
des Anfangs- oder Bestandsmietzinses existieren nicht. Der Vermieter hat den Mietern beab-
sichtigte Mieterhohungen anzuzeigen und soll dessen Stellungnahme abwarten. Er muss dem
mieterseitigen Vorbringen nicht zwingend entsprechen. Betriebskosten kann der Vermieter
gesondert erheben.

Flr vor dem 02.01.1989 geschlossene Altvertrage von sozialen Wohnungsbaugesellschaf-
ten gilt das fair rent-System fort.

Die Mieter einer (fully/short) assured tenancy kdnnen wegen einer Mieterhéhung das Pri-
vate Rented Housing Panel anrufen. Zwar kann der Mieter einer short assured tenancy formal
gegen den Mietzins vorgehen, dies hat jedoch wenig Aussicht auf Erfolg, da (iber die Initial-
laufzeit hinaus kein Kiindigungsschutz besteht.

Die Mieter der wenigen verbleibenden regulated tenancies kénnen den rent officer und
gegen dessen Entscheidung den Private Rented Housing Panel anrufen.

Gegen den Mietzins im offentlichen Mietsektor kdnnen Mieter grundsatzlich nicht vorge-
hen. Sie kdnnen allerdings Wohngeld beantragen. Ausnahmsweise kdnnen die Mieter eines,
mit einer sozialen Wohnungsbaugesellschaft zwischen dem 02.01.1989 und dem 30.09.2002
geschlossenen Altvertrags, den Mietzins durch das Rent Assessment Comittee tUberprifen las-

sen.
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D Auswertung

Dieser Teil vergleicht und bewertet die identifizierten Regelungen zunachst miteinander und formu-
liert anschlieBend Eckpunkte fiir die Verbesserung deutscher Mieterhohungsmechanismen. SchlieR-
lich bewertet er, ob Hindernisse fiir ein europaisch orientiertes Vorgehen bei der Weiterentwicklung

von Mieterhohungsmechanismen bestehen.
D.I Vergleich

Der nachstehende Vergleich orientiert sich an der Struktur der Landerberichte. Schwerpunkt des Ver-

gleichs sind die mithilfe des Wertungssystems beurteilten Mieterhohungsmechanismen.
D.l.1 Rechtskreise

Die untersuchten Rechtsordnungen unterscheiden sich rechtssystematisch trotz ihrer ge-
ographischen Ndhe erheblich. Die deutsche und 6sterreichische Rechtsordnung gehéren dem
kontinentaleuropadischen civil law an, die englische dem common law. Die schottische Rechts-
ordnung weist sowohl Beziige zum common law als auch zum kontinentaleuropaischen civil
law auf. Als Teil des Vereinigten Konigreichs pragten englische Einfliisse die schottische
Rechtsordnung. Zugleich gab es historisch bedingt auch einen Austausch mit Kontinentaleu-
ropa.

Den Rechtskreisen werden traditionell spezifische Regelungscharakteristika zugeordnet.
Die Vermutung, dass unterschiedliche Rechtskreise bzw. die Zugehorigkeit zum selben Rechts-
kreis unterschiedliche bzw. lbereinstimmende Mieterh6hungsmechanismen bedingen, be-
statigte sich nicht.

Die Art und Weise, ,, wie” etwas geregelt ist, unterscheidet die Rechtskreise. Theoretische,
abstrakte Losungswege kennzeichnen den kontinentaleuropaischen Rechtskreis, wohingegen
das common law eher einzelfallbezogen regelt.%*°

Plakativ zeigt sich dies an dem in Deutschland und Osterreich abstrakt normierten Miet-
vertrag/Bestandvertrag, welcher jegliche Vermietung umfasst. Unerheblich ist, ob Mobilien
oder Immobilien, Wohn- oder Geschaftsraume auf dem privaten oder dem sozialen/6ffentli-
chen Mietsektor vermietet werden. Zwar weisen die Mietvertrage unterschiedliche Rechte
und Pflichten auf, bezogen auf den Kerngehalt des Rechtsgeschifts (Uberlassung gegen Ent-

gelt) regeln alle Mietvertrdge jedoch dasselbe.

949 Weber, Rechtstraditionen, S. 10-11.
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Demgegeniiber existieren in England und Schottland viele unterschiedliche Vertragsarten,
leases, tenancies, licences und andere Mietvertragsarten, deren Definition und Anwendungs-
bereich immer nur einen eng umgrenzten Vermietungssachverhalt betreffen. Sie haben je-
weils unterschiedliche Voraussetzungen und begriinden fir die Parteien unterschiedliche
Rechte und Pflichten.

Die Regelungen des privaten Mietsektors normiert in Deutschland das BGB. Die Regelun-
gen gelten Uber Verweisungsnormen, auch fir den o6ffentlichen/sozialen Mietsektor. Sowohl
der Anfangs- als auch der Bestandsmietzins sind reguliert.

In Osterreich variiert die Regulierungsdichte auf allen Mietsektoren, abhdngig vom jeweils
anzuwendenden Recht. Beispielsweise beeinflussen der Qualitdtsstandard einer Mietwoh-
nung, der Zeitpunkt der Errichtung und/oder des Mietvertragsabschlusses, die Auswahl des
maRgeblichen Regelungssystems. Der Mietzins auf dem 6ffentlichen/sozialen Mietsektor ist
umfassend reguliert.

In England ist das Mietrecht auf dem privaten Mietsektor eher vermieterfreundlich ausge-
staltet. Das Mietrecht des 6ffentlichen/sozialen Mietsektors wandelt sich ebenfalls kontinu-
ierlich von einem regulierten in ein zusehends dereguliertes Mietrecht. Der Mietzins ist kaum
reguliert.

Die langjdhrige Gesetzgebungskompetenz des britischen Parlaments fiir das Mietrecht in
Schottland fiihrte auch hier zu einem deregulierten Mietrecht. Seit Ubertragung der Gesetz-
gebungskompetenz auf ein eigenstandiges schottisches Parlament dndert sich dies. In der jlin-
geren Vergangenheit zeigten sich inhaltliche Parallelen zum kontinentaleuropdischen Recht.
Nichtsdestotrotz ist die Hohe des Mietzinses ungeregelt.

Der zur Abgrenzung der unterschiedlichen Rechtskreise haufig hervorgehobene Unter-
schied von kodifiziertem Recht einerseits und Prajudizienrecht andererseits, zeigt sich im
Mietrecht nicht so ausgepragt wie in anderen Rechtsgebieten.®>°

In Deutschland und Osterreich gibt es mit dem BGB bzw. ABGB zivilrechtliche Kodifizierun-
gen. Entsprechende Regelwerke existieren in England und Schottland nicht. Allerdings finden
sich nur in Deutschland alle den privaten/preisfreien Mietsektor betreffenden Vorschriften im

BGB. Das ABGB in Osterreich enthélt keine speziell wohnraummietrechtlichen Vorschriften.

950 Weber, Rechtstraditionen, S. 12-13.
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Diese normieren hauptsachlich das MRG und das WGG. Zudem gilt auch nach Rechtsanderun-
gen das zum Zeitpunkt des Mietvertragsschlusses geltende Recht fort. Hierdurch existieren
viele parallel anwendbare Regelungssysteme.

Trotz vorhandener Kodifikationen besteht auch im deutschen bzw. dsterreichischen Miet-
recht gerichtlicher Klarungsbedarf. Die Gesetze sind abstrakt. Urteile haben bei der Auslegung
grofRe Bedeutung. England und Schottland normieren mit vielen rent und housing acts fiir die-
sen Rechtskreis untypisch umfangreich gesetzliche Grundlagen, sodass es hier ebenfalls ,nur
noch” gerichtlicher Konkretisierung bedarf. In Bezug auf das Mietrecht kbnnte man von einer
,Konvergenz zwischen den beiden Systemen” sprechen.®! Auch wenn vorangegangene Ge-
richtsentscheidungen Gerichte in Deutschland und Osterreich grundsatzlich nicht binden, ori-
entieren sich die Fachgerichte faktisch an Entscheidungen héherinstanzlicher Gerichte.

Die divergierende Regulierungsdichte lasst sich nicht durch einen Verweis auf die Zuord-
nung der Lander zu den unterschiedlichen Rechtskreisen erkldren. Sie wandelte sich im ver-
gangenen Jahrhundert in allen untersuchten Rechtsordnungen stetig. Trotz der Zuordnung zu
unterschiedlichen Rechtskreisen reagierten die Gesetzgeber auf Herausforderungen, bei-
spielsweise auf die beiden Weltkriege, nahezu zeitgleich mit vergleichbaren Regelungen. Die
Zuordnung zu einem Rechtskreis erscheint nicht ausschlaggebend dafiir zu sein, wie umfas-
send reguliert das Mietrecht ist oder wie Gesetzgeber auf ein konkretes Problem reagieren.
Weder Rechtsordnungen des common law sind Regulierungen des Mietzinses gegentiber ver-
schlossen, noch schlieBen Rechtsordnungen des kontinentaleuropdischen Rechtskreises De-

regulierungen aus.
D.l.2 Besitzrechte der Mieter

Das Besitzrecht der Mieter ermdéglichte keine gewinnbringenden Riickschlisse auf ver-
gleichbare oder voneinander abweichende gesetzgeberische Intentionen. Es ist dhnlich aus-
gestaltet. Gleichwohl weichen die Mieterhohungsmechanismen erheblich voneinander ab.

Das mietrechtliche Besitzrecht ist in allen Rechtsordnungen in eine schuldrechtliche und

eine dingliche Berechtigung untergliedert.

951 Weber, Rechtstraditionen, S. 13.
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Das schuldrechtliche Besitzrecht gewahrt dem Mieter ein vertragliches Recht zum Besitz
an der Mietwohnung. Insbesondere erméglicht es dem Mieter tatsachliche Einwirkungen Drit-
ter abzuwehren. Der Besitzschutz besteht auch gegeniiber am Vertrag nicht beteiligten Per-
sonen.

Der Umfang des dinglichen Besitzrechts divergiert:

Zwar sprechen Stimmen in der Literatur in Deutschland und Osterreich von einer ,Ver-
dinglichung” des Besitzrechts, diese bezeichnet jedoch primar die gesetzliche Aufwertung des
schuldrechtlichen Besitzrechts durch Besitzschutzanspriiche gegeniiber jedermann und die
Anerkennung des Besitzrechts als eigentumsahnliche Position. Eine dingliche Eigentiimerstel-
lung ist nicht gemeint.

Das englische Mietrecht gibt dem Mieter eine Eigentiimerstellung. Der Mieter erhalt im
Rahmen der tenancy eine , Eigentimerstellung auf Zeit”. Diese bindet auch alle Dritten, denen
der Eigentiimer eine dingliche Position an der Mietsache einrdumt.®>? Dies sind beispielsweise
Erwerber.

In Schottland bindet ein ,,schuldrechtlich-dingliches Besitzrecht” (,contractual-proprietary
legal hybrid”) den Einzelrechtsnachfolger.%>3 Das dingliche Besitzrecht scheint in Schottland
nicht so ausgepragt, wie in England, da es nur gegeniiber dem Einzelrechtsnachfolger gilt, wo-
hingegen das englische Besitzrecht jeden dinglich Berechtigten bindet.%>* Dieser Unterschied
scheint seinen Ursprung in dem in England noch heute geltenden Lehenssystem zu haben. Seit
Schottland dieses abschaffte, existieren dort keine unterschiedlichen Eigentumsrechte mehr.

Auch ohne , dingliches Eigentumsrecht” (im englischen Sinne) entfaltet das schuldrechtli-
che Besitzrecht in Deutschland und Osterreich dieselbe Schutzwirkung wie in England. Der
Erwerber der Mietsache tritt durch die Einzelrechtsnachfolge in die Rechtsstellung des bishe-
rigen Vermieters ein. Als Vertragspartei bindet ihn das schuldrechtliche Besitzrecht. Trotz von-
einander abweichender Einordnungen der einzelnen Besitzschutzrechte als schuldrechtliches

bzw. dingliches Besitzrecht besteht ein vergleichbares Schutzniveau.

952 Daum, Nutzungsbeschrankungen, S. 177.
953 Jordan, Report Scotland, S. 114.

954 Leases Act 1449, zitiert nach Jordan, Report Scotland, S. 101, 114; Daum, Nutzungsbeschrankungen, S. 178.
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D.1.3 Historische Entwicklungen

Die historische Entwicklung der mietrechtlichen Regelungen liefert zum einen Erkennt-
nisse Uber Ursache-Mittel-Wirkungs-Zusammenhange und zum anderen tber die unterschied-
lichen Regelungsweisen:

Die Mieterhéhungsmechanismen entwickeln sich in den betrachteten Landern seit Ende
des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts. Keine der Rechtsordnungen regelte bis zu diesem
Zeitpunkt die Hohe des Mietzinses fir Wohnraummietverhaltnisse. Dieses Regelungsvakuum
in Verbindung mit urbanisierungs- und kriegsbedingter Wohnungsknappheit storte die Ver-
tragsparitat zum Vorteil der Vermieter. Diese konnte den Anfangs-/Bestandsmietzins fast be-
liebig festlegen. AuRerdem durften Vermieter willkiirlich kiindigen. Daher konnten sie mithilfe
von Anderungskiindigungen Mietanhebungen durchsetzen.

Hieraufhin flhrten die Lander zu Beginn/wahrend des 1. Weltkriegs nahezu parallel mie-
terschiitzende Regulierungen mit dhnlichem Inhalt ein. Sie froren den Mietzins auf Vorkriegs-
niveau ein und schafften das ordentliche Kiindigungsrecht der Vermieter ab bzw. schrankten
es ein.

Diese statischen Regelungen hoben die Lander in den zwanziger Jahren zunachst schritt-
weise flir Neuvertrage iber Neubauwohnungen und kurz darauf vollstandig auf. Die Vertrags-
parteien durften Mietzinse wieder frei aushandeln. Innerhalb kurzer Zeit stiegen die Mietzinse
stark an. Aus diesem Anlass forcierten die Lander Osterreich, England und Schottland den so-
zialen Wohnungsbau.

Mit Beginn des 2. Weltkriegs fiihrten die Lander die wahrend und zeitweise nach dem 1.
Weltkrieg geltenden Regelungen erneut ein. Diese froren die Mietzinse wieder auf Vorkriegs-
niveau ein. Wohl wegen der starken Eingriffe in Mietverhaltnisse nahm in allen Landern die
Anzahl privater Vermieter ab. Zusatzlich zerstorte der Krieg in Deutschland viel Wohnraum.

Die strenge Regulierung von Mietzinsen und Kiindigungen galten weitestgehend unveran-
dert bis Mitte der flinfziger Jahre. In Deutschland war die Wohnungsnot nach dem 2. Welt-
krieg Anlass flr die zunehmende o6ffentliche Forderung von privatem Wohnungsbau. Wohl
wegen der ausbleibenden privaten Investitionen bauten alle Lander den 6ffentlichen/sozia-
len/preisgebundenen Mietsektor aus. Auf diesem Mietsektor galt zunachst einheitlich ein kos-
tendeckender Mietzins. In Osterreich gilt dieser im Bereich des WGG bis heute. Im Ubrigen ist
ein, unter dem Marktmietzins liegender ,,angemessener” (affordable/reasonable) oder ein in

der Forderzusage festgelegter Mietzins vorgesehen.
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Die weitere Entwicklung des Mietrechts verlauft sinuskurvenartig. Ende der flinfziger/zu
Beginn der sechziger Jahre lieRen die Linder Mieterhéhungen und Anderungskiindigungen
(auRer in Osterreich) zunichst wieder zu. Starke Mieterhéhungen fiihrten zu deren erneuter
Einschrankung.

Deutschland schaffte 1971 die Anderungskiindigung ab. Der Vermieter kann seither nur
kiindigen, wenn er ein berechtigtes Interesse nachweist.

1982 fiihrte das MRG in Osterreich den Kategoriemietzins ein. Dieser liegt unter der Markt-
miete und orientiert sich an Ausstattungsmerkmalen. 1994 ersetzte der Richtwertmietzins
den Kategoriemietzins. Fiir besonders hochwertige Wohnungen ist ein angemessener Miet-
zins zulassig.

England und Schottland fihrten 1965 die regulated tenancy ein. Mieter zahlen bei dieser
Vertragsart eine fair rent (zwischen Kosten- und Marktmiete). Vermieterseitige Kiindigungen
sind streng limitiert.

Parallel setzte sich landerlibergreifend scheinbar die Einsicht durch, dass Vermieter auf-
grund von Inflation und langfristigen Mietverhéltnissen ein berechtigtes Interesse daran hét-
ten, den Bestandsmietzins anzuheben. Deutschland schuf hierzu die Moglichkeit, den Mietzins
bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete anzuheben, Osterreich die Option, den Mietzins an den
Verbraucherpreisindex zu koppeln. England und Schottland fiihrten die durch einen rent
officer festzulegende fair rent ein. Dieser hatte definierte Bewertungskriterien zu beachten.

England und Schottland hoben die mit der regulated tenancy eingefiihrten mieterfreund-
lichen Regelungen 1988 mit der (fully) assured tenancy und der short assured tenancy wieder
auf. Die Vertragsparteien durften Mietzinse frei aushandeln, der Kiindigungsschutz lockerte
sich und Anderungskiindigungen waren wieder zuléssig. Nur auf dem &ffentlichen/sozialen
Mietsektor blieben die Mieter vor (willkiirlichen) Mieterh6hungen und vermieterseitigen Kiin-
digungen geschiitzt.

Die Mieterhéhungsmechanismen betrafen auBer in Osterreich zunichst ausschlieBlich
den Bestandsmietzins. Die Beschrankungen des Bestandsmietzinses diirften Vermieter durch
héhere Anfangsmietzinse kompensiert haben. Um dies zu unterbinden, regulierte Osterreich
den Anfangsmietzins. Diese Regelungen lassen viel Spielraum. Der Mietzins errechnet sich an-
hand nicht genau definierter Zu- und Abschlage fir Ausstattungsmerkmale. Seit dem Jahr

2015 gilt in Deutschland die sogenannte Mietpreisbremse. Diese begrenzt den Anfangsmiet-
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zins in ausgewiesenen Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt auf den Betrag der orts-
Ublichen Vergleichsmiete zuziglich maximal 10 %. In England und Schottland gelten keine ver-
gleichbaren Regelungen.

Der Kiindigungsschutz ist unterschiedlich ausgestaltet. Wahrend in Deutschland eine or-
dentliche Kiindigung nur in eng begrenzten Ausnahmefallen zuldssig ist, sind die Kiindigungs-
moglichkeiten in Osterreich abhingig vom jeweils anzuwendenden Mietrechtssystem. Der
Umfang der Anwendbarkeit des MRG beeinflusst die Kiindigungsvoraussetzungen. Diese vari-
ieren zwischen willkirlicher Kindigungsmoglichkeit und eng begrenzten Ausnahmefillen.
Auch in England beeinflusst das anzuwendende Mietrechtssystem die Kiindigungsmaglichkei-
ten des Vermieters. Im Unterschied zu Osterreich ist die Einordnung in ein Mietrechtssystem
auf dem privaten Mietsektor grundsatzlich abhangig vom Zeitpunkt des Mietvertragsabschlus-
ses. Bei der Standardmietvertragsart auf dem privaten Mietsektor kann der Vermieter den
Mietvertrag jederzeit willkirlich kiindigen. Dies galt bis zum 01.12.2017 auch in Schottland.
Die dann eingeflihrte private residential tenancy kann der Vermieter hingegen nur bei Vorlie-
gen eines der 18 enumerativ aufgefiihrten Griinde kiindigen. Erhéhungen des Bestandsmiet-
zinses wahrend der Vertragslaufzeit sind nur gemaR dem gesetzlichen Procedere zulassig. Er-
hohungen des Bestandsmietzinses in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt sind limi-
tiert.

Auf die Herausforderungen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie reagierten alle
Lander einheitlich mit voribergehend beschrankt zuldssigen vermieterseitigen Kiindigungen
wegen Mietriickstinden. Deutschland und Osterreich schlossen zudem die Durchsetzbarkeit
falliger Mietzinse voriibergehend aus.

Bereits der Vergleich der Rechtskreise zeigte: Die Gesetzgeber reagierten vielfach parallel
auf duBere Umstande. Hieraus wird gefolgert, dass faktische Herausforderungen das ,,Ob“ und
»Wie“ der Gesetzgebung mehr beeinflussen konnten als die Zuordnung zu einem Rechtskreis.
Kein Rechtskreis ware demzufolge einem anderen strukturell iberlegen. Die gleichen Prob-
lemlagen traten in allen Landern nahezu zeitgleich auf und diese 16sten sie vergleichbar. Der
grofRere Abstrahierungsgrad der kontinentaleuropdischen Gesetzgebung fihrt dazu, dass die
Grundlagen (z.B. Definition des Mietvertrags) langfristig gelten, wohingegen die im common
law gebrduchlichen rent acts jeweils alle Grundlagen neu regeln. Grundsatzlich erscheint der

kontinentaleuropéische Rechtskreis daher transparenter. Wie das Beispiel Osterreich zeigt,
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konnen viele parallel geltende Regelungen auch bei Rechtsordnungen des kontinentaleuropa-

ischen Rechtskreises diese Transparenz konterkarieren.
D.l.4 Mietsektoren und Mietvertragsarten

Alle Ldnder haben mehrere Mietsektoren. Die Definitionen und Voraussetzungen der
Mietsektoren weichen voneinander ab. Ein und dasselbe Mietverhaltnis kénnte daher in dem
einen Land dem einen Mietsektor, in einem anderen Land einem anderen Mietsektor ange-
horen:

In Deutschland gibt es drei unterschiedliche Arten von Vermietern (private, 6ffentliche
und soziale). Dennoch gibt es nur zwei Mietsektoren. Fiir die Zuordnung zu einem Mietsektor
(hier preisfreier oder preisgebundener Mietsektor) ist ausschlaggebend, ob der Vermieter 6f-
fentliche Forderung in Anspruch nimmt. Der Mietzins fur offentlich geférderten Wohnraum
ist fur den in der Forderzusage festgelegten Zeitraum beschrankt. Dass persodnliche Eigen-
schaften fiir die Zuordnung unerheblich sind, zeigen folgende Zahlen: Obwohl 81 % der Ver-
mieter in Deutschland private Vermieter sind, werden 92,3 % des vermieteten Wohnraums
auf dem preisfreien Mietsektor und nur 7,7 % als preisgebundener Wohnraum angeboten. Fir
den preisfreien (privaten) Mietsektor ist einheitlich das Mietrecht in seiner jeweils geltenden
Fassung anzuwenden. Etwaige bei Mietvertragsabschluss, fiir eine Mietvertragspartei existie-
rende vorteilhafte gesetzliche Regelungen gelten nicht fort. Fir 6ffentlich geférderten Wohn-
raum ist wegen der zum Teil langen Preisbindungszeitraume, abhdngig vom Forderzeitpunkt
zwischen zwei Mietzinsmodellen zu differenzieren.

In Osterreich entscheiden ausschlieRlich persénliche Eigenschaften des Vermieters dar-
Uber, welchem Mietsektor Wohnraum angehort (hier privater, 6ffentlicher, sozialer Mietsek-
tor). Die Zuordnung fir sich genommen hilft jedoch nicht entscheidend bei der Zuordnung der
Mietvertragsart/des anwendbaren Mietzinsmodells: Der private Mietsektor untergliedert sich
seinerseits in die Vollanwendungs-, Teilanwendungs- und Vollausnahmebereiche des MRG.
Offentlicher Wohnraum unterliegt grundsitzlich dem Vollanwendungsbereich. Tritt eine GBV
als sozialer Vermieter auf, ist grundsatzlich (sofern diese den Wohnraum errichtet hat) das
WGG anwendbar. Im Vollanwendungsbereich, also fiir Teile des privat vermieteten Wohn-
raums und fur den von 6ffentlichen Anbietern offerierten Wohnraum, gelten fir die Bestim-
mung des Mietzinses einheitliche Regelungen. Allerdings verpflichten 6ffentliche Anbieter
sich teilweise selbst, den Wohnraum zu einem niedrigeren als nach dem MRG zulassigen Miet-

zins anzubieten. Es existieren drei unterschiedliche Mietzinssysteme: Der Kategoriemietzins,
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der Richtwertmietzins und der angemessene Mietzins. Die Mietzinse sozialer Vermieter sind
grundsatzlich auf eine Kostenmiete beschrankt. Im Teilanwendungs- oder Vollausnahmebe-
reich gilt kein einheitliches Mietzinsmodell. Vielmehr bemisst sich der Mietzins nach den zum
Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses geltenden Bestimmungen.

Die englische Rechtsordnung ordnet eine Wohnung ebenfalls nach persdnlichen Eigen-
schaften des Vermieters dem privaten, 6ffentlichen und sozialen Mietsektor zu. Abhangig von
dieser Zuordnung und dem Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses ergibt sich das anzuwen-
dende Mietrechtssystem. Zunachst waren die fir o6ffentliche und soziale Anbieter geltenden
Regeln parallel geregelt (secure tenancy). Diese spalteten sich jedoch in zwei Regelungssys-
teme auf (secure und (fully/shorthold) assured tenancies). Letztere gelten auch auf dem priva-
ten Mietsektor. Auf dem privaten Mietsektor kann der Vermieter eine Marktmiete, auf dem
offentlichen Mietsektor einen sozialen (kostendeckenden) oder angemessenen (affordable)
Mietzins und auf dem sozialen Mietsektor einen angemessenen Mietzins oder eine Markt-
miete fordern. Der Mietzins auf dem sozialen Mietsektor liegt zwischen dem auf dem privaten
und offentlichen Mietsektor.

In Schottland gibt es zwar private, 6ffentliche und soziale Vermieter, allerdings nur den
privaten und einen einheitlichen 6ffentlichen/sozialen Mietsektor. Lange galt die in England
vorgefundene dreigliedrige Aufspaltung auch in Schottland. Das neu eingesetzte schottische
Parlament vereinheitlichte die Mietsektoren jedoch auf zwei Regelungssysteme, private resi-
dential tenancies fiir Neuvertrage privater Vermieter und Scottish secure tenancies fiir Neu-
und Altvertrage 6ffentlicher/sozialer Vermieter. Derzeit existieren auf dem privaten Mietsek-
tor unterschiedliche Mietrechtssysteme nebeneinander. Das anwendbare Mietrechtssystem
hangt vom Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses ab. Eine Vereinheitlichung ergibt sich suk-
zessive, weil alle ab dem 01.12.2017 geschlossenen Mietvertrage private residential tenancies
sind. Die Vertragsparteien dirfen den Mietzins frei aushandeln (Marktmiete). Die Mietver-
tragsart auf dem offentlichen/sozialen Mietsektor vereinheitlichte der schottische Gesetzge-
ber. Es gibt nur noch die, einen ,begriindeten” Mietzins (reasonable rent) zulassende Scottish
secure tenancy.

Der Anteil von Mietverhadltnissen in den unterschiedlichen Wohnsituationen variiert in den
untersuchten Liandern: In Deutschland umfassen alle Mietsektoren zusammen etwa 52 %, in

Osterreich 41 %, in England 36 % und in Schottland 42 % der Wohnverhiltnisse. Die unter-
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schiedliche GroRe der Mietsektoren in Verbindung mit der Regulierungsdichte in den jeweili-
gen Ldandern zeigt, dass die Regulierungsdichte fiir die GroRe der Mietsektoren nicht allein
ausschlaggebend sein kann. England, das Land mit dem am geringsten regulierten Mietrecht,
hat den kleinsten und Deutschland mit einem weitreichend regulierten Mietrecht den groten
Mietsektor. Die geringe Regulierungsdichte besteht in England bereits seit Ende der achtziger
Jahre und hatte bei entscheidendem Einfluss dieses Kriteriums wohl zu einer erkennbaren
Umstrukturierung der Anteile der Wohnverhaltnisse fiihren miissen. Ein Grund fir den antei-
lig grofen Mietsektor in Deutschland kdnnten ausbalanciertere Regelungen sein.

Neben dem groRten Mietsektor hat Deutschland mit 81 % auch den hochsten Anteil von
privaten Vermietern. In Osterreich liegt dieser Anteil bei gerade einmal 40 %, in England im-
merhin bei 50 % und in Schottland bei 44 %. Demgegeniiber vermieten in Deutschland mit ca.
10 % nur wenige Gemeinden Wohnraum, in Osterreich sind es mit 20 % doppelt so viele,
ebenso in England mit 22 %. In Schottland bieten Gemeinden mit 30 % fast ein Drittel der
Wohnungen an. Der Anteil der sozialen Vermieter ist in Deutschland mit ca. 9 % klein, in Eng-
land mit ca. 28 % und Schottland mit ca. 26 % etwa gleichgroR, wohingegen die sozialen Ver-
mieter in Osterreich mit 40 % den Mietwohnungsmarkt dominieren. Die Zuordnung von
Wohnraum zu einer Vermietergruppe ist nicht gleichzusetzen mit einem bestimmten Miet-

sektor.
D.1.5 Mieterh6hungsmechanismen

Die Mieterhohungsmechanismen unterteilen sich seit ihrer Einfiihrung bis heute grob be-
trachtet in zwei bzw. drei ,Generationen”. Moglicherweise deutet sich in Deutschland und
Osterreich eine als vierte Generation zu bewertende Regulierung an:

Die erste Generation fixiert den Mietzins starr unter der Marktmiete.®>° Dieser Generation
sind die zu Beginn des 1. Weltkriegs auf Vorkriegsniveau eingefrorenen Mietzinse zuzuordnen.
Nur in Osterreich gelten diese weitgreifenden Regelungen fiir sehr alte Mietvertrige verein-
zelt noch heute.

Die zweite bzw. dritte Generation von Mieterhéhungsmechanismen umfasst neben Rege-
lungen Uber jahrliche Mieterhdhungen, auch das Vermieter-Mieter-Verhaltnis im Allgemeinen

betreffende Regelungen.®>® Diese charakterisiert, dass sie Mieterhéhungen nur wahrend,

955 Arnott, Rent Control, S. 91.

956 Arnott, Rent Control, S. 91.
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nicht jedoch zwischen zwei Mietverhéltnissen regulieren.®” Abweichend zur ersten Genera-
tion untersagen die Regelungen Mieterhéhungen nicht vollstandig. Der Vermieter kann den
Mietzins sowohl an einen Index koppeln als auch einen Staffelmietzins vereinbaren oder sich
mit dem Mieter auf eine Erhhung einigen. Gesetzliche Mieterhohungsmechanismen spiegeln
das wohl Gibergreifend anerkannte Interesse der Vermieter wider, den Mietzins in Abhangig-
keit zur Laufzeit des Mietverhaltnisses an gednderte Marktlagen moderat anzupassen. Zudem
scheint Konsens darliber zu bestehen, dass ein zu starker Eingriff in die Gestaltung des Miet-
zinses auf dem privaten Mietsektor Investitionen in den Mietsektor negativ beeinflussen
kdnnte.

Der wohl nicht ganzlich abzustreitende Einfluss von Mietzinsregulierung auf die Motiva-
tion als privater Vermieter aufzutreten, fihrte bisher nicht zu einheitlichen Mieterh6hungs-
mechanismen:

Deutschland flihrte wegen nur beschrankt zuldssiger vermieterseitiger Kiindigungen das
Recht zur Anhebung des Mietzinses bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete ein.®>® Mieterhhun-
gen sind wadhrend eines Zeitraumes von drei Jahren grundsatzlich auf 20 % begrenzt. Die
Schwierigkeiten bei der Bestimmung der ortsiblichen Vergleichsmiete konnen die Vertrags-
parteien umgehen, indem sie einen Staffel- oder Indexmietvertrag schlieRen.%>°

In Osterreich steht es den Parteien frei, jegliche Art von Mieterhéhungsmechanismen zu
vereinbaren. Der zuldssige Mietzins hdngt davon ab, inwieweit das MRG und das WGG an-
wendbar sind. Im Vollanwendungsbereich des MRG limitiert die Entwicklung des Verbraucher-
preisindex die zuldssige Steigerung des Mietzinses. Im Teilanwendungs- und Vollausnahmebe-
reich des MRG gilt der weit gefasste Rahmen des ABGB. Im Anwendungsbereich des WGG
begrenzt die Kostenmiete den Mietzins. Der Schutz vor vermieterseitigen Kiindigungen vari-
iert ebenfalls stark. Der Kiindigungsschutz ist im Vollausnahmebereich des MRG am schwéchs-
ten ausgepragt. Hier ist zugleich der Mietzins am wenigsten begrenzt.

England und Schottland deregulierten das Mietrecht auf dem privaten Mietsektor Ende
der achtziger Jahre umfassend. Malstab fir die Vereinbarung des Anfangs-/Bestandsmietzin-
ses ist die Marktmiete. Dies gilt in Schottland auch nach Einfliihrung der private residential

tenancy. Auf dem o6ffentlichen und sozialen Mietsektor ist zwischen der alten social rent und

957 Arnott, Rent Control, S. 92.
958 BT-Drs. 13/192, S. 92, Nr. 5116, 5117.

959 BT-Drs. 13/159, S. 93, Nr. 5118.
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der neuen daffordable bzw. reasonable rent sowie der Marktmiete fir Teile des von sozialen
Vermietern angebotenen Wohnraums zu differenzieren. Fir friiher geschlossene Mietver-
trage gilt eine fair rent. Diese legte ein rent officer fest. Sie lag unter der Marktmiete.

Ausgehend vom charakteristischen Merkmal ,,Mieterhohung wahrend eines Mietverhilt-
nisses” fiir die zweite/dritte Generation der Mieterh6hungsmechanismen konnte die 2015 in
Deutschland eingefiihrte Mietpreisbremse eine vierte Generation von Mieterhohungsmecha-
nismen charakterisieren. Diese begrenzt in speziell ausgewiesenen Bereichen den Anfangs-
mietzins auf maximal 10 % (iber der ortsiiblichen Vergleichsmiete. Abweichend vom eingefro-
renen Mietzins ist die Mietpreisbremse deutlich flexibler, was zugleich die Anwendung der
Regelung erschwert. Auch in Osterreich ist der Anfangsmietzins teilweise reguliert. Im Vollan-
wendungsbereich des MRG miissen sich Mietzinse grundsatzlich am Richtwert orientieren.
Hierbei sind Zu- bzw. Abschlage fur ggf. vorhandene wertrelevante Faktoren der konkreten
Wohnung zu bericksichtigen. Dem englischen und schottischen Recht ist ein regulierter An-
fangsmietzins fremd.

Die Entwicklung von der ersten bis zur vierten Generation von Mieterhdhungsmechanis-
men ldsst sich verkirzt als von starr einseitig mieterschiitzend, zu flexibel Mieter- und Vermie-
terinteressen berlicksichtigend beschreiben. Der Grundgedanke scheint zu sein, Mieter vor
unerwarteten und starken Mieterhéhungen zu schiitzen und Vermietern zugleich eine mode-
rate Mieterhéhung zu ermoglichen. Dieser Gedanke fand sich in den untersuchten Rechtsord-
nungen unterschiedlich stark ausgepragt wieder.

Aufgrund der haufig starkeren Verhandlungsposition der Vermieter bedirften diese, so-
fern Giberhaupt keine Mieterh6hungsmechanismen existierten, keine ihre Interessen beriick-
sichtigende gesetzliche Regelungen. Erst dadurch, dass der Gesetzgeber Uberhaupt in das
Mietverhaltnis eingreift, diirfte auch flir Vermieter ein Schutzbediirfnis entstehen. Mieter sind
aufgrund ihrer vielfach schwacheren Verhandlungsposition eher auf schiitzende Regelungen
angewiesen. Alle Mieterhohungsmechanismen dienen folglich vorrangig dem Mieterschutz.
Die von Generation zu Generation flexiblere Gestaltung versucht das durch die Einfihrung von
einseitig mieterschiitzenden Regelungen geschaffene Ungleichgewicht zugunsten der Vermie-
ter wieder auszugleichen. Ziel sollte ein ausbalanciertes, die Vertragsparitat (wieder-)herstel-
lendes Regelungskonstrukt sein.

Die Rechtsordnungen der vier untersuchten Lander unterscheiden zwischen unterschied-

lichen Mietsektoren:
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D.1.5.1 Private (preisfreier) Mietsektoren

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? ja nein nein ja/nein

Nur in Deutschland gelten auf dem preisfreien/privaten Mietsektor einheitliche Regelun-
gen. Unabhangig vom Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses ist das Mietrecht nach dem BGB
in seiner jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Dieses bildet den bei Vertragsabschluss und
wahrend der Dauer des Mietvertrags zu beachtenden gesetzlichen Rahmen. Innerhalb dieses
Rahmens kdnnen die Vertragsparteien unbefristete oder befristete Mietvertrage schliel3en,
eine Indexkopplung oder staffelweise Erhéhung des Mietzinses oder auch keine ausdriickliche
Regelung iber Mieterh6hungen vereinbaren. Vereinbaren sie vertraglich keinen Mieterho-
hungsmechanismus, gilt der gesetzliche Mieterhohungsmechanismus. Der Vermieter kann
den Mietzins bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete anheben.

In Osterreich gelten die jeweils zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses anwendbaren
Mieterhéhungsmechanismen wahrend der gesamten Laufzeit des Mietvertrags fort. Unab-
hédngig von den unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen, sind Mieterhéhungen nur bei ver-
traglicher Vereinbarung zulassig. Die Parteien kdnnen den konkreten Mieterhéhungsmecha-
nismus frei wahlen. Die HOhe des Mietzinses ist nur im Vollanwendungsbereich des MRG limi-
tiert.

In England ist der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maRgeblich fiir das zu beachtende
Regelungssystem. Die rechtliche Position des Mieters verschlechterte sich von der regulated
tenancy, mit einer fair rent, Giber die (fully) assured tenancy mit einer Marktmiete und umfas-
sendem Kiindigungsschutz zur assured shorthold tenancy mit Marktmiete und ohne Kiindi-
gungsschutz kontinuierlich. Mietvertrage haben grundsatzlich eine Initiallaufzeit. Innerhalb
dieser Initiallaufzeit gelten die vertraglichen Mieterhohungsmechanismen. An die vertragliche
Initiallaufzeit schlie3t sich eine gesetzliche Laufzeit an. Innerhalb dieser gelten die gesetzlichen
Mieterhéhungsmechanismen.

In Schottland gilt fiir Altvertrage das zur englischen Rechtslage Gesagte. Der Private Hou-
sing (Tenancies) (Scotland) Act 2016 leitete ab dem 01.12.2017 die Vereinheitlichung der Miet-
vertragsarten auf dem privaten Mietsektor ein. Alle auf diesem Mietsektor geschlossenen
Neuvertrage sind private residential tenancies. Hierdurch vereinheitlichen sich die Mieterh6-

hungsmechanismen auf dem privaten Mietsektor sukzessive. Die private residential tenancy
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differenziert nicht zwischen vertraglicher und gesetzlicher Periode. Wahrend der gesamten
Vertragslaufzeit gilt der gesetzliche Mieterhohungsmechanismus. In ausgewiesenen rent pres-
sure zones ist der Bestandsmietzins ausnahmsweise reguliert. Der Anfangsmietzins ist nicht

limitiert.

D.I.5.1.1 Anfangsmietzinse

Kriterium D 0 E S

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? | ja ja nein nein

(ja*®°) | (ja)

Regelungen zur Begrenzung des Anfangsmietzinses existieren nur in Deutschland und Os-
terreich. Diese weichen in ihrer voneinander ab. In England und Schottland war fur regulated
tenancies der Anfangsmietzins auf eine fair rent begrenzt. Auch wenn diese Mietvertragsart
flr Neuvertrage nicht mehr gilt, stellt diese Arbeit die Regelung dar, um durch Unterschiede
zu den Regelungen in Deutschland und Osterreich moglicherweise best und bad practices
identifizieren zu kdnnen. Darliber hinaus begrenzen in allen untersuchten Landern allgemeine
Beschrdankungen den Anfangs-/Bestandmietzins. Hiernach dirfen Mietzinse 20-100 % Uber
dem gewdhnlich vereinbarten Mietzins liegen, bevor die allgemeinen zivilrechtlichen oder
strafrechtlichen Verbote eingreifen. Existieren ausschlieflich diese allgemeinen Begrenzun-

gen, wurde dies in der vorstehenden Matrix als nicht vorhandene (spezielle) Regulierungen

vermerkt.
Kriterium: Rechtssicherheit D (o] E S
Ist der sachliche Anwendungsbereich adaquat? 1 0 (0) (0)

Auf dem privaten Mietsektor gilt Privatautonomie. Fiir die potentiellen Mietvertragspar-
teien besteht (grundsatzlich) kein Kontrahierungszwang. Ob und zu welchen Konditionen sie
einen Mietvertrag abschlieBen, entscheiden sie. Hierbei stehen sich die Interessen des Ver-
mieters an einem hohen Gewinn und des Mieters an einem moglichst geringen Mietzins i.d.R.
diametral gegeniiber. Grundsatzlich sollten die Vertragsparteien die Konditionen entspre-

chend der Marktsituation frei aushandeln dirfen. Verschieben sich die Marktverhaltnisse je-

960 Die Darstellung in den Klammern bezieht sich im Weiteren auf eine fiir Neuvertrdge nicht mehr anwendbare
Altregelung.
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doch einseitig zulasten einer Partei, etwa durch ein knappes Wohnungsangebot in Ballungs-
gebieten, gewinnt das berechtigte Schutzinteresse des Mieters vor willkirlich hohen Anfangs-
mietzinsen so stark an Gewicht, dass eine Regulierung zielflihrend sein kdnnte.

Fiir viele Mietwohnungen in Deutschland und Osterreich ist der Anfangsmietzins nicht spe-
zifisch reguliert. Die jeweils existierenden mietrechtlichen Regulierungen unterscheiden sich
in ihren sachlichen Anwendungsbereichen:

In Deutschland ist der Anfangsmietzins grundsatzlich nicht reguliert. Die Mietpreisbremse
knlipft an die beschriebene Interessenlage bei sich verschiebenden Marktverhéltnissen an. Sie
gilt nur in ausgewiesenen Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt, in denen die Versor-
gung der Bevolkerung mit Mietwohnungen besonders gefdhrdet ist. Unabhangig vom Miet-
sektor oder sonstigen wohnungs- oder vermieterbezogenen Kriterien bezieht sie grundsatz-
lich jede Wohnung des Gebiets ein. Allerdings gilt die Mietpreisbremse fiir erstmals nach dem
01.10.2014 genutzte und vermietete Wohnungen oder nach diesem Zeitpunkt umfassend mo-
dernisierte Wohnungen nicht. Dadurch verkleinert sich der Anwendungsbereich der Miet-
preisbremse sukzessive, je mehr Wohnungen Vermieter (ggf. nach Abriss alter) neu errichten
oder modernisieren. In eine Verbesserung der Regelung sollte dieser Anwendungsbereich ein-
flieBen.

Ein sachlicher Bezug auf die dargestellte Interessenlage ist in Osterreich nicht erkennbar.
Vielmehr hangt die Regulierung des Anfangsmietzinses ausschlieBlich vom anwendbaren
Mietrechtssystem ab. Dieses hat keinen erkennbaren Bezug zu den aktuellen Marktverhalt-
nissen. Die Anwendbarkeit richtet sich allein nach objektbezogenen Kriterien wie Baujahr,
Zeitpunkt der Baugenehmigung, Lage und dem daraus resultierenden Umfang der Anwend-
barkeit des MRG. Die Regelung behandelt Mietverhaltnisse im Vollanwendungs-, Teilanwen-
dungs- und Vollausnahmebereich ungleich. Ein sachlicher Grund fiir diese Ungleichbehand-
lung von vergleichbarem Wohnraum im selben Gebiet konnte nicht identifiziert werden. Die
Differenzierungskriterien erscheinen willkiirlich und nicht marktbezogen.

Einen Bezug zu den aktuellen Marktverhaltnissen wurde auch fir die Regulierung in Eng-
land und Schottland im Rahmen der regulated tenancy nicht erkannt. Sie galt unabhangig von

der aktuellen Marktsituation fiir alle durch private Vermieter geschlossene Mietvertrage.

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Bieten die Regelungen die erforderliche Flexibilitat? | 1 0 (0) (0)

(Modernisierung, Neubau)
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Die deutsche und die Osterreichische Losung sind unterschiedlich flexibel. Die Mietpreis-
bremse ist auch in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt nicht ausnahmslos anwend-
bar. Die Ausnahmen betreffen neu geschaffenen und umfassend modernisierten Wohnraum.
Diese konnten die beiderseitigen Interessen berlcksichtigen. Der Vermieter/die Investoren
sollen Investitionsanreize erhalten, sodass Mietern potentiell mehr Wohnungen und eine ho-
here Wohnqualitat zur Verfligung stehen. Allerdings bestehen gerade in Ballungsgebieten oh-
nehin bereits hohe Anreize fiir Investoren. Die Privilegierung von Neubauten und Modernisie-
rungsmaBnahmen dirfte dazu flihren, dass der Mietzins in diesen Gebieten weiter steigt. Die
steigende Qualitat der Wohneinheiten ist grundsatzlich auch fir Mieter vorteilhaft. Dies gilt,
solange steigende Mietzinse sie nicht zwingen, sich giinstigere Wohnungen zu suchen. Vor
diesem Hintergrund wird es als kritisch betrachtet, umfassend modernisierte oder neuge-
baute Wohnungen ausnahmslos aus dem Anwendungsbereich der Mietpreisbremse heraus-
zunehmen. Bei den Empfehlungen fiir die Verbesserung des deutschen Rechts sollte beriick-
sichtigt werden, ob und wie geeignete Riickausnahmen verhindern kénnten, dass Vermieter
eine gesellschaftlich und politisch unerwiinschte Gentrifizierung férdern, zugleich aber An-
reize zur umfassenden Modernisierung von vorhandenem und der Schaffung neuen Wohn-
raums bestehen bleiben.

In Deutschland und Osterreich kénnte die Frage der Gentrifizierung deswegen besonders
akut sein, weil die Mietpreisbremse nicht fiir neu errichteten erstmals nach dem 01.10.2014
genutzten Wohnraum gilt und vornehmlich Altbauwohnungen in den Vollanwendungsbereich
des MRG fallen (Baubewilligung bis zum 08.05.1945 bzw. bis zum 30.06.1953 (sofern ohne
Wohnbauforderung errichtet)). Um der Regulierung des Anfangsmietzinses zu entgehen, be-
stehen fir Investoren daher in beiden Landern Anreize, Altbauten in beliebten Wohnlagen

abzureiflen und stattdessen Neubauten zu errichten.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- | 3 1 (3) (3)

standlich)) - Er6ffnung des Anwendungsbereichs

Flir Mieter in Deutschland ist transparent, ob sich eine Wohnung in einem ausgewiesenen
Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt befindet und die Mietpreisbremse gilt. Die jewei-
ligen Landesregierungen weisen Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt fur die Dauer
von finf Jahren durch Rechtsverordnung aus. Diese Rechtsverordnungen sind online einseh-

bar.
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Demgegeniiber ist fiir Mieter in Osterreich nicht transparent, ob eine Wohnung in den
Vollanwendungsbereich des MRG fallt und ob der Anfangsmietzins reguliert ist. Von der wi-
derlegbaren Vermutung fiir den Vollanwendungsbereich des MRG diirften Neumieter, die
nicht direkt in einen Rechtsstreit mit dem neuen Vermieter eintreten wollen, vor bzw. bei
Mietvertragsabschluss kaum profitieren. Die Mieter sind auf die korrekte Beurteilung durch
den Vermieter angewiesen.

In England und Schottland galt die Regelung einheitlich fir alle Mietvertragsabschliisse auf

dem privaten Mietsektor. Der Anwendungsbereich war verstandlich und transparent.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- |1 1 (1) (1)

standlich) - Anwendung

Sowohl in Deutschland als auch in Osterreich verursachen die Definitionen und die Bestim-
mung des zuldssigen Anfangsmietzinses erhebliche Unsicherheiten. Ubereinstimmend verglei-
chen die Rechtsordnungen die zu beurteilende Wohnung mit einer Referenzwohnung, um den
zulassigen Mietzins objektiviert zu bestimmen.

Bei anwendbarer Mietpreisbremse darf der Anfangsmietzins die ortstibliche Vergleichs-
miete um maximal 10 % Ubersteigen. Der Ausgangspunkt fiir den Anfangsmietzins ist daher
die ortsibliche Vergleichsmiete. Der Vergleich bericksichtigt Wohnungen, die in fiinf gesetz-
lich festgelegten Wohnwertmerkmalen (Art, GroRe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage)
Uberwiegend libereinstimmen. Malgeblich ist der fir diese Wohnungen innerhalb der letzten
sechs Jahre durchschnittlich vereinbarte Mietzins. Schwierigkeiten bereitet die objektive Be-
wertung der funf gesetzlich willkiirlich festgelegten Wohnwertmerkmale. Zum einen bendtigt
der Vermieter Informationen lber vergleichbaren Wohnraum. Die Bezugnahme auf vergleich-
baren Wohnraum muss mindestens drei Wohnungen bericksichtigen. In den Stadten mit
Mietspiegeln verringert sich der Mangel an Informationen. Zum anderen bringen Kritiker ge-
gen Mietspiegel vor, dass diese den Vermieter dazu verleiten kdnnten, den Mietzins auf den
maximal zuldssigen Mietzins anzuheben und dass diese deswegen zu starker steigenden Miet-
zinsen beitriigen. Selbst wenn ein Vermieter Giber entsprechende Informationen zu moglichen
Vergleichswohnungen verfiigt, ist die Frage ungeklart, inwiefern Wohnungen (noch) vergleich-
bar sind, die in einer anderen Etage desselben Hauses liegen, einen anderen Zuschnitt, eine
Fensterseite in Richtung Norden, leicht abweichende Quadratmeterzahlen oder eine neue Ein-

baukiliche/ein neues Bad haben. Die ermittelte durchschnittliche Vergleichsmiete ist anhand
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von nicht genau vorgegebenen Zu- und Abschlagen fiir die Wohnwertmerkmale zu modifizie-
ren. Ein einheitliches Vorgehen ist weder fiir den Mietspiegel noch fiir die Berticksichtigung
von Wohnwertmerkmalen vorgegeben. Fir Vermieter, die Mietwohnungen in Gebieten mit
unterschiedlichen Mietspiegeln anbieten, bedeutet dies, dass sie sich auf unterschiedliche Be-
rechnungsmethoden einstellen missen. Mieter, die von dem Bereich eines Mietspiegels in
einen anderen ziehen, miissen sich in die Vorgaben des neuen Mietspiegels einarbeiten, wenn
sie Uberprufen wollen, ob der Anfangsmietzins zuldssig ist. Zwar bietet die fragmentarische
Regelung der Begriindungsmoglichkeiten Anreize, neue Begriindungswege zu finden oder be-
nannte Methoden weiterzuentwickeln, diese Mdglichkeit bestiinde jedoch auch, wenn zumin-
dest ein rechtssicheres Standardprocedere existieren wiirde.

Flir den Mieter bestand bisher ein weiteres Problem darin, den ermittelten Anfangsmiet-
zins zu kontrollieren. Er hatte grundsatzlich erst nach Vertragsabschluss einen Anspruch auf
Mitteilung der fur die Beurteilung der Zulassigkeit des vereinbarten Mietzinses maligeblichen
Tatsachen. Da die Mietpreisbremse nicht die gewiinschten Effekte entfaltete, starkte das
Mietrechtsanpassungsgesetz die Kontrollmdglichkeit des Mieters.?¢ Sein Auskunftsanspruch
besteht in bestimmten Konstellationen nunmehr bereits vor Vertragsabschluss. Ob diese
MaBnahme jedoch die erhoffte Wirkung entfaltet, bleibt abzuwarten. Zwar kénnte die Ermitt-
lung des zuldssigen Mietzinses diesen transparenter machen und die Uberpriifungsméglich-
keiten der Mieter starken; interessierte Mieter konnten aber ggf., beispielsweise aufgrund des
knappen Wohnungsangebotes, bereit sein, einen unzuldssig hohen Mietzins zu zahlen.

Das Osterreichische Recht knlpft bei der Ermittlung des Anfangsmietzinses an verschie-
dene Muster-Vergleichswohnungsdefinitionen an. Jeweils sind fiir diverse Ausstattungs-, Ei-
genschafts- und Lagemerkmale Zu- oder Abschldge vorzunehmen. Diese Merkmale sind teil-
weise objektiv bestimmbar (z.B. Vorhandensein eines zweiten Bades oder eines Balkons), viel-
fach aber auch nicht (z.B. Lage mit durchschnittlichen Beeintrachtigungen) oder sonstige Be-
eintrachtigungen (z.B. schlechte Belichtung, enge Bebauung). Die Hohe der konkreten Zu- und
Abschldge ist grundsatzlich nicht normiert. Anders ist dies hinsichtlich des Abschlags in Héhe
von 25 % fiir befristete Mietvertrage. Aufgrund der groBen Anzahl zu beriicksichtigender

Merkmale, der wenig konkreten Regelungen zur Beriicksichtigung und dem Umstand, dass der

961 In Kraft getreten am 01.01.2019.
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Vermieter bericksichtigte Zu- und Abschldge weder begriinden noch diese dem Mieter offen-
legen muss, ist die Hohe des ermittelten Anfangsmietzinses intransparent. Dies flihrt dazu,
dass sich vereinbarte Richtwertmietzinse (im Vollanwendungsbereich des MRG) vielfach nicht
von frei vereinbarten Mietzinsen (im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich des MRG)

unterscheiden.?®?

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 2 2 (0) (0)
teressen? (bezogen auf den Anfangs-/Bestandsmietzins,

Marktorientierung, Qualitat der Wohneinheit)

Wahrend das deutsche Recht einen Zuschlag auf die (bisher) ortsibliche Vergleichsmiete
zulasst, stellt die Osterreichische Regelung den aktuellen Wert der Wohnung und damit den
maximal zuldssigen Anfangsmietzins fest.

Moglicher Erklarungsansatz hierfir kénnte sein, dass die ortsiibliche Vergleichsmiete in
Deutschland keine Durchschnittsmiete der aktuell auf dem Markt zu erzielenden (An-
fangs-)Mietzinse ist. Sie gibt den in den letzten sechs Jahren durchschnittlich vereinbarten
Mietzins wieder. Die Mietzinse bleiben wahrend der Vertragslaufzeit haufig unverandert. Dies
kdnnte eine Anpassung des Anfangsmietzinses an den wahrend dieser Zeit gestiegenen Wert
der Wohnung rechtfertigen. Die Wertsicherung nimmt der Vermieter haufig nur bei Abschluss
eines Neuvertrags vor.

In Osterreich bildet der gesetzliche Richtwert- bzw. Kategoriemietzins den zuldssigen
Hochstbetrag auch fiir Bestandsmietzinse. Die Entwicklung des Mietzinses koppeln die Ver-
tragsparteien Ublicherweise an den Verbraucherpreisindex. Dadurch passt sich der Mietzins
an sich andernde Umstande wahrend der Vertragslaufzeit an. Der Richtwert- bzw. Kategorie-
mietzins bildet somit jederzeit den maximal zuldssigen Mietzins ab. Sofern der bisherige Miet-
zins diesem Maximum entspricht, ist ein weiterer Aufschlag bei Abschluss eines neuen Ver-
trags nicht zuldssig.

Im Gegensatz hierzu diente die fair rent in England und Schottland scheinbar nicht der
Feststellung des objektiven Werts der Wohnung. Vielmehr ist der Mietzins dhnlich wie in Os-
terreich anhand gesetzlich definierter Eigenschaften der Wohnung (Erhaltungszustand, Lage,

Alter und Ausstattung) zu ermitteln. Die aktuelle Angebotssituation auf dem Wohnungsmarkt

962 Rosifka/Postler, Die Praxis des Richtwert-Mietzinssystems, S. 16.
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blieb unberiicksichtigt. Dies flihrte regelmaRig zu Anfangsmietzinsen unterhalb der Markt-
miete. Der Gesetzgeber versuchte nicht, dem Vermieter einen an den Marktverhéltnissen ori-
entierten Mietzins zuzugestehen.

Die unterschiedliche Zielsetzung der Regelungen, also der Versuch einen an den Marktver-
hiltnissen orientierten (Deutschland, Osterreich) bzw. einen die Marktsituation nicht beriick-
sichtigenden (England, Schottland) Mietzins zu ermitteln, konnte den unterschiedlichen histo-
rischen Situationen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Regelungen geschuldet sein:

Der Anwendungsbereich der Mietpreisbremse in Deutschland soll beiderseits bestehende
gerechtfertigte Interessen der Parteien beriicksichtigen und dem Ziel dienen, die gegenlaufi-
gen Interessenlagen (wieder) auszubalancieren. Zum einen gilt sie nur in speziell ausgewiese-
nen Gebieten, zum anderen bericksichtigt sie besondere Interessenlage (z.B. umfassende
Modernisierung, Neubau).

Die Regulierung des Anfangsmietzinses in Osterreich scheinen stark einseitig mieterschiit-
zende Tendenzen zu pragen. Daher ist nachvollziehbar, dass die im Jahr 1982 in Kraft getrete-
nen Regelungen den genauen Wert der Mietsache abzubilden versuchen. Als Nachfolgegesetz
zum MG orientiert sich das MRG an dessen Regelungen. Das MG fror die Mietzinse zeitweise
auf Vorkriegsniveau ein. Mieterhéhungen waren bis zur Einflihrung des MRG nur in Ausnah-
mefallen zuldssig. Insoweit lockerten flachendeckend zugelassene Erhéhungen des Anfangs-
mietzinses die bisherige gesetzliche Regelung.

Die Registrierung von Anfangsmietzinsen im Rahmen von regulated tenancies erfolgte vor
dem Hintergrund erheblichen Wohnungsmangels, drastischer Mieterhéhungen und infolge
der Lockerung restriktiver Gesetze zu Zeiten des 2. Weltkriegs. Sie sollte die als schutzwiirdig
identifizierten Mieter beglinstigen. In Kenntnis dieser Umstdnde erscheint es nachvollziehbar,

warum die Marktverhéltnisse bei der Ermittlung des Mietszinses unberiicksichtigt blieben.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 2 2 (1) (2)
Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz D (o] E S
Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, | 1 0 (0) (0)
erkennbar abweichende praktische Bediirfnisse, Prob-

leme der Dispositivitat)

167



Sowohl die Mietpreisbremse als auch die Regelungen zum Anfangsmietzins im Vollanwen-
dungsbereich des MRG gelten obligatorisch. Dies soll verhindern, dass die Vertragsparteien
von den Regelungen zum Nachteil des Mieters abweichen.

Die letzte Anpassung der Mietpreisbremse spricht dafiir, dass die Mietzinse nicht wie in-
tendiert langsamer ansteigen. Die vorhandenen Regelungen erfillen die Schutzbediirfnisse
der Mieter nicht ausreichend.

Empirische Studien (aus Osterreich) kommen zu dem Ergebnis, dass die Realitét gleichwohl
von den gesetzlichen Vorgaben abweicht. Die Griinde hierfiir diirften die vorbenannten
Schwierigkeiten der Handhabung der gesetzlichen Regelungen in Kombination mit der starke-
ren Verhandlungsposition der Vermieter und noch zu bewertender Probleme bei der Rechts-
durchsetzung sein.%®3

Ein rent officer legte die fair rent einer regulated tenancy in England und Schottland fest,
wenn sich die Parteien nicht bilateral auf einen Anfangsmietzins einigten. Diese formal beste-
hende Mdéglichkeit dirfte potentiellen Mietern wenig Schutz geboten haben, da ein Vermieter
mit einem Mieter, welcher den rent officer anrief, keinen Mietvertrag abzuschliefen brauchte.
Er konnte sich einen zahlungswilligeren Mieter suchen. Im Ergebnis musste ein potentieller
Mieter den geforderten Mietzins also zahlen oder er bekam die Wohnung nicht. Uber die Aus-

wirkungen liegen keine empirischen Daten vor.

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern | 1 2 (0) (0)

angemessen berilicksichtigt?

In Deutschland heben Vermieter die Mietzinse vielfach nur zwischen und nicht wahrend
Mietverhaltnissen an. Sie versuchen sich daher durch hohe Anfangsmietzinse einen guten Er-
trag wahrend des gesamten Mietverhaltnisses zu sichern. Bei Mietverhaltnissen mit kurzer
Vertragslaufzeit bedingt dies eher hohe, bei langfristigen Mietverhaltnissen im Durchschnitt
niedrigere Bestandsmieten. Die Differenz zwischen niedriger alter Bestandsmiete und Markt-
wert kann der Vermieter bei Neuvermietung schlieRen. Dies konnte Bestandsmieter zulasten

von Neumietern bevorzugen. Die verzégerte Anpassung des Mietzinses bei Bestandsvertragen

963 Voigtlander/Deschermeier/Seipelt, Evaluation der Mietpreisbremse, S. 19; Rosifka/Postler, Die Praxis des
Richtwert-Mietzinssystems, S. 35ff; Die Rechtsschutzmaoglichkeiten gegen einen unzulassig hohen Anfangs-
mietzins werden zusammen mit den Rechtsschutzmdoglichkeiten gegen eine Erhéhung des Bestandsmiet-
zinses bewertet.
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und die damit einhergehenden niedrigen Mietzinse konnten Mieter dazu veranlassen, Woh-
nungen seltener zu wechseln.®®* Dies kdnnte ein niedrigeres Wohnungsangebot bedingen.%>
Das verknappte Wohnungsangebot dirfte unter anderem zu potentiell hoheren Anfangsmiet-
zinsen beitragen.

Die in Osterreich praktizierte fortgeschriebene Wertsicherung bedingt dhnliche Anfangs-
und Bestandsmietzinse. Der Ausgleich der Interessen der unterschiedlichen Mietergruppen

dirfte daher eng mit den Mieterhéhungsmechanismen fiir den Bestandsmietzins verknlpft

sein.

D.1.5.1.2 Bestandsmietzinse — Gewinnmaximierung

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? | ja Ja/nein Ja ja

Die nationalstaatlichen Regelungen unterscheiden sich darin, ob ein gesetzlicher Mieter-
héhungsmechanismus existiert und wann dieser gilt. In Osterreich gibt es keinen gesetzlichen
Mieterhéhungsmechanismus, allerdings ist im Vollanwendungsbereich des MRG die Hohe ver-

traglicher Mieterh6hungen indexorientiert limitiert.

Kriterium D 0 E S

Ist der sachliche Anwendungsbereich adaquat? 3 0 0 2

Das deutsche Mietrecht normiert einen flaichendeckenden gesetzlichen Mieterhéhungs-
mechanismus. Dies erscheint addaquat. Den Mieterhéhungsmechanismus fiihrte der Gesetz-
geber mit Abschaffung der Anderungskiindigung ein. Wohnraummietvertrige sind in Deutsch-
land grundsatzlich unbefristet. Der Vermieter darf nur wegen eines der abschlieBend normier-
ten Griinde kindigen. Regelmalig ergeben sich langfristige Mietverhaltnisse. Die Erh6hung
des Mietzinses bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete diirfte sich am Interesse des Vermieters
orientieren, den Mietzins an veranderte Verhdltnisse des Wohnungsmarktes anzupassen.
Mieter diirften hingegen grundsétzlich ein Interesse an einem moglichst niedrigen Mietzins
haben. Gleichwohl liefe es auch ihrem Interesse zuwider, wenn dem Mietsektor aufgrund
mangelnder Profitabilitdit Wohnraum entzogen, dieser nicht instandgehalten oder kein neuer

Wohnraum geschaffen wiirde. Mieter diirften daher ein Interesse daran haben, vor willkiirlich

964 BT-Drs. 13/159, S. 94, Nr. 5125.

965 BT-Drs. 13/159, S. 94, Nr. 5125.
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hoch festgesetzten Mietzinsen geschiitzt zu werden, nicht jedoch, dass der Vermieter durch
einen unprofitablen Ertrag seinen Anreiz zur Vermietung verliert. Zwar kdnnte dem Interesse
des Vermieters auch ein vertraglich vereinbarter Mechanismus entsprechen, allerdings
konnte ein solcher zu Streitigkeiten bei Vertragsabschluss und wahrend des Vertragsverhalt-
nisses fiihren. Uberdies kénnte die stirkere Vertragspartei sich bevorzugende Regelungen
durchsetzen. Ein effektiver gesetzlicher Mieterhohungsmechanismus diirfte es beiden Miet-
vertragsparteien erleichtern, zu beurteilen, ob eine Mieterhéhung zulassig ist und zugleich
den vertraglichen Regelungsbedarf reduzieren. Zudem kdnnte ein gesetzlicher Mechanismus
zu Planungs- und Rechtssicherheit beitragen.

Nicht addquat erscheint die Regelung in Osterreich. Es mangelt an einem einheitlichen,
flichendeckenden und gesetzlichen Mieterhdhungsmechanismus. Im Vollanwendungsbe-
reich des MRG kompensiert dies zum Teil der an den Verbraucherpreisindex gekoppelte Miet-
zins. Der Vermieter darf den Mietzins bei ansteigendem Verbraucherpreisindex nur erhéhen,
wenn die Vertragsparteien dies vertraglich vereinbaren. Der auf diese Weise limitierte Miet-
zins dirfte vertraglichen Mieterhéhungsmechanismen wenig Gestaltungsspielraum bieten.
Vertraglich vereinbarte, nicht an den Verbraucherpreisindex gekoppelte Mieterhéhungsme-
chanismen, kénnten zu unzuldssig hohen Mietzinsen wahrend des Mietverhaltnisses fihren.
Aus dem nicht geregelten gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismus ergibt sich folglich nur
theoretisch mehr Freiheit bei der Vertragsgestaltung. Deswegen koppelt der Vertrag den
Mietzins Ublicherweise an die Entwicklung des Verbraucherpreisindex. Es erscheint wenig
konsequent, dass dieser Mieterhéhungsmechanismus nicht ipso iure gilt. Der anhand des Ver-
braucherpreisindex limitierte Mietzins vereinheitlicht auch ohne einen konkreten Mieterho-
hungsmechanismus faktisch die Regelungen und tragt zur Rechtssicherheit im Vollanwen-
dungsbereich des MRG bei. Fiir dem Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich des MRG un-
terliegende Mietverhaltnisse gilt hingegen weder ein gesetzlicher Mieterhéhungsmechanis-
mus, noch ist der Mietzins spezifisch mietrechtlich limitiert. In Verbindung mit befristeten Ver-
tragen im Teilanwendungsbereich und dem fehlenden Kiindigungsschutz im Vollausnahmebe-
reich stehen die Mieter den Mietzinsforderungen des Vermieters vielfach schutzlos gegeniiber.
Der nur im Vollanwendungsbereich begrenzte Mietzins ermoglicht keinen angemessenen und

flachendeckenden Ausgleich der gegenlaufigen Parteiinteressen.
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In England und fiir Altvertrage in Schottland (assured tenancy) gilt formal betrachtet ein
adaquater flachendeckender Anwendungsbereich des gesetzlichen Mieterhohungsmechanis-
mus. Naher betrachtet zeigen sich Schwachen. Nach kontinentaleuropdischem Rechtsver-
standnis differenziert dieser in sachlich nicht nachvollziehbarer Weise zwischen vertraglicher
und gesetzlicher Laufzeit des Mietvertrags. In England endet die vertragliche Laufzeit mit Ab-
lauf der vereinbarten Initiallaufzeit des Mietvertrags. In Schottland hatte es der Vermieter
selbst in der Hand, das vertragliche Mietverhaltnis durch Kiindigung in ein gesetzliches Miet-
verhéltnis umzuwandeln und so dem gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismus zur Geltung
zu verhelfen. An einem gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismus dirfte grundsatzlich des-
wegen kein praktisches Interesse bestehen, weil die Initiallaufzeit sechs Monate oftmals nicht
Uberschreitet. Der fehlende Kiindigungsschutz nach Ablauf der Initiallaufzeit wiirde die Wirk-
samkeit des Mieterhhungsmechanismus und der Rechtsschutzmaoglichkeiten bei den meis-
ten Mietvertragen (short assured tenancies und assured shorthold tenancies) konterkarieren.
Der Vermieter kann den Mietvertrag jederzeit willkiirlich kiindigen und so den Abschluss eines
neuen Vertrags oder die Anpassung des Mietzinses des bestehenden Vertrags andienen. Auch
in einem etwaigen Gerichtsverfahren sind Mieter nicht vor Kiindigungen geschtzt. Ein Miet-
erhohungsmechanismus ist flr diese Vertragsarten deswegen faktisch nicht erforderlich. Ist
der Vertrag hingegen eine (fully) assured tenancy, ist der Mieter vor willkiirlichen Kiindigun-
gen geschiitzt und kann Rechtsschutz suchen. In Bezug auf diese Mietvertragsart erscheint der
gesetzliche Mieterhohungsmechanismus adaquat. Sie macht in England einen Anteil von unter
6 % mit sinkender Tendenz aus.

In Schottland gilt seit Einflhrung der private residential tenancy ein flaichendeckender ge-
setzlicher Mieterhéhungsmechanismus.

Das Risiko einer willkiirlichen Kiindigung besteht auch bei der alten und noch selteneren
regulated tenancy nicht. Vereinbaren die Vertragsparteien keinen vertraglichen Mieterho-
hungsmechanismus und kénnen sie sich wahrend des Mietverhéltnisses nicht auf einen sol-
chen einigen, kann der Vermieter den gesetzlichen Mieterhéhungsmechanismus zur Bestim-
mung einer fair rent nutzen. Auf Antrag ermittelt der rent officer anhand gesetzlich definierter
Eigenschaften der Wohnung (Erhaltungszustand, Lage, Alter und Ausstattung) eine fair rent.
Einen Antrag auf Uberpriifung der fair rent kdnnen die Vertragsparteien alle zwei bzw. drei
Jahre stellen, es sei denn, der Zustand der Wohnung verandert sich zuvor erheblich (wesent-

liche Verbesserungen oder Verschlechterungen).
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Alternativ kénnen die Parteien in allen Ldndern einen Staffel- oder Indexmietvertrag
schliefRen. In Deutschland, England und Schottland koppeln die Vertragsparteien den Mietzins,
im Gegensatz zu Osterreich, nur selten an einen Index. Wie die Regelungen in Osterreich, Eng-
land und Schottland zeigen, ermoglicht ein fehlender Kiindigungsschutz, dass Vermieter Miet-
erhohungen unabhangig von gesetzlichen Mieterhéhungsmechanismen durchsetzen kénnen.
Der Schutz vor willkiirlichen vermieterseitigen Kiindigungen und Begrenzungen der Mietdauer

ist wesentliche Voraussetzung fiir wirksame gesetzliche Mieterhéhungsmechanismen.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver-| 1 2 0 1

sténdlich) - Voraussetzungen

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Besteht flur beide Vertragsparteien ausreichend Pla- | 1 1 0 1

nungssicherheit?

Die Voraussetzungen fir Mieterh6hungserklarungen unterscheiden sich in Deutschland,
England (auBer bei der nicht mehr Gblichen Mietvertragsart regulated tenancy) und Schott-
land nur geringfligig (z.B. gelten unterschiedliche Ankiindigungsfristen oder Falligkeitszeit-
punkte). Einheitlich muss der Mietzins vor schriftlicher Erh6hungsmitteilung einen Zeitraum
von mindestens zwolf Monaten unverandert bestehen. In diesen Rahmen fligt sich die schot-
tische private residential tenancy ein. Die Wartefrist von 12 bzw. 15 Monaten diirfte zum ei-
nen bericksichtigen, dass der Vermieter bei langfristigen Mietvertrdagen die Moglichkeit ha-
ben soll, den Mietzins orientiert an der Marktmiete anzupassen. Zum anderen erhélt der Mie-
ter Planungssicherheit, dass Mieterhohungen nach Mietvertragsabschluss/Anpassung fiir ein
Jahr nicht anfallen.

In Osterreich kann der Vermieter den Mietzins, abhingig vom anzuwendenden Miet-
rechtssystem und Mietzins, entweder abhangig von der Verdnderung des Verbraucherpreis-
index Uber einen Schwellenwert (Kategoriemietzins), nach einem Zweijahresrhythmus (Richt-
wertmietzins) oder in frei verhandelbaren Intervallen (angemessener Mietzins, Teilanwen-
dungs- und Vollausnahmebereich des MRG) anheben.

Diesbeziglich sind sich das deutsche, englische und schottische System dhnlicher als das
deutsche und 0Osterreichische. Ob ein Zeitraum von 12, 15 oder 24 Monaten zum Ausgleich

der gegenlaufigen Interessen vorzugswiirdig ist, dirfte sich aus rechtlicher Perspektive nicht
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abschlieRend beurteilen lassen. Abstrakt betrachtet erscheint es fiir den Vermieter giinstiger,
den Mietzins haufiger anpassen zu konnen. Diese Vermutung kdonnte sich in ihr Gegenteil ver-
kehren, wenn haufigere Anpassungen eine insgesamt niedrigere Steigerung als bei langeren
Intervallen zulassen. Der Zeitraum zwischen moglichen Mieterhohungen ist fiir sich genom-
men nicht aussagekraftig fiir eine Bewertung als best oder bad practice.

Im deutschen und Osterreichischen Recht erfordern die gesetzlichen Mieterhohungsme-
chanismen eine zweiseitige Mieterhohung. In Deutschland bedarf die Mieterhéhung der Zu-
stimmung des Mieters (auf diese besteht bei berechtigtem Verlangen ein Anspruch, der ge-
richtlich durchgesetzt bzw. fingiert werden kann). Im Vollanwendungsbereich des MRG stim-
men die Vertragsparteien, sofern sie eine Indexkopplung vereinbaren zugleich spateren Miet-
erhéhungen zu. Auch im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich ist immer eine vertragli-
che Vereinbarung erforderlich. In England und Schottland kann der Vermieter eine Mieterho-
hung wirksam einseitig mitteilen. Das englische und schottische Recht sprechen nur von einer

notice und erst bei ihrer Abdanderung von ,[...]landlord and the tenant agree on a variation of

the rent which is different from that proposed in the noticel...]” bzw. “Anything specified in a

rent-increase notice in accordance with Art. 22(2)(a) may be modified by agreement between

the landlord and tenant|...]”.%%® Auswirkungen hat die Differenzierung beispielsweise, wenn
der Mieter den neuen Mietzins nicht zahlt. Nach englischem/schottischem Recht wiirde dieser
gleichwohl fallig. Etwas Anderes wirde nur gelten, wenn der Mieter aktiv und rechtzeitig ge-
gen die Mieterhohung vorgeht. Nach deutschem Recht muss der Vermieter eine fehlende Zu-
stimmung gerichtlich einklagen. Andernfalls entfaltet die Mieterhéhung keine Wirkung. Diese
Differenzierung kénnte bedeuten, dass der englische bzw. schottische Gesetzgeber den Inte-
ressen der Vermieter ein groReres Gewicht einrdumt als denen der Mieter. Vermieter kdnnen
den Vertrag (zweiseitiges Rechtsgeschift) einseitig und zum Nachteil der Mieter abandern.
Demgegentiiber erscheint die deutsche/6sterreichische Losung sachgerechter. In der Zustim-
mung der Mieter zur Erhéhung des Mietzinses dirfte auch kein Gberzogener Mieterschutz zu
erblicken sein, da ein Mietvertrag ein zweiseitiges Rechtsgeschaft ist. Die Vertragsparteien

haben den Vertrag zu den bestehenden Konditionen geschlossen. Zu anderen Bedingungen

966 Art. 13 Absatz 4 b) Housing Act 1988; Art. 23 Absatz 1 Private Housing (Tenancies) (Scotland) Act 2016.
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hétten sie sich moglicherweise nicht geeinigt. Will eine Vertragspartei nachtraglich eine Ver-
tragsanderung herbeifiihren, erscheint es konsequent, hierfiir ebenfalls korrespondierende

Willenserklarungen zu fordern.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- | 1 2967 0 1

standlich) — Anwendung

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 2 1 0 1
teressen? (bezogen auf den Anfangs-/Bestandsmietzins,

Marktorientierung, Qualitat der Wohneinheit)

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern | 1 2968 1 2

angemessen berlicksichtigt?

Der deutsche gesetzliche Mieterh6hungsmechanismus ermoglicht es Vermietern, den
Mietzins bis zur ortsuiblichen Vergleichsmiete anzuheben. Will ein Vermieter den Mietzins fir
eine Wohnung erhdhen, die sich nicht in einem Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt
befindet und ist vertraglich kein abweichender Mieterh6hungsmechanismus vereinbart, muss
er sich spatestens zu diesem Zeitpunkt mit der ortsiiblichen Vergleichsmiete auseinanderset-
zen. Hat der Vermieter den Anfangsmietzins anhand der ortsiiblichen Vergleichsmiete ermit-
telt, sind die bereits festgestellten Wohnwertmerkmale der Wohnung maRgeblich. Die
Schwierigkeiten bei der Bestimmung der ortsiiblichen Vergleichsmiete wurden bereits im Rah-
men der Bestimmung des Anfangsmietzinses dargestellt. In Gebieten mit angespanntem Woh-
nungsmarkt konnen die Landesregierungen die Kappungsgrenze flir Mieterhohungen binnen
drei Jahren von 20 % auf 15 % herabsetzen. Dies sind die Gebiete, in denen die Mietpreis-
bremse gilt. Es gelten obige Ausfiihrungen. Obwohl die Gebietsdefinitionen identisch sind,
missen die Landesregierungen Gebiete, in denen die Mietpreisbremse und solche, in denen
die niedrigere Kappungsgrenze gelten soll, gesondert festlegen. Die meisten Bundesléander ha-

ben eine Mietpreisbremsen-Verordnung und eine Kappungsgrenzen-Verordnung erlassen.

967 Dieser Bewertung liegen ausschlieRlich die Regelungen im Vollanwendungsbereich des MRG zugrunde.

968 Dieser Bewertung liegen ausschlieBlich die Regelungen im Vollanwendungsbereich des MRG zugrunde.
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Die Antwort auf die Frage, ob eine Erhdhung des Mietzinses bis zur ortsiiblichen Ver-
gleichsmiete den Parteiinteressen entspricht, kann von der Bewertung im Rahmen des An-
fangsmietzinses abweichen. Bei Anwendung der Mietpreisbremse auf den Anfangsmietzins ist
ein Zuschlag von 10 % auf die ortslibliche Vergleichsmiete zuldssig. Hingegen darf der Vermie-
ter den Bestandsmietzins nur bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete anheben. Da die ortstibli-
che Vergleichsmiete keine Marktmiete ist, sondern die Mietvertragsabschliisse der vergange-
nen sechs Jahre abbildet, bleibt der Bestandsmietzins auBer bei sinkenden Mietzinsen hinter
der aktuellen Marktmiete zurlick. Bei Neuabschlissen kann der Vermieter daher einen hohe-
ren Mietzins erzielen. Fordert der Vermieter den anfanglich zugelassenen Zuschlag von 10 %
in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt und verlangt er in sonstigen Gebieten eine
Marktmiete, flihrt das dazu, dass er den Mietzins fiir einen langeren Zeitraum, namlich bis er
unter die ortslibliche Vergleichsmiete fillt, nicht anheben kann. Auch wenn er den Mietzins
anheben darf, gilt dies nur bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete. Diese gesetzliche Regelung
privilegiert Bestandsmieter und diirfte dazu beitragen, dass diese seltener umziehen. Im Um-
kehrschluss dirfte diese Regelung langfristige und stabile Mietverhaltnisse fordern. Fir den
Vermieter erhéht sich dadurch die Planungssicherheit und die Transaktionskosten sinken. Zu-
lasten potentieller Neumieter diirfte sich jedoch das Wohnungsangebot verknappen. Dies
konnte seinerseits steigende Anfangsmietzinse beglinstigen. Die Mietpreisbremse schiitzt die
Neumieter nur eingeschrankt und in speziell ausgewiesenen Gebieten. Wahrend ein Mieter-
schutz gegen liberhdhte Mietzinse bislang nur wahrend bestehender Mietverhdltnisse be-
stand, schiitzt die Mietpreisbremse erstmals Neumieter.

In Osterreich ist jede dem Vollanwendungsbereich des MRG zuzuordnende Wohnung an-
hand ihrer spezifischen Wohnwertmerkmale zu bewerten. Der sich hieraus ergebende An-
fangsmietzins schreibt sich bei Kopplung an den Verbraucherpreisindex fort. Dies ermoglicht
einen transparenten, rechtssicheren und an der Inflation orientierten Mietzins. Die Regelung
tragt zugleich dazu bei, Unterschiede zwischen Anfangs- und Bestandsmietzins zu nivellieren
und beriicksichtigt die Interessen von Neu- und Bestandsmietern. Allerdings diirfte die Ent-
wicklung i.d.R. deutlich unter der in Deutschland durch die Kappungsgrenze in Héhe von 20 %
in drei Jahren gedeckelten zuldssigen Erhohung des Mietzinses liegen. Mietzinserhéhungen
sind in Deutschland wegen der Risiken bei der Bestimmung der ortsiiblichen Vergleichsmiete,
der tatsachlichen Entwicklung selbiger und des zuséatzlichen Aufwands fir Vermieter unattrak-

tiv. Vielfach passen Vermieter den Mietzins wahrend eines Mietverhaltnisses deswegen nicht
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an. Die indexorientierte Mieterhohung konnte hingegen grundsatzlich eine ausgewogene
Moglichkeit der Wertsicherung bieten. Das vermieterseitige Interesse an Gewinnmaximierung
diirfte sie, wegen der eher miRigen Steigung des Verbraucherpreisindex in der in Osterreich
praktizierten Reinform, nur eingeschrankt bericksichtigen.

Diesen Umstand greifen die englische und schottische Regelung auf und bieten abwei-
chende Losungsansatze. Grundsatzlich beschrankt nur die Marktmiete die Mietzinse von ak-
tuellen Mietvertragsarten. Dies ermoglicht Vermietern groBe Gewinne und ignoriert das
Schutzinteresse der Mieter.

Mit Einfihrung der private residential tenancy anderte sich das in Schottland teilweise. Die
grundsatzlich zuldssige Marktmiete kann in ausgewiesenen Gebieten mit stark steigenden
Mietzinsen limitiert werden. Diese Begrenzung knilipft an die Hohe des Verbraucherindex an
und ermoglicht eine flexible Gestaltung. Dem Verbraucherpreisindex wird ein Prozentpunkt
und eine weitere konkret festzulegende gebietsspezifische Variable hinzuaddiert. Hierdurch
kdnnte auch ein indexgekoppelter Mietzins Vermieterinteressen in groRerem MalSe beriick-
sichtigen. Die Frage, bei welcher Steigerung die gegenseitigen Interessen ausbalanciert sind
und wie hoch folglich die gebietsspezifische Variable festzulegen ist, Iasst auch diese Losungs-
variante unbeantwortet. Bei diesem Vorgehen handelt es sich zudem um keine neuartige Idee.
Bereits nach dem 01.02.1999 registrierte fair rents (reqgulated tenancy), unterliegen einer fort-
geschriebenen Hochstgrenze. Diese errechnet sich aus dem bisher registrierten Mietzins, zu-
zlglich des prozentualen Anstiegs des Verbraucherpreisindex seit diesem Zeitpunkt sowie ei-
ner weiteren Erhéhung um 7,5 % bei der ersten Neuregistrierung nach diesem Zeitpunkt oder
einer Erhohung um 5 % fiir alle nachfolgenden Registrierungen.

Im Wohnraummietrecht sind zwei gebrauchliche Limitierungen des Bestandsmietzinses
vorzufinden: Die mittelbar am Marktgeschehen indexorientierte Kopplung an den Verbrau-
cherpreisindex ggf. zzgl. weiterer Aufschldage und die direkt am Marktgeschehen orientierte
Marktmiete oder ortslibliche Vergleichsmiete. Beide Mechanismen weisen in der Praxis Star-
ken und Schwachen auf, die Soll-Ist-Abweichungen verursachen kdnnen. Eine abstrakte Ent-
scheidung dariiber, welcher Mechanismus die gegenldufigen Interessen besser ausbalanciert,
erscheint nicht moglich. MalRgeblich dirfte die konkrete Ausgestaltung sein.

Ob eine Indexkopplung zielfiihrend ist, erscheint fragwirdig. Die Nachfrage nach Wohn-

raum und damit das Angebots-Nachfrage-Gleichgewicht entwickelt sich im Vergleich zu ande-
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ren Konsumgitern aufgrund des zwingenden Bedarfs an Wohnraum nicht wettbewerbsideal-
typisch. Wahrend die Nachfrage nach einem bestimmten Produkt bei steigendem Preis grund-
satzlich sinkt, gilt dies fur den Bedarf an Mietwohnungen nur eingeschrankt. Die Kopplung an
den Verbraucherpreisindex stellt den Wohnungsmarkt mit den Gbrigen Konsumgiitern gleich.
In den Verbraucherpreisindex flieBt neben der Preisentwicklung einzelner Giiter der Anteil der
Ausgaben gemessen am Haushaltseinkommen als Gewichtungsfaktor ein. Die Kosten fiir den
Wohnraum und die Verbrauchskosten haben i.d.R. einen groRen Anteil an diesen mitberick-
sichtigten Ausgaben. Dies koppelt die Entwicklung der Mietzinse auf dem Wohnungsmarkt an
sich selbst. Aufgrund der GréRe des Anteils dieser Kosten hat die Selbstreferenz ebenso grolRes
Gewicht. Der Index bildet auch die Inflation ab. Vorteil der Indexkopplung diirfte die hieraus
resultierende Transparenz und Praktikabilitat sein. Ist ein Anfangsmietzins vereinbart, kann
der Vermieter diesen einfach und transparent fortschreiben. Das bei Vertragsschluss verein-
barte Aquivalenzverhiltnis bliebe entsprechend der durchschnittlichen Wertentwicklung auf-
rechterhalten. Dass Mietverhaltnisse Dauerschuldverhaltnisse sind, konnte es rechtfertigen,
dass sich das Aquivalent indexorientiert fortschreibt. SchlieBlich kdnnte die Indexkopplung
dazu beitragen, Interessen von Anfangs- und Bestandsmietern auszubalancieren. Indem sich
die Mietzinse dynamisch weiterentwickeln, entsteht zwischen Anfangs- und Bestandsmietzins
mit fortschreitender Dauer eines Mietverhaltnisses keine zum Verweilen in einer Wohnung
trotz Umzugswunsches einladende Differenz (Lock-in-Effekt).

Demgegeniiber erscheint ein wohnungsmarktorientierter Mietzins als Ausgangspunkt
adaquater. Das relevante tatsachliche Marktgeschehen wirde als Orientierung dienen und
nicht willkirlich bestimmte andere Faktoren. Dass Vermieter wahrend des Mietverhaltnisses
jederzeit die Marktmiete durchsetzen kdnnen, stellt sich aus verschiedenen Griinden nicht als
zielfUhrend dar. Zum einen kdnnte dies das urspriinglich vereinbarte Austauschverhaltnis der-
art andern, dass der Mieter den Vertrag zu diesen Bedingungen nicht geschlossen hatte, zum
anderen beriicksichtigt diese Losung einseitig die Vermieterinteressen. Deswegen erscheint
ein modifizierter wohnungsmarktorientierter Mietzins in der Theorie vorzugswirdig. Den lo-
gischen Vorteilen dieser Losung, auch gegeniiber dem indexorientierten Mietzins, stehen je-
doch systemimmanente Nachteile in Praktikabilitat und Transparenz gegentiber. Wahrend es

beim einfachen Marktmietzins den Marktkraften tberlassen bleibt, einen fir beide Vertrags-
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parteien akzeptablen Mittelweg zu finden, definiert der Gesetzgeber diesen Weg bei der mo-
difizierten Wohnungsmarktorientierung willkiirlich. Neben der Limitierung einer zuldssigen

Steigerung erfordert dies ein bisher nicht identifiziertes, praktikables Procedere.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 2 2 0 2
Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz D (o] E S
Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, | 2 1 0 0

erkennbar abweichende praktische Bediirfnisse, Prob-

leme der Dispositivitat)

Ungeachtet der vorstehenden Bedenken und Schwierigkeiten erscheint ein gesetzlicher
Mieterhohungsmechanismus sinnvoll. Ob sich dessen dispositive Regelung nachteiligim Sinne
von Soll-Ist-Abweichungen auswirkt, ldsst sich nicht einheitlich beantworten: Der gesetzliche
Mieterh6hungsmechanismus in Deutschland ist dispositiv. Aufgrund der allgemeinen Ver-
tragsfreiheit konnen die Vertragsparteien ihn durch individuelle Vertragsgestaltungen erset-
zen. Fir Staffel- oder Indexmiete gelten wohnraummietrechtliche Beschrankungen. Dies er-
moglicht flexible Gestaltungen und birgt zugleich Umgehungsrisiken. Aufgrund der verbrau-
cherfreundlichen AGB-Rechtsprechung diirfte die Missbrauchsgefahr eher gering sein.

Soweit der Verbraucherpreisindex in Osterreich Mieterhéhungen begrenzt, gilt dies zwin-
gend. Im Ubrigen existieren keine mietrechtlichen Limitierungen.

In England und Schottland (nur Altvertrage) sind die gesetzlichen Mieterhohungsmecha-
nismen dispositiv. Aufgrund des mangelnden Kiindigungsschutzes kommt dieser Dispositivitat
geringe Bedeutung zu. Vermieter nutzen den gesetzlichen Mieterhohungsmechanismus sel-
ten.

In Schottland ist der gesetzliche Mieterhéhungsmechanismus bei der private residential
tenancy obligatorisch. Dies diirfte zu Rechtssicherheit fiir das formale Mieterhohungsproce-
dere fihren. Zugleich schrankt dieses Vorgehen flexible Vertragsgestaltungen ein. Die Ver-
tragsparteien konnten, selbst bei libereinstimmendem Willen, keine Abweichung vereinbaren.
Dies entspricht auch wenn die Hohe des Mietzinses nicht limitiert ist, eher einer starren, ein-

seitig mieterschiitzenden Regelung vergangener Mieterh6hungsgenerationen.

178



D.1.5.1.3 Bestandsmietzinse — Erhaltungs- und Modernisierungsmafinahmen

Die untersuchten Rechtsordnungen unterscheiden Erhaltungs- und Verbesserungs-/Mo-
dernisierungsmallnahmen. Sie nutzen abweichende Termini und Definitionen. Unter Erhal-
tungsmalnahmen verstehen sie MalRnahmen, die das Mietobjekt im vertraglich vorgesehe-
nen Zustand erhalten oder wieder in diesen versetzen. Verbesserungs-/Modernisierungsmal-

nahmen heben den Zustand der Mietsache an, beispielsweise durch eine energetische Sanie-

rung.
Kriterium: Rechtssicherheit D (o] E S
Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhan- | ja ja/nein nein ja
den?
Ist der sachliche Anwendungsbereich addquat? 2 1 0 2

Wer die Kosten von ErhaltungsmalRnahmen trégt, ist (auRer in England und Schottland be-
zogen auf Altvertrdge) in den untersuchten Landern gesetzlich geregelt. Wahrend die Rege-
lungen in Deutschland und Schottland flichendeckend einheitlich sind, differenziert Oster-
reich zwischen dem Vollanwendungs-, Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich des MRG.
Im ersten Fall existiert eine zwingende Zuordnung, in letzteren Fallen gibt es dispositive Rege-
lungen. Unabhdngig vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses oder dem Baujahr einer Immobilie
haben die Vertragsparteien bei allen Wohnraummietvertragen dieselben Interessen, daher
erscheint eine Ungleichbehandlung anhand dieser Faktoren willkurlich.

Vertrage als zweiseitige Rechtsgeschafte beinhalten komplementare Rechte und Pflichten.
Solange der Mieter zur Zahlung des Mietzinses verpflichtet ist, sollte dies spiegelbildlich auch
fiir die Pflichten des Vermieters gelten. Daher wird nur die einheitlich flachendeckende und
verbindliche vermieterseitige Pflicht, die Kosten von Erhaltungsmallnahmen zu tragen, als
good practice betrachtet. Eine nur teilweise geltende Pflicht kdnnte zu Ungleichbehandlung
von im Wesentlichen gleichen Sachverhalten und somit zu Rechtsunsicherheit fiihren. Fir die
Mietverhaltnisse, fiir welche die Regelungen gelten, wiirde sie zu fairen Verhaltnissen fihren.
Hat der Vermieter keine solche Pflicht, bevorzugt ihn dies einseitig. Er ware zulasten des Mie-

ters davon freigestellt, seine vertraglichen Pflichten zu erfillen.

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S
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Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 2 1 0 1
teressen? (bezogen auf den Anfangs-/Bestandsmietzins,

Marktorientierung, Qualitdt der Wohneinheit)

Diese Einschatzung korrespondiert mit der in Deutschland geltenden Rechtslage, welche
es dem Vermieter untersagt, den Mietzins wegen Erhaltungsmallnahmen anzuheben. Der
Vermieter ist vertraglich verpflichtet, die Mietsache wahrend der gesamten Dauer des Miet-
verhaltnisses im vertraglich geschuldeten Zustand zu erhalten. Die Moglichkeit, die Kosten fur
Schonheitsreparaturen vertraglich auf den Mieter zu libertragen, umgeht diesen Grundsatz
nicht und stellt auch keine verkappte Mietzinserhohung dar. Der Mietzins ist ein periodisch
gezahltes Entgelt flr die Nutzung des Wohnraums. Die Schonheitsreparaturklausel flihrt nicht
zur Anhebung des periodischen Entgelts. Schonheitsreparaturen sind vom Mieter nur im ver-
einbarten Umfang auszufiihren. Daher stellt diese Vereinbarung gerade keine nachtragliche
Erhohung des Mietzinses dar, sondern eine bereits im Vertrag angelegte Pflicht des Mieters.

Seit EinfUhrung der private residential tenancy findet sich diese Wertung auch im schotti-
schen Recht. Verantwortlich fiir die Durchfiihrung von ErhaltungsmafRnahmen ist der Vermie-
ter.

Die Regelungen in Osterreich diirften grundsitzlich dieselbe Wertungsentscheidung wi-
derspiegeln. Im Vollanwendungsbereich des MRG weitet der dynamische Erhaltungsbegriff
die Verantwortlichkeit fiir ErhaltungsmaRBnahmen sogar deutlich aus. Der Vermieter schuldet
nicht nur den vertraglich vereinbarten Erhaltungszustand, sondern den jeweils ortsiiblichen
Standard. Unter den Gsterreichischen Erhaltungsbegriff konnen daher auch Verbesserungs-
maRknahmen fallen. Diese Ausweitung der Verantwortlichkeit des Vermieters relativiert sich
durch die Moglichkeit, Gber die Mietzinsreserve hinausgehende Kosten als befristete Miet-
zinserhohungen geltend zu machen. Anders als in Deutschland kann der Vermieter auf diese
Weise auch Kosten fir ErhaltungsmalBnahmen an den Mieter weitergeben. Dieser muss den
Vermieter bei der Erfiillung seiner vertraglichen Pflicht unterstitzen. Ein noch starkerer Ein-
griff in die vertraglichen Rechte und Pflichten ist im Rahmen des Teilanwendungs- und Voll-
ausnahmebereichs des MRG moglich. Die Regelungen liber die gesetzliche Kostentragung fur
ErhaltungsmaBnahmen sind vollstdndig dispositiv. Dies entspricht im Ergebnis weitestgehend
der englischen Lésung, wonach fiir den Vermieter keine gesetzliche Erhaltungspflicht besteht.
Die osterreichische Losung befreit den Mieter von der Mietzahlungspflicht, wenn die Mietsa-

che wahrend des Mietvertrags ohne seine Schuld seine Brauchbarkeit verliert. Diese Befreiung
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ist nicht im Vorhinein abdingbar. Selbst wenn es bei einem Mietvertrag im Vollausnahmebe-
reich des MRG bei der gesetzlichen Regelung verbleibt, kdnnte der Vermieter jederzeit versu-

chen, den Mietzins durch Anderungskiindigung anzuheben.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 2 2 0 2
Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver-| 1 2 0 1
standlich)
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Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Besteht fir beide Vertragsparteien ausreichend Pla- | 1 1 0 1

nungssicherheit?

Gesetzliche Regelungen kdnnen eine transparente und einheitliche Losung von Lebens-
sachverhalten unterstiitzen. Zugleich schranken zwingende Regelungen die Flexibilitat ein.
Vertragsautonome Vereinbarungen (iber die Verantwortlichkeit von ErhaltungsmaRnahmen
zuzulassen konnte zum Interessenausgleich daher zielfilhrend sein. Voraussetzung hierfir
ware, dass sich diese Zuordnung ausbalanciert auch in den Ubrigen vertraglichen Regelungen
wiederfande. Praktisch zeigt sich jedoch, dass die Verantwortlichkeit flir Erhaltungsmalnah-
men gerade dort dispositiv ist, wo die Mieter mangels Kiindigungsschutzes und deregulierten
Mietzinses ohnehin bereits eine schwache Verhandlungsposition haben. Insofern erscheint
fraglich, ob dispositive Regelungen zu ausbalancierten Vertragsklauseln fihren. Daher wird es
als unangemessen betrachtet, wenn die Verantwortlichkeit fir ErhaltungsmaBnahmen dispo-
sitiv ist. Der Vermieter erhielte bei entsprechender vertraglicher Regelung fiir die Uberlassung
der Wohnung den Mietzins und zugleich einen Anspruch darauf, dass der Mieter diese selbst
in vertragsgemaRem Zustand erhalt. Sachgerecht erscheint es, wenn der Vermieter fur Erhal-
tungsmallnahmen verantwortlich ist. Er setzt sein Eigentum durch Vermietung zur Vermo-
gensmehrung ein. Dann erscheint es nur logisch, dass er den Wohnraum auch im Zustand der
vereinbarten Konditionen erhdlt. Der Vermieter kann etwaige ErhaltungsmaRnahmen lang-
fristig planen. Insbesondere bei befristeten Mietvertragen und Vertragen ohne Kiindigungs-
schutz lieRe sich schwer begriinden, warum Mieter die iber den Mietzins hinausgehenden
Erhaltungskosten tragen sollten.

Ausgehend von diesen Uberlegungen erscheint es konsequent, die Pflicht zur Erhaltung an
den vertraglich geschuldeten Zustand zu koppeln. Die 6sterreichischen Lésungen, wonach ent-
weder ein brauchbarer Zustand oder ein sich dynamisch wandelnder ortsiiblicher Standard zu
erhalten ist, erscheinen willkirlich.

Die Regelung zur Kostentragungspflicht im Zusammenhang mit der dynamischen Erhaltungs-
klausel wird nachfolgend im Rahmen der Bewertung der Verbesserungs-/Modernisierungs-
malRknahmen untersucht. Diese Klausel soll nicht die Erhaltung des Status quo bewirken und

geht damit Gber bloRe ErhaltungsmalRnahmen hinaus.

182



Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhan- | ja ja ja/nein ja
den?

Ist der sachliche Anwendungsbereich addquat? 1 0 0(1) 1(1)

Die Regelungen fir Mieterhohungen wegen ModernisierungsmaRBnahmen weichen inhalt-
lich und vom Regelungsumfang stark voneinander ab.

GemaR der deutschen Regelung lassen sich nur die (iber ohnehin notwendige Erhaltungs-
malknahmen hinausgehenden Kosten einer Modernisierung umlegen. Hierin zeigt sich die ge-
setzgeberische Wertung, dass der Vermieter die Kosten fur ErhaltungsmaBnahmen zu tragen
hat. Diese Kostenverteilung soll er nicht dadurch zulasten des Mieters abandern kénnen, dass
er Modernisierungsmafinahmen durchfihrt, die notwendige ErhaltungsmaRBnahmen umfas-
sen. Modernisierungen betrachtet der Gesetzgeber als erwiinscht. Dies lasst sich beispiels-
weise bei energetischen Modernisierungen mit dem Allgemeinwohlinteresse des Umwelt-
schutzes begriinden.

Gegensatzlich hierzu dirfen Vermieter nach der dsterreichischen Regelung im Vollanwen-
dungsbereich grundsatzlich nur Kosten fiir Erhaltungsarbeiten umlegen. Fir staatlich gefor-
derte Sanierungsmallnahmen besteht eine Ausnahme. Umlagefdhig sind gerade nicht die
durch die Modernisierung zuséatzlich anfallenden, sondern ausschlieRlich die fiir die Erhaltung
sowieso anfallenden Kosten. Gegen die deutsche Regelung liefRe sich anfiihren, dass der Ver-
mieter das Mietobjekt durch Modernisierungsmanahmen willkiirlich in einen tber das ver-
tragliche Soll hinausgehenden Stand versetzen kdnnte, um hierdurch die urspriingliche Ver-
tragsgrundlage zu storen. Durch eine Modernisierung erhoht sich der Wohnstandard, was
grundsatzlich im Interesse des Mieters sein durfte. Allerdings konnte die Umlagemdoglichkeit
zu einem Mietzins fiihren, den der Mieter nicht zu zahlen bereit oder imstande ist. Die deut-
sche Regelung kénnte daher zur Gentrifizierung beitragen. In Osterreich hingegen diirfte fiir
Vermieter kein Anreiz bestehen, staatlich nicht geférderte energetische Modernisierungen
durchzufuhren.

Die Osterreichische dynamische Erhaltungsklausel diirfte nur geringe praktische Relevanz
haben. Der jeweils ortsiibliche Standard andert sich nur langsam. Spéatestens bei Neuvermie-
tung kann der Vermieter einen anhand der gestiegenen Wohnwertmerkmale angepassten

Mietzins fordern. Die dynamische Erhaltungsklausel fihrt daher wohl nicht dazu, dass der Ver-

183



mieter umfangreiche Modernisierungskosten auf den Bestandsmieter umlegt. Sollte die Klau-
sel gleichwohl angewandt werden, diirfte es jedenfalls auch im Interesse des Mieters sein,
dass sich der Wohnstandard entsprechend dem jeweils tblichen Standard erhoht.

Im Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich ist die Kostentragungspflicht fiir Moderni-
sierungsmallnahmen nicht geregelt. Diese kann der Vermieter, wie auch fiir Erhaltungsmalf3-
nahmen, vertraglich oder im Wege der Anderungskiindigung (Vollausnahmebereich des MRG)
auf den Mieter Gbertragen.

Einen anderen Weg gingen sowohl England als auch Schottland mit dem green deal pro-
gramme, welches zwar energetische Sanierungen forderte, jedoch keine Mehrkosten fiir Mie-
ter zulieR.

Die schottische Regelung im Rahmen der private residential tenancy scheint die deutsche

gesetzgeberische Wertung zu teilen. Sie dhnelt der deutschen Regelung.

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 2 1 0 1
teressen? (bezogen auf den Anfangs-/Bestandsmietzins,

Marktorientierung, Qualitdt der Wohneinheit)

Ob die Moglichkeit, Kosten fiir ModernisierungsmaRnahmen auf den Mieter umzulegen
angemessen ist, lasst sich nicht aus dem vertraglichen Kontext heraus beantworten. Diskuta-
bel erscheint die Frage, warum der Vermieter Kosten flr eine Verbesserung seines Eigentums
einem Dritten in Rechnung stellen diirfen soll, wenn er hierdurch die Geschéaftsgrundlage des
Vertrags stort. Mit der Modernisierung steigt der Wohnwert eines Mietobjekts. Bei einer Neu-
vermietung konnte der Vermieter nach der Modernisierung einen héheren Mietzins verlangen.
Bei Objekten mit mehreren Wohneinheiten kénnte fiir ihn das Problem bestehen, dass sich
ModernisierungsmaRnahmen haufig nicht sukzessive, sondern wirtschaftlich sinnvoll nur zeit-
gleich fiir das ganze Objekt ausfiihren lassen. Schliellich konnte es unter Berlicksichtigung von
auBerhalb des Mietvertrags liegenden Interessen, beispielsweise dem politischen Ziel des Um-

weltschutzes, begriindbar sein, jedenfalls bestimmte ModernisierungsmalRnahmen zu privile-

gieren.
Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S
Besteht fur beide Vertragsparteien ausreichend Pla- | 1 1 0 1

nungssicherheit?
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Nachrangig ist die Frage, wie der Gesetzgeber die Privilegierung umsetzt. Vorgefundene
Losungsmoglichkeiten umfassten umlageféhige Kosten fiir Modernisierungsmalinahmen,
staatlich geférderte Modernisierungsmalinahmen sowie Forderprogramme. Abhdngig von
der konkreten Ausgestaltung konnen alle diese Regelungen dem Vermieter Planungssicher-
heit bieten.

Wie die Kostentragung geregelt ist, sagt nichts dariiber aus, in welcher Hohe Kosten um-
lagefahig sein sollten. Dies ist jedoch keine rechtliche, sondern eine politische Wertungsent-
scheidung. Umlagefahige Kosten in Hohe der eingesparten Energiekosten zu deckeln stellt ei-
nen nachvollziehbaren Ansatz dar. Zugleich dirfte der Anreiz Modernisierungsmalinahmen

durchzufiihren fiir Vermieter bei dieser Losung gering sein.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 2 2 0 2
Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz D (o] E S
Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, | 2 10 |0
erkennbar abweichende praktische Bediirfnisse, Prob-

leme der Dispositivitat)

Sind Regelungen zur Geltendmachung von Modernisierungskosten nicht vorhanden, weil
Vermieter sie im Wege der Anderungskiindigung indirekt umlegen kénnen, wird das als ein-

seitig vermieterschiitzend und wenig ausbalancierte Regelung betrachtet.
D.1.5.1.4 Bestandsmietzinse — verbrauchsabhédingige Betriebskosten

Nur das deutsche und dsterreichische Recht differenzieren Warm- und Kaltmiete. Die Kalt-
miete ist das Aquivalent fiir die Nutzung des Mietobjekts. Die Warmmiete umfasst zusatzlich
verbrauchsabhingige Betriebskosten.%®® Dies sind fir die Nutzung des Wohnraums anfallende
Kosten. Anpassungen dieser Betriebskosten sind keine Mieterhéhungen im Sinne einer Ver-
anderung des vertraglichen Austauschverhaltnisses. Der Vermieter reicht die Betrage fiir ver-
brauchsabhédngige Leistungen lediglich an den Dienstleister (z.B. Millabfuhr, Gas-, Stromliefe-
rant 0.a.) weiter. Die Abrechnungsmodalitdten beeinflussen die Ausbalancierung der Parteiin-

teressen daher nicht.

969 Die Moglichkeit zur Umlage sonstiger Nebenkosten untersucht diese Arbeit nicht.
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D.l.5.2 Preisgebundene/Offentliche/Soziale Mietsektoren

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? ja ja ja ja

Die untersuchten Rechtsordnungen weisen Regelungen fiir preisgebundene, 6ffentliche
und soziale Mietsektoren auf. Diese sehen einheitlich einen Mietzins unterhalb des Mietzinses
auf dem preisfreien/privaten Mietsektor vor. Vielfach bildet oder bildete die Kostenmiete die
Obergrenze. Daher ist entweder kein oder nur ein geringer Gewinn zu erwarten. Hieraus lasst
sich ableiten, dass alle Gesetzgeber erkannt haben, dass der private Mietsektor den Bedarf an
Mietwohnungen nicht ausreichend deckt. Hierauf reagierten sie mit kostengiinstigerem, nicht

den freien Marktkraften unterworfenem Wohnraum.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Ist der sachliche Anwendungsbereich adaquat? 2 2 2 2
Kriterium: besondere Mieterschutzregelungen D (o] E S
Bieten die Regelungen Anreize fir private Vermieter auf | 2 0 0 0
dem sozialen Mietsektor zu agieren?

Die Regelungen unterscheiden sich im personlichen und sachlichen Anwendungsbereich.
In Deutschland ist fir die Zuordnung allein eine 6ffentliche Forderung bei der Errichtung des
Wohnraums entscheidend. In allen anderen Ldndern sind personliche Eigenschaften des Ver-
mieters maligeblich. Letztere Alternative bedingt, dass nur soziale und 6ffentliche Vermieter
verglnstigten Wohnraum anbieten, wohingegen in Deutschland auch fiir private Vermieter
Anreize bestehen, befristet kostengebundenen Wohnraum anzubieten. Dieser Umstand
konnte dazu beitragen, den preisgebundenen Mietsektor flexibel und bedarfsorientiert aus-
zurichten. Dass in Deutschland auch private und soziale Vermieter auf dem preisgebundenen
Mietsektor tatig sind, bedeutet nicht zwingend ein groReres Angebot an kostenglinstigem
Wohnraum. Vielmehr scheint der Umstand, dass soziale/6ffentliche Anbieter aufgrund ihrer
personlichen Eigenschaft dauerhaft auf dem gleichnamigen Mietsektor tatig sind, die Grol3e
dieses Sektors zu begiinstigen. In Deutschland werden nur ca. 8 % der Wohnungen auf dem
preisgebundenen Mietsektor, in Osterreich hingegen 60 %, in England 50 % und in Schottland
71 % der Wohnungen auf dem sozialen/6ffentlichen Mietsektor offeriert. Gleichwohl fiihrt

auch die Einordnung nach der personlichen Eigenschaft des Vermieters nicht zwingend zum
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Angebot vieler Wohnungen auf diesem Mietsektor. Zieht sich die 6ffentliche Hand aus dem
Mietgeschaft zuriick, um dieses dem Marktgeschehen zu Uberlassen oder treten keine sozia-
len Vermieter auf, kann dieser Mietsektor einen sehr geringen Anteil ausmachen. In den ver-
gangenen einhundert Jahren schwankte die GrofRe der einzelnen Mietsektoren in allen Lan-
dern. Das Beispiel Deutschland dirfte zeigen, dass eine hohe Regelungsdichte die GréRe des
privaten Mietsektors nicht entscheidend beeinflusst. Im Vergleich zu den Gbrigen Landern fin-
det sich in Deutschland der groRte private Mietsektor sowie andererseits mit groSem Abstand
der kleinste preisgebundene Mietsektor. Da letzterer dazu dient, den nicht ausreichend durch
den privaten Mietsektor gedeckten Bedarf an Mietwohnungen zu befriedigen, kdnnte seine
Grole Riickschliisse auf die Funktionsfahigkeit des privaten Mietsektors zulassen. Viel grof3e-
ren Einfluss scheinen jedoch die politische Ausrichtung und historische Ereignisse zu haben.
Ein groRer oder kleiner preisgebundener/offentlicher/sozialer Mietsektor stellt fur sich ge-
nommen daher weder eine best noch eine bad practice dar. Eine solche Bewertung wiirde
vielmehr die umfassende Betrachtung der rechtlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Zu-
sammenhange erfordern.

Mietverhaltnisse anhand personlicher Eigenschaften des Vermieters einem Mietsektor zu-
zuordnen kdnnte transparenter sein. Flr potentielle Mieter dirfte leicht erkennbar sein, wel-
chem Mietsektor eine Mietwohnung angehort. Ohne durch den Vermieter bereitgestellte In-
formationen kann der Mieter vielfach nicht erkennen, ob und in welcher Forderperiode dieser
eine Forderung in Anspruch genommen hat sowie ob der Preisbindungszeitraum abgelaufen
ist. Gleichwohl ist eine an persdnlichen Eigenschaften orientierte Zuordnung nur dann struk-
turell Gberlegen, wenn die Zuordnung zu einem Mietsektor gleichbedeutend mit einem klar

zugeordneten Mietrechtssystem ist.

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S
Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- |3 1 1 3
standlich)

Die Anzahl der auf den einzelnen Mietsektoren anzuwendenden Regelungssysteme diver-
giert erheblich:

In Deutschland gelten auf dem preisgebundenen Mietsektor einheitliche Regelungen. Sie
unterscheiden zwei Férderperioden. Ist der Anwendungsbereich des preisgebundenen Miet-
sektors eroffnet, ist das anzuwendende Mietrechtssystem transparent. Die Vertragsparteien

haben Rechts- und Planungssicherheit.
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In Osterreich ist zwischen &éffentlichem und sozialem Mietsektor sowie unterschiedlichen
Mietrechtssystemen zu differenzieren. Der soziale Mietsektor untergliedert sich abhangig von
Forderzeitraumen und vorzeitigen Darlehenstilgungen. Auf dem 6ffentlichen Mietsektor gel-
ten formal dieselben Regelungen wie auf dem privaten Mietsektor im Vollanwendungsbereich
des MRG, wahrend soziale Vermieter das WGG zu beachten haben. Die formale Einheitlichkeit
bedeutet jedoch keinen einheitlichen Mieterh6hungsmechanismus.

Im englischen Recht gelten abhangig vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses unterschiedli-
che Mietrechtssysteme und Mieterhohungsmechanismen. Die Zuordnung zu einem Miet-
rechtssystem regelt den anzuwendenden Mietzins nicht abschlieRend. Die untergliederten
Mietsektoren, Mietrechtssysteme bzw. Mieterhohungsmechanismen konterkarieren die
transparentere Zuordnung anhand personlicher Eigenschaften des Vermieters.

Schottland nahert sich dem deutschen System einer von personlichen Eigenschaften des
Vermieters unabhangigen, einheitlichen Mietvertragsart fir den 6ffentlichen/sozialen Miet-
sektor an. Mit Einfuhrung der Scottish secure tenancy wandelten sich auch alle Altvertrage in
diese Mietvertragsart um. Die Mieterhéhungsmechanismen sind fiir alle Vertrage dieselben.
Das schottische Recht nimmt mit der Zuordnung anhand der persdnlichen Eigenschaften des
Vermieters eine gegeniber dem deutschen Recht vereinfachte Zuordnung zu den Mietsekto-
ren vor. Informationspflichten des Vermieters aus (z.B. Uber den Héchstmietzins gemal For-
derzusage) gleichen die in Deutschland fehlende Transparenz aus. Zugleich bezieht die deut-
sche Regelung durch ihren Anwendungsbereich auch private Vermieter flexibel ein. Beide Re-

gelungsmodelle kdnnen zum angemessenen Interessensausgleich beitragen.

Kriterium: Rechtssicherheit D (o] E S
Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- |3 1 1 3
standlich)

Kriterium: Ausbalancierte Regelung D (o] E S
Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 3 2 0 1

teressen unter besonderer Berlicksichtigung des Mieter-
schutzes? (Hohe des Mietzinses, Marktorientierung,

Qualitat der Wohneinheit)

Besteht flur beide Vertragsparteien ausreichend Pla- | 3 2 1

nungssicherheit?
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Alle untersuchten Rechtsordnungen kennen den kostendeckenden Mietzins. Dieser gilt in
Deutschland fiir bis zum 31.12.2001 geférderten Wohnraum, in Osterreich fiir viele Mietver-
trage auf dem sozialen Mietsektor und in England hauptsachlich fir Altvertrage auf dem 6f-
fentlichen Mietsektor (so auch fiir Altvertrage in Schottland, bevor diese umgewandelt wur-
den). Die gesetzlichen Regelungen sehen unterschiedliche Berechnungsmodelle fiir den kos-
tendeckenden Mietzins vor:

Die deutsche Regelung orientiert sich direkt an den tatsachlich durch Errichtung und Un-
terhalt des Wohnraums verursachten Kosten. Hierzu ermittelt sie den Mietzins, zu dem der
Wohnraum wirtschaftlich anzubieten ist. Dieser ergibt sich aus der Durchschnittsmiete der
durch die Forderzusage bewilligten Wirtschaftlichkeitsberechnung. Fehlt eine solche Wirt-
schaftlichkeitsberechnung, berechnet sich der Mietzins anhand der Einzelmieten von in Art,
Ausstattung sowie nach Férderungsjahr und GemeindegréRenklasse vergleichbarem, o6ffent-
lich gefordertem Wohnraum.

Ahnlich beriicksichtigt die Kostenmiete auf dem sozialen Mietsektor in Osterreich die ge-
samten Baukosten.

Im Kontrast hierzu geben die englischen und ehemals schottischen Regelungen einen kom-
plexen, nahezu unverstandlichen Schliissel aus abstrakten GréBen vor, um die social rent zu
berechnen. Dieser weist keinen Bezug zu den tatsachlichen Kosten auf.

Die Kostenmieten in Deutschland, Osterreich und England kénnen Vermieter aus unter-
schiedlichen Griinden anheben.

Der Vermieter darf die Kostenmiete in Deutschland ausschliefSlich erhhen, wenn sich die
fur die Kostenmiete maRgeblichen Kosten erhéhen. Andern sich diese, erscheint es gerecht,
dass der Mieter sie tragt, da der Mietzins sonst nicht mehr kostendeckend ware. Dies macht
den Vermieter besonders schutzwiirdig. Ausnahmsweise und im Unterschied zur Regelung auf
dem preisfreien Mietsektor darf der Vermieter eine Mieterhohung einseitig vornehmen. Er
darf den Mietzins nur an tatsachlich gestiegene Kosten anpassen. Zugleich kann der Mieter
ein Sonderkiindigungsrecht austiben und bestimmt so, ob der Vertrag zu den geanderten Kon-
ditionen fortbesteht.

Auch auf dem sozialen Mietsektor in Osterreich darf der Vermieter den Mietzins nur we-

gen sich verandernder tatsachlicher Kosten anpassen.
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In England und ehemals Schottland ist die Kostenmiete an den Einzelhandelsindex gekop-
pelt. Die Bestandsmietzinsen diirfen Vermieter unabhangig von den tatsédchlichen Kosten, ori-
entiert am Index zuzlglich eines jahresabhadngigen variablen Prozentpunkts sowie ggf. weite-
rer Flexibilitdtszuschlage, bis zu einer Mietkappungsgrenze anheben. Da die social rent nicht
von den tatsdchlichen Kosten abhangt, ist fraglich, inwiefern diese (iberhaupt ,nur” kostende-
ckend ist.

Fir in Deutschland ab dem 01.01.2002 geférderten Wohnraum definiert die Férderzusage
den maximal zuldssigen Anfangs- und Bestandsmietzins. Der Mietzins kann oberhalb der Kos-
tenmiete liegen.

In Osterreich gelten auf dem sozialen Mietsektor alternativ zum kostendeckenden Miet-
zins ausnahmsweise abweichende Mietzinsregelungen. Diese lassen einen héheren Mietzins
zu. Auf dem o6ffentlichen Mietsektor ist der Richtwertmietzins anwendbar.

Auf dem sozialen Mietsektor in England gilt entweder die social rent oder die auch auf dem
offentlichen Mietsektor anzutreffende affordable rent. Diese kénnen Vermieter anstelle der
kostendeckenden social rent fordern, wenn sie bei Errichtung des Wohnraums keine Forde-
rung nutzen und keine abweichende Selbstverpflichtung besteht. Der Vermieter darf sie ein-
mal jahrlich indexorientiert anheben. Bleibt der Mietzins hinter der zuldssigen Hochstmiete
zuriick, z.B. wegen einer einmal unterbliebenen Erhéhung, darf der Vermieter diese Differenz
erst bei Neuvermietung schliel3en.

Im Kontrast hierzu normiert das schottische Recht weder den Anfangs- noch den Bestands-
mietzins. Vorgegeben ist lediglich, dass der Mietzins unter dem Marktmietzins liegt
(reasonable rent), regelmaBig liberprift und an veranderte Gegebenheiten anzupassen ist.
Aullerdem ist vor einer Mieterh6hung eine Stellungnahme des Mieters einzuholen.

Die Vorgabe des Mietzinses durch die Wirtschaftlichkeitsberechnung diirfte sowohl| dem
Vermieter als auch dem Mieter Planungssicherheit bieten. Sie zeichnet die Entwicklung des
Mietzinses flir den gesamten Preisbindungszeitraum vor. Der Vermieter konnte sich vor Er-
richtung des Wohnraums entscheiden, ob er die Férderung zu den festgelegten Konditionen
in Anspruch nehmen will. Zugleich sind erforderliche Mietzinsanpassungen fiir den Vermieter
leicht umsetzbar. Der Mieter kann sich seinerseits entscheiden, ob er einen Mietvertrag zu

diesen langfristigen Konditionen abschlief3t.
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Auch der indexorientierte Mietzins in Osterreich bietet fiir den Mieter relativ gute Pla-
nungssicherheit, wenn er auf Veridnderungen des Verbraucherpreisindex beschrankt ist. °70

In England, wo neben dem Einzelhandelsindex noch viele weitere, sich dynamisch entwi-
ckelnde Faktoren beeinflussen, wie sich der Mietzins entwickelt, geht die Planungssicherheit
zu einem grol3en Teil verloren.

Zu den Auswirkungen der nur minimalistischen Regelung in Schottland liegen keine empi-
rischen Daten vor. Da auf dem 6ffentlichen/sozialen Mietsektor nur 6ffentliche/soziale Anbie-
ter auftreten, erscheint es nicht ausgeschlossen, dass diese sich ausreichend selbst verpflich-
ten. Planungssicherheit bietet die Regelung nicht. Fiir keine der Vertragsparteien ist voraus-
sehbar, wie sich der Mietzins entwickelt.

Die preisgebundenen/o6ffentlichen/sozialen Mietsektoren schiitzen sowohl die Interessen
der Neu- als auch der Bestandsmieter, da (auBer in Schottland) sowohl der Anfangs- als auch

der Bestandsmietzins vorgezeichnet sind.

D.l.6 Interventionsmoglichkeiten
Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz D (o] E S
Privater Mietsektor 1 1 0 1
Sozialer/o6ffentlicher Mietsektor 2 2 0 0

In allen Landern prifen Gerichte Mietzinse auf Antrag. Teilweise sind aullergerichtliche
Verfahren vorgeschaltet. Dies dirfte, wie beispielsweise die in Deutschland geltende Erheb-
lichkeitsschwelle zeigt, vorrangig dem Ziel dienen, die Gerichte von Verfahren zu entlasten
und diese zu beschleunigen. In England und Schottland sind vorgelagerte Verfahren vor dem
rent officer teilweise obligatorisch.

In allen Rechtsordnungen erschweren identifizierte Umstande die Rechtsverfolgung:

In Deutschland existiert nur eine Mietvertragsart. Gleichwohl variiert der Mal3stab fiir den
Anfangsmietzins abhangig davon, ob die Mietpreisbremse gilt. Befindet sich die Wohnung in
einem Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt und will der Vermieter von der ortsiiblichen
Vergleichsmiete nach oben abweichen, muss er dem Mieter ausnahmsweise bereits vor Ver-
tragsschluss Auskunft Gber die dies rechtfertigenden Tatsachen geben. Der Mieter braucht

sich in seiner Riige nur auf die vom Vermieter in der Auskunft genannten Griinde zu beziehen.

970 In Krisensituationen drohen groRe Indexspriinge.
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Gilt die Mietpreisbremse nicht, hat der Mieter keinen vorgelagerten Auskunftsanspruch und
muss darlegen und beweisen, dass ein geforderter Mietzins die Voraussetzungen der Ord-
nungswidrigkeit nach § 5 WiStrG, des Mietwuchers oder des allgemeinen Wuchertatbestan-
des erflllt. Fiir den Mieter ist es insbesondere schwierig zu beweisen, dass subjektive Tatbe-
standsmerkmale wie das ,Ausnutzen” einer Zwangslage erfillt sind. Unter Beriicksichtigung
der gegenlaufigen Parteiinteressen erscheint es nachvollziehbar, Gebiete mit und ohne aus-
gewiesenen angespannten Wohnungsmarkt unterschiedlich zu behandeln. Eine hohe Woh-
nungsnachfrage verknappt das Wohnraumangebot und bedingt héhere Mietzinse. Ein regu-
lierter Anfangsmietzins soll diese Spirale durchbrechen. Zugleich raumt das Gesetz dem Ver-
mieter in speziellen Situationen die Mdglichkeit ein, den Mietzins um mehr als 10 % Gber den
ortstiblichen Mietzins anzuheben. Dies diirfte Flexibilitat fur durch eine besondere Schutzbe-
durftigkeit des Vermieters begriindete Einzelfalle schaffen. Um hiergegen erforderlichenfalls
vorgehen zu kdnnen, hat der Mieter einen Anspruch auf Auskunft (iber die rechtfertigenden
Umstdnde. Ob es interessensgerecht ist, die Darlegungs- und Beweislast grundsatzlich dem
Mieter aufzuerlegen, bleibt diskutabel.

Osterreichische Mieter kdnnen selbst bei den dem Vollanwendungsbereich des MRG un-
terfallenden Mietvertragen nicht fordern, dass der Vermieter ihnen die der Berechnung des
Anfangsmietzinses zugrundeliegenden Umstdande mitteilt. Da der Vermieter nicht darlegen
muss, wie er Zu- und Abschldge auf die Normwohnung berechnet, ist die H6he des Anfangs-
mietzinses in Osterreich intransparent und nicht tiberpriifbar. Das kénnte ein Grund fiir die
auch im Vollanwendungsbereich des MRG beklagten hohen Mietzinse sein.

In England besteht bei der assured shorthold tenancy formell, nicht aber praktisch, ein
wirksamer Rechtsschutz gegen zu hohe Anfangsmietzinse. Zulassig ist ein Marktmietzins. Der
Mieter kann den Anfangsmietzins binnen sechs Monaten als zu hoch riigen. Selbst wenn ein
Gericht einen Mietzins als zu hoch bewertet, kann der Vermieter das Mietverhaltnis ohne be-
sonderen Grund jederzeit kurzfristig kiindigen. Will ein Mieter eine bestimmte Wohnung be-
wohnen, wird er von der Inanspruchnahme von Rechtsschutz Abstand nehmen (mussen).

In Gegensatz hierzu schrankt die schottische private residential tenancy die Kiindigungs-
moglichkeit des Vermieters ein. Die zuldssige Marktmiete setzt dem Anfangsmietzins jedoch

nur weite Schranken. AuRBer bei deutlich zu hohem Mietzins erscheint die gerichtliche Uber-
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prifung fir den Mieter aussichtslos. Das ist allerdings kein Problem der Interventionsmoglich-
keiten, sondern des materiellen Rechts. Geltendes materielles Recht kann der Mieter wegen
des bestehenden Rechtschutzes durchsetzen.

Will der Vermieter in Deutschland den Bestandsmietzins anheben, ist zu unterscheiden,
ob der gesetzliche oder ein vertraglicher Mieterh6hungsmechanismus gilt. Im ersten Fall
miusste der Vermieter darlegen und beweisen, dass der geforderte Mietzins die ortsiibliche
Vergleichsmiete bericksichtigt. Ausnahmsweise gilt die Mietpreisbremse auch fiir Anhebun-
gen des Bestandsmietzinses. Haben die Vertragsparteien fiir eine Wohnung in einem Gebiet
mit angespanntem Wohnungsmarkt einen Staffelmietvertrag vereinbart, ist die Mietpreis-
bremse bei jeder einzelnen Staffel zu beachten. Vorgenannte Schwierigkeiten umgeht ein In-
dexmietvertrag.

Die in Osterreich tibliche Indexkopplung und -limitierung birgt den Vorteil, dass die Fort-
schreibung eines einmal festgelegten Anfangsmietzinses keine erneuten Unsicherheiten auf-
wirft.

In England und Schottland hingegen ist bei jeder Mieterhéhung erneut der Marktmietzins
zu bestimmen. Zugleich kénnen sich die Mieter in England aufgrund des fehlenden Kiindi-
gungsschutzesi.d.R. nicht gegen Mieterhéhungen wehren. Vergleichbar verhalt es sich im Teil-
anwendung- und Vollausnahmebereich des MRG in Osterreich. Vermieter kdnnen ohne ge-
richtliche Kontrolle willkurlich handeln.

Die Regelungen unterscheiden sich beziglich des Geltendmachungszeitpunktes bzw. des
Geltendmachungserfordernisses.

In Deutschland ist eine (iberhdhte Mietzinsvereinbarung ipso iure nichtig. Der Mieter darf
den Mietzins kiirzen und zu viel gezahlte Betrage herausverlangen. Der Riickzahlungsanspruch
besteht bis zu 30 Monate rickwirkend.

In Osterreich ist im Vollanwendungsbereich des MRG ein zu hoher Mietzins teilweise un-
wirksam. Dies muss der Mieter binnen drei Jahren geltend machen, andernfalls prakludiert
sein Anspruch auf Herabsetzung. Den zu viel gezahlten Mietzins kann der Mieter zuriickfor-
dern.

In England muss der Mieter einen tGberhéhten Anfangsmietzins binnen der Initiallaufzeit
oder sechs Monaten riigen. Einen Gberhohten Bestandsmietzins muss er entweder vor Inkraft-

treten (England) oder binnen 21 Tagen nach Mitteilung (Schottland) riigen. Unterbleibt dies,
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ist der Mietzins wirksam vereinbart und eine Rickforderung von zu viel gezahltem Mietzins
scheidet aus.

Alle Regelungen dirften das Ziel verfolgen, Rechtssicherheit zu fordern. Dies geschieht je-
doch vielfach zulasten der Mieter. In Deutschland bestand nach der alten Rechtslage die wi-
derspriichliche Situation, dass der Vermieter den nicht geschuldeten Mietzins behalten durfte,
bis der Mieter dies (flir die Zukunft) riigte. Fiir Vermieter gab es nach dieser Regelung kaum
Anreize, einen rechtmaRigen Mietzins zu vereinbaren. Ein Mieter, der nicht direkt nach Ver-
tragsabschluss gegen den Mietzins vorgehen wollte, musste Nachteile akzeptieren. Obwohl er
den lGberhdhten Mietzins nicht wirksam schuldete, konnte er zu viel gezahlten Mietzins nicht
herausverlangen. Diese einseitige Bevorzugung des Vermieters erschien nicht interessensge-
recht, was Anlass flr den mittlerweile normierten riickwirkenden Herausgabeanspruch gewe-
sen sein durfte.

Nicht nachvollziehbar erscheint, warum der Anspruch auf Herabsetzung des Mietzinses
auf die zuldssige Hohe in Osterreich prakludiert. Obwohl der iiberhdhte Mietzins teilweise un-
wirksam ist, manifestiert sich dieser Zustand fiir die Laufzeit des Dauerschuldverhéltnisses ein-
seitig zulasten des Mieters. Der Vermieter hat keinen Anreiz, sich gesetzestreu zu verhalten.
Die durch diese Regelungen vermittelte Planungs- und Rechtssicherheit flir den Vermieter
kann nicht verdecken, dass hierdurch ein rechtswidriger Zustand in Bestandschutz erwachst.
Fiir den Vermieter bestehende Unsicherheiten bei der Festlegung eines neuen Mietzinses soll-
ten nicht den gesetzlichen Schutz eines zu hohen Mietzinses bewirken. Insbesondere die Prak-
lusionsregeln in Osterreich, England und Schottland scheinen nicht dem angemessenen Inte-
ressensausgleich zu dienen. Vielmehr iberlassen diese den Vertragsparteien das Mietrecht
zur freien Disposition. Dies widerspricht der Grundkonzeption von Mieterh6hungsmechanis-
men als Mieterschutzrecht.

SchlieBlich unterscheidet sich die Gestaltungsmacht der Gerichte. In Deutschland binden
die Parteiantrage die Gerichte. Klagt der Vermieter auf die Zustimmung zur Erhéhung des
Mietzinses, erhdlt er maximal den beantragten Mietzins. Selbst wenn ein Gericht zu dem
Schluss kame, dass der zuldssige Mietzins hoher liege, sprache es diesen dem Vermieter nicht
zu. In England und Schottland kann das Gericht auch einen Mietzins festsetzen, der tGber dem
vom Vermieter geforderten liegt. Fordert der Vermieter einen zu hohen Mietzins, spricht das
Gericht ihm im Sinne einer geltungserhaltenden Reduktion den maximal zuldssigen Mietzins

zu. In England und Schottland erhalt er ggf. sogar mehr, als er begehrt.
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Die identifizierten Regelungen sollen erkennbar zum angemessenen Interessensausgleich
beitragen. Die Gerichte schiitzen den Mieter vor der Zahlung eines zu hohen Mietzinses, in-
dem sie einen etwaig lUiberhéhten Mietzins herabsetzen. Der Vermieter kann sein Eigentum
gewinnbringend nutzen. Zulasten des Mieters wird der Mietzins jedoch immer auf den maxi-
mal zuldssigen Mietzins festgesetzt. Fordert der Vermieter einen Uberhéhten Mietzins, be-
steht fur ihn Giber eine Senkung bis zum maximal zuldssigen Mietzins kein Risiko. Dass Gerichte
den Vermietern in England und Schottland unter Umstanden mehr zusprechen als diese be-
gehren, bevorzugt sie einseitig zulasten der Mieter. Vermieter haben es selbst in der Hand,
eine hohere Anhebung des Mietzinses zu fordern. Die sich aus den intransparenten Regelun-
gen ergebenden Risiken tragt allein der Mieter.

Gegen Mietzinse auf dem 6ffentlichen/sozialen Mietsektor kénnen Mieter in England und
Schottland nicht vorgehen. Wegen der gegenlaufigen Interessen kann es zwischen den Par-
teien zu Unstimmigkeiten kommen. Bestehende Rechtsschutzmoglichkeiten kdnnen zum Aus-

gleich der Interessen beitragen. Fehlt diese Mdéglichkeit, wird das als bad practice betrachtet.
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D.l.7 Ubersicht Bewertungsmatrix

Die nachstehende Bewertungsmatrix fasst die Ergebnisse des Vergleichs zusammen. Eine
ahnliche oder gleiche Bepunktung einzelner Kriterien bedeutet nicht, dass die unterschiedli-
chen Regelungen sich dhneln. Vielmehr gleicht sich die Wirksamkeit der Regelungen bezogen
auf die bewerteten Kriterien. Die Bewertung mit einer 0-3 Punkteskala ermdéglicht lediglich
eine vereinfachende, gleichwohl quantifizierende und objektivierende Betrachtung. Einzelne
Regelungen erhielten, obwohl sie eigentlich als best oder good practices angesehen wurden,

deshalb keine hohere Bepunktung, weil sie nicht flichendeckend gelten.

D.l.7.1 Regulierung der Anfangsmietzinse — privater Mietsektor

Kriterium: Rechtssicherheit D 0 E S

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? ja ja nein nein
(ja) (ja)

Ist der sachliche Anwendungsbereich addquat? 1 0 (0) (0)

Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 2 2 (2) (2)

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- | 2 1 (1) (1)

standlich)

Kriterium: Ausbalancierte Regelung

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenladufiger In- | 2 2 (0) (0)
teressen? (bezogen auf den Anfangs-/Bestandsmietzins,

Marktorientierung, Qualitat der Wohneinheit)

Bieten die Regelungen die erforderliche Flexibilitat? | 1 0 (0) (0)

(Modernisierung, Neubau)

Besteht fir beide Vertragsparteien ausreichend Pla- | 2 2 (0) (0)

nungssicherheit?

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern | 1 2 (0) (0)

angemessen berlicksichtigt?

Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz

196



Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, | 1 0 (0) (0)
erkennbar abweichende praktische Bediirfnisse, Prob-

leme der Dispositivitat)

Bestehen wirksame Rechtsschutzmaoglichkeiten? (Schutz | 1 1 (2) (2)
vor Willkir)

D.l.7.2 Regulierung der Bestandsmietzinse — privater Mietsektor
Kriterium: Rechtssicherheit D (o] E S
Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? ja ja ja ja
Ist der sachliche Anwendungsbereich addquat? 3 0 0 2
Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 2 2 0 2
Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- |1 2 0 1
standlich)

Kriterium: Ausbalancierte Regelung

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 2 1 0 1
teressen? (bezogen auf den Anfangs-/Bestandsmietzins,

Marktorientierung, Qualitat der Wohneinheit)

Bieten die Regelungen die erforderliche Flexibilitat? | 2 1 1 2

(Modernisierung, Neubau)

Besteht fir beide Vertragsparteien ausreichend Pla- | 1 1 0 1

nungssicherheit?

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern | 1 2 1 2

angemessen berlicksichtigt?

Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz

Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen, | 2 1 0
erkennbar abweichende praktische Bedirfnisse, Prob-

leme der Dispositivitat)

Bestehen wirksame Rechtsschutzmoglichkeiten? (Schutz | 1 1 0 1

vor Willkir)
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D.1.7.3 Regulierungen der sozialen Mietsektoren

Kriterium: Besondere Mieterschutzregelungen (sozia- | D (o] E S

ler/6ffentlicher/preisgebundener Mietsektor)

Sind einheitliche gesetzliche Regelungen vorhanden? ja ja ja ja
Ist der sachliche Anwendungsbereich adaquat? 2 2 2 2
Sind die Regelungen angemessen dispositiv? 3 3 1 1
Bieten die Regelungen Anreize fiir private Vermieter auf | 2 0 0 0

dem sozialen Mietsektor zu agieren?

Sind die Regelungen praktikabel? (transparent, ver- | 3 1 1 3

standlich)

Kriterium: Ausbalancierte Regelung

Dienen die Regelungen dem Ausgleich gegenlaufiger In- | 3 2 0 1
teressen unter besonderer Berlicksichtigung des Mieter-
schutzes? (Hohe des Mietzinses, Marktorientierung,

Qualitat der Wohneinheit)

Besteht fir beide Vertragsparteien ausreichend Pla-| 3 2 1 0

nungssicherheit?

Werden die Interessen von Anfangs-/Bestandsmietern | 2 2 2 2

angemessen beriicksichtigt?

Kriterium: Soll-Ist-Relation/wirksamer Rechtsschutz

Sind die Regelungen wirksam? (Soll-Ist-Abweichungen,
erkennbar abweichende praktische Bediirfnisse, Prob-

leme der Dispositivitat)

Bestehen wirksame Rechtsschutzmoglichkeiten? (Schutz | 2 2 0 0

vor Willkdr)

D.lI Ergebnisse des Vergleichs

Die untersuchten Lander gehdren dem kontinentaleuropaischen Rechtskreis, dem com-

mon law englischer Ausprdagung und einer Mischform aus beiden Rechtskreisen an. Bezogen
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auf das Mietrecht kénnte eine Konvergenzbewegung erkennbar sein. Deutschland und Oster-
reich als Vertreter des kontinentaleuropaischen Rechtskreises haben ein umfassend normier-
tes Mietrecht, gerichtliche Entscheidungen konkretisieren die teilweise abstrakten Regelun-
gen. In England als Vertreter des common law und Schottland als Mischform aus zwei Rechts-
kreisen existieren, trotz der besonderen Bedeutung des Prdjudizienrechts im common law,
uniblich umfangreiche mietrechtliche Regelwerke. In England und Osterreich sind diese in-
transparent in unterschiedlichen Gesetzen verteilt.

Weder ein besonders dereguliertes noch ein reguliertes Recht scheinen charakteristisch
fir einen der Rechtskreise. Die Regulierungsdichte schwankte in den vergangenen einhundert
Jahren stetig. Diesen Wandel diirften vornehmlich epochale, politische und gesellschaftliche
Ereignisse verursacht haben. Diese Ereignisse (z.B. beide Weltkriege) flihrten in allen Landern
nahezu parallel zu gleichartigen Regelungen. Aus dieser Erkenntnis folgt, dass man der Ent-
wicklung des Rechts allenfalls auBerhalb solcher Krisensituationen eine politisch intendierte
Charakteristik entnehmen konnte. Die heute bestehenden, unterschiedlichen Regelungen
entwickelten sich aus den zur Zeit der Weltkriege nahezu identischen Regelungen. Kulturelle
Denkweisen, die nicht Gegenstand dieser Arbeit sind, dirften diese Regelungen wesentlich
beeinflusst haben. Die aktuellen Regelungen in Deutschland, Osterreich (im Vollanwendungs-
bereich des MRG) und Schottland (seit Ubertragung der Gesetzeskompetenz und Einfiihrung
der private residential tenancy) kdnnten darauf hindeuten, dass die Gesetzgeber fiir beide
Mietvertragsparteien ausgeglichene Regelungen schaffen wollten. Demgegeniiber entsteht
der Eindruck, der englische Gesetzgeber schenke dem mutmaRlichen Risiko der Uberregulie-
rung besondere Beachtung.

Uberraschend wurde festgestellt, dass die unterschiedlichen gesetzgeberischen Sichtwei-
sen die Ausgestaltung des Mieterbesitzrechts nicht beeinflussten. Die Besitzrechte sind dhn-
lich ausgestaltet. In England steht dem Mieter sogar ein echtes dingliches Recht an der Miet-
sache zu. Einen faktisch besseren Schutz als in den anderen Rechtsordnungen, bot diese Re-
gelung allerdings nicht. In allen Rechtssystemen kénnen Mieter Dritte von ihrem Besitz aus-
schliefen und haben nach einem Verkauf das Recht, im Mietobjekt zu verbleiben.

In allen Landern besteht der Mietwohnungsmarkt aus unterschiedlichen Mietsektoren.
Die preisgebundenen bzw. 6ffentlichen, sozialen und preisfreien bzw. privaten Mietsektoren
sind jedoch unterschiedlich ausgepragt und haben divergierende Anwendungsbereiche. Wah-

rend das deutsche Recht die Mietsektoren anhand objektiver Kriterien abgrenzt, sind in den
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Ubrigen Landern die Eigenschaften der Vermieter ausschlaggebend. Das deutsche, englische
und schottische Recht differenzieren die anwendbaren Regelungen klar, in Osterreich {iber-
schneiden sich diese.

Im Hinblick auf den zeitlichen Geltungsbereich des Mietrechts existiert in Deutschland ein
einheitliches Mietrecht, wohingegen in Osterreich und England viele unterschiedliche Rege-
lungen parallel anwendbar sind. In Schottland dhnelte die Rechtszersplitterung lange Zeit der
in England. Seit Ubertragung der Gesetzgebungskompetenz auf das schottische Parlament
deutet sich jedoch eine Vereinheitlichungstendenz an. Alle Mietvertrdge auf dem offentli-
chen/sozialen Mietsektor wandelten sich in eine Mietvertragsart um. Auf dem privaten Miet-
sektor gilt jedenfalls fiir Neuvertrage ein einheitliches Regelungssystem.

Die Mieterh6hungsmechanismen sind danach zu unterscheiden, ob sie gesetzlich oder auf-
grund vertraglicher Vereinbarung gelten und ob der Vermieter eine Mieterhéhung einseitig
erklidren kann. In Osterreich vereinbaren die Vertragsparteien vorrangig einen indexgekoppel-
ten Mietzins, in den anderen Landern nur selten. In England kann der Vermieter Mieterho-
hungen mittels Anderungskiindigung durchsetzen, daher erscheinen Mieterhéhungsmecha-
nismen Uberfliissig. Gleiches gilt fiir den Vollausnahmebereich des MRG in Osterreich. Dies
verdeutlicht, wie wichtig ein effektiver Kiindigungsschutz fir einen wirksamen Mieterho-
hungsmechanismus ist. Er flankiert das gesetzliche Verfahren und macht diese iberhaupt erst
erforderlich. Mieterhéhungen durch Anderungskiindigungen entziehen sich gesetzlicher Re-
gulierung und sind nicht kontrollierbar. Um die Interessen des Vermieters bei beschrankter
Kindigungsmaoglichkeit zu wahren, dirfte ein effektiver Mieterh6hungsmechanismus erfor-
derlich sein.®’* Andernfalls kénnte ein Zustand drohen, in welchem Neumieter die Mieten der
Bestandsmieter mitfinanzieren. Auch Mieterh6hungen wegen Modernisierung sollten Gesetz-
geber zulassen und zugleich reglementieren, um Gentrifizierungen vorzubeugen.

Die Regelungen limitieren den Mietzins unterschiedlich. Osterreich begrenzt die Mietzins-
entwicklung durch die Kopplung an den Verbraucherpreisindex eng. Dagegen erscheint die
deutsche Regelung mit einer auf 20 % begrenzten Erhéhung innerhalb von drei Jahren groR-
zligig. Diese Regelung Ubertrifft nur die grundséatzlich dem freien Wettbewerb unterworfene

Marktmiete in England und Schottland. Diese wird in Schottland in ausgewiesenen rent pres-

971 BT-Drs. 13/159, S. 92, Nr. 5116.
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sure zones beschrankt. Der Anstieg des Mietzinses ist dann indexgekoppelt limitiert. Beson-
dere Bedeutung dirfte hier den gebietsabhangigen Variablen zukommen. Sie kénnten die
durch die Indexkopplung entstehende strenge Reglementierung aushebeln.

In allen Landern existieren Mietsektoren fiir Personenkreise, die sich auf dem privaten
Mietsektor nicht ausreichend mit Wohnraum versorgen kénnen. Auf diesen gelten unter-
schiedlichste Mietzinsmodelle. In England und Schottland kann ein Mieter nicht gegen den

Mietzins vorgehen.
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E AbschlieBende Betrachtung der Arbeitsziele
E.l Eckpunkte fiir die Verbesserung deutscher bad practices

Der Vergleich zeigt neben Starken auch einige Schwachen des deutschen Mietrechts. Kor-
respondierend mit der Aussage:
,Alle Reformiberlegungen zum Mieterhohungsverfahren missen deshalb bei dem Ziel ansetzen,
dem Vermieter die Rentabilitat des Hausbesitzes zu erhalten, den Mieter aber nicht zur Aufgabe
seiner Wohnung durch eine unangemessene Mieterhdhung zu zwingen*,®72
orientieren sich die Eckpunkte zur Verbesserung des deutschen Mietrechts an den Parteiinte-
ressen. Hierbei sind etwaige negative Wechselwirkungen zu beachten: ,Eine standige Auswei-
tung des Mieterschutzes liegt dann nicht im Interesse der Mieter, wenn die damit verbunde-
nen Schutzwirkungen zu unangemessenen Mietsteigerungen fiihren”.%”3
Der landeriibergreifende Vergleich zeigte wenige zu adaptierende good oder best prac-
tices. Die deutschen Regelungen scheinen sich vielfach bereits an gesellschaftlichen Proble-
men zu orientieren und darauf angelegt zu sein, diese zu |6sen. Obwohl diese Regelungen
entsprechend der in dieser Arbeit verwandten Definitionen von good und best practices dem
angemessenen Ausgleich der Parteiinteressen zu dienen bestimmt sind, zeigte sich, dass sie
zum Teil wenig praktikabel, intransparent und daher kaum wirksam sind. Hieraus kénnte ab-
zuleiten sein: Auch die ausgewogensten Regelungen sind nur dann wirksam, wenn sie durch
ihren Anwendungsbereich mit verstandlichem Rechte- und Pflichten-Konzept transparent und
dadurch praktikabel sind. Denn nur transparente Regelungen ermoglichen es den Mietver-
tragsparteien, ihre Rechte einzuschatzen und durchzusetzen. Dariiber hinaus diirfte Transpa-
renz den Wettbewerb fordern. Wettbewerb wiederum kénnte dazu beitragen, die strukturell
ungleichen Verhandlungsstarken auszugleichen.
Die zielflihrende Idee materieller Regelungen bei gleichzeitig mangelnder Transparenz und
Praktikabilitat verdeutlichen insbesondere folgende Beispiele:
Die Mietpreisbremse gilt nur in ausgewiesenen Gebieten mit angespanntem Wohnungs-
markt. Sie greift also nur da in das Marktgeschehen ein, wo die Marktkrafte aufgrund beson-

ders groBer Nachfrage versagen. Die Mietpreisbremse gilt jedoch nicht fiir Neubauten und

972 BT-Drs. 13/159, S. 118, Nr. 5502.

973 BT-Drs. 13/159, S. 94, Nr. 5130.
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umfassend modernisierten Wohnraum. Auch wenn Anreize fiir neuen Wohnraum oder Mo-
dernisierungen grundsatzlich positiv zu bewerten sein dirften, kdnnte diese Ausnahme die
intendierte Schutzwirkung konterkarieren. Die Férderung neuen Wohnraums dirfte auch zu-
lasten des Altbestandes gehen. Es ware zu prifen, ob Anreize fiir Neubauten und Modernisie-
rungen durch weniger einschneidende Eingriffe moglich sind.

Auch kinftig pauschal alle nach dem 01.10.2014 erstmals vermieteten Wohnungen von
der Mietpreisbremse auszunehmen, erscheint nicht sachgerecht. Zielflihrend kdnnte sein, die-
ses Datum mit dem Geltungszeitraum der Mietpreisbremse dynamisch anzupassen. Alternativ
kdnnte vergleichbar mit den Regelungen des sozialen Wohnungsbaus (Preisbindungszeitraum)
fur Neubauten und umfassend modernisierten Wohnraum entweder eine befristete Aus-
nahme (z.B. fiir die ersten funf bis zehn Jahre) von der Mietpreisbremse geschaffen oder eine
hohere prozentuale Steigerung zugelassen werden. Dann ware dieser Wohnraum befristet fiir
einen ,,Preis-Ent-bindungszeitraum® aber nicht vollstédndig aus dem Anwendungsbereich der
Mietpreisbremse ausgenommen.

Eine Neuregelung wird wiederkehrend akut: Verordnungen, die Gebiete ausweisen, in de-
nen die Mietpreisbremse gilt, haben jeweils eine auf bis zu fiinf Jahre befristete Laufzeit.%’*

Sowohl, um den zuldssigen Anfangsmietzins zu ermitteln als auch bei der Erh6hung des
Bestandsmietzinses mithilfe des gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismus ist die ortsilibliche
Vergleichsmiete zu bestimmen. Obwohl die Anpassung des Mietzinses bis zur ortsiiblichen
Vergleichsmiete den Standardfall bildet, gibt es keinen praktikablen gesetzlichen Mechanis-
mus dafir, diese zu bestimmen. Hierdurch kénnen Unsicherheiten fiir beide Mietvertragspar-
teien entstehen. Fiir Vermieter ist der maximal zuldssige Mietzins kompliziert und unsicher
ermittelbar. Aufgrund der geringen Transparenz kdnnen auch Mieter nur gerichtlich Gberpri-
fen lassen, ob eine angekiindigte Erhohung zulassig ist.

Auf vergleichbaren Wohnraum kann sich der Vermieter nur beziehen, wenn solcher exis-
tiert und bekannt ist. Sachverstandige missten sich ebenfalls auf vergleichbaren Wohnraum
beziehen. Mietspiegel sind umstritten. Weder gibt es eine einheitliche Vorgabe dafir, wie
diese aufzustellen sind, noch ist eindeutig geklart, ob Mietspiegel den Mietanstieg tatsachlich
begrenzen oder eher fordern. Angesichts der aufgezeigten Unsicherheiten der weiteren Me-

thoden, die ortsibliche Vergleichsmiete zu ermitteln, erscheint es sinnvoll, das Instrument des

974 Derzeit befristet bis zum 31.12.2025; § 556d Absatz 2 Satz 4 BGB.
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Mietspiegels weiterzuentwickeln. Vereinheitlicht werden kdnnte zum einen das Verfahren fir
die Aufstellung (z.B. Methodik, Aktualisierungsturnus, Meldepflicht von Mietzinsen bei Ab-
schluss neuer Mietvertrage) und zum anderen der Anwendungsbereich.’> In diese Richtung
geht das MsRG, welches Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern verpflichtet, kiinftig ei-
nen einfachen oder qualifizierten Mietspiegel zu erstellen.®”® Zugleich wurde die Bundesre-
gierung ermachtigt, eine Verordnung tber Verfahren zur Aufstellung und den Inhalt von qua-
lifizierten Mietspiegeln zu erlassen.

Die ortsubliche Vergleichsmiete ist eine modifizierte Durchschnittsmiete. Sie errechnet
sich aus den in den letzten sechs Jahren durchschnittlich vereinbarten oder geanderten Miet-
zinsen fir vergleichbaren Wohnraum in einem bestimmten Gebiet. Deswegen bildet die orts-
ubliche Vergleichsmiete Mietzinserhéhungen nur verzogert ab. Der gesetzliche Mieterho-
hungsmechanismus erméglicht grundsatzlich Mieterhéhungen bis zu 20 % binnen drei Jahren.
Um den Anstieg zu begrenzen, verlangerte der Gesetzgeber den maRgeblichen Zeitraum fir
die Berechnung der ortsiiblichen Vergleichsmieten zuletzt von vier auf sechs Jahre. Je langer
der Betrachtungszeitraum, desto starker ist der Eingriff in die Rechte der Vermieter. Ob vier,
sechs oder eine andere Anzahl an Jahren angemessen ist, ist eine Wertentscheidung des Ge-
setzgebers. Entscheidender als der Bezugszeitraum dirfte die Hohe der Kappungsgrenze sein.

Aus diesem Grund koénnte der in Osterreich haufig vereinbarte indexorientierte Mietzins
zielfihrend sein. Die Starkung der indexorientierten Mieterhéhung auch in Deutschland
kdnnte viele Vorteile bieten. Vermieter kénnten den Mietzins mutmallich unkompliziert,
rechtssicher und transparent fortschreiben. Der steigende Mietzins wiirde sich an den allge-
meinen Lebenshaltungskosten orientieren. Das Delta zwischen Anfangs- und Bestandsmiet-
zinsen wahrend langer Mietvertragslaufzeiten verringerte sich. Neu- und Bestandsmieter wiir-
den ,gleicher” behandelt. Die hohere Transparenz von Mieterhohungsverlangen konnte das
Streitpotential reduzieren. Das urspriinglich vereinbarte wirtschaftliche Gleichgewicht blieb
wahrend der Vertragslaufzeit erhalten. Zugleich diirfte die Umzugsbereitschaft steigen, da der
Vorteil dafiir sanke, trotz Umzugsanlassen wohnen zu bleiben. Die erh6hte Umzugsfluktuation
konnte zu mehr verfligbarem Wohnraum und zu mehr Wettbewerb fiihren, welcher sich sei-

nerseits positiv auf die Hohe der Mietzinse auswirken dirfte.?””

975 Voigtlander/Deschermeier/Seipelt, Evaluation der Mietpreisbremse, S. 21.
976 BGBI. 2021 1, 51.

977 BT-Drs. 13/159, S. 94, Nr. 5125.
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Es erscheint nicht sachgerecht, die sich aus einer unzuldssigen Erhohung des Mietzinses
ergebenden Risiken einseitig dem Mieter aufzubiirden. Fir den Mietzins unzuldssig anhe-
bende Vermieter sollten starkere Anreize bestehen, sich gesetzestreu zu verhalten. Ein erster
Schritt in diese Richtung ist der seit April 2020 bestehende Anspruch der Mieter, lGberhoht
gezahlte Mietzinse auch fir die Vergangenheit kondizieren zu kénnen. Darlber hinaus haben
Vermieter grundsatzlich keine Sanktionen zu flirchten. Die fehlenden Sanktionen kdnnten
mangelnde Gesetzestreue von Vermietern fordern. Den Rechtsschutz und Sanktionen sollte
der Gesetzgeber effektiver gestalten. Eine Moglichkeit kdnnte sein, flir Mieter schwer nach-
weisbare subjektive Tatbestandsmerkmale durch objektive Tatbestandsmerkmale zu ersetzen.
Dies konnte dazu beitragen, rechtsschutzsuchenden Mietern die Beweislast zu erleichtern.

Die Moglichkeit, Modernisierungskosten auf den Mietzins umzulegen, sank zuletzt von 11
auf 8 % pro Jahr. Die Umlage lasst sich wie folgt begriinden: Zum einen sollen energetische
Sanierungen den Klimaschutz und das Wohl der Allgemeinheit férdern, zum anderen erh6hen
sie die Wohnqualitat fir Mieter. Jedenfalls im Hinblick auf den zweiten Begriindungsansatz
verfolgte das in England ehemals vorzufindende green deal programme einen interessanten
Losungsansatz. Die Tilgungsraten von fiir energetische Sanierungen aufgenommenen Darle-
hen konnte der Vermieter nur in Hohe der tatsdchlich eingesparten Kosten auf den Mietzins
umlegen. Der tatsichlich gezahlte Mietzins erhdhte sich nicht. In Osterreich sind staatlich ge-
forderte Sanierungen (z.B. Modernisierungen) nur umlagefahig, wenn die Kosten nicht aus der
Mietzinsreserve der letzten zehn Jahre zu decken sind und auch dann nur befristet. Die deut-
sche Losung bietet starkere Anreize flir den Vermieter, Modernisierungen durchzufiihren, da
er hohere Kosten umlegen kann. Fir Mieter bedeutet dies umgekehrt, dass sie ggf. Moderni-
sierungskosten tragen miussen, die fir sie in keinem Verhaltnis zum erhéhten Wohnstandard
stehen. Das berechtigte Ziel des Klimaschutzes finanzieren zu einem groBen Teil die Mieter.
Denkbar ware eine Kombination aus der englischen und dsterreichischen Losung einzufiihren,
wonach tatsachlich eingesparte Kosten zuziiglich eines befristeten Aufschlags auf den Miet-

zins zuldssig waren.
E.ll Hindernisse fiir ein europaisch orientiertes Mietrecht

Einem europadisch orientierten Mietrecht kdnnten nur Aspekte entgegenstehen, die eine

gemeinsame Zielsetzung als nicht denkbar erscheinen lassen. Dies dirften weniger regelungs-
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systematische Griinde als mehr politisch abweichende Zielsetzungen oder kulturelle Unter-
schiede sein. Solche kdnnten sich in den verglichenen Mieterh6hungsmechanismen wider-
spiegeln:

Insgesamt betrachtet konnten die Gesetzgeber vergleichbare Zielsetzungen verfolgen. Un-
uberwindbare rechtliche Hindernisse fiir ein europaisch orientiertes Mietrecht scheinen sich
aus den untersuchten Rechtsordnungen nicht zu ergeben. Der Vergleich brachte keine in den
jeweiligen Rechtskreisen verwurzelten Regelungsspezifika oder Denkweisen hervor, die einem
europaisch orientierten Mietrecht entgegenstiinden. Die Regelungen, angefangen beim Mie-
terbesitzrecht, Uber preisfreie und preisgebundene Mietsektoren hin zu vergleichbaren Miet-
erhohungsmechanismen dhneln sich in vielerlei Hinsicht. Es wurden keine Regelungen identi-
fiziert, die nicht ebenso in einem der anderen Lander gelten kénnten.

Das Mieterbesitzrecht ist vergleichbar ausgestaltet, was gegen mogliche Hindernisse fiir
ein europaisch orientiertes Mietrecht spricht. Vielmehr zeigt dieser Aspekt, dass die Rechts-
ordnungen bereits zum jetzigen Zeitpunkt und ohne OrientierungsmalRinahmen dhnliche An-
satze aufweisen.

Historisch betrachtet reagierten die Gesetzgeber auf landerlibergreifend auftretende zeit-
geschichtliche Ereignisse (z.B. die Weltkriege oder die Herausforderungen der Corona-Pande-
mie) materiell nahezu simultan und dhnlich. Zumindest in Situationen akuten Handlungsbe-
darfs zeigten sich daher nicht nur keine Hindernisse, sondern bereits viele Gemeinsamkeiten,
die einer wechselseitigen Orientierung nicht entgegenstiinden.

Preisfreie und preisgebundene Mietsektoren mit divergierenden Anwendungsbereichen
und Voraussetzungen existieren in allen Rechtsordnungen. Zugleich kennen alle Rechtsord-
nungen Personenkreise, die ihren Wohnraumbedarf nicht ohne staatliche Unterstiitzung de-
cken kénnen. Die bestehenden Unterschiede, beispielsweise Ankniipfung an personliche Ei-
genschaften der Vermieter statt an sachliche Ankniipfungspunkte wie die staatliche Forde-
rung beim Bau, erscheinen nicht als unldsbare Hindernisse.

Unterschiedliche rechtliche Bewertungen zeigen sich vor allem in der zeitlichen Anwend-
barkeit von Regelungen. Osterreich und England scheinen dem Bestandsschutz erhebliche Be-
deutung beizumessen. Mietrechtliche Neuregelungen gelten uneingeschrankt nur fiir Neuab-
schlisse. Parallel geltende unterschiedliche Regelungssysteme sind dem deutschen Recht
fremd. Neuregelungen wirken sich grundsatzlich auch auf Bestandsvertrage aus. Einen Mittel-

weg geht Schottland: Es weicht mit Umwandlung aller Mietvertrage auf dem o6ffentlichen
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Mietsektor zur Scottish secure tenancy vom bisherigen, , britischen” Weg ab. Die zunachst vor-
gesehene Vereinheitlichung aller Neu- und Altvertrage auf dem privaten Mietsektor durch die
eingeflihrte private residential tenancy entfiel im Gesetzgebungsprozess wieder. Die schotti-
sche Vorgehensweise diirfte zeigen, dass auch Aspekte der zeitlichen Geltung einem orien-
tierten Vorgehen nicht entgegenstehen. Dies gilt zugleich fiir den Abschluss von Mietvertra-
gen mit grundsitzlich unbestimmter Laufzeit (wie in Deutschland oder Osterreich) und sich
gesetzlich erneuernden bzw. periodisch fortsetzenden Mietvertragen (wie in England). Das
schottische Mietrecht ndherte sich dem kontinentaleuropaischen Weg mit Einfihrung der pri-
vate residential tenancy scheinbar an und kénnte damit wichtige Erkenntnisse tber die grund-
satzliche Kompatibilitat des Mietrechts der Rechtskreise geliefert haben. Hindernisse fir ein
europadisch orientiertes Mietrecht zeigten sich nicht.

Alle untersuchten Rechtsordnungen kennen Regulierungen des Anfangs- und des Be-
standsmietzinses. Bei der Regulierung des Anfangsmietzinses orientieren sich alle Rechtsord-
nungen an Vergleichswohnungen. Die Vertragsparteien kdnnen Erh6hungen des Bestands-
mietzinses vertraglich regeln. Daneben bestehen gesetzliche Mieterh6hungsmechanismen.
Diese orientieren sich zumeist an Vergleichswohnungen und/oder einem Index. Auffalligster
Unterschied ist, dass der Vermieter den Mietszins teilweise einseitig anheben darf (England,
Schottland) und teilweise Ubereinstimmende Willenserklarungen der Mietvertragsparteien
erforderlich sind (Deutschland, Osterreich). Gleichwohl ist allen Rechtsordnungen in bestimm-
ten Situationen auch das jeweilige Pendant bekannt. Diesem Aspekt sollte bei Orientierungs-
bestrebungen besondere Aufmerksamkeit zukommen. Maoglicherweise zeigt sich gerade an
dieser Stelle der Vorteil eines orientierten Vorgehens, welches Raum fir landerspezifische Be-
sonderheiten lieBe. Grundlegende Hindernisse flr ein europdisch orientiertes Vorgehen sind
nicht erkennbar.

Auf dem offentlichen/sozialen oder preisgebundenen Mietsektor sahen die Rechtsord-
nungen in der Vergangenheit einheitlich kostendeckende Mietzinse vor. Diese durften Ver-
mieter nur bei tatsachlich steigenden Kosten erhdhen. Fiir diesen Mietsektor scheint sich mitt-
lerweile Ubergreifend die Erkenntnis durchgesetzt zu haben, dass die nicht durch den Staat
vorgenommene Vermietung Anreize bendtigt und daher ein hoherer als der kostendeckende
Mietzins erforderlich ist. Zuldssige Mietzinse sind gleichwohl strenger limitiert als auf dem pri-
vaten/preisfreien Mietsektor. Hindernisse, welche einem europaisch orientierten Vorgehen

entgegenstiinden, wurden nicht identifiziert.
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In allen Rechtsordnungen beeintrachtigen bestimmte Umstdnde eine effektive Rechtsver-
folgung. Wahrend in England vornehmlich der fehlende Kiindigungsschutz die Rechtsverfol-
gung erschwert, ist es in allen Rechtsordnungen problematisch, dass der Ausgang der gericht-
lichen Verfahren fir die Vertragsparteien kaum abzuschéatzen ist. Fir den Mieter ergibt sich
diese Unsicherheit vielfach daraus, dass fir ihn die Berechnung des Mietzinses nicht transpa-
rent und nachvollziehbar ist. Aber auch fiir Vermieter ist nicht rechtssicher erkennbar, wel-
chen Mietzins sie zuldssigerweise fordern diirfen. Daneben erschweren Darlegungs- und Be-
weislasten die Rechtsverfolgung. In allen Rechtsordnungen gibt es Zeitpunkte, bis zu denen
der Mieter unzuldssig hohe Mietzinse riigen muss, um einen Anspruch darauf zu haben, diese
abzusenken bzw. Uberzahlte Mietzinse herausverlangen zu kdnnen. Diese Regelungen diirften
dazu dienen, die Rechtssicherheit zu fordern. Hierbei konnte verkannt werden, dass die
Rechtssicherheit der einen Partei die Rechtsunsicherheit der anderen Partei ist. Viele der skiz-
zierten Probleme bestehen landeriibergreifend. Dies ist jedoch kein Hindernis fiir ein europa-
isch orientiertes Vorgehen, sondern verdeutlicht, wo ein solches Vorgehen ankntipfen und
besonders zielflihrend sein konnte.

Gesellschaftliche, kulturelle oder politische Griinde kdnnten ein europadisch orientiertes
Mietrecht hindern:

Wahrend das deutsche Mietrecht scheinbar das Ziel verfolgt, die gegensatzlichen Interes-
sen der Mietvertragsparteien auszubalancieren, ist dies im englischen Mietrecht nur bedingt
erkennbar. Hier scheint der Selbstzweck, den Wettbewerb durch vermieterbegiinstigende De-
regulierungen zu fordern, im Vordergrund zu stehen. Erklarungsansatz hierfir kdnnte sein,
dass der englische Gesetzgeber dem freien Wirken der Marktmachte und damit verbunden
der Nutzung des Eigentumsrechts eine groRere Bedeutung beimisst als die Ubrigen Gesetzge-
ber. Dieses Verstandnis wird daraus abgeleitet, dass Deregulierungen haufig als Anreize fir
Investitionen in Wohnungsbau und Vermietung gelten. Deregulierungen kénnen viele einsei-
tig den Vermieter bevorzugende und die Position des Mieters schwéachende Situationen her-
vorbringen. Demgegenitiber dirfte der deutsche Gesetzgeber subtiler vorgehen, wenn er liber
ein mittelbares Anreizsystem (z.B. steuerliche Begiinstigungen) versucht Impulse fir den
Wohnungsbau und die Vermietung zu schaffen. Diese tendenziell abweichende Grundausrich-
tung erscheint nicht als uniiberwindbares Hindernis. Entscheidend diirfte ein angemessenes
Verhaltnis der Regelungen zueinander sein, um einerseits Anreize fir den Wohnungsbau und

die Vermietungstatigkeit zu schaffen und andererseits das Grundbediirfnis nach Wohnraum
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zu erfillen. Diese Zielrichtung scheint zwar mit unterschiedlicher Priorisierung aber dennoch
ubereinstimmend zu bestehen.

Unklar bleibt, ob die abweichende Regulierungsdichte bzw. die jeweilige Position der Mie-
ter Ausgangspunkt oder Ergebnis der gesellschaftlichen Anerkennung des Mietsektors als
Wohnalternative ist. Jedenfalls wird das Wohnen zur Miete als Wohnalternative gesellschaft-
lich unterschiedlich anerkannt. Die abweichende Anerkennung kénnte sich in der GroRe des
Mietsektors widerspiegeln. Dieser variiert zwischen den untersuchten Landern betrachtlich:
In Deutschland umfasst der gesamte Mietsektor ca. 52 %, in Osterreich 41 %, in England 36 %
und in Schottland 42 % der Wohnverhaltnisse. Da die Gré3e der Mietsektoren ebenso wie die
Regulierungsdichte in den vergangenen 100 Jahren in allen Landern betrachtlich schwankte,

erscheint dies kein Hindernis fiir ein europaisch orientiertes Vorgehen darzustellen.
E.lI Endergebnis

Das erste Ziel dieser Arbeit, nationalstaatliche Mieterh6hungsmechanismen zu identifizie-
ren, zu vergleichen und zu bewerten, um Eckpunkte fir die Verbesserung deutscher bad prac-
tices zu formulieren, gestaltete sich kompliziert:

In allen Landern existieren Mieterhéhungsmechanismen. Diese veranderten sich in den
letzten 100 Jahren dynamisch. Alle Regelungssysteme wiesen und weisen Starken und Schwa-
chen auf. Kein Regelungssystem ist einem anderen strukturell Gberlegen. Entscheidend sind
vielmehr konkrete Ausgestaltungen.

Die Regelungen sind jedoch grundlegend verschieden konzeptioniert. Dies legt nahe, dass
die Rechtsordnungen die Interessen der Vertragsparteien unterschiedlich gewichten. Nach-
dem mietrechtliche Regelungen zunédchst einheitlich als NotstandsmaBnahmen dem Mieter-
schutz dienten, versuchen das deutsche und schottische Recht heutzutage die Parteiinteres-
sen auszubalancieren. Demgegeniiber rdaumt das englische Mietrecht den Vermieterinteres-
sen eine stirkere Stellung ein. In Osterreich variiert die Schutzwirkung der mietrechtlichen
Bestimmungen stark: Im Vollanwendungsbereich des MRG gelten formal mieterschiitzende
und aulRerhalb vermieterschiitzende Regelungen. Die Praxis scheint sich von den gesetzlichen
Vorgaben zu entfernen. Eine nachvollziehbare gesetzgeberische Intention lieB sich nicht iden-

tifizieren.
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Die unterschiedlichen Regelungen boten kaum Anknilpfungspunkte, um aus good oder
best practices anderer Rechtsordnungen Eckpunkte zur Verbesserung deutscher Mieterho-
hungsmechanismen zu formulieren. Die in Deutschland bestehenden Probleme bestanden in
den anderen Landern entweder nicht, oder diese |6sten sie nicht besser.

Die Untersuchung zeigte aullerdem, dass der deutsche Gesetzgeber fortlaufend versucht,
die Mieterhohungsmechanismen den sich wandelnden Marktverhéltnissen und erkannten Be-
darfen anzupassen. Dies ist auch in Schottland zu beobachten. Diese steten Anpassungen be-
dingen in ihrer konkreten Ausgestaltung die zunehmend intransparente Regelungssystematik
des deutschen Mietrechts, welche die Rechtsdurchsetzung erschwert. Dies zeigt sich deutlich
an den vagen Regelungen zur Bestimmung der ortsliblichen Vergleichsmiete. Diese ist sowohl
bei der Bestimmung des Anfangsmietzinses (Mietpreisbremse) als auch bei der Erhéhung des
Bestandsmietzinses mithilfe des gesetzlichen Mieterh6hungsmechanismus mafigeblich. Den-
noch birgt dieses zentrale Instrument erhebliche Unsicherheiten bei der Ermittlung des konk-
ret zuldssigen Mietzinses.

Die best practice der deutschen Mieterhohungsmechanismen stellt sich daher zugleich als
bad practice dar: Die komplexen Regelungen erméglichen es, unterschiedliche Interessen und
Umstande zu berticksichtigen. Sie sind gleichzeitig jedoch intransparent und wenig praktikabel.
Der wichtigste Eckpunkt zur Verbesserung des deutschen Mietrechts kdnnte daher lauten,
ausbalancierte und transparente Regelungen zu schaffen.

Im Rahmen des zweiten Ziels dieser Arbeit, der moglichen europdischen Koordination des
Mietrechts, galt es die verschiedenen nationalen Regelungen im Hinblick auf eine aufeinander
abgestimmte Weiterentwicklung zu untersuchen. Die geringe Landeranzahl erméglichte zwar
keine abschlieende Beurteilung, dennoch ldsst sich ein wichtiges Zwischenergebnis festhal-
ten:

Unliberwindbare rechtliche Hindernisse fiir ein europdisch orientiertes Mietrecht sind
nicht erkennbar. Es existieren vergleichbare Mietsektoren und Regelungen, die dhnliche Prob-
lemlagen adressieren. Die unterschiedlichen Losungsansatze scheinen, wie insbesondere der
historische Blick zeigt, nicht inkompatibel zu sein. Diese Annahme legen aktuelle Entwicklun-
gen des schottischen Rechts nahe, in denen sich eine Konvergenzbewegung in Richtung des
kontinentaleuropdaischen Rechts abzeichnet.

Das Bemiihen der EU-Lénder, bei der Losung mietrechtlicher Probleme voneinander zu lernen,

sollte die voranschreitende europdische Vernetzung leiten. Hierzu erscheint zielfliihrend, auf
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akademischer Ebene gemeinsame Zielvorstellungen, Prioritdten sowie Indikatoren zu entwi-
ckeln, jedoch deren konkrete Umsetzung den nationalen Gesetzgebern zu (berlassen. Der
durch diesen zugleich zentralen wie dezentralen Ansatz erdffnete Gestaltungsspielraum
wirde landerspezifische Besonderheiten erlauben und so die Akzeptanz einer europdaischen

Koordination fordern.

211



	Inhaltsverzeichnis
	Literaturverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	A Einleitung
	A.I Einführung in die Problematik und Zielsetzung
	A.II Gang der Untersuchung

	B Methodische Grundlagen der Untersuchung
	B.I Definition und Auswahl des untersuchten Problems
	B.II Die Auswahl der untersuchten Länder
	B.III Wertungssystem
	B.III.1 Wertungskriterien
	B.III.2 Wertungsskala

	B.IV Zugrunde gelegtes Material und Stand der Wissenschaft

	C Länderberichte
	C.I Deutschland
	C.I.1 Rechtskreis
	C.I.2 Besitzrecht der Mieter
	C.I.3 Historische Entwicklung des Mietrechts
	C.I.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht
	C.I.4.1 Preisfreier Wohnraum
	C.I.4.2 Preisgebundener Wohnraum

	C.I.5 Mietvertragsarten
	C.I.6 Mieterhöhungsmechanismen
	C.I.6.1 Preisfreier Wohnraum
	C.I.6.1.1 Zweiseitige Mieterhöhung
	C.I.6.1.2 Einseitige Mieterhöhung
	C.I.6.1.3 Betriebskosten

	C.I.6.2 Preisgebundener Wohnraum

	C.I.7 Interventionsmöglichkeiten des Mieters
	C.I.8 Bewertung und Zusammenfassung

	C.II Österreich
	C.II.1 Rechtskreis
	C.II.2 Besitzrecht der Mieter
	C.II.3 Historische Entwicklung des Mietrechts
	C.II.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht
	C.II.4.1 Privater Mietsektor
	C.II.4.2 Öffentlicher/sozialer Mietsektor

	C.II.5 Mietvertragsarten
	C.II.6 Mieterhöhungsmechanismen
	C.II.6.1 Privater Mietsektor
	C.II.6.1.1 Vollanwendungsbereich
	C.II.6.1.2 Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich

	C.II.6.2 Öffentlicher/sozialer Mietsektor
	C.II.6.2.1 Gemeinnützige Bauvereinigungen
	C.II.6.2.2 Gemeindewohnungen


	C.II.7 Interventionsmöglichkeiten des Mieters
	C.II.7.1 Privater Mietsektor
	C.II.7.1.1 Vollanwendungsbereich
	C.II.7.1.2 Teilanwendungs- und Vollausnahmebereich

	C.II.7.2 Öffentlicher/Sozialer Mietsektor

	C.II.8 Bewertung und Zusammenfassung

	C.III England
	C.III.1 Rechtskreis
	C.III.2 Besitzrecht der Mieter
	C.III.3 Historische Entwicklung des Mietrechts
	C.III.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht
	C.III.5 Mietvertragsarten
	C.III.5.1 Privater Mietsektor
	C.III.5.1.1 Assured shorthold tenancy
	C.III.5.1.2 (Fully) assured tenancy (auch sozialer Mietsektor)
	C.III.5.1.3 Controlled/regulated/protected/statutory tenancy

	C.III.5.2 Öffentlicher/Sozialer Mietsektor
	C.III.5.2.1 Secure tenancy
	C.III.5.2.2 Flexible tenancy (new secure tenancy)


	C.III.6 Mieterhöhungsmechanismen
	C.III.6.1 Privater Mietsektor
	C.III.6.1.1 Assured shorthold tenancies
	C.III.6.1.2 (Fully) assured tenancy (auch sozialer Mietsektor)
	C.III.6.1.3 Controlled/regulated/protected/statutory tenancies744F

	C.III.6.2 Öffentlicher/Sozialer Mietsektor
	C.III.6.2.1 (Fully) assured tenancy
	C.III.6.2.2 Secure tenancy/flexible tenancy

	C.III.6.3 Mieterhöhung wegen Renovierung/Modernisierung
	C.III.6.4 Erhöhung der Nebenkosten (service charges) Erhaltungs- und Reparaturarbeiten

	C.III.7 Interventionsmöglichkeiten
	C.III.7.1 (Fully) assured und assured shorthold tenancy
	C.III.7.2 Regulated tenancies
	C.III.7.3 Secure tenancies

	C.III.8 Bewertung und Zusammenfassung

	C.IV Schottland
	C.IV.1 Rechtskreis
	C.IV.2 Besitzrecht der Mieter
	C.IV.3 Historische Entwicklung des Mietrechts
	C.IV.4 Mietsektoren und anzuwendendes Recht
	C.IV.4.1 Privater Mietsektor
	C.IV.4.2 Öffentlicher Mietsektor

	C.IV.5 Mietvertragsarten
	C.IV.5.1 Privater Mietsektor
	C.IV.5.1.1 Short assured tenancy
	C.IV.5.1.2 Fully assured tenancy
	C.IV.5.1.3 Protected/regulated tenancies
	C.IV.5.1.4 Private residential tenancy

	C.IV.5.2 Öffentlicher/Sozialer Mietsektor

	C.IV.6 Mieterhöhungsmechanismen
	C.IV.6.1 Privater Mietsektor
	C.IV.6.1.1 Assured tenancy und short assured tenancy
	C.IV.6.1.2 Regulated tenancy
	C.IV.6.1.3 Private residential tenancy
	C.IV.6.1.4 Betriebskosten, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen

	C.IV.6.2 Öffentlicher/sozialer Mietsektor - Scottish secure tenancy

	C.IV.7 Interventionsmöglichkeiten des Mieters
	C.IV.7.1 (Short/fully) assured tenancy
	C.IV.7.2 Protected/regulated tenancy
	C.IV.7.3 Private residential tenancy
	C.IV.7.4 Scottish secure tenancy

	C.IV.8 Bewertung und Zusammenfassung


	D  Auswertung
	D.I Vergleich
	D.I.1 Rechtskreise
	D.I.2 Besitzrechte der Mieter
	D.I.3 Historische Entwicklungen
	D.I.4 Mietsektoren und Mietvertragsarten
	D.I.5 Mieterhöhungsmechanismen
	D.I.5.1 Private (preisfreier) Mietsektoren
	D.I.5.1.1 Anfangsmietzinse
	D.I.5.1.2 Bestandsmietzinse – Gewinnmaximierung
	D.I.5.1.3 Bestandsmietzinse – Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen
	D.I.5.1.4 Bestandsmietzinse – verbrauchsabhängige Betriebskosten

	D.I.5.2 Preisgebundene/Öffentliche/Soziale Mietsektoren

	D.I.6 Interventionsmöglichkeiten
	D.I.7 Übersicht Bewertungsmatrix
	D.I.7.1 Regulierung der Anfangsmietzinse – privater Mietsektor
	D.I.7.2 Regulierung der Bestandsmietzinse – privater Mietsektor
	D.I.7.3 Regulierungen der sozialen Mietsektoren


	D.II Ergebnisse des Vergleichs

	E Abschließende Betrachtung der Arbeitsziele
	E.I Eckpunkte für die Verbesserung deutscher bad practices
	E.II Hindernisse für ein europäisch orientiertes Mietrecht
	E.III Endergebnis


